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Über das Wirken eines Staatsmannes jo Bericht zu er- 
ftatten, daß der LXefer fich über denfelben ein Urteil bilden oder 
ein allfällig vorhandenes ungenaues berichtigen fann, ift eine 
fehr fchwierige Aufgabe. 

Wie viel einfacher und dankfbarer ift Die Aufgabe, über das 
Leben und Wirken eines beliebten Dichters, eines herbor- 
vagenden Malers oder BildHauers zu berichten! Die temtnis 
der Werke des Dichter? darf der Biograph bei jenem Lejer 
 borausfegen; von den Werfen des Maler3 und des Bildhauers 
. ftehen dem Lefer der Biographie, welchem die Driginale nicht 
zugänglich find, Heutzutage vorzügfiche Abbildungen zur Ber- 
fügung, ja e3 fönnen jolche Abbildungen mit geringen Kojten 
in die Biographie aufgenommen werden. 

&o handgreiflich am der Biograph) das Wirken des Staats- 
mannes nicht darftellen, und wenn die Bedeutung eines Stants- 
manne3 fo fehr, wie in unferm Falle, gerade in jeinen Werken 
beiteht, fo daß er nur al3 wirtender denkbar ift, wie Fönnen, im 
fompfizierten Gewebe der Hulturgefchichte, die von ihm ge- 
Iponnenen Fäden nachgemwiefen werben? 

Der Biograph muß dann zum großen Teil die Stultur- 
geichichte jelbft reproduzieren, mit welcher da3 Wirten des 
- Staatsmannes fo verflochten ift, daß man e3 gar nicht heraus- 
reißen und ifoltert darftellen Tann, womit jedoch der Bericht 
unbermeidlich einen großen Umfang erhält und demjenigen 
Refer nicht mehr mundet, welcher mehr Sinn für die pajjiven 
perfönfichen Erlebniffe, das Abenteuerliche oder Romanhafte 


der Biographien hat. 
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te mirjen jolchen Lejern zum voraus jagen, daß mir ihrer 
Wißbegierde nur wenig Stoff bieten fünnen mit der Lebeng- 
geichichte eines Mannes, der ein einfaches Beamtenleben 
geführt und mehr al8 die zweite Hälfte feines Beamten- 
lebens dasjelbe Amt befleidet und dasjelbe Logis bewohnt hat. 

Den Freunden der Kulturgeichichte jedoch und namentlich 
der Kulturgeschichte unferes engern bernijchen und unferes 
Ihmeizerijchen VBaterlandes Hoffen wir vieles zur Aufflärung 
über unfere neuejte ulturperiode zu bieten. 

Bir glauben nämlich, daß mit Recht an der Front unferes 
Varlamentsgebäudes Die Jahreszahl 1848 der Zahl 1291 gegen- 
übergeitellt ijt; für die Geichichte der Eidgenofjenfchaft als 
Ganzes find dieje beiden Zahlen die wichtigjten Marffteine, 
dort der Beginn des Staatenbundez, Hier des Bundesitaates. 
Die Gejchichte der Kantone fteht mit diefer Wandlung im Zu- 
jammenhang: die Kantone felbit haben fie geichaffen. 

Ein Zufammenhang mit der Hulturgefchichte der ung um- 
gebenden Völker tft nicht zu läugnen; doch fünnen wir ung nicht 
immer zu demfelben gratulieren. War auch unjerer politifchen 
Umgeftaltung in den Sahren 1847/48 die gleichzeitige politische 
Situation in den Nachbaritaaten förderlich, oder beijer gejagt, 
meniger hinderlich, jo fehrten nur allzufriih, mit der Nieder- 
merfung der Revolution und mitderdarauf folgenden Reaktion die 
alten Öegenfäge wieder und bedrohten unferneues&emeinmwefen. 

Wie dieje neue gefährliche Situation entjtanden ift, wie fie 
überwunden wurde und wie wir in den Werfen des Friedens 
mit unjern Nachbarn gemetteifert, mit denfelben zufammen- 
gearbeitet, von ihrem Vertrauen beehrt worden find, und mie 
in diejem friedlichen Wetteifer auch bei und Gewerbe, Wifjen- 
Ichaften und Künfte fich entwickelt haben, das ift ein Haupt 
thema unferer neuern Gejchichte. Sn diefem Zufammenbhange, 
in meldem auch Schenk einen Chrenplaß einnimmt, müfjen 
wir fein Leben umd Wirfen betrachten. 


1. Schenf3 Herkunft und Erziehung, 


Dank den von Hrn. Ingenieur X. Zauterburg gejammelten 


und im Berner-Tajchenbuch vom Sahre 1868 publizierten bio- 
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graphischen Notizen über den Vater unjeres Schenk find wir 
in der Lage, die Herkunft unferes Helden bis in die groß- 
elterlihe Hütte zuricd zu verfolgen und damit einen neuen 
topifchen Fall über die Trage der Nefrutierung der jog. „obern 
Zehntaujend” in unjerer freien Schweiz zu liefern. 

Schent3 Großvater war ein einfacher Aßeber und Urerbauer 
in der emmentalifchen Gemeinde Signau, welcher mit feiner 
Frau fiir fieben Kinder zu jorgen Hatte und Daher hätte be= 
greifen jollen, daß die väterlihe Scholle nicht eine genügende 
- Grundlage für das Ausfommen aller bieten werde ohne Yu- 
hilfenahme der Sndultrie. 

Gleichwohl widerjeßte er jich, als ein ältejter Sohn Chrijtian, 
geboren in Jahre 1781, und, feinem Beijpiele folgend, jpäter 
die beiden jüngern Söhne Xuft zu einer gewerblichen Tättgfeit 
an den Tag legten. 

Chriltian, der Vater unferes Schenf, hatte jchon mit jechs 
Sahren einem „Helgenmaler” jeine Sunjt abgegudt und er 
empfand einen unüberwindlichen Drang, diefes Gelchäft zu. 
betreiben. Da er jedoch fein Geld bejaß um Farben zu Faufen, 
fo verschaffte ex fich dieefben durch Auspreffen und Ausfochen 
gewilfer Pilanzen und Holzarten. Die von ihm übernalten 
geichnungen und Holzichnitte verfaufte er an DMütjchitler und 
Erwachjene und erwarb jo in einem einzigen Jahre 60 Bagen 

‚(etwa 9 Ftr.). 

Dann fing er an, Weidenförbe zu dverfertigen und brachte 
jo feine Exiparniife Schon im neunten Lebensjahre auf 133 
Baben (gleich 19 Fr.). 


Dann Hörte er einmal einen quten Freund von einem 
Drechilerftuhle jprechen und die mündliche Bejchreibung De3- 
jelben genügte ihm, um einen folchen, an das Yaubengeländer 
des Elternhaufes angelehnt, zu erjtellen. Später mietete er 
einen jolchen Drechjlerituhl gegen einen jährlichen Mietzing von 
6 Baben und nachdem er genügend Geld dazu eripart hatte, 
benußte er e8 zum Anfaufe verichtedener weiterer Drechiler- 
merkzeuge und jchließlich des Cijenmwerkes zu einem neuen 
eigenen Drechjlerituhl, dejfen Holzwerf er dann jelbft ber- 
fertigte. 

Kun Fonnte er fchon alfe möglichen Tandroitfchaftlichen 
Geräte jelbit Heritellen. Und das alles leitete der Sinabe in 
der Zeit, die ihm neben Der Schule und den dom Bater uner- 
bittlich geforderten landwirtichaftlichen Nrbeiten verfügbar 
blieb; ex jollte durchaus Landarbeiter bleiben. Daß er in der 
Dorfichule des 18. Jahrhunderts nur lefen und memorieren, 
nicht aber fchreiben, zeichnen und rechnen lernte, wa$ er |päter 
jehr nötig gehabt Hätte, jchten jelbitveritändfich. 

Tach) der Admiljion durfte zwar der Sinabe nach der her- 
gebrachten Sitte feinen Beruf frei wählen; dafiir machte jedoch 
jein Vater auch jein Recht geltend, von jeinem nunmehrigen 
Koitgänger ein Koftgeld zu verlangen, welches hinmwieder Dem 
febtern das Arbeiten in der Hauptitadt als rentabler erjcheinen 
fieß, zumal in Ddiefem Sahre (1797!) das Zeughaus in Bern 
jeine Arbeiterzahl ausnahmsweise vermehren mußte. Nah 
einem Sahre wurde er hier wieder überflüilig. 

Eine Gefchäftsreife nach Glarus verichaffte ihm nicht allein 
den beabjichtigten Gejchäftsgemwinn, fondern er lernte bei Be= 
fichtigung der dortigen Fabrifen manches, was er, jelbit ohne 
die Kunjt des Beichnens und Schreibens, nachher jofort in- 
duftriell zu verwerten wußte: Die Verfertigung von HYiwirn- 
mühlen, Bandmwebitühlen, Fuhrwerfen ufwm. Für die Er- 
werbung eimer fixen Werfitätte langten jedoch die Müttel Des 
erft 18 jährigen Jungen nicht. 
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Da anerbot ihın der Geiftliche in Signau eine zur Not aus- 
reichende Arbeitsjtätte gegen Die Verpflichtung, ihn als Stnecht 
die mit dem Pfrumdlande verbundenen landwirtichaftlichen Ar- 
beiten zu bejorgen. Sedoch fchon nad einem Jahre hatte 
Shriltian fo viele Beftellungen, daß er zu einer jelbitändigen 
Stablierung al3 Schmied und Wagner der Gemeinde Signau 
ichreiten mußte, al8 welcher er num alle in der Gemeinde ver- 
Iangten landwirtjchaftlichen Geräte verfertiate. 

In dem erjten Jahrzehnt jeiner Berufstätigkeit hat er jedoch 
infolge von Aheumatismen, welche ihn jeweilen für mehrere 
Monate arbeitsunfähig machten, manche eitverlufte erleiden 
müflen. 

Sm Sahre 1805 verehelichte er jih mit Berena Sithi, ge= 
bititig in der Brunmmatt zu Signau, einer überaus tüchtigen 
Emmentalerin, mit welcher er num fofort nach Bern zog und 
eine Werfftatt begründete, welche in furzer Zeit vollauf be- 
ichäftigt war und bald auch den beiden jünger Brüdem 

Chriftians, Ulrich und Sohann, Unterkunft bot. 
Die Strumpfwarenfabrif Nägeli in Bern hatte er jchon 
von Eignau aus mit Shinnftühlen verjehen, nach dem Mufter 
derjenigen, melde er im Jahre 1803 bei Gelegenheit des 
Zürcher Feldzuges in der Kleidung des Bernerfoldaten in 
einer Spinnerei zu Napperswyl während faum einer Biertel- 
itunde belichtigt und treu im Stopfe behalten hatte. 

Mit einer neuen Sämajchine 30g er die Aufmerfamfeit der 
Bernifchen Landesöfonomie-flommiffion in dem Grade auf 
fich, daß fie ihm nach genommener Einjicht von allen feinen 
gemeinnüßigen Leiftungen im Face der Mechanik als Auf 
munterung ein Gefchenf von 800 alten Schmweizerfranfen mit 
einem fehr verbindlichen Anerfennungsichreiben verabfolgen 
fieß. 

Um fein Wirken noch beijer zu unterftüßgen, überließ ihm 
die Regierung bald nachher (1809) die noch freie Hälfte des 
Staat3gebäudes „Zmwingelhof” (den andern Teil hatte die jog. 
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Flibbogen-Schügengefellichaft gepachtet) gegen den äußert be- 
Icheidenen jährlichen Zins von 18 Kronen (Fr. 64.30). Von 
jebt an fannte feine Tätigkeit feine Grenzen mehr. Cr bediente 
nicht allein die bernijche Sndujtrie, feine Werfitätte mußte auch) 
der Hochichule Die ihr notwendigen aftronomifchen, phyftfaliichen 
und hemichen Sinftrumente und Apparate liefern, wobei die 
Herren PBrofejloren Brunner, Trechjel und Bed ihm freund- 
fiche Inleitung gaben, und der gelehrige Schenf ging von feinen 
Studien im Schreiben, eichnen und Rechnen allmählich zu den 
höhern Wifjenjchaften über und wurde Mitglied gelehrter Ge- 
jellichaften. ö 

E3 muB einen Bemwunderer des — bei uns Damals beinahe 
ganz bejeitigten — Yunftwejens eigen anmuten, wenn ir Die 
Lülte der in Schent? Werfitätte ausgeführten Arbeiten auf- 
zählen: Apparate zu phuftkaliichen Snftrumenten, Luftpumpen, 
Eleftrijtiermafchinen, fünftlihe Magnete, Walzwerfe und Die 
übrigen Apparate zum Münzprägen, dann Buch- und Kupfer- 
drudprejjen, Hut- und Tihatofaßonpreiien, Blitableiter, Feuer- 
Iprißen, Sämajchinen, Erdäpfelmühlen, Brennapparate, Wind- 
und andere Büchlen, Windöfen zu Laboratorien, eijerne, zu 
offenen SKaminen eingerichtete Zimmeröfen, alle Arten bon 
Magen, jamt den großen Laftwagen, Gewehre und Nevokver, 
Lumpen, Winden, fünftliche Gltedergelenfe 2c. Und der Meilter 
in diejer Werfitätte, in welcher jede neue Ausgabe eines Werfes 
eine don ihm verbeijerte war, das war er. 

Und e3 fehlte ihm nicht an Mafjenaufträgen in demjelben 
Artikel: in furzer geit lieferte er den Regierungen der Kantone 
Bern und Neuenburg 170 Blitableiter für öffentliche Gebäude; 
die Schenfichen Feuerjprigen waren nicht nur in der ganzen 
Schweiz, jondern weit über diejelbe hinaus verlangt md fie 
blieben es; denn er erfand immer neue Verbejjerungen. Daß 
Chrijttian Schenf bei diefem Zufpruch nicht ein reicher, ja ein 
jehr reicher Mann wurde, das war feine eigene Schuld. Er 
ftebte die Kunft um ihrer jelbft, nicht um des möglichen Ge- 
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winnes willen. Das leßtere verjtand jein Bruder und Schüler 
Ulrich, welcher mit der Heit als Sprißenfabrifant jein Ston= 
furrent, und mit finanzielfem Erfolge, wurde, viel bejjer. Uno 
die gute Ehefrau, welche ihm 14 Stinder geboren hatte, jpeiite 
noch iiber 70 Arbeiter! Dabei war der Vielgejchäftige noch ein 
ganz ausgezeichneter Schüße und in Proben von phnfiicher 
Kraft unerreicht. 

Ein folches Ehepaar hatte unjer Karl als Eltern md in 
feiner zarten Jugend al3 Vorbilder. Darum mußten toir, zur 
Stluftrierung feiner exiten Jugendeindrüde, diefe Borgeichichte 
borausjchiden. 

Nicht alle jeine Gejchwilter, von welchen übrigens einige 
- jehr jung und alle vor ihm starben, haben jo wie er die guten 
Eigenfchaften der Eltern geerbt und in ihrem Leben bemäht. 
—- Wir wilfen nur von drei Söhnen Chriltians näheres (und 
ztwar Durch die bereits zitierte Biographie) und was wir willen, 
zeigt bereits, wie ungleich die Kinder derjelben Eltern ausfallen 
fönnen. Die beiden andern Söhne mußten jedoch ebenfalls 
ichon allzufrüh fterben. Die Mutter jtarb [chon im Januar des 
. Sahres 1830, der Vater im November 1834, nachdem er jchon 
einige ahre feiner Nheumatismen wegen meilt dag Bett ge- 
hütet hatte, ohne übrigens damit jeine Experimente aufzu- 
geben; denn ein von der Diele auf fein Bett herabhängendes 
Gejtell ermöglichte ihm, im Bette Modelle zu jägen und zu 
ichnibeln und neben dem Bette befanden fich auf einem Tijche 
Ambos und Hammer. — 

ber wie ging e3 da mit dem Erziehen der lebhaften Söhne? 

Noch vor ihrem Tode mußte die Mutter e8 erleben, daß 
der ältejte der drei Söhne, von welchen wir etwas wijjen, der 
mit guten Anlagen ausgeitattete Friedrich, welcher die bernijche 
Akademie bezogen hatte, um Theologie zu jtudieren, infolge 
eine3 Übermaßes von Humor und Fröhlichkeit dafelbit nichts 
leistete und daher vom Vater nach der Werfitatt befördert mwurde, 
wo er fich zum brauchbaren Mechaniker heranbildete. 
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Im Frühling des Jahres 1832 brachte der jeiner Gattin 
beraubte Water, welcher Die Erziehung und Schulung Der beiden 
jüngern Söhne Rudolf (geboren 1819) und Karl (geboren 1823, 
den 1. Dez.) unmöglich jelbft überwachen konnte, beide in Das 
beriiäinte Kulfenfche Snftitut in dem mirttembergijchen Dorfe 
Kornthal. Von Karl fagte er dajelbit, er jet zum Mechaniter 
beitimmt, von Nudolf, er wijje noch nicht, was er aus ihm 
machen folle. 

Fiir tiichtige Anregung der Beiden war erjtlihh durch Das 
Snötitut jelbit geforgt. &3 erteilte nicht allein einen guten Schul- 
unterricht, e3 forgte auch fin Die phyfiihe Erziehung in bor- 
pildficher Weife. Mit den Schülerreifen hat e8 einen bedeut- 
Samen Anfang gemacht. Die Reife, welche unjere beiden Jungen 
mitmachen durften, hatte fein geringeres Ziel als — Venedig. 
Um die Fußreife zu einer richtigen Strapagenreije zu machen, 
wurde ein Efel mitgenommen, welcher die Beftandteile eines 
Zelte3 trug, in welchem Lehrer und Schüler bimakierten; in 
den Neifetafchen wurde bejcheidenes Stochgejchtrr mitgejchlepbt. 
Das Neue, was der Alpenübergang, Venedig und Die ober- 
italtenifchen Städte unfern jungen Pilgern boten, fünnen wir 
hier nicht aufzählen. 

Aber auch Kornthal-felbit bot Stoff zum Nachdenfen. Hier 
hatten die ftreitbaren jchwäbifchen PBietiften neuejter Dbfer- 
danz im Sahre 1818 mit Erlaubnis der württembergijchen Ne- 
aterung eine fog. apoftolifche Gemeinde gegrimdet; in Diejer 
zogen beftändig Miffionäre ein und aus, welche in zimdenden 
Reden von ihren Abenteuern in fremden Welttetlen berichteten 
und manche lebhafte Phantafie zu fejjeln wußten. Auch unjere 
beiden qutmütigen Schweizerfnaben wurden davon ergriffen; 
fir unfern Karl hatte zwar das abenteuerliche Leben eines 
Miffionärz etwas befonders Verlodendes, doc traten bei ihn 
dieje eriten Eindrücke bald in den Hintergrund; die Ausficht 
auf eine möglichit umfafjende Bildung z0g ihn vielmehr all- 
mählich nach dem regelrechten Studium der Theologie hin. 
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Bei dem ältern Bruder Rudolf wurden dagegen die von 
den Miffionären erhaltenen Eindrüde befejtigt und genährt 
durch den nachfolgenden im pietiftiichen Geilte erteilten Ston- 
frmandenunterricht. Yon diefem Geifte bejeelt fehrte er im 
- Sabre 1834 nach) Bern zurücd. Da der Vater no) in Demjelben 
Sahre ftarb, jo machte er jeine Lehrzeit al3 Mechaniler nicht 
in Bern, fondern in Travers Durch; dann Fam er nach langer 
Wanderichaft endlich nach Florenz, wo fein ebenfalls viel ge- 
reiter ältefter Bruder Friedrich die Leitung einer Gießerei 
übernommen hatte und auch ihn in derjelben eine Anftellung 
verschaffte. Friedrich tab jedoch bexeit3 im Jahre 1845, fein 
Bruder Rudolf, auf der Heimreife von Schwerer Strankheit 
ergriffen, noch auf itafienifchen Boden, jcehon im folgenden 
Sahre. — 

Sr demfelben Jahre 1834, in welchem Rudolf Schent Storm 
thal verließ und Vater CHriftian Schenk jtarb, wurde auch Die 
Anstalt in Kornthal infolge einer Epidemie aufgelöft und Die 
neugegründete ähnliche Anftalt auf dem „Salon“ bei Yudiwigs- 
burg nahm als ihre Fortjeßung auch unfern Karl auf. Unter 
der Harmonifchen Zeitung der fieben Gejchmilter Paulus wurde 
diefe neue Anjtalt zu einem bollitändigen Kiterar- und Neal- 
gymnaftium ausgebaut und übte eine große Anziehungskraft, 
auch in der Schweiz, auS. 

Mit wahrer Kugendluft ergab fich hier Karl Schent während 
weiterer fünf Sahre dem Studium der alten und der modernen 
Sprachen hin. Da nicht allein beim Unterrichte, jondern im 
ganzen Anftalt3feben gutes Deutjch geiprochen wurde, jo be- 
greifen mir jegt, wie unferın ohnehin Har und jcharf dentenden 
Karl ein Schönes Deutsch in Rede und Schrift zur andern Natur 
geworden ift. Eine einheitlich von vorzüglichen Lehrkräften 
geleitete private Anftalt mit etwa Hundert aus einem meiten 
Gebiete refrutierten Schülern, welche in bejtändigem Berfehre 
mit den Lehrern und unter fich jtanden, mußte äußerft a) 
wirken und vorzügliche Nejultate erzielen. 
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Für unfern Karl verfiniterte jich der Hafjtihde Schulhimmel 
mit dem Frühling des Jahres 1839, ald er fonfirmiert werden 
und fodann nach) Bern zurüdfehren follte. 

Und zwar fehon in Ludwigsburg, als der in Humanijtiichen 
Studien für alles Gute und Schöne begeifterte Jüngling fich 
vorbereiten follte, um wie der verlorene Sohn des Evangeliums 
mit einem iiber feine angeblichen Todfünden tief zerfnirjchten 
Herzen das erjtemal zum Tifche des Herm zu gehen, wenn er 
fich nicht das göttliche Strafgericht zuziehen wolle. 

Und er wußte gar nicht, für welche jchweren Sünden, von 
einigen Snabenjpäßen abgejehen, er nun auf einmal Gott Ab- 
bitte tun folfe. Wie oft ging er nun nach eingebrochener Nacht 


in den Anftaltsgarten hinaus und bat Gott, zum reichen Sternen= 


himmel aufblictend, er möge ihn erleuchten, auf daß er jeinen 
wahren Zuftand erkennen und den Weg des Heils finden möge! 
Und er fand feinen Ausweg aus der „Berftodung”. 

Kun gelobte ex fich, alles zu tun, was dazu beitrage, um 
zur Erkenntnis der Wahrheit zu gelangen und mit Treue und 
Eifer allem nachzuftreben, was wahrhaftig, ehrbar, gerecht und 
ichön ift. Diefer VBorfa brachte ihm vorläufig einige Nuhe. 

&o fam er im Alter von 151/, Jahren nad) Bern zuric mit 
der Abficht, Theologie zu ftudieren und vorläufig die dritte 
lafie des höhern Gymnafiums zu beziehen. 

Aber noch hatte die Wormundichaftsbehörwwe in Signau 
ihre Zuftimmung zu dem Wunjche nicht gegeben, ohne dejjen 
Erfüllung Karl nicht glücklich leben fonnte. Die Behörde hielt 
in ihrer Mehrheit daran feit, Karl iolle Mechaniker werden. 
Auch der VBormund, ein niederer Beamter der Hauptitadt, war 


nicht auf Karl3 Seite: nach feiner Anficht fonnte Karl nur als 


Suriit etwas Tüchtiges werden. 

Diefe Teßtere Zumutung förderte das Nachdenfen Der 
Bauern von Signau mächtig. Warum und wozu wollten oder 
follten fie eigentlich den intelligenten Jungen von dem abhalten, 
Yoas er für fein Glück hielt? Das war fehwer zu jagen. 
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Die Vormundichaftsbehörde in Stanau gab alfo fchließlich 
zu der Wahl des Sinaben ihre Einwilligung. mar hatte Vater 
Chriftian Schenk bei der Art, wie er jeine Sunft betrieben hat, 
nicht die großen Schäße Hinterlafjen, welche er bei anderer 
Setitesrihtung hätte jammeln können, aber in den damaligen 
bilfigen Zeiten war e3 jchon möglich, bei den vorhandenen 
Mitteln Karl Theologie jtudieren zu lajjen und dann mar ja 
für ihn befjer geforgt, als mit einer Heinen Erbichaft in barem 
Gelde. 

So war denn Karl wieder in Bern, freilich nicht mehr bei 
feinen fieben Eltern, jondern vorläufig bei feinem jparjamen 
VBormund untergebracht. Aber eine immer neue Neize bietende 
Heimat waren ihm die alten Slafjiker und die modernen Litera- 
turen, eine Heimat wurde ihm der Streis waderer Freunde und 
Studiengenofjen, und erquidend waren auch die Übungen im 
Turnen, Schwingen und Schwimmen, fomwie die unterhalten- 
den und den Körber jtählenden Turnfahrten. Das damals nur 
wenige Schüler zählende obere Gymnafium geitattete jeinen 
Schülern eine jehr freie Bewegung: fie durften damals auch 
in Studentenvereinen mitmachen. 

Exit 181/, Jahre alt, fonnte Karl, nad) glänzend bejtandenem 
Maturitätseramen, im Frühling 1842 die bermiiche Hochjichule 
beziehen. — 

Das Arbeitsfeld der Theologie präfentierte jich jedoch im 
Sahre 1842 nicht mehr in derjelben tdylfiichen Weife, wie Da- 
mals, al3 unfer Karl für dasjelbe zu fchwärmen angefangen 
hatte. M3 ex, ein zwölfjähriger Schüler der Gebrüder Paulus 
in Ludwigsburg, vernahm, daß drüben in Tübingen ein Uni- 
verfitätslehrer David Friedrich Strauß ein „Leben Zelu” (1835) 
gejchrieben und wegen des dabei an den Tag gelegten „Un- 
glaubens” feines Amtes enthoben worden jei, mochte ihm Das 
al3 eine von den vielen Verirrungen menfchlicher Oelehrjamteit 
oder auch al3 eines der unfern Monarchien eigenen Symptome 
ericheinen, die man bald wieder vergikt. ALS er jedoch im Früh- 
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fing 1839, fatım wieder ın feiner VBaterjtadt angelangt, ver- 
nahm, daß Dderjelbe Strauß im Februar jenes Jahres zum 
Brofefior der Theologie an die Hircher Hochichule berufen 
morden jei und Daß infolge der Dadurch entitandenen Bolf3- 
bewegung die zitecheriiche Regierung zuerjt den Amtsantritt 
de3 Brofejlors Hinausgejchoben, nachher und zwar {yon im 
März 1839 auf die bezüglihe Einladung des Großen Nates 
hin die Wahl in Form der Benfionierung des Vrofejjors rüc- 
gängig gemacht habe, da befam die Sache für ihn bereits einen 
recht ernten Charakter. Uber noch bedenklicher mußte e8 ihm 
ericheinen, daß troß Diejes Nachgebens der Yürcher Regierung 
(oder auch infolge Desjelben) Die Agitation der Oppofition einen 
jolchen Umfang und eine folche Straft gewinnen konnte, daß die 
Negterung am 6. September desjelben Jahres einer großen 
Bollsdemonitration gegenüber zurücdtrat, um einer aus dem 
Butiche herborgegangenen Negterung das Gteuerruder zu 
itberlaffen (6. Sept. 1839). Und diefer Erfolg ermutigte wieder 
in andern Kantonen, Yargau, Oplothurn, Wallis und Luzern, 
wegen angeblicher Neligionsgefahr auftretende reaftionäre Aln- 
- Jäufe, welche in einigen derjelben zu Shitemöwechfel führten 
und die ganze Schweiz in den fonfejlionellen Hader zu Be 
drohten. 

Daß Unmilienheit und daheriger Fanatismus den ruhigen 
Kulturfortichritt, Die gefunde politiiche Entwidlung unferer 
Demokratie, ja jogar (infolge der Anrufung fremder Inter- 
vention durch die Oppofition) den Beitand unferer Nepublit 
gefährdeten, lag Har am Tage. Gab e3 für die Nepublif ein 
nachhaltigeres Mittel zur Beichwörung diefer Gefahren aß 
Bolfsbildung und namentlich auch auf Dem Gebiete der Neli- 
gion? Db dabei auch noch Gewalt mitiprechen müfje, hing 
von dem Verhalten der Prieiterjchaft ab, wie unjere moderne 
Geichichte bemwiejen hat. 

Diejer Sachlage gegenüber fühlte Schenk jowohl fich jelbit, 
al3 auch feinem Bolfe gegenüber die Pflicht, feine Gaben der 
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Erforihung der Wahrheit auf dem religiöfen Gebiete und der 
Bolfsbildung zu widmen. Mit Begeijterung ergriff ex Dieje 
Aufgabe und die jchwierigiten Probleme der iffenjchaft 
waren ihm die liebiten. 

Für diejeg Studium war borderhand ee berniiche Hoch- 
ichule ausreichend; Die theoloatihe Fakultät befaß zu feiner 
Zeit fogar ausgezeichnete Lehrkräfte. Yub vereinigte gründliche 
Haffiiche Bildung mit einem freien Urteil über die Wutorität 
unjerer heiligen Schriften. Mit dem bloßen Borbehalt, daß 
fie mit religiöfem Snterejje gelejen werden, verlangte er, daß 
man im übrigen die bibliichen Schriften wie andere Gelchichts- 
quellen behandle und frei erforiche, wa fie ung jagen wollen 
und jagen fünnen. Mit Derjeiben Objeltivität und Feinheit 
stellte Schnedenburger die Geichichte der Entwidlung der reli- 
giöfen SDdeen in der Kirche und der Wijjenicgaft von der Zeit 
der Apoftel bi3 zur Gegenwart dar. 

Unterrichtet Durch Die Vorträge Diefer Lehrer und die ihm 
reichlich zu Gebote ftehende theologiihe und Philofophiiche 
Kiteratur, it welche jte ihn einführten, lernte Schenf, daß 
unjere Religion nicht etwa jteht und fällt mit gemiljen in den 
biblischen Schriften erzählten Geichichten, welche mehr einen 
motbhiichen al3 einen Hiltoriihen Charaiter zu Haben jcheinen; 
denn die Religion war ihm nun in der menfhlihen Tatur felbit 
begründet; wert auch ihre Formen mit der Bildungzitufe des 
Menichen fich verändern, fo bleibt Doc) Das Bedürfnis Der 
 Sterblichen Streatur, einen Sa zu juchen im Anschluß an den 
Schöpfer ımd Lenker der Welten. 

Weit entfernt Davon, mit dem „Leben eju” dem Chrijten- 
tum den Garaus machen zu wollen, fprad) fih auch Strauß 
noch im Sahre 1839 hierüber folgendermaßen aus: 

„fo feine Furcht, e8 möchte Chriftus uns verloren gehen, 
wenn mir manche von dem, was man biaher Chriftentum 
nannte, preiszugeben uns genötigt finden! Er bleibt uns und 
-allen um jo ficherer, je weniger wir Lehren und Meinungen 
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änajtlich feffhalten, welche dem Denken ein Anftoß zum Abfall 
bon Chrifto- werden können. Bleibt ung aber Chriftus, und 
bleibt er ung al3 das Höchite, was mir in religiöjer Beziehung 
fennen und zu denfen vermögen, al3 derjenige, ohne vejjen 
Gegenwart im Gemüte feine vollfommene FSrömmigfeit mög- 
ich ift: num, fo bleibt ung in ihm Doch wohl das Wejentlichite 
des Chriftentums." (Schluß der Abhandlung: „VBergängliches 
und Bleibendes im Chriltentum”, in: „mei friedliche Blätter 
bon Dr. David Friedrich Strauß. Ultona 1839".) — 

Der Student, der mit Wahrheitsfinn und mit eijermem 
leiße fich feinen wifjenfchaftlichen Standpunft errungen hatte, 
war nicht ein bloßer Büchermensch: es jchlummerten nod) 
andere Sräfte in ihm, welche auch gepflegt fein wollten, wenn 
ein gefunder, ausdauernder, dem Gegner fühn die Otirn bieten- 
der, für fchöne Gejelligfeit und die Xeitung anderer Menjchen 
tüchtiger Menjch aus ihm werden follte. Er brauchte nur mit 
Berftand und Maß der von feinen Eltern ererbten guten Natur 
zu folgen und die üppige Kraft richtig zu entwideln, jo war 
ihn eine jchöne Yufunft ficher. 

Sleih in den eriten Sommerferien jeine® Hochjchul- 
febens machte er wieder eine Fußreife nach dem ihm fchon 
in feinen Sinabenjahren liebgewordenen Stalien und in ebenjo 
öfonomifcher Weile wie das erjtemal, mußte er Doch Die 
Mittel zu derjelben zum großen Teil zuerjt durch Privat- 
ftunden mühfam verdienen. Über die Alpen nach Tlorenz 
309 e3 ihn, wo er feinen älteften Bruder miederjah und 
wo ein unendlicher Reichtum an Kunftichägen ihn mit Ent- 
zücden erfüllte. 

Auch feßte er als Student feine Übungen im Turnen, 
Schwingen und Schwimmen fort. Als Mitglied des Studenten- 
forp3 befam er Freude am Schießen und übte es weiter. Die 
Luft zum Fechten veranlaßte ihn, Korpsburjche zu werden und, 
al3 das betr. Korps fich auflöfte, ein neues Heineres grümden 
zu helfen. Das Burfchenleben war ihm nach ftrenger Arbeit 
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eine gründfichere Erholung, al3 mit den Hofingern oder den 
Helvetern Bolitif zu treiben. 

Schon nad) drei Studienjahren meldete er fich zum Staat3- 
eramen. Das machte ihm nicht nur feiner feiner von Natur 
jonjt fühnen Korpsgenoffen nach, auch unter den Theologen 
fand jich nicht alle Sahre einer, melcher fchon nach drei 
Stupdienjahren die Staatsprüfung beitund. Schenf führte in 
ven beiden Monaten Mat und Juni des Jahres 1845 die vier 
ichriftlichen Eramenarbeiten aus, welche in den Hauptfächern 
der Theologie al3 häusliche Aufgaben unter freier Benubung 
der gejamten Literatur verlangt wurden, und beitand alsdann 
im Auguft fein mündliches Examen in den theoretijchen und 
den praftiichen Fächern. 

Sn die Smwilchenzeit fiel der jährlich einmal wiederkehrende 
eintägige militärische Ausflug des bewaffneten Studenten- 
forp3 (einer Nefrutenfchule für die Studierenden), an welchem 
auch Schent zum legtenmal teilnahm. 

An der Spite des etwas über 100 Mann zählenden Zuges 
marfchierte mit feitem Schritt eine mittelgroße, Fräftiq gebaute 
Seitalt mit Schön geformten blonden Kopf und fühnem, jedoch 
einnehmendem Angejichte, die Schwere Fahne mit feiner Rechten 
fiher Schwingend. Das war Schenf, den Neferent jeßt zum 
eritenmale bewundernd jah. Mit noch etwas andern Augen 
jahen ihn die Schönen der Stadt durch die Straßen fchreiten. 

Ebenjo erfreulich präfentierte fich Schenf an feinem Staat3- 
eramen: in allen Fächern, auf welche jich die Prüfung eritreckte, 
erhielt er die — nicht leicht zu erringende — höchite Note, das 
gejamte Examen war ein folches, wie während vieler Fahre 
feines in Bern abgelegt worden war. Die theologische Fakultät, 
deren Mitglieder in jener politifch aufgeregten geit nicht in 
jeder Beziehung mit Schent Iympathifierten, fand gleichwohl, 
dieje Kraft jollte für die theologische Willenfchaft gewonnen 
werden, und erjuchte Profeffor Schtedenburger, mit dem Kan- 
didaten in diefer Angelegenheit zu verhandeln. Zu Ddiefem 
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Herin Profeifor berufen, erflärte Schenf, feine finanziellen 
Hilfsmittel feien nunmehr erichöpft und er mache fich Feine 
fufion betreffend die Erlangung eines ©tipendiums. Cr be 
warb fich indeffen infolge diefer Anregung um das Tillier- 
Stipendium, über deijen Erteilung die Familie Tilfier jfiftungs- 
gemäß nach Antrag der jtadtbernifchen ©eiitlichleit verfügte. 
Schenk bfieb voteflich unberüidfichtigt!- 


II. Schent ald Geiftlicher (1845 —1855) und die 
gleichzeitigen politifchen Ereignifie. 


- Ende September de3 Jahres 1845 bezog Schenf im Auf 
trage de3 Erziehungsdepartements die Stelle eines Pfarrvilars 
in Schüpfen. Ms jocher hatte er freie Station in einer gemüt- 
lichen Pfarrersfamilie vom alten Bernerjchlage, welche fich mit 
dem modernen, jedoch ebenfalls gemütlichen Bifar gar wohl 
vertrug. Die bloß 1936 Seelen zählende Kirchgemeinde, welche 
nicht unter fchwerer AUrmenlaft Kitt und feine andern Schulen 
als Primarfchulen bejaß, Kieß dem Bifar fehr viele freie Zeit. 
Selbitverjtändfich verwandte der junge, noch nicht mit Yamilien- 
forgen beladene und an tüchtige Geiftesarbeit gewohnte Mann 
diefe freie Zeit zunächft dazu, um fich bezüglich der wejentlichen 
Fortfchritte in der theologischen Wifjfenfchaft auf dem Laufen- 
den zu erhalten und damit auch fein theologijches Denken jtet3 
neu zu beleben. Das genügte ihm jedoch fange nicht. 

Um genau zu prüfen, wie fich das Chriftentum, mie er e3 
aufgefaßt hatte, zur vorausfegungglofen Wifjenfchaft, zur Philo- 
iophie, zum Denfen, verhalte, wollte er nun ganz von Grund 
aus Philofophie ftudieren; denn in der damaligen philojophi- 
ichen Zeit galt die Philofophie noch als die Wifjenjchaft der 
Wiffenfchaften, als der Kompak auf dem Meere des Wijjenz, 
al3 der Prüfftein alles Wiffens. Auf dem Gebiete der Philo- 
fophie aber hatte Hegel die Herrfchaft errungen. Wie einft 
die Welteroberer, einer nach dem andern, die alte Welt durch- 
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zogen und die andern Staaten ihrem Neiche einverleibten, jo 
hat, nach) Kant, Fichte und Schelfing, Diefer enzyflopädiiche 
Kopf alle Dinge, welche uns befannt find, alle Fortichritte, 
welche auf dem Gebiete des Natur- und des Menfchenlebeng 
fich vollzogen Haben, und die Gejchichte des Wifjeng von diejen 
Dingen jelbit in ein Shitem gebracht und darin jedem Dinge 
feinen Dxt angemwiejen. Diejfe Zufammenfafjung und Dronung 
wirkte wahrhaft beitriend; man erfannte mit Zuft in der ©e- 
Ichichte der Welt und der einzelnen Kinfte und Wifjenjchaften 
einen organischen Fortjchritt. Die Erkenntnis diefes Fortjchritt3 
wurde zur Theodizee, fo daß man fich mit Freuden diejem 
neuen Slaubensbefenntnis unterwarf und manche bereit waren, 
Steine auf diejenigen zu werfen, welche an der neuen Lehre 
noch etwas auszujegen hatten. 

Mit der Ausdauer eines Mönchs hat der Bikar von Schüpfen 
in feiner fonnigen, geräumigen Studierjtube das große Lehr- 
gebäude Hegels Durchitudiert und den ganzen Gang desjelben 
in verjtändlicherer Sprache reproduziert, ja denfelben jchließ- 
fich noch vom Anfang bis zum Ende graphijch dargeitellt. Die 
einzelnen Hefte feiner Arbeit machten zufammen einen jchönen 
Band von 300 bis 400 eng und zierlich bejchriebener Duart- 
jeiten aus. Die graphische Daritellung am Ochlulfe feines 
Werkes hatte — in der Entfernung von einem Meter gejehen — 
die Form eines gleichjeitigen Dreieds; trat man jedoch näher, 
jo waren die drei Xinien, welche die Eckpunkte verbanden, nicht 
gerade Linien, wie fie von weiten erjchienen, fondern eine fort- 
laufende, ftet3 neue fleine Dreiecde bildende gebrochene Linie. 

Wir müfjen annehmen, dieje gewaltige Arbeit habe Die 
ganze noch verfügbare Arbeitszeit von Schents Bifariatöperiode 
in Unfpruc genommen. — 

Lafjen wir nun für eine Weile unjern jungen Kandidaten 
. ruhig jeinen philojophtichen und theofogiichen Studien obliegen 
und wenden wir uns den Zeitereigniffen im engern und weıtern 
 Baterlande zu. Wir winden von denselben weniger zu fprechen 
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haben, went e8 Schenf nach feinem urfprüngfichen Wunfche 
vergönnt gewejen wäre, ein jtilles Gelehrtenleben zu führen. 
Das follte ihm jedoch nicht zuteil werden: er follte die Kämpfe 
feines Vaterlandes mitmachen, darum müfjen wir auch von 
diefen einläßfich berichten. | 

Da dieje politifchen Exlebniffe Schenfs jchon über ein halbes 
Sahrhundert Hinter ung Tiegen und daher der großen Mehrzahl 
unserer Zejer nur unvollitändig befannt jein dürften, müjjen 
wir hier auf diefelben näher eintreten. 

Wir haben bereit3 erwähnt, daß der Yürcherputih vom 
6. Sept. 1839 das Signal zu einer reaftionären Bewegung 
in der Schweiz geworden tft. Im Kanton Yargau agitierte Der 
fatholiiche Klerus feit 1830 gegen alle Neuerungen. Us nun 
 oollends dajelbit am 6. Januar 1841 mit großer Mehrheit eine 
neue Berfaflung angenommen wurde, welche die vom Bolfe 
Dringend geforderte politifche Nepräfentation nach) ver Vo [f3- 
ah! gewährte, wodurd Die proteitantiihe Deputation im 
Großen Rate das Übergewicht erhielt, da brachten der Klerus 
und namentlich die Klöfter im Freienamte eine fürmliche Ne- 
volution zustande, welche die Regierung zwang, nicht nur jelbft 
Truppen aus ihren obern Ämtern aufzubieten, fondern auch die 
Hilfe von Nachbarfantonen anzurufen, welche Hilfe nament- 
fich von Bern (Neuhaus) ebenjo prompt al3 impofant gewährt 
twırde. Durch diefe Erfahrung belehrt und um einmal Ruhe 
und Ordnung im Lande zu fichern, bejchloß der Große Nat 
des Kantons Aargau am 13. Januar 1841 beinahe einftimmig 
die Aufhebung der aargauifchen Klöfter und verfügte über ihr 
Eigentum zugunften der Fonds für Sticchen-, Schul- und 
Armenzwede der Fatholifchen Gemeinden und zur Ausrichtung 
lebenslänglicher Venfionen an die betroffenen Drvenzgeiftlichen. 
Nun fagt aber Art. 12 de3 Bundespertrages von 1815: 
‚Der Fortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit 
ihres Eigentums, fomweit e8 von den Kantons- 
vegierungen abhängt, find gemährleijtet; ihr er- 
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mögen it gleich anderm Privatqute den ordentlichen Steuern 
und Abgaben unterworfen.” 

Auf diefen Artifel gejtügt, bejchlofjen eine Anzahl von 
Kantonen Bejchwerdeführung bei der Tagjabung gegen das 
Borgehen Yargaus, und fie wurden dabei vom päpftlichen 
Kuntius und von Ofterreich unterftüßt. Auf den Antrag der 
in diefer Sache niedergejegten Kommiljion bejchloß die darauf 
in Bern verfammelte außerordentlihe Tagfagung am 2. April 
1841: der aargauifche Bejchluß jei unverträglich mit Urt. 12 
de3 Bundesvertrages von 1815 und der Kanton Yargau jet 
eingeladen, denfelben von neuem in Erwägung zu ziehen, um 
ihn mit der Bundesurfunde in Einklang zu bringen. Yargau 
beichloß im Verlaufe der nächiten zwei Jahre auf bejtändiges 
Drängen hin die Wiederherftellung von vier Frauenklöftern; 
auf die Wiederheritellung der beiden Männerklöfter in Muri 
und Wettingen mwollte es unter feinen Umftänden eintreten, 
Kachdem Yargau dieje Konzeffionen gemacht hatte, beichloß die 
Tagfagung im August des Kahres 1843 mit 12°/, Stimmen 
die aargamsche Klofterangelegenheit aus Abjchted und Trak 
tanden zu verweilen. Damit hatte aljo die Eidgenoijenjchaft, 
an welche man appelliert hatte, in verfaffungsgemäßer Form 
die Berantwortung für dDiefe Maßregel der Verteidigung der 
Staatlichen Rechte übernommen und die Minderheit hatte fich 
zu fügen. Die Stände Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden und 
Zug legten jedoch eine Proteftation gegen den aefakten Be- 
Ihluß ein, den jie als Bundesbruch erklärten, der Mehrheit 
die Berantwortung für die Folgen zujchtebend; Appenzell 
KR. und Wallis Schlofjen fich derfelben an. Die Einleitung 
zum Sonderbund war gegeben. 

Hauptjächlih unter Verwertung der angeblichen Neligtions- 
gefahr und unterjtüßt von Sefuitenmifjionen war in den Slan= 


tonen Wallis und Yuzern ein politischer Umfchwung zuftande 


gelommen, infolge dejjen nun aucd) vom eidgenöfjiihen Vor- 
ort in Luzern die Ssejuiten berufen wurden (1844). Umfonit 
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hatten dafelbft die Gegner diefer Berufung darauf aufmerffam 
gemacht, daß nach der Erflärung des Ordenspropinzial3 die 
. Sejuiten in Beziehung auf Lehre und Erziehungsipitem feine 
Befehle und Weifungen der Stant3behörde al3 maßgebend 
anerkennen können, während nach der Berfajjung des Kan 
ton Luzern dem Crziehungsrate unter DOberauflicht des Ne- 
gterungstates die Aufjicht und Leitung des Erziehungsmwejeng. 
übertragen jei. Nachdem die Dppofition im Großen Rate um= 
jonft die Berufung befämpft hatte und der Beichluß durch- 
gejeßt war, wurde von den Gegnern noch ein Berjuch mit dem 
Beto gemacht, welcher jedoch ein armjeliges Nefultat ergab, 
da von den Kanzeln herab mit der Ungnade Gottes und Der 
heiligen Apoftel Paulus und Petrus gedroht wınde. Bevor 
die Frift für das offenbar verlorene Vetoverfahren abgelaufen 
war, Jammelten jich am 26. November 1844 aus allen Teilen 
de3 Kantons Luzern freifinnige Männer in der Hauptitadt, um 
über gemeinfame Maßregeln gegen den als verfafjungswidrig 
bezeichneten Beichluß zu beraten. Bom Ergreifen der Waffen 
mirde zwar geiprochen, jedoch ftinimte Die Mehrheit nicht dazu, 
Itellte aber doch ein Komitee von fünf Mitgliedern auf mit 
dem Wuftrage, den Gang der Dinge zu beobachten und nötigen= 


falls zu handeln. Der zahlreiche Zuzug, welcher dem Komitee 


bon ©eite der Freijinnigen des Kantons, fowie aus den San- 
tonen Yargau, Bern und Balel-Landichaft zugejichert wurde, 
verleitete dasjelbe, Den 8. Dezember als den Anariffstag zu 
bezeichnen, ohne in bezug auf das Weitere Die nötigen Dis- 
pofitionen zu treffen. Man hatte ich offenbar vorgeitellt, wenn 
einmal Die Kreilinnigen der Hauptitadt ji des Yeughaufes 
bemächtigt haben werden, jo würde Jich das Weitere von jelbit 
machen. Aber die hHauptitädtiiche Freiichaar war am 8. Dez. 
bon der fleinern Negterungstruppe ausetinandergejiprengt, be= 
bor jie das Zeughaus erreicht hatte und in derjelben Weije 
wurden auch die Zuzüger, welche jich in einzelnen Schwachen 
Haufen der Hauptitadt näherten, jußzejjive bejiegt oder zer- 
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Iprengt, ohne Daß e3 zu einer Schlacht gefommen wäre. Nur 
bei der Emmenbriücde gab es ein Gefecht von einigen Wünuten. 
Al die Nachrüdenden aus den andern Stantonen von dem 
ichlimmen Musgange des Aufftandes in und bei Luzern hörten, 
fehrten fie, Damit ihnen nicht etwa Durch die Negierungs- 
truppen der Nüczug abgejchnitten werde, um, ohne den Feind 
gejehen zu haben. 

- Groß war nunmehr die Zahl der wegen verjuchten Auf- 
ruhr3 oder al3 verdächtig in Yuzern Verhafteten, noch größer 
die Zahl der aus Furcht vor Verhaftung in die Kachbarfan- 
tone Entflohenen, welche mit großer Teihtahme aufgenommen 
wurden. Das Vermögen der Flüchtigen wurde mit Bejchlag 
belegt. Die freie Meinungsäußerung und die freie Preije 
eriitierten im Kanton Yuzern nicht mehr. Die Anmejenheit 
diejer Flüchtlinge in den Nachbarfantonen und die Stlagen der- 
felben über ihr Schieffal verbreiteten Entrüftung über die Yu- 
tände im Kanton Luzern und die Sefuiten, welche fie herbei- 
geführt hatten. Diefe Entrüftung machte fich im Stanton Bern 
troß des Winters in Stets größern VBollsverfammlungen Luft. 
Sm Laufe des Dezembers 1844 tagte eine Verfammlung von 
1500 Mann in Sraubrunnen und von 2000 in Ins; im Januar 
1845 hatten wir Verfammlungen von 5000 Mann in SOumis- 
wald, von 6000 in Herzogenbuchlee, von 1000 in Wimmis, 
Dachsfelden und Hmweilfimmen, und jo in andern Stantonen. 
Auf den Beihluß einer diefer VBerfammlungen wurde bon 
einem Dozenten der Berner Hochichule eine populäre Ge- 
ichichte des efuitenordens verfaßt, welche nur die Tatjachen 
aufzuzählen brauchte, um zu beweifen, daß die Behandlung 
der Sejuitenfrage eine dringende Aufgabe des Bundes jet. 

Ein interfantonales Komitee leitete dieje Bewegung; e3 
hatte die Aufgabe, in allen günstig gejtimmten Kantonen fan- 
tonale Komitees und Geftionen des jchmeizeriihen Anti- 
Sejuitenbundes ins Xeben zu rufen und durch diejelben Unter- 
- Schriften zu jammeln, einerfeit3 für eine Bitte an die Tagjagung 
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um Ausmeifung der Jeluiten aus der Schweiz, andererjeit3 an 
die Regierung des Kantons Quzern betreffend Amnejtierung 
der Befiegten. Das Komitee erklärte in feinem Aufrufe an 
das Schweizervolf, daß der neue Bund feine Konfeffion be- 
 Tämpfe, aber gegen einen Orden auftreten müfje, melcher 
zur Befämpfung und Vernichtung des Protejtantismus ge- 
gründet jet. 

Dieje Bewegung erhielt im Kanton Bern eine energifche - 
Unterjtügung duch die im Dezember 1844 von freifinnigen 
Männern des ganzen Kantons ing Leben gerufene „Berner- 
geitung”, redigiert von Jakob Stämpfli, Fürfprecher. 
Das neue Blatt verjprach, auf dem fantonalen und dem eid- 
genöjliichen Gebiete fiir den Fortfchritt einzuftehen und zählte 
dabei fejt auf die Mitwirfung der bernifchen Regierung und des 
oltes, auf welches nunmehr die fiberale Eidgenofjenfchaft 
nad) der Lähmung Zürich durch die Septemberbemwegung 
ihre Hoffnung feße; unfere erite Aufgabe jei die Löfung der 
Sejuitenfrage durch den Bund. 

Ende Januar 1845 trat der bernifche Große Rat zufammen, 
um jeinen Oejandten für die auf den 24. Februar nach Zürich 
einberufene Tagjabung die Snftruftion zu erteilen. Der Große 
Nat gab ihnen auf den Antrag der Regierung den Auftrag, 
dahin zu wirken, daß die Tagjabung die Sefuitenfrage als 
Bundesjahe erkläre und diefen Drden aus der Schweiz aus- 
weile, daß ferner die Tagjabung die Kantone anhalte, Verbote 
gegen die Bildung von Freifcharen, welche nicht von den Kan- 
tonen jelbit ins Leben gerufen und geleitet werden, zu exlaffen, 
und endlich, daß die Tagfagung Luzern zur Gewährung einer 
allgemeinen Amneftie einlade. Dieje Anträge wurden, jedoch 
nicht ohne großen Widerjpruch von rechts und Iinfs, ange- 
nommen. Was unter diejen legalen Freifcharen gemeint fei, 
wurde dem Volfe bald darauf befannt gemacht durch Neudrud 
und Verbreitung des im Jahre 1838 (zur Zeit des Konflikts 
mit Frankreich wegen des Prinzen Napoleon) erlaffenen De- 
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tret3 über die reilcharen, nach welchem diefe damals nichts 
anderes jein jollten, al3 ganz unter der Regierung ftehende 
Steiforps zur Verteidigung des Vaterlandes. 

Der Vorort Zürich hatte tibrigens fchon vor dem Zufammen- 
tritt der Tagjagung zwei Mitglieder feiner Regierung nach 
Aarau und Bern abgeordnet, um zu verhindern, daß Frei- 
Iharen gebildet werden. Andererjeits organifierte Luzern den 
Landiturm. 

Aber auf der Tagjabung war eine Mehrheit gegen die 
„sejuiten roch immer nicht erhältlich, obfchon am 14. Februar 
im Kanton Waadt infolge einer Volksverfammlung megen 
der Sefuitenfrage ein pofitifcher Umjihwung, verbunden mit 
Regierungsmwechfel und Keumahlen, ftattgefunden hatte. Einzig 
ein Bejchluß gegen die Freifcharen fam mit 13?/, Stimmen 
zuftande; die Berner Deputierten verfagten jedoch unter diejen 
Umftänden ihre Zujtimmung zu diefem Verbote. 

‚sn Vern wurden nun, gleich wie in andern Kantonen, ganz 
offen die Vorbereitungen zu einem neuen Freifcharenzuge 
gegen Luzern getroffen; aus verfchtedenen- Gemeinden de3 
‘ Seelandes erhielt die Preffe Mitteilung von den Unterjtübun- 
gen, welche die am projeftierten Freijcharenzuge fich beteili- 
genden Bürger in der Form bon Neifegeld und Sold aus der 
Gemeindefajje erhalten werden. 

Allgemein war die Anficht verbreitet, ar Itberale Berner 
Regierung fei mit einem neuen Freifcharenzuge einveritanden 
und wenn jte überhaupt ein Verbot gegen die Freifcharen er- 
lajje, jo werde jie dies exft tun, wenn e3 zu fpät fei. Das Iebtere 
Ihien fich wirklich zu beitätigen. Al am Freitag den 28. März 
1845 von Bern ein Verbot der Freifcharen ausging, waren 
wohl die entferntern Teilnehmer beim Exjcheinen diefer Bot- 
Ichaft jchon auf dem Wege oder im Begriffe abzureifen, wenn 
jie nach dem Feldzugsplarn am Sonntag in der Nacht des 
30./31. März von Huttioyl oder ‚Zofingen aus im Kanton 
Kızern einrücen toollten. Auch die gleichzeitig vom eidgenöf- 
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fischen Vororte zur Bejegung der Luzernergrenze aufgebotenen 
17 Bataillone (morunter 10 bernifche) Hatten jo wenig den An- 
ichein, zur Abhaltung der Sreifcharen beitimmt zu fein, daß im 
Gegenteil viele glaubten, diejelben hätten die Beitimmung, even- 
tuell, d.h. im Falle der Not, den Freiicharen zu Hilfe zu ommen. 
Der aus mehr als 6000 Mann beitehende Freiicharenzug, _ 
welcher am Montag den 31. März vor Luzern ankam, hatte, 
objchon diesmal genügend mit Waffen und Führern verjehen, 
einen noch unglüclicheren Ausgang ald der erjte. Und Doch 
‚war, twie man nachher erfuhr, die Yuzernische Regierung bei 
feiner Ankunft im Begriffe, zurückzutreten und wilde eö beim 
eriten Kanonenfchuß auch getan haben. Daß ein Angriff nicht 
erfolgte, jondern die Zeit mit Unterhandlungen verloren wurde, 
während unterdeijen Hilfskräfte aus den Urfantonen herbei- 
gezogen werden fonnten, hatte feinen Grund darin, daß Gene- 
tal Ochfenbein furz vor dem Anlangen vor Yuzern einen vom 
bernifchen Schultheigen von Tavel abgejandten Sturier emp- 
fangen hatte, welcher berichtete, daß nach einer Mitteilung 
des englischen Gejandten Morier fremde Jnterventton in Aus- 
ficht ftehe, fofern Luzern mit Gewalt genommen würde. Gene 
ral Ochfenbein, im Einverftändnis mit dem nachher berühmt 
getvordenen fuzernifchen Staatsgefangenen, Dr. Steiger, be- 
achtete dieje Warnung.* 
um mwählte aber die LYuzerner Regierung ihrerjeits den 
ihr genehmen Zeitpunkt des Angriffs. Noch im Laufe des 
Abends wurde die ratlos auf und an der Landitraße nach dem 
Entlebuch ftehende Freifcharen-Stolonne angegriffen und teils 
in die Flucht geichlagen, teil3 abgefangen; eine andere Ylb- 
teilung der NRegierungstruppen griff gegen Morgen die auf 
dem Gütjch bimakfierenden Freifcharen an, welche exit nad) 
mehrstimdigem Widerftande, ohne mit dem andern Teil Des 


*) Seite 29 der Brofchüre: „Meine Beteiligung am Freifcharen- 
zuge von 1845 20.” von Jakob Stämpflii, Nat.-Nat, Bern, 1878. 
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- Heeres Fühlung zu befigen, den Nüdzug antraten, mober fie 
auf weit mehr Gegenmwehr ftießen, al3 auf dem Hinmwege. Nur 
zum fleinern Teil in gejchlojjener Stolonne, zum -größern Teil 
ordnungslos und vereinzelt, Hungernd und totmüde erreichten 
unjere Mitbürger das bernifche Gebiet. in zer Stirchen der 
Stadt Zuzern waren 1836 Gefangene aus andern Slantonen 
(morunter 200 Berner) untergebracht. Yon den Leiden der 
einzeln von den Landjtürmern Aufgegriffenen und der in 
Gefangenschaft Befindlichen fchmeigen mir. 

Koch Ichmerzlicher als die dDemütigende Niederlage mar 
für die Heimgefehrten und das Bolf die Haltung der bernischen 
Behörden vom Tage der Niederlage an. 

Schon am 3. April erließ die Negierung ein Streisjchreiben 
an die Negierungsitatthalter, nach welchen diefe die Yeitungs- 
redaftoren perjönlich vorbejcheiden und jte aufs ernitlichite „vor 
Aufnahme beunruhigender oder zu ungejeglihen Schritten auf- 
reizender Berichteritattungen warnen” follten, anjonjten jo- 
gleich nach aller Strenge der Gejebe gegen die Nedaktoren 
eingejchritten werde. 

Der Nedaktor der „Bernerrgeitung” hatte allen Grund, 
eine nähere Erklärung über die Tragweite diejfer Verordnung 
zu verlangen, indem Die Unbejtimmtheit derjelben die Prep- 
freiheit aufhebe. 

Sn einer Bublifation vom 9. a mies Der Negierumge- 
rat auf fein Verbot vom 28. März (!) Hin und erklärte feine 
Abficht, gegen jeden Berfuch einer Störung der Ruhe und 
Drdnung jtreng einfchreiten zu wollen. 

Sm Sinne der Beichwichtigung wirkte Dagegen bie Ihon 
am 4. April durch die Regierung von Luzern ausgejprochene 
Amneitie für alle Gefangenen unter 20 Jahren. Ste hatte aber 
auch ein fo großes Interefje am Loswerden der außerfanto- 
nalen Gefangenen, daß e3 den Regierungen der betreffenden 
Kantone möglich wurde, durch ihre Abgeordneten am 25. April 
einen Zosfaufsvertrag mit Luzern abzufchliegen, nach welchem 
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diefe Gefangenen gegen Erlegung von 350,000 Schweizer: . 
franfen, welche die Regierungen für fie vorjchießen mußten, 
freigegeben wurden. Auf Bern entfielen 70,000 Fr., auf deren 
Kücerftattung der Große Nat nachträglich Verzicht Leiftete. 

Nicht zur allgemeinen Beruhigung diente dagegen die im 
„Berner Anzeiger” (allein) exjchienene Mitteilung, daß Der 
Regierungsrat am 12. April folgende Staatsbeamte eingeitellt 
und von ihnen ihre Verantwortung über ihre Teilnahme am 
Freifbharenzug abgefordert habe: 

1. Herr Stämpfli, Suppleant des Juftiz- und Polizei- 

| Departements, 


2. „ Rupp, Unterfuchungsrichter, in Bern, 

3.  Niggeler, Mitglied des Prüfungsfollegums für 
die Notare, 

4. „ Richard, Poithalter, in Erladh, / 

5.  „.  Smdermühle, Amtzfchreiber, in nterlafen, 

6. „ Weiermann, Pfarrer, in Gfteig bei Snterlafen, 

7. „Michel, Unterftattdalter, in Interlaken, 

8 „ Schneider, Negierungsitatthalter, in Nidau, 

9. „  Hubler, Amtsgerichtsichreiber, in Yıdau, 

10. „ Ammann, Amtsgerichtzfchreiber, in Wimmis, 


IE Steiner, Gerichtspräfident, in Wangen. 

Ein rm der Entrüftung über den Negierungsbeichluß 
ging durch das Bernerland. Die Bürger, welche vor wenigen 
Monaten an großen Bollsverfammlungen kräftiges Vorgehen 
gegen die Sejuiten verlangt hatten, unterschrieben zu Taujen- 
den Beichtverden an den Großen Rat und Bitten um Einftel- 
fung der Maßregelung von Männern, welche al3 die Diener 
des Bolfes ihr Xeben in die Schanze gejchlagen hatten. 

Die Regierung veriprach, dem Großen Rate den Untrag zu 
Itellen, die eingeleitete Verfolgung der beamteten Freilcharen 
einzuftellen und diefer nahın den Antrag am 29. April an. 

Auch die Tagjagung glänzte nicht durch Konfequenz, ob- 
Ihon zum Tiberalen Umfehwung im Kanton Waadt nun aud) 
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im Kanton Zürich ein Umjchlag der öffentlichen Meinung und 
ein Wahlfieg über da3 Sempterregiment erfolgt war. Die 
Tagjagung verwendete jich fehr warm, jogar durch eidg. Kom- 
mifjarien, zuguniten der in Luzern gefangenen Freiichärler, 
andrerjeit3 ftrich jte die eidgenöfjiichen Offiziere, melde am 
legten Freifcharenzuge teilgenommen hatten, und emeute, 
nunmehr von Bern unterjtüßt, ihr Konklufun wider die Trei- 
Icharen. | 

Die bernijche Regierung hatte völlig den Kompaß verloren. 
Um 9. Mai beichloß fie, unter Anführung fehr bejtrittener 
Gründe, die Abberufurig des verdienten Profejjors Wil- 
heim Stell, welchen man vor 11 Jahren von einer jchönen 
Stellung an der Zürcher Hochichule weggeloct und zum erjten 
Neftor der berniichen Hochichule berufen hatte, und am 16. Nat 
fogar deifen Ausweifung aus dem Kanton Bern (er war feit 
Sahren Schweizerbürger). Und das tat die Negierung, ohne 
daß Herr Snell auch nur über die gegen ihn erhobenen Yn- 
Hagen verhört worden wäre (!). Sn Band I, ©. 180, der „Neus- 
revidierten Sammlung der Gejete, Defrete und Verordnungen 
der NRepublif Bern” (gedruckt 1840) find verjchtedene damals 
noch in Kraft befindliche Regterungserlafje verzeichnet, welchen 
diefes Adminiftratio-Suftizverfahren mwiderjprad. 

Troß der fchweren Vorwürfe, welche die Regierung in der 
Prefje zu hören befam, verfuhr fie in Demfelben Sommer ähn- 
fich gegen einen aus dem Yargau gebürtigen Fürjprecher, 
namens Sticart. Derfelbe war wegen mißliebiger Hukerungen 
von Amt3 wegen beim Nichteramt Seftigen verflagt; die Re- 
gierung bon Bern wies ihn gleichwohl fort, ohne das gericht- 
fiche Urteil über Schuld oder Unschuld abzumarten. 

Bon der Prefie der verjchiedenen Richtungen ungünftig 
beurteilt, Hatte fie auf ihrer neuen Bahn bis zum Juli es |chon 
zu 17 Preßprozeiien gebracht, welche meiitens einen für fie 
ungünftigen Ausgang hatten. Unter folhen Umjtänden und 
um doch ein ihre Maßnahmen verteidigende3 Blatt zu haben, 
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grümdete sie ein eigenes Blatt, den „Landboten”, welcher 
wöchentlich zweimal, deutjch und franzöfiich, als Gratisbeilage 
des Amtsblattes erjcheinen jollte. Ein unjere Verhältnifje noch 
nicht fennender deuticher Jurift, Franz Fiicher, dem die Ne- 
gterung das Recht der Einfichtnahme von allen Akten zuficherte, 
ward als Nedaftor des neuen, vom 29. Juli 1845 an ericheinen= 
den Blattes angeftellt. Die Regierung glaubte die daherigen 
Koften übernehmen zu Dürfen, weil das Amtsblatt einen Nein- 
ertrag abmerfe, welchen man zuguniten der Abonnenten ver- 
wenden jolle. Die Prejje erwiderte ihr, daß diejer Neinertrag 
‚gleich andern Einnahmen des Staates der Staatsfaffe gehöre und 
ja auch den Abonnenten nicht in Geld zufomme, daß ferner das 
aufgedrungene Blatt ein Privtlegtumzuungunftender auf Brivat- 
fojten eritellten andern Blätter bedeute, daß endlich die Errich- 
tung einer bleibenden bejoldeten Stelle nach $ 50, Ziffer 4, der 
Berfaffung, einzig durch den Öroßen Rat beichlofjen werdendürfe. 
Aber was brauchte fich die Negterung um den Großen Nat 
zu Scheren! Bon den 240 Mitgliedern des Großen Rates waren 
ja gerade die Hälfte, 120, Beamte, deren Wahl und deren 
Abberufung in der Macht der Regierung lag und die Daher mit 
ihr halten mußten. Und wie jtund eg mit der Wahl der Mitglieder 
des Großen Nates! 200 derjelben wurden durch Wahlmänner 
gewählt, welche Firchgemeindeweie in den Urverfammlungen 
bezeichnet wırden. Um an den Urverfammlungen jtimmen zu 
dirfen, mußte man im Gebiete de3 Kantons Bürger und mohnz- 
haft, ehrenfähtg und mwenigitens 23 Jahre alt fein; um in einer 
andern al3 Der Burgergemeinde jtimmberechtigt zu jein, mußte 
man menigitens jeit zwei Jahren in der betreffenden Gemeinde 
wohnhaft fein, den Bejit von Grundeigentum oder eines auf 
Örundeigentums derjicherten Kapital3 don mindeitens fünf 
Hundert Schweizerfranfen bejcheinigen, oder aber einen Bacht- 
oder Mietzind von wenigjtens 200 Franten bezahlen, oder Be- 
amter der Gemeinde oder Des&taates, oder jchweizerifcher Dfft- 
zier, oder für einen wifjenschaftlichen Beruf patentiert jein. 
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Um aß Wahlmann bezeichnet werden zu können, mußte 
einer in dem betreffenden Bezirfe der Urverfammlung ange- 
jeffen und als jtimmberechtigt eingetragen ein. 

Um in den Großen Nat wählbar zu fein, mußte man das 
Alter von 29 Kahren zurückgelegt haben und ein Grundeigen- 
tum oder ein auf Grundeigentum verlichertes Kapital von 
fünftaufend Schweizerfranfen bejigen (!) r 
; Die 200 nach der Bevölkerungszahl gewählten Großräte 

wählen jodann 40 fernere Großräte. Die Verfaffung hält für 
notwendig, vorzujchreiben, daß, wenn die jtantberniiche Ein- 
mohnerjchaft bereits den Drittel (!) der Gejamtheit der lieder 
des Großen Rates zählt, bei der Wahl der 40 und ihrer event. 
Jachfolger nicht mehr als noch einer gewählt werden dürfe, 
welcher Einwohner der Hauptitadt it. (Die Einwohnerichaft 
der Stadt Bern betrug nach der Zählung von 1846 nur !/ıs 
der Bevölferung des Kantons.) 

Wie ıngenügend fornnte bei jo einjeitiger Vertretung des 
- Bolfes nach der Verfaffung von 1831 der wirkliche und fort- 
Ichrittliche Volksgeitt im Großen Nate zum Ausdrudf fommen! 
Und wenn eine neue Bewegung der Geilter noch jo berechtigt 
war, e3 fonnte nur nach je zwei Jahren ?/, der Großräte neu 
gewählt werden (von Neuwahlen infolge von Tod oder frei- 
miliigem Austritt abaejehen). 

Wenn man ich diefe Zulammenfeßung und diefe Wahlart 
beim damaligen Großen Nate voritellt, jo begreift man, daß 
die Beanfjtichtigung der Staatsverwaltung Durch den Großen 
Nat wenig zu bedeuten hatte, daß die jo gewaltig auspojaunten 
Srundfäße der Berfoffung von 1831 fo wenig Früchte gebracht 
hatten und jchlieglich eine völlige QZethargie in der Ver- 
 waltung eingetreten ift. 

Man fand iebt, daß nicht bloß auf eidgenöfltichen, fondern 
auch auf fantonalem Boden viele Reformen notwendig mären. 
Um fich mit diefen kantonalen Fragen zu bejchäftigen, Hatte 
lich im Frühling des Jahres 1845 in der Hauptitadt ein Bolfs- 
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verein gebildet, welcher mitteljt eines Sreisichreibens vom 
14. Sunt 1845 fi) an die ihm befannten geiftesverwandten 
Männer im ganzen Kanton wandte mit der Einladung, ähn- 
fiche Vereine in ihrer Gegend zur Beiprechung der in der 
Gegenwart fich geltend machenden öffentlichen Bedürfnijje 
ins Leben zu rufen. 7 

Die „Berner- Zeitung” verfehlte nicht, jene Kontrolle 
zu üben, welche der Große Nat vermiffen Tieß, und auf bie 
notwendigen Reformen aufmerffam zu machen, bejonder3 im 
Suftiziwefen, im Bolfsichulmefen, in der Steuergejeßgebung des 
Staates und der Gemeinden, im Armenwejen, im Bojt, 
Boll- und Müngmejen. 

Der 31. Juli brach an, an welchem man feit 1831 alljähr- 


fich biS in die Vierzigerjahre hinein durch Höhenfeuer und be 


geifterte Verfammlungen die Befreiungstat von 1831 gefeiert 
hatte. Sich fehnend nach einem Ausbfi aus der traurigen 
pofitiichen Lage des Kantons, traten am 31. Juli 1845 in Be, 
Brodhäufi, Biel und anderwärts die Bürger zahlreicher als jonjt 
zufammen; in Brodhäufi foll die Berfammlung gegen 500 Mann 
gezählt haben. Die tröftende Varolehieg — Berfjajjungs- 
tepvifion! 

Eine am Sonntag den 3. Auguft in Snterlafen abgehaltene 
Bolfsverfammlung von 1000 Mann fprach fich mit Begeijte- 
rung in demjelben Sinne aus. 

Eine inhaltvolle Fantonale politiihe Bewegung war im 
Gange und die regierenden Herren wollten e3 nicht merden. 
Sie gingen bereit3 Arm in Arm mit den Konfervativen und 
wähnten gleichwohl noch immer, die Mafje de3 Volfes hinter 
ih zu haben. 

Das „Piplomatifche Departement” gedachte mit einem 
Heinen Revifionspfläfterchen den im Fieber befindlichen Volts- 
förper zu heilen: eg wollte allein die Verfafjungsbeitimmungen 
betreffend die Erefutive vepidieren und die 17 Regierungsräte 
und 16 Betfiter aus dem Großen Rate durch 9 Regierungsräte, 
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und das jchleppende und zielloje Departementalfyjten Durch 
da3 Direftorialfgftem erfegen (mas an fich annehmbar gemwejen 
wäre), dagegen der Regierung eine noch abjolutere Stellung 
verichaffen, als fie jchon jebt bejaß. 

Schon dies war dem Nat und den Sechzehnem ein uns 
nötige Opfer; fie wiejen zweimal diefen Antrag zurüd und 
meinten, ihre frühere Stellung wieder zu gewinnen, ment 
jie dem Großen Rate die Bertrauensfrage jtellten und für 
den Fall ihrer VBerneinung mit ihrer Demifjion drohten. Das 
verlangte Zutrauenspotum wurde am 12. September tirflich 
mit großer Mehrheit bejchlofjen — man fannte diefe Mehrheit! 

Aber jebt merfte auch das Volt, daß nicht bloß die Total- 
revision der Verfaffung, fondern auch die Revifion durch einen. 

- Berfaffungstat verlangt werden mußte. 

Wir haben bereit3 gejehen, wie das Necht, an den Urver- ° 
jammlungen zu jtimmen, durch die Bejtimmungen betreffend 
Alter, Wohnjig und Bermögen, das Recht, in den Großen 
Nat gemählt zu werden, durch die Beitimmungen betreffend 
Alter und Vermögen bejchränft war, wie abhängig ferner die 
Stellung der Großräte gegenüber der Regierung war. Eine 
durcchgreifende Reform des Staatswejens war da notwendig, 
eine demokratische Neform, wie fie der gegenwärtige Große 
Rat nicht gewähren fonnte, deffen Mitglieder ihre Seffel 
und ihre Ämter durch eine große neue Konkurrenz bedroht 
jehen mußten. Schon ein Schulfnabe lacht ungläubig über 
die Erzählung des edlen Freiherrn von Münchhaufen, wenn 
et fagt, er jei einft ins Waffer gefallen und habe fich an feinem 
eigenen Zopf herausgezogen; fonnte nun das Volk glauben, 
daß ein nach den plutofratifchen und oligacchifchen Beftim- 

mungen der 3ler Verfaflung zufammengefegter Großer Nat 
der geeignete Hebel fei, um e3 auf die freie Höhe der Demo- 
fratie zu heben? 

Einem zu radikalen Sprüngen nicht difponierten Großen 
Rate fam der Revifionsartifel ($ 96) der 1831er Verfaffung, 


Kummer: Bundesrat Schenk, 3 
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trefflich zu ftatten, welcher vorchrieb, daß Anderungen der 
Berfaffung auf dem Wege der Gejebgebung, alfo Durch den 
Großen Nat, vorzunehmen jeien und zwar fo, daß ein Gejebes- 
vorschlag Diefer Art einer zmeimaligen Beratung 
durch den Großen Nat zu unterwerfen fei, welcher zu diejen 
Beratungen in der Zahl von wenigfteng zmwei Drit- 
teln der Gesamtzahl jeiner Mitglieder ver 
jammelt fein muß; auch folle die zweite Beratung nicht früher 
aanahVBerflußeinesgahres jtattfinden; erit nad) 
der Annahme des Vorichlages durch den Großen Rat Tünnen 
jih die Urverfammlungen über die Revifton ausjpredhen. 

Im Laufe des Dezember machten endlich Rat und Sechs- 
sehner dem Großen Nate wirklich einen Vorichlag betreffend 
eine Totalrevifion nach Antrag des diplomatiichen Departe- 
ments. Doch das genügte jet nicht mehr! Gegen Ende de3 
Sahres 1845 war ein Drittel des Großen Nates neu zu wählen, 
alle Wahlfreife, auch das Kollegium der 200 Großräte, waren 
Dabei beteiligt. Nur 43 von ca. 80 im Austritt befindlichen 
wurden wieder gewählt! 

Am 11. Sanıar 1846, am Tage vor dem Zujammentritt 
de3 Großen Nates, welcher fich iiber den Nevifionsmodus aus- 
iprechen follte, traten im Lande herum [jech3 Volisver- 
fammlungen auf, welche nicht bloß die Totaftevifion, fondern 
die Revifion dur) einen Berfaffungsrat verlangten. 

Sleichwohl erhielt diefe Anficht im Großen Rate nicht die 
Mehrheit. Man beichloß jedoch, das Volt anzufragen, ob Die 
KRevifion durch den Großen Nat oder, in Abänderung des $ 96 
der Verfaffung, durch einen vom Volfe gewählten Berfaljungs- 
rat auszuführen fei. Nur 11,533 Stimmende erklärten jich für 
die Nevifion durch den Großen Nat, 26,320 für einen Ber- 
Faffungsrat, 477 fernere Stimmen waren ungültig. 

Die Niederlage der Regierung war um fo empfindlicher, 
da der Kampf fehr hartnädig geführt worden war. Ein am 
97. Sanuar, alfo kurz vor der Volfzabftimmung, exlafjenes 
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Manifeit, unterzeichnet von 9_NRegierungsräten — der ehr: 
minrdige Schultheiß Neuhaus vbenan — hatte die Aufftellung 
eines Berfallungsrates al einen Berfafjungsbrud 
bezeichnet, welcher die bedenflichiten Folgen haben könne, — 
da3 hat die Stellung der Regierung nach) der Bolßsabitimmung 
beinahe unmöglich gemadht. 

Der am 12. Februar 1846 zufammengetretene Große Nat 
bejchloß num fofort die Nevijion der Berfaffung von 1831 duch 
- einen Berfafjungsrat, —auf je 3000 Einwohner ein Mitglied, — 
melcher am 14. März zujammentreten jol. 

Die Wahlen fanden am 2. März ftatt; 60 Wahlfreife wähl- 
ten 140 Berfaffungsräte. Die Behörde fonftituierte ji am 
16. März, am 13. Zuli fonnte der Berfaffungsrat das fertige 
Werk annehmen. Arm 31. Juli 1846 nahm e3 das Volt an mit 
34,079 gegen 1257 verwerfende Stimmen. 

Wie hat jih Doch jeit dem Anfang des Sahres 1845 das 
Berhältnis der Negierung zum Volke verändert? Wie ift das 
jo plößlich zujtande gefommen ? 

E3 ijt eine völlige Entitellung des Hiltorifchen Herganges 
der Dinge, wenn man den Sturz der Regierung in erjter Linie 
aus materiellen Gründen ableitet. Eine Million des Zehnten- 
Bermögeng nach der andern über Bord zu werfen, ohne für 
Erjaß zu forgen, nur um das Schiff des politiichen Shitems 
flott zu erhalten, das verjtund das bisherige Regiment. Den 
Neit des Zehntendermögens liquidieren und zugleich nicht bIoß 
für den daherigen neuen Ausfall, jondern auch für den Exrjab 
der bisherigen Schenfungen neue Steuern einführen, 
das war weit jchwieriger. Man leje doch noch einmal die Zei- 
tungen des Sahres 1845, jo wird man fich überzeugen müjjen, 
daß die ungleiche politiiche Haltung der Negierung vor und 
nach dem Freifcharenzug fie um das Vertrauen des Bolfes ge- 
bracht und Daß die Haltung des Großen Nates gegenüber der 
Negierung und dem Wolfe ung die Notwendigfeit einer Ver- 
- fajlungsrevifton vor Augen geftellt hat. Die Verfaffungsrevifion 
3* 
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jelbft wırrde'erit" ‚möglich, nachdem fich die Regierung durch den 
Bruch mit ihren bisherigen Freunden völfig unmöglich 
gemacht hatte. — 

Uber wo bleibt denn der Held unjerer Gejchichte? Haben 
wir etwa, vertieft in politiiche Jugenderinnerungen, vergefjen, 
daß mir die Lebensgejchichte Schenf3 jchreiben ? 

Durhaus nit! Schent machte die pofitifche Gefchichte, 
‚bie wir jchreiben, nicht bloß in der Eigenschaft ala bei der Sache 
pafjiver Beitgenofje und Yufchauer mit, jondern als aftiver 
Mitjpielender. Wenn er auch nicht perjönlich beim Freifcharen- 
zug mittoirkte, fo hatte er unter ihnen feine Freunde und er 
benahm jich als Freund der Freifcharen, und das fo jehr, daß 
er in der Zeit, von der wir jchreiben, beinahe in den Fall ge- 
fommen wäre, wegen diejer Freundichaft aus jeiner Laufbahn 
 herausgeworfen zu werden. Wir müfjen diejes für ihn jehr 
wichtige Ereignis hier berichten. 

&3 war an einem Samstag Nachmittag, den 2. Auguft 1845, 
da ging der GOtudiojus Schenf, in der Periode zwifchen 
jeinem jchriftlihen und jeinem mündlichen Staatseramen 
jtehend, nichts Böjes juchend oder ahnend, zu feiner Erholung 
in der Richtung nad Muri fpazieren. Die Ferien hatten 
bereit3 begonnen und die Mehrzahl der Studierenden war 
Ichon heimgereift. Er traf noch ein Trüpplein von Studieren- 
den auf dem Weg: einen heimreifenden Obmwaldner, begleitet 
bon drei andern Studierenden, einem Luzerner, einem War- 
gauer und einem reiburger. Unter diefen befanden fich alte 
Sreunde und er jchloß fich ihnen an. Sn der Srone zu Muri 
wurde eingefehrt, um einen fröhlichen Abfchiedstrunf zu neh- 
men. Wie bewegt die damalige Zeit war, brauchen wir hier 
nicht zu wiederholen. Ir jener Woche war durch das Ausfpielen 
der Verfafjungsrevifion im Kanton Bern dem herrfchenden 
Shitem der Strieg erklärt worden. Da damals durch die Trei- 
Icharen- und Gonderbundsbewegung die ganze Schweiz umd 
namentlich die Jungmannfcaft in Aufruhr war, fo fan man 
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fich chen vorftellen, welche Gedanten und Gejpräcdhe in diejer 
tebhaften interfantonalen Gejellichaft das Bindeglied bildeten. 
Sn derjelben Wirtztube tranfen an einem andern Tiiche 
zwei Bürger, ein Handmwerfsmeifter von Bern und ein (unjern 
fünf Studiofen) Unbefannter, welchen dieje interfantonale 
Bruderschaft offenbar ein Greuel war. Um diejen Gefühlen 
entfchiedenen Ausdrud zu geben, fing der Handmertsmeilter 
an, recht tüchtig über die Freifcharen zu jchimpfen und fein : 
Senoffe machte wader mit. Unfer Schenf wäre nicht Schent 
gewejen, wenn feine Ohren das ruhig vertragen hätten Er 
itelfte daher die beiden „zur Nede”, wie unjere Alten fich aus- 
drücen. Sebt ging’3 103. Ehe man jich’3 verjah, hatte unjer 
Handwerfsmeifter ein paar Prügel, lag am Boden und blutete 
aus der Nafe und dem Munde. Das Prügeln Hörte jofort auf, 
der andere Schuldige wurde verjchont. Statt weiter zu prügeln, 
wobei ja die fünf Studenten ihre Gegner vernichten fonnten, 
iakten fie diefelben am Arm und führten die Störenfriede auf 
die Straße hinaus, wo fie fie höhnend verabjchiedeten. 
Bei diefem Abjchiede gab der Unbekannte jich al3 der (bürger- 
fich geffeidete) Landjägerforporal &. zu erfennen. (Wir Fünn- 
ten — aftengemäß — alle Namen niennen, tun e3 jedoch lieber 
nicht.) Der Vorfall wurde natürlich fofort polizeilich angezeigt. 
Gleichwohl fam exit am 16. Auguft der Stellvertreter des 
Polizeirichter3 dazu, die Anzeige zu behandeln und zwar in 
abmweifendem Einne, indem er die Kläger darauf hin- 
wies, daß es ihnen freiftehe, die Beklagten wegen allfälliger 
Benachteiligung zivilrechtlich zu belangen. Die Angelegenheit 
erichten ihm wohl al3 Bagatelle; ferner Hätte er auch den Hagen- 
den Landjäger als einen Mitjchuldigen behandeln müfjen. Aber 
die beiden Kläger befriedigte das nicht, denn fie fonnten feinen 
erfittenen Schaden nachmweifen. Der fonjervative Handierfs- 
meifter refurierte alfo an das Juftizdepartement wegen Trie- 
densbruch und die Zentralpolizei wegen Miphandlung eines 
Landjägers. Das Auftizdepartement bringt die Angelegenheit 
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an die Regierung und der Regierungsratdesfan- 
tonsBern(!) befchließt am 31. Dftober 1845, Der Ge- 
richtspräfident von Bern folle die Unterfuchung in diejer Stu- 
dentengejchichte weiterführen (d. h. von vorne anfangen)! 
Am 12. $anuar 1846 erfolgte endlich das neue Urteil des 
Polizeirichters: Nach demfelben wurden Schenk und der Frei- 
burger Student, welche beide laut der Unterfuhung nicht 
gejchlagen, wohl aber bei der übrigen Gemaltanmwendung 
mitgemacht hatten, verurteilt zu Ausweifung während 3 Mo- 
naten aus dem Amtöbezirt Bern, Schenf gleichzeitig aucd aus 
dem Bezirk Aarberg, wo er amtete, und beide, zugleich in Ver- 
bindung mit den andern Angeichuldigten, zu den Unterfuchung3- 
foften und zu einer Entjhädigung von im ganzen Fr. 24 für 
den Handmwerfsmeifter und Fr. 8 für den Landjäger (für Be 
zahlung der Koften der ärztlichen Unterfuchung nebit Arzt- 
zeugni3 und des Anwalts); die drei andern Angeklagten, welche 
nad) der Unterfuchung auch Schläge erteilt Haben follten, jedoch 
gleich bei Anhebung der neuen Unterfuchung von Bern weg- 
gezogen waren und Daher in contumaciam verurteilt werden 
mußten, erhielten VBerweifungöitrafen für längere Zeit, je nach 
ihrem Vorleben in Bern. Aber auch dieje für Bifar Schent 
empfindliche Strafe, denn fie jchloß ja eine dreimonatliche Amt3- 
einstellung in fich, genügte der Oberbehörde nicht. Als das Er- 


ziehungsdepartement nach der heißen Grokratsjigung (dom 
12. Sanuar u. ff.) bei nerböfejter Stimmung der Herren Nie= 


gierungsräte am 19. Januar fich verfammelte, ergoß jich über 
Schenf, welcher fich erfühnt hatte, für die geläfterten yrei- 
icharen einzuftehen, die volle Schale des regierungsrätlichen 
Unmillens. Mit Berufung auf das richterliche Urteil verurteilte 
e3 Schenf auch noch zu Amtseinftellung während je chS Mo- 
naten und gleichlanger Siftierung des Mueshafen-Stipendiumg, 
welches die Hälfte des Bareinfommens eines Vifar3 ausmachte, 
Diefes Urteil wurde fofort dem Pfarramt Schüpfen als Die 
Folge einer „Schlägerei” mitgeteilt. Das Urteil wirkte wie ein 
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Donnerjchlag nicht bloß im fonjervativen Bfarrhaufe Schüpfen, 
two Schenf jehr verehrt wurde, fondern ebenjo bei den radifalen 
Behörden der Gemeinde. Gleich am folgenden Tage begaben 
fich Ausgefchoffene derfelben, mit einem herrlichen Seugnijie 
des Hern Pfarrers Bay umd entjchiedenen Erklärungen der 
Gemeindebehörden zugunjten Schenfs verjehen, nach Bern, 
um das offenbar im Sertum befindliche Erziehungsdeparte- 
ment eines Befjern zu belehren. Und mirflich gelang Dies! 
Nach einigen Tagen (26. San.) erhielt das Pfarramt Schüpfen 
eine neue Zufchrift des Erziehungsdepartements, nach welcher 
die bejchloffene Amtseinitellung von 6 Monaten auf 1 Monat 
reduziert und ftatt jofort nun exft nach Dftern in Wirffamteit 
tritt und auch die Entziehung des Stipendiums auf ein Quartal 
herabgejeßt wird. Während das frühere Urteil des Erziehungs- 
Departements die Abficht zu verfolgen fchten, Schenk als einen 
zum geiftlichen Amte Ungeeigneten aus demjelben hinauszu- 
drücen, hatte das neue die Wirkung, ihm die Fortjegung jeiner 
offenbar gejegneten Arbeit zu ermöglichen. Das war unter 
diefen Umständen ein jchöner Erfola. _ 

Man hat mit Necht Schenf von Anfang an zu den Sechs- 
undvierziger Liberalen gerechnet. Nicht nur fympathifierte 
er mit der damaligen politiichen Berwegung, er war auch von 
der Studienzeit her mit den Führern derjelben, den Stämpfli, 
Birzberger, Scherz, MatthyS 2c. befreundet. Wenn er während 
der Berfaffungsratsperiode nach Bern fan, jo jaß er nicht bloß 
mit denfelben im Bären-Lafe, fie nahmen ihn auch in Vor- 
verfammlungen mit und luden ihn da gelegentlich zur Anfichts- 
äußerung ein, ebenjo fand er fich bei großen pohtiichen Ver- 
fammlungen ein; an Sänger- und Schüßenfeiten trat er nicht 
bloß al3 Nedner auf, jondern er machte auch al3 Aktiver mit. 

- Kam er irgendwo nur mit jpeziellen Freunden zufammen, 
da hatte er zu dem gemeinfamen Trunfe und Gedanfenaus- 
taufch gerne noch eine Übung im Schwingen, bejonders wenn 
jein funftfertiger Genofje, Dr. Schärer, zuerit Alliitenzarzt, 
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ipäter Diveftör der Srrenanitalt in der Waldau (Herausgeber 
einer im Drude erichienenen „Anleitung zum Schwingen‘) 
dabei war; gelegentlich machte er auch eine Billard- oder 
Schachpartie mit und zwar funftgerecht; das Startenjpiel da- 
gegen fagte ihm nicht zu. In allen diefen Dingen folgte er 
feinem Gefchmad; er wollte feine Spezialmoral für Die Geift- 
Tichen anerfennen, bei der ein folcher jchließlich den Stopf hängen 
und fauer jehen müßte wie die Heuchler. 

Do wir fehren zu der fjummariichen Daritellung der für 
die Zufunft des engern und weitern Vaterlandes überaus 
wichtigen politischen Ereignifje zurüd. Die neue berniiche Ver- 
faffung war, wie bereit gejagt, am 31. Juli 1846 mit gewaltiger 
Mehrheit angenommen worden. Da diejelbe bis zum Jahre 1893 
unverändert ausgereicht hat und Daher der heutigen Generation 
noch befannt ift, fo brauchen wir una hier nicht einläßlich mit 
derfelben zu bejchäftigen. Die finanziell bejonders wichtigen 
Beitimmungen, welche in den eriten Jahrzehnten der neuen 
Drdnung bejondere Arbeit verurfachten, werden dagegen bald 
genug auf der Bildfläche ericheinen. 

Zunähft war nun der aus 226 Mitgliedern beitehende 
Große Nat und zwar direft durch die Urverfammlungen zu 
wählen, in welchen evitlich alle im Staatsgebiete wohnhaften, 
über 20 Sahre alten ehrenfähigen Staatsbürger und zweitens 
alle Schweizerbürger derjelben Qualität, injofern ihr Heimat- 
fanton Gegenrecht hielt, ohne Zenfur ftimmberechtigt waren 
{am 16. Auguft). Wählbar in den Großen Nat war jeder 
jtimmfähige Staatsbürger, welcher das 25. Ultersjahr zuriid- 
gelegt hat. 

Am 27. Augujt trat der neue Große Nat zujammen und 
wählte denjelben Tag die aus neun Mitgliedern bejtehende 
Negierung: Funk, Obergerichtspräfident, Ochjenbein, Tür- 
iprecher, Stämpfli, Xafob, Fitriprecher, Schneider, Joh., R.AR., 
Dr. med. %. U. Schneider, R.R., Stodmar, Xaver, alt R.R., 
Smmer, Ingenieur, Jaggi, NR, Nevel, Gerichtspräfident. 
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Schon in feiner erften Sikung bejchloß der Große Nat 
Amneftie in allen politifchen Straffällen und Erlaß der Schuld 
für den Losfauf der bernifchen Freifchärler. Noch vor Ende 
Auguft wurde vom Regierungsrat auch bie Aufhebung des 
gegen Profeffor Wilhelm Smell ergangenen Yusweifungsbe- 
ichluffe3 verfügt. Da Petitionen für und gegen jeine Wieder- 
einfegung an den Großen Rat gelangt waren, während eine 
Beichtverde von Prof. Snell nicht vorlag, jo brachte die Ne- 
gierung diefen Fall vor den Großen Nat mit dem ntrage, auf 
Entichädigung des Heren Sell, welcher in dem Gime ange- 
nommen wurde, die Regierung folle fich über deren Betrag 
mit Heren Snell verftändigen. Dieje Verjtändigung führte 
zum Kompromiß: das Obergericht jolle als Schiedsgericht den 
Enticheid füllen. Diefes Sprach ihm für die Zeit vom 9. Mat 
1845 bis 31. Dezember 1846 die ausgefallene volle Bejoldung 
nebit Zins zu und vom Jahre 1847 an eine jeiner Bejoldung 
aleichfommende Penjion. — 

Die Hauptleiftung der neuen Negierungsperiode im Sahre 
1846 war die durch Gefeb vom 12. Nov.-1846 gejchaffene und 
ichon anfangs Dezember eröffnete Hypo thetar tale. 

Sp war denn num Bern wieder in den Stand gejebt, aud) 
in den eidgenöffifchen Fragen zielbewußt tie früher jein ganzes 
Gewicht in die Wagjchale zu legen. 

xm Sahre 1846 mar freilich in der Tagjagung noch nicht? 
zu erreichen. 

Nachdem jedoch in Genf infolge der blutigen Greigniffe vom 
7. und 8. Oftober 1846 das für den Sonderbund einjtehende 
Kegimentder entjchiedenen Volfsmeinung hatte weichen müjjen, 
und auch im Großen Rate von St. Gallen die Kiberalen die 
Mehrheit erlangt hatten, war die Tagjabung in der Lage, 
gegenüber den Sejuiten und dem Sonderbumd im Sinne der 
großen Mehrheit des Volkes vorzugehen. Mit Anfang des Jahres 
1847 wınde Bern für zwei Jahre Vorort, vor deren Ablauf 
die Eidgenoffenfchaft umgeftaltet und Bern Bundesfik war. 
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Am 5. Suli 1847 eröffnete Regierungs- und Bundespräji- 
dent Ochienbein die Tagjabung. Den Stand Bern vertraten 
die Negierungsräte Dr. Schneider und Stämpffi. 

Die Ereigniffe folgen fich nun Schlag auf Schlag. Am 19. und 
20. Zufi wurde mit 12 Stimmen der Antrag Berns angenommen: 

den Sonderbund als unverträglich mit dem Bundesvertrag 

und daher als aufgelöft zu erflären, : 
die Kantone für die Beachtung diejes Beichlujfes verant- 
wortlich zu machen, und 

der Tagjfagung vorzubehalten, erforderlichenfalls Die mei- 

tern Maßregeln zu treffen, um Demjelben PRO, 
zu verjchaffen. 

Die Sonderbundsfantone gaben dagegen etite Berchuien 
zu Brotofoll. 

Am 16. Auguft wurde mit 13 Stimmen bejchlojfen, Die 
Gejamtrevifion des Bundesvertrages vom 7. Auguft 1815 vor- 
zunehmen und zu Diefen Zmwede eine Kommiffion von 14 Mit- 
gliedern zu mählen. 

Am 3. September wurde auf den Antrag Zürich bejchloifen 

die Sefuitenangelegenheit 1ft Bundesjache, 

Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis jollen jofort Die 

Sefuiten aus ihrem Gebiete entfernen, 

die fünftige Aufnahme des Fejuitenorvens in die Stantone 

der Eidgenofjenjchaft it von Bundes wegen unterjagt. 

Auf die Mitteilungen von den großen Rüftungen der jieben 
Sonderbundsfantone bejchloß die Tagjabung ferner: 

die fieben Kantone von jolchen Nüftungen abzumahnen und 

die andern Kantone anzumeien, Sendungen von Waffen 
und Munition für den Sonderbund aufzuhalten und dem 
Borort davon Kenntnis zu geben. 

Am 27. August bejchloß die Tagjagung in betreff der (13) 
Difiziere des eidg. Stabes, welche an dem Separatbündnifje 
teilgenommen hatten, daß fie nunmehr aufhören, Offiziere des 
eidgenölliichen Stabes zu fein. 
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- Die Sonderbundsfantone rüfteten um fo eifriger. Franf- 
reich und Sfterreich unterftüßten fie mit Waffen und Geld. 
Die erjtern fonnten indejjfen meilteng vor dem Anlangen am 
Beitimmungsorte entdecdt und Fonfisziert werden. 

Die nach einer Baufe von zirka jechs Wochen am 18. Dftober 
wiederum zufammengetretene Tagjabung bejchloß, an die jieben 
Sonderbundsfantone je zwei eidgenöfliiche Nepräfentanten mit 
einer Proffamation an das Bolf abzufenden, um dasfelbe von 
einer bundesmwidrigen SONAER abzumahnen. Natürlich 
vergeblich. 

est wurde, am 24. Dftober, ein Heer von vorläufig 50,000 
Mann, mit dem General Dufour an der Spike, aufgeboten. 

Luzern und jeine Mitverbündeten jtellten den bejtimmten 
Antrag, daß zuerst die Majorität entwaffnen jolle (!) und als 
dies, wie begreiffich, abgelehnt wurde, gaben die Sonder- 
bundsvertreter in der Tagjagung eine Kolleftiverflärung nebit 
Manifeit an das Schweizervolf zu Protofoll und ee 
den O©aal. 

Am 4. November beichloß die Tagjabung Die Ausführung 
ihrer Beichlüffe duch Anwendung der bewaffneten Macht. 
Der Kriegszuftand war da. Die Sonderbundsfantone rüfteten 
zum hartnächgften Widerftande, ja jelbjt zur DOffenfive nad) 
dem Teffin und dem aargauifchen Freienamte. Danf dem 
großen eidgenöffiichen Aufgebote von 101,500 Mann und den 
bon General Dufour wohl Durhdachten Dispofitionen dauerte 
der am 10. November begonnene Strieg nur bis Ende des Wio- 
nat3, an welchem Tage der lebte der fieben Stantone des Sonder- 
 bundes, Wallis, jich ergab. 

Die Erinnerung an diefen Bürgerkrieg it im Jahre 1897 
jo vielfach gefeiert worden, daß wir hier nicht auf daS große 
Detail zurüdzufommen für nötig finden. 

Na) dem Siege brauchte man die Sonderbundsfantone 
nicht mehr an die Ausweifung der Fefuiten zu mahnen. Auch 
wirkten diefe Kantone nun ebenfall bei der Nevifion der 
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Bundesperfaffung mit, ebenjo Neuenburg, nachdem e3 jich am 
1. März 1848 von der preußischen Herrichaft Iosgefagt hatte. 

Ende Juni 1848 war die Revifionsarbeit abgejchlojjen; 
“am 1. September wurde die neue Bundesverfajjung vom 
Schmeizervolfe mit ungeheurem Mehr angenommen. Nur die 
Stände Uri, Schroyz, Unterwalden, Zug, Appenzell F.-Rh., 
Teffin und Wallis hatten mit Mehrheit dagegen gejtimmt. 

Mit ihren SInterventionsverfuchen Hatten die Grokmächte 
feinen Erfolg. Sn der Hauptjache famen ihre Protejte infolge 
ihrer Uneinigfeit zu jpät; im übrigen wurden jte als unbefugt 
zurüdgemiejen. — | 

Auch unfer Bifar in Schüpfen hatte beim Sonderbunds- 
friege mitgewirkt und zwar als Feldprediger des berniichen 
Snfanteriebataillong Nr. 10. Da war er in jeinem Elemente. 
Er fannte die Gejchichte des nunmehr dreihundertjährigen Wir- 
fens des Sefuitenordens iiberhaupt und im Schweizerlande 
insbefondere. Schon im 16. Fahrhundert hatte Karl Borromer, 
Erzbischof von Mailand, den Sejuitenorden, dejjen Haupt- 
aufgabe die Befämpfung des Protejtantismus ift, m Luzern 
und Freiburg eingeführt und noch überdies in Mailand jelbt 
ein „helvetifches Kollegium” gegründet, in welchem 40—50 
Schmeizerjtudenten unentgeltliche Aufnahme fanden; im Jahre 
1586 ftiftete er den erjten Sonderbund, „der Borromeijche“ 
oder „Goldene Bund” genannt, bejtehend aus den fiinf fatho- 
fifchen Orten der Snnerjchtweiz nebit Freiburg und Oolothurn. 
Der gleichzeitig vom Papite eingejeßte und in Luzern bleibend 
refidierende Nuntius gab dazu feinen Segen und Ddiejer neue 
Bund (ausgenommen Solothurn) hatte nicht Eiligeres zu tun, 
als mit König Philipp II. von Spanien ein Sonderbündnis zu 
ichließen, durch welches eventuell Hilfstruppen gegen die Eid-' 
genofjen zugelichert waren (!). Wie hat aldann diefer Borro- 
meifche Bund in den fchmweizeriichen Untertanenlanden ge- 
dauft! Wo war bon nun an die Macht der einst jo jtarfen Eid- 
genojjenichaft ? 
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Endlich Hatte da8 Schweizervolf die nötige Zahl von Tag- 
jagungsitimmen und ein wohlgerüftetes und mohlgeführtes 
Heer zufammengebracht, mit welchem man, wenn jeder feine 
Pflicht tat, Hoffen Tonnte, die alte Eidgenofjenjchaft neu ins 
Leben zu rufen. Seht oder nie! Das war die weltgejchichtliche 
Situation, welche der Feldprediger der willigen Mannjchaft 
auseinanderjebte. Welche Ausblie auf eine bejjere Zukunft 
eröffnete ihm der Sieg, welchen er miterfämpfen wollte! 

Nicht ein Kampf gegen die fatholifche Religion mar diejer 
Krieg, fondern ein Kampf gegen den Mikbraud der Keligion. 
Als der Feldprediger Schenk im Stlofter St. Urban einquartiert 
wurde, betrat er dasjelbe nicht al3 Feind! war ja die Hilter- 
zienfer-Abtei damal3 wieder Bildungsanftalt für die Luzermni- 
hen Primarlehrer und feine Infaßen ftet3 in freundlichem 
Berfehr mit den Bewohnern der reformierten bernijchen Dörfer 
der Nachbarschaft. Der Feldprediger trat fogar in eine Dauernde 
Korrefpondenz mit einem der liberalen Geiftlichen Des Stlojters, 
welches übrigens jchon im Jahre 1848 vom Großen Rate des 
Kantons Zuzern aufgehoben wurde. 

Die gejebgebende Gewalt war nach der neuen Bundesver- 
faffung zwei Kammern übertragen, deren Bejchlüfje nur im 
Salle ihrer Übereinjtimmung maßgebend find. Im Stände 
rate, in welchen jeder ganze Kanton zwei, jeder Halblanton 
einen Abgeordneten ohne Inftruftion abordnete, hatte die bis- 
herige Tagfagung ihre Fortfegung in freierer Zoum; durch den 
Nationalrat, nach dem Verhältnis der Volfszahl gewählt, be- 
fam die Meinung der freifinnigen Mehrheit der Bevölkerung 
nicht allein die Mehrheit in einem Rate, jonderm auch einen 
moraliichen Einfluß auf die Vertreter der Kantone und auf 
die Exrefutive der Eidgenofjeriichaft. 

Die Kompelenzen des Bundes wurden in der neuen Bun- 
 desperfaffung mr in dem Maße erweitert, als dies nad) den 
bisherigen Erfahrungen abjolut notwendig erfchien, wobei man 
die Verfaffung der Vereinigten Staaten von Kordamerifa zum 
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Mufter nahm. Die Hauptaufgabe des Bundes war zunächit 
die Behauptung der Unabhängigkeit des Waterlandes nach 
augen und die Handhabung von Ruhe und Ordnung im Smnern, 
jodann auch noch der Schuß der Freiheit und der Rechte der 
Eidgenofjen und die Förderung der gemeinfamen Wohlfahrt. 
Spmeit die Souveränität der Kantone nicht ausdrücklich durch 
die Bundesverfaffung befchränft war, blieb fie fortbeitehen. 
Vorerit war eine Milttärorganifation zu ermöglichen, wie fie 
der Bundeszwed erforderte. Der Drden der Kefuiten und der 
mit ihm alliierten Gefelfjchaften blieb ausgejchloffen; dagegen 
erhielt der Bund das Necht der Gründung einer Univerfität und 
einer polytechniichen Schule, ferner da3 Necht, im Snterefje 
der Eidgenofjenjchaft oder eines großen Teiles derfelben auf 
Stoften der Eidgenofjenichaft öffentliche Werfe zu errichten oder 
die Errichtung derfelben zu unterftüßen, Die beftehenden innern 
Hölle zu bejeitigen und an der Grenze eidgenöffifche Zölle zu 
erheben, dafür jedoch den Kantonen eine der bisherigen Ein- 
nahme entjprechende Entihädigung zu gewähren und nach 
denjelben Grundjägen auch das Poftwejen zu übernehmen, 
jerner Münze, Maß und Gewicht einheitlich zu ordnen. — 

Am 12. September 1848 fonftatierte die Tagfaguıg die 
duch Die Volßabjtimmung vom 1. September erfolgte An- 
nahme der neuen Bundesverfaffung durch 15%/, Stände, twelche 
zujammen eine Bevölferung von 1,897,887 Einwohnern re- 
präfentierten. | 

Am 6. November trat die neue Bundesperfammlung zu= 
jammen umd erwählte zu Bundesräten die Herren Jonas 
Surrer von Zirih, Ochjfenbein von Bern, D rue) 
von der Waadt, Munzinger von Solothurn, Frey- 
Herofee vom Yargau, Näff von Et. Gallen und Frans- 
cini vom Teffin. 

Zum Bundegfig wurde, nachdem vorher die demfelben auf- 
fallenden finanziellen LZaften reitgejegt waren, Bern erforen 
(24. November 1848). 
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Damit waren nun borderhand, unter jehr aftiver Mit- 
mirfung Schents als Geitlicher und al$ Bürger, auf Tanto- 
nalem mie auf eidgenöfjiihem Boden die verfaffungsmäßigen 
Grundlagen gejchaffen, auf welchen fich von nun an Schenf 
in einem über alle jeine Erwartungen und Pläne weit hinaus- 
reichenden Umfange betätigen follte. 

Mit der Gejchichte des Kantons Bern find wir noch nicht 
über das Jahr 1846 hHinausgefommen. Die wichtigiten politi- 
Ihen Creianilje Des Kantons im Jahre 1847 waren: 

die Berufung des Theologieprofeffor Dr. &d. Zeller von 

Tübingen, vom 14. Januar 1847, 

das Steuergejeß vom 23. April 1847, 

das Armengejeb vom 24. April 1847. 

Dbjehon die genannten zwei Gejebe jofort in Kraft treten 
jollten, mußte der Umstände wegen das eritere für diejes Jahr 
ganz julpendiert, das andere in den Hauptpartien verjchleppt 
werden. 

Um jo breitfpuriger war der Verlauf des geller- 
handels, dank dem Mißgriffe der Oppofition, welche ein 
zweites Straußdrama erwartete, während ohne Ddiejen Sper- 
tafel die Wirkiamfeit Zeller eine ebenfo ftille gewejen wäre, 
tie diejenige feines Vorgängers, Prof. Samuel Xuß. 

Schon im Fahre 1845 hatte die damalige Regierung die 
theologiihe Fakultät um ein Gutachten in betreff des Tii- 
dinger Dozenten Dr. Ed. Zeller erfucht und von derfelben in 
bezug auf Seller wilfenjchaftlicde Befähiaung einen äußerft 
günftigen DBejcheid (vom Juli 1845) erhalten, jedoch mit der 
Bemerfung, daß Dderjelbe mit feinem Arbeitsgebiete nicht in 
ihre Benjenverteilung hineinpajje. 

Die beiden Herren Schneider, älter und jünger, welche aus 
der alten in die neue Negierung übergetreten waren, erjterer 
als Erziehungsdireitor, hatten jedoch ihren Lieblingswunjd 
- nicht aufgegeben und die Berufung wurde auc) von Hochichul- 

 profefforen, namentlich von PBrofeffor Nies, betrieben. 
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As endlich am 12. Januar 1847 die von der Dppojition 
ichon feit Monaten ungeduldig erwartete Wahl Zellers als 
außerordentlicher PBrofeffor für neuteftamentliche Exregeje eı- 
folgte, da brach der Sturm [08 und äußerte fich in das Bolt 
aufregenden Brofchüren und Petitionen. Die Petition von 
Helfer Baggefen am Münfter in Bern, welche diejer als Präfi- 
dent der Geiftlichfeitsfynode an den Negierungsrat richten zu 
ioffen glaubte, wurde von diefem ad acta gelegt. Die an den 
Großen Nat gerichteten Petitionen dagegen, welche gegen 
2400 Unterschriften erzielt haben follen, mußten natürlich be- 
handelt werden. Die an die Gebildeten gerichteten Brojchüren 
von Pfarrer Romang und Helfer Baggejen wandten jic) haupt- 
fächlich gegen die Lehren der Hegelichen Philojophie, als deren 
Vertreter Zeller angejehen wurde; die Agitationzichriften von 
Zuchthausprediger von Fellenberg und Vikar von Wattenmwpl 
richteten fich mehr gegen einzelne ihnen aus Deutjchland mit- 
geteilte Hußerungen Zeller3 über die Evangelien, welche Die 
Lehre unferer Kirche untergraben jollten. Profejjor Ries ver- 
- teidigte in einer Brofehüre fein Verhalten bei der Berufung. 
Sine Proffamation der Regierung an das Volk juchte dasjelbe 
zu beruhigen, namentlich durch) den Hinweis darauf, daß ein 
Zeller neben jtieben andern theologischen Lehrern der Yoch- 
ichule bei der gejeglich garantierten Lehr- und Lernfreiheit Doc 


feine Gefahr bieten fünne und dab nad) ihrer Überzeugung 


weder die Kirche noch das fittliche Leben gefährdet jeien. 

Die auf den 24. März 1847 angejegte Debatte des Grokent. 
Rates über die Betitionen dauerte 14 Stunden ohne Unter- 
brechung. Die geftellten Anträge gingen darauf aus: in eriter 
Linie Sufpendierung des AmtsantrittS des neuen Profejjorz, 
um Gutachten von drei deutfchen theologijchen Zakultäten 
über feine Eignung für die erhaltene Brofeffur einzuholen, oder 
dann: Rüdgängigmadjung der Wahl — nad) dem Mufter von 
Zürich. Diefe Anträge wurden mit ®/, der Stimmenden ab- 
gemwiejen. 
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Bei Diejer Gelegenheit wurden einige der vorlauteften geift- 
lichen Agitatoren noch gemaßregelt durch Einftellung im Amte, 
Abjegung oder Gefangenschaft. | 

Sm Sahre 1848 Tief der feit April 1847 in Bern wirkende 
Profefjor Heller, im Anfchluß an fein bisheriges bernifches 
Hauptkolfegium, im Drude erjcheinen: „Gejchichte der chrift- 
lichen Stirche. Überfichtlich dargeftellt von Dr. &d. Zeller” (aus 
der EnzyHopädie fir Wiffenfchaften und Künfte befonders ab- 
gedruct). Syn diefer Schrift (von 159 eng gedructen Oftav- 
jeiten) jpricht er fich mit Höchitem Freimut über die Perfon 
Chrijti, über die Entwiclung feiner Lehre und die von derfelben 
handelnden Schriften und über alle wichtigen Erfcheinungen in 
der Gejchichte der chriftlichen Kirche bis auf die neuefte Zeit aus. 

Dieje3 Buch jtimmte freilich nicht mit der Kirchenlehre des 
Ktantong Bern. Die gelehrten Gegner vom Jahre 1847 hüteten 
jich aber wohl, auf die Abweichungen aufmerffam zu machen; 
denn jonjt würde e8 jofort an den Tag gefommen fein, wie weit 
die offizielle bernifche Kirchenlehre zurücgeblieben war. 

Bir Zuhörer Zellers erfannten auch bald, dat Zeller nicht 
nur mit Strauß nicht zufammengemworfen werden darf, fondern 
Ihon damals auch Hegel gegenüber ein ganz felbftändiger Denker 
war. Die in feiner Vorlefung „Religionsphilofophie” gegebene 
Definition der Religion jtand derjenigen von Schleiermacher 
viel näher, alö derjenigen von Hegel. An einer Vortragsferie 
über Hegel und feine Lehre, die er in feinem legten. Berner- 
jemejter auf unjfern Wunsch noch zum beiten gab, erfuhren 
tie mit Erftaunen, daß der höchite Gipfel der von der Menfch- 
heit zu erreichenden ethiichen Kultur nach Hegel zufällig zu- 
jammenfällt mit der preußifchen Gefeßgebung und Ver- 
jajjung (mit Inbegriff des erblichen Königtums)! Ohne Zweifel 
in Derüdjichtigung diefer Zellerjchen Kritik hat der fonft hegel- 
treue Brofejjor Ries in feiner im folgenden Semefter gelefenen 
„Rechtsphilojophie” das Hegeliche Syftem in diefer Beziehung 
ergänzt Durch den neuen Abjchnitt: „die ideale Sittlichfeit”. — 


Kummer: Bundesrat Schenf. 4 
7 x 
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Zum großen Schmerze feiner von Semefter zu Semefter 
jtetS zahlreichern Zuhörer folgte Zeller am Ende feines fünf _ 
ten Semejter3 einem ehrenvollen Rufe nach Marburg (Auguft 
1849). — 

Und mo bleibt nun unfer Schenf ? 

Diejer hatte, nachdem Kanton und Bund ihre Sturm- und 
Drangperiode durchgemacht, im Frühling 1848 die Pfarrei 
Laupen bezogen und aus Schüpfen eine Frau Pfarrerin mit- 
gebracht, in der Berjon von Fräulein Eflife Kehr, Tochter des 
dortigen angejehenen Arztes, Schwefter eines feiner Studien 
freunde, welche im Seminar von Hindelbanf fich zum Berufe 
einer Primarlehrerin herangebildet und auch in der Nähe von 
Schüpfen als folche gemwirft Hatte. 

Einmal im Pfarrhaufe Laupen eingerichtet, nahm er auch 
jofort feine philojophifchen Studien wieder auf. _Diefelbe 
Kechtsphilojophie Hegel, welche wir bereits von Zeller und 
Nies beanjtandet gefehen haben, hatte fchon vorher bei Schent 
Anftoß erregt. Die EtHif, welche nach feinem bisherigen 
Gefühl und Studium im alten und neuen „Bunde” (Teita- 
ment) das Wejentliche in der Religion war, fam ihm bei Hegel 
zu armjelig weg. Diejes Hegeliche Tugendziel, nach welchen 
derjenige jchon ein guter Bürger ift, der feine Steuern richtig 
bezahlt und mit den gefeßlichen Vorfchriften und mit der Polizei 
nie in Konflift kommt, fonnte einem Schenf nicht genügen. 

Nachdem der Bifar Schenk fich gründfich mit Hegel felbft 
‚ befaßt und auf einem Hauptpunfte durch denfelben unbefriedigt 
geblieben mar, fiel fein Auge auf ein Werf, das feinem fuchen- 
den Geilte während feines Pfarramt3 große Befriedigung ge- 
mährte: Zohann Ulrih Wirths „Shitem der 
jpefulativen Ethif, einer Enzyflopädie der gefamten 
Disziplinen der praftiichen PWhilofophie.” 2 Bde. Heilbronn 
1841/42. 

Diejes den verjchiedenen Gebieten menjchlicher Betätigung 
— bis zum Spiel und Tanz — in geiftooller Weife ihre Stelle 
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anmweijende Buch wird in der Tat der Bedeutung der Ethik 
und ebenso auch derjenigen. der Religion und der Kirche beifer 
gerecht al3 Hegel, und befämpft diefen mit quten Gründen. 

E3 war nicht bloßer Yufall, daß Schenf in feiner Abwendung 
bon der Hegelichen Ethif (ohne e3 zu wiljen) mit Zeller über- 
einftimmte. Bie Hiftorifh-fritiihe Tübinger- 
ihule, von weldher Zeller ein Hauptrepräfentant war, ft 
nicht, wie die theologischen Gegner behaupteten, eine Slonfe= 
quenz des Hegeltums. m Gegenjas zu dem gemwaltjam mit 
der Hegelichen Lehre (namentlich jeiner Trinitätstheorie) iden- 
tifizierten und dadurch entitellten Chriftentum jucht die neue 
Hiltorisch-kritiiche Schule in ftrenger Prüfung der Urkunden das 
wirkliche Chrijtentum der Geschichte auf; jte fann im Hegelichen 
Gottesjohn ebenjomwenig al3 im Gottesfohn der Dogmatik 
Sefum von Nazareth) wiedererfennen. Was ift das Chriftentum 
in feinem Urfprunge gemwefen?, fo fragten die Gelehrten der 
Tübingerfchule, gleichwie Die Neformatoren. Der Unterjchted 
zwifchen beiden war nur der, Daß die Reformatoren die Schriften 
des neuen Tejtaments als gleichzeitige und aleichwertige Hilto- 
riiche Yeugnilfe betrachteten, während die Tübinger in der Aus- 
icheidung der Tradition aus der Gejchichte noch etwas weiter 
gingen, namentlich Strauß, dem die Nolle zugefallen war, in 
die Feltung der Unfehlbarfeit der heiligen Schriften Breiche 
zu Ichteßen. 

Bei der nunmehr grümdlicheren Aufwühlung und Aus- 
Iheidung des Schuttes der Tradition wurde derjenige Felus 
ausgegraben, welcher die Ethif Der Bergpredigt vorgetragen 
und durch Jein ganzes Leben und Sterben illuftriert und be- 
ftätigt Hatte, und der Nachweis gefeiftet, daß diejenigen, welche 
jeinen Fußitapfen folgten, darin auch leben und volles Genüge 
gefunden haben. Sn der von Brof. Ferd. Chrittan Baur 
und feinem Schwiegerjohn Ed. geller in den Fahren 1842 
bi3 1857 herausgegebenen „Tübinger SYahrbüchern”, fomwie 
in den großen Spezialwerfen diefer Männer, fomwie der 
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8. Schmegler, R.CHh. Pland und anderer, wurden 
die Nejultate diefer Ausgrabungen publiziert. Der neuge- 
fundene Chriftus der Gejchichte war bedeutend genug, um Die 
bisherigen Neligionen zu erjeßen. 

Scenf war ein überzeugter und beredter Berfündiger de3 
wiedergefundenen Evangeliums der Nabhfolge Chrifti. 
Wir haben im Anjchlujfe an den Yellerhandel den uns zufällig 
befannten geijtigen Entwidlungsgang Schents als Theologen 
etwas einläßlicher gejchtldert, Schon weil er der Held unferer 
Geichichte it und weil man Daraus erjieht, Daß Dieje mit philo- 
jophiichen und theologischen Studien zugebrachten FJugendjahre 
nicht etwa verlorne Zeit bedeuten, welche er für jeine nun- 
mehrige jpätere Wirkffamteit viel bejjer Hätte verwenden fünnen, 
wenn er von Anfang an, nach dem Wunfche feines Bormundes, 
ich dem Nechtsitudtum zugewandt hätte. Wir werden Später 
noch) jehen, daß er Diefer nicht einfeitigen, jondern gründlichen 
und vieljeitigen Bildung einen guten Teil feiner jpätern Er- 
folge verdankt. Aus Schent3 Entmwidlungsgang jehen mir 
aber weiter, daß wir Schon vor HBellers Wirken in Bern Die 
Tübingerjcehule im Lande hatten und mit feinen Hollichranfen 
und feiner Fremdenpolizei Hätten fernhalten können. Sn Seller 
hat man die bereits in unjer Land eingedrungene Ddeutjche 
Wijfenjchaft befämpft, welche auch ohne die Berufung Sellers 
dem — ebenfalls importierten — Heidelberger Katechismus den 
Krieg erklärt hätte. | 

Der Sieg war indejjen noch lange nicht errungen; bie 
Oppofition wartete nur auf eine günjtigere Gelegenheit. Gie 
fam bald genug. — 

Bunädjlt begann ein Sturm im Auslande, ringd um ung 
herum. 

Am 24. Februar 1848 wurde in Paris der König Louis 
Philipp gejtirzt und die Nepublif ausgerufen. Sofort folgten 
Kevolutionen in Berlin und Wien; die von Karl Albert, dem 
König don Gardinen (und Gapoyen) unterjtügte Schild- 
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erhebung in der Lombardei, die Revolution in Venedig, die 
Ausrufung der Republik in Nom, der Aufftand in Neapel und 
in Sizilien, der Befreiungsfampf in Ungarn, in Deutjchland, 
neben der republifanischen Erhebung im Großherzogtum Baden 
und in der Pfalz, dem Aufitand in Dresden :c., ein jahrelanger 
parlamentarifcher VBerjuch einer Einigung Deutjchlands. Und 
überall fchließlich die Reaktion! 

Die Tahmlegung Frankreichs, das fo lange unjern ichwei- 
zeriichen Neformverjuchen Schtierigfeiten bereitet hatte, war 
für unfere Nefonftituierung in der Schweiz freilich günitig; Der 
eltbrand rings um uns herum dagegen brachte unjerm neus= 
tralen Zande große Verfuchungen und Gefahren. 

Dem Kanton Bern, welcher zugleich eivgenöffiicher Borort 
tar, daher eine doppelte Verantwortung trug, war diefe Si- 
tuation in ganz bejonderer Weife gefährlih. Wer fich einen 
Begriff von diefer borortlihen Regierung im Frühling 1848 
machen mill, der lefe die gedrucdten Verhandlungen vom 8. Mai 
1848 des eben zur Frühlingsiigung eingetroffenen Großen 
Nates. 

Zunächft wurde da3 Entlaffungsgefuch des Herin Erzie- 
hungsdireftor3 Joh. Schneider, älter, verlejen, aus welchem 
man entnehmen fonnte, daß man ihm die Gtelle verleidet 
hatte. Aus der Disfufjion ift Freilich der mwahrjcheinlihe Haupt- 
grund feines Mißmuts nicht erfichtlih: Bei der Beratung des 
Entwurfes eine3 von der Negierung vorgelegten neuen Hoch- 
Ichulgejeßes im Januar 1848 war entgegen dem Negierungs- 
antrage mit mehr als ?/, der Stimmenden bejchlojfen worden, 
daß die Profejforen der Hochjchule gleich Den Staatsbeamten 
alle vier Sahre der Sntegralerneuerung zu unter 
werfen jeien. Art. 15 der Staatsverfaffung von 1846 jagt zwar 
ausdrücfich: „Keine öffentliche Stelle, mit Wusnahme 
Derzeit lidhen uno wehnretiitellem, faun.auf 
Lebenszeit vergeben werden”, und wollte damit jedenfalls 


namentlich auch die Hochichulprofefforen den Folgen des poli- 
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tiichen PVarteigetriebes entziehen, aber jebt hatte man plößlich 
die Gefahr, welche eine reaftionärgefinnte Hochjchule einem 
Yiheralen Negimente bereiten konnte, in jo jchwarzen Farben 
gejehen, daß die Bitten eines Niggeler, eines PBequignot, Doch 
ja nicht die Lehrfreiheit ver Hochjchule anzutajten, ohne welche 
wir den finanziell befjer geitellten ausländiichen Hochicyulen | 
gegenüber die unferige gar nicht mehr halten fünnten, vergebiich 
waren. Den Anstoß zu der heftigen Debatte hatte ein Mit- 
qlied der Regierung felbit gegeben. Sebt, am 8. Mai, hatte 
man die Folge. Der Beltalozzianer Schneider, welcher Die 
Berufung eines Grinholzer, eines Zeller herbeigeführt hatte, 
fonnte fich nicht dazu entjchliegen, auf Orundlage des aus der 
eritten Beratung hervorgegangenen neuen Hochichulgejeßes 
fortzufahren, fondern trat fteber zurüd. 3 hat jich aud) feine 
ipätere Negierung des Kantons Bern je dazu entichließen 
fönnen, diefem Gejeßesentwurfe eine zweite Beratung tgigen 
zu laffen, auch nicht die Fünfzigerregierung. (!) — 

Kun befommen wir an demjelben 8. Mat 1848 im Großen 
Pate eine andere längere und lebhaftere Debatte. Negierungs- 
präfident und Tagjabungspräfident Ochjenbein hielt vorerjt 
eine lange und intereffante Rede zur Anpreifung einer neu- 
tralen Haltung der Schweiz gegenüber allen VBerfuhungen 
zum Berlafjen diejeg Standpunftes. 

Nachdem er e3 mit feinen Bedenken dahin gebracht hatte, 
daß Großrat Kurz aus Bern eine Anterpellation an Die Ne- 
gterung richtete, fie möchte Auskunft über ihre Haltung in der 
Sache geben, da rücte Ochjenbein, jcheinbar gezwungen, mit 
der Sprache ganz heraus: er bejchuldigte jeine beiden Stollegen 
Stämpfli und GStocmar, ferner Großratspräfident Niggeler 
und Großrat Scherz, Fürfprech, daß te gemeinjchaftlich mit 
dem fardinifchen Gefandten in Unterhandlung ftehen in betreff 
der Lieferung von Waffen und Mannjchaft zur Unterjftügung 
des Mönigs Karl Albert in feiner Mitwirkung bei der Nevo- 
{ution in der Lombardei; auch fei Zuchthausdireftor Michel mit 


55 _ 


Urlaub behufs des Betriebes von Werbungen ins Oberland 
gereilt (le&tere Anjchuldigung war gegen Juftizdireftor Jaggı 
gerichtet). Nun fei aber das Werben verboten und e3 betrachte 
das Sejeß jegliche Handlung, Durch welche das Baterland in 
Gefahr gebracht würde, aß Hochperrat. Die Angefchul- 
digten erflärten nun zwar offen ihre Sympathie für Den Be- 
freiungsfrieg in der Lombardei, ftelften jedoch jede Handlung 
in Abrede, zu welcher fie nicht fompetent gewejen wären. Gie 
hätten zwar Befuche des jardinischen Gejandten gehabt, oder 
auch ihn zufällig auf der Straße geiprochen, jedoch nicht als 
Komitee mit ihm verhandelt oder ihm etwas in Ausjicht ge= 
itellt. Beim Kaffee hätten fie allerdings unter jich Die Jnter- 
eifen der Freiwilligen befprochen, welche bei ihnen Nat gefucht, 
und fie hätten diejen fonjequent geraten, jich nicht zu verpflich- 
ten ohne die jchriftliche Zuficherung der Dedung ihrer Stoiten 
für Hin- und Nückeife, fowie für allfällige ärztliche Behand- 
fung bei Berwumdung oder Sfranfheit. Stochmar machte übri- 
gens dem Herin Milttäxdireftor Ochjenbein fein Kompliment 
- zu der Sllugheit, mit der er fich beim Berfauf der Berner 
fanonen, die man bereits in Mailand wußte, jich eines 
teffiniichen Gejandten al3 Deckmantel bediente (Dchjenbein 
hatte in der Diskuffion hervorgehoben, daß er dem Gejandten 
Prinetti den Verkauf von Kanonen verweigert, Dagegen aller- 
ding einem von der Tefiner Negierungsbehörde gut emp- 
fohlenen Kommiljär eine Batterie alter Bernerfanonen ver- 
fauft habe, (!) für deren Verwendung diejer jelbit verantiort- 
Lich fei. Übrigens verbiete das interfantonale Recht den Ver- 
fauf von Waffen nicht). 

Al man nach) der Disfuffion der Interpellation zur Tages- 
ordnung jchreiten wollte, jtellte Ochjenbein den Antrag, diejelbe 
zu motivieren: „In Betracht, daß e8 ohnehin in der Pflicht und 
Aufgabe des Regierungsrates Tiege, gegen alle ungejeglichen 
Schritte Unterfuhhungen einzuleiten, habe der Große Nat 
heute in der fraglichen Sache feinen befondern Beichlußzufaljen.” 
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Az diefer Antrag aus formellen Gründen abgelehnt wurde, 
erflärte Ochjenbein den Niücktritt al3 Negierungsrat und Vor- 
ortspräfident und verließ jofort den ©aal. Um folgenden 
Morgen mußte der Große Nat eine Kommilftion wählen, um 
Heren Ochjenbein zur Nücnahme der Demiffion zu bewegen 
(derlei war jchon im bernifchen SA bon Ochjenbein 
veranlaßt worden). : 

Welchen fatalen Eindrud die Regierung an diefem 8. Mat 
auf unfere bernifchen Landesväter gemacht habe, das mußte 
fie gelegentlich hören. 

Auf den 17. Juli 1848 wurde der Große Rat wiederum und 
zivar bei Eiden einberufen, um in betreff des von der Tagjabung 
angenommenen Entwurfes einer neuen Bundesperfaljung zu- 
handen de3 Bernervolfes, welches nach Art. 6 der fantonalen 
Berfaflung die Standesitimme über Denjelben abzugeben hatte, 
VBorberatung darüber zu pflegen, ob die Annahme des Ente 
murfes zu empfehlen jei over nicht. 

Sn feinen Eingangsberichte betonte der NRegierungspräft- 
dent, daß der Kanton Bern mit feiner Inftruftion, für die Ent 
werfung der neuen Bundesverfafjung einen vom Wolfe ge- 
mählten jchmweizerifchen Verfallungsrat zu verlangen, voll- 
ftändig ifofiert geblieben jei und fich daher der Notwendigkeit 
habe fügen müffen, daß auch diejes Gejchäft von der Tag- 
fagung und in der althergebrachten Form behandelt werden 
müffe, daß alfo namentlich die Abänderung mejentlicher Be- 
ftimmungen unjere3 Bundesvertrages ohne die Zuftimmung 
der gefeßgebenden Gewalten von menigitens 12 Kantonen rein 
undenfbar fei, e3 fei denn, daß man einen neuen Bürgerfrieg 
und eventuelle Intervention riskieren wolle. Diejer Kichtjcehnur 
‚habe die Redaktionzfommilfion und nachher auch Die Tagjabung 
folgen müffen, wenn fie nicht vergebliche Arbeit fchaffen wollte. 
E3 fei dabei mit gutem Willen und verföhnlichem Geiite ge- 
arbeitet und ein Werk ermöglicht worden, welches bei allen 
Mängeln einen jehr fchäßenswerten, längjt erjehnten Fort 
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Kcritt bedeute, welchen man — bei der momentan günftigen inter- 
nationalen Konstellation — mit beiden Händen erfaljen jollte. 

Das alles war der Regierung befannt, jaßen ja drei ihrer 
Mitglieder, Ochjenbein, Dr. Schneider und Stämpfli, in der 
Tagfabung und hatten fehr aktiv mitberaten. Dennoch be- 
antragte die Mehrheit der Regierung, unter Stämpflis Leitung, 
dem Rolfe die Verwerfung der neuen Bundesperfallung vor 
zufchlagen und zu empfehlen. Diefe Mehrheit der Regierung 
erklärte ausdrücfich, fie befämpfe nicht die politiiche Seite Der 
neuen Bundesverfaffung, diejelbe führe jedoch für den Stanton 
Bern fo große finanzielle Nachteile herbei, daß fie Die 
Verantwortung dafür nicht übernehmen fünne. Dieje Rec) 
nung Stämpffi3 wurde zwar von anderer Geite beitritten; 
namens der Staatswirtfchaftstommiffion verfuchte 3. U. Leh- 
mann von Roßropf den Nachweis zu führen, daß der Ausfall 
fir den Kanton Bern, ftatt iiber 300,000 Fr., nicht mehr als 
28,000 Fr. per Jahr betragen werde. Die Männer der jungen 
Schule führten aber auch pofitifche Gründe gegen die neue 
Bundesverfaffung ins Feld. Matthy3 behauptete, der Bund 
werde nach derfelben die Mittel gar nicht bejigen, um die in 
Ausficht geitellten Leitungen zu gewähren, unter den Ein- 
miürfen von Büßberger war der fchwerwiegendite Die fort- 
dauernde Vertretung der Kantone mit je zivei Stimmen im 
Ständerate; Niggeler entfete fich darüiber, daß die freie Vieder- 
laffung nur den Angehörigen eines chriftlichen Belenntnijjes 
garantiert jet (Xlrt. 41). 

Die finanziellen Argumente wollten nicht ziehen, und mit 
einigem Rechte. Selbft wenn die Berechnungen von Stämpfli 
richtig waren, felbft wenn z.B. den Berg- und Grenzlantonen, 
die fitr ihre große Straßenlaft auch der größten Zölle bedurften, 
ein Privilegium gegenüber dem Kanton Bern zuerkannt tar, 
durch die Beitinmungen des Art. 26: 

a) daß jeder Kanton 4 BB. per Kopf feiner Bevölferung (nad) 

der Volkszählung von 1838) al3 Bollentjchädigung erhalte, 
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b) jedenfalls jedoch wenigftens fo viel, al8 er im Durchfchnitt 

der Fahre 1842 bis und mit 1846 bezogen hat, und 

ce) die Mehreinnahme in die Bundesfafje falle, — 
jo war, da die fünftige Mehr einnahme nicht in Berechnung 
gezogen war und auch nicht berechnet werden fonnte, in Diejer 
Richtung rein nichtS bemiefen und konnten jich |päter mit eben- 
jopiel Recht gerade die Berglantone über das Linjengericht be- 
Hagen. 

Die Mehrheit — und zu Diefer gehörten jest falt ausnahm3- 
(08 auch die Kionjervativen — jagte: Die neue Drdnung, zu 
welcher der Stanton Bern mit großen Opfern mitgewirkt hat, 
it noch weitere Dpfer wert, wir wollen dieje Errungenjchaft 
nicht fahren lafjen. Man Jah in der Oppofition Dofktrinarismus 
und Yänferet, und der Große Nat Iprach ich nach Dreitägiger 
Debatte mit der impofanten Mehrheit von 146 gegen 40 Stim- 
men — entgegen der Negterungsmehrheit — für die Annahme 
und die Empfehlung der neuen Bundesverfaflung aus. 

Daß hier das Volk auf Seite der neuen Bundesverfallung 
und Ochjenbeing war, zeigte e3 bei der berniichen BolBabitim- 
mung dom 6. August 1848 (10,972 Ja gegen 3,357 Nein) und 
bei ven Nativnaltatswahlen, bei welchen von den 6 Wahlfreifen: 
des Kantons Bern 3 Wahlfreije gleichzeitig mit großen Mehr- 
heiten Dchjenbein wählten. Selbitveritändfich fam diefer Berner. 
in den Bundesrat. 

Diefe Haltung des Iinfen Flügels unferer Partei hat der 
legtern in der Folge viele entfremdet und den Reihen der Ston= 
jervativen zugeführt. Die freie Kritik und etwas Berdrießlich- 
feit über daS Bern nicht genügende Nejultat hätte man jchon 
vertragen, aber nicht die definitive Werwerfung dejlen, mas 
notwendig war; hier, meinte man, hätten die Führer mit dem 
Bolfe Hand in Hand gehen und es nicht jich jelbit überlafjen 
jollen. | 
Und der Fall der Nichtübereinftimmung unjeres Volfes mit 
der Haltung jener Führer fehrte auch im Jahre 1849 wieder. 
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€3 hatte feine Freude an der Armee von 10,000 Freijcharen, 
welche an einem fchönen Tage des Junt über den Ahein in die 
Schweiz gelaufen famen, ohne eine ewnitliche Schlacht für Die 
Freiheit gejchlagen zu haben.* Dagegen empfand es De- 
wunderung der Schweizertruppen, melche infolge der von 
unfern fchweizerifchen Behörden gejchlojjenen Kapitulationen 
in den Tall famen, getreu ihrem Fahneneide, mit altichwvei= 
zericher Bravour in Neapel und in Mejjina an Zahl und De- 
waffnung überlegene Revolutionsheere in die Flucht zu [hlagen, 
wenn auch die liberalen Blätter fich über Diefe Schweizertruppen 
empörten. Auch war e3 für unfere Schmeizertruppen fein Ver- 
gnügen, zur Zeit der Feldarbeiten der Revolutionäre wegen im 
Norden und im Süden der Schweiz die Grenzen bewachen zu 
müjjen. i 

Die in der Schweiz zahlreich vorhandenen Flüchtlinge aus 
aller Herren Länder veranlaßten auch viele diplomatijche Nella- 
mationen, welchen der Bundesrat Nede jtehen mußte. Der 
Bundesrat tat fein Möglichites, um die Flüchtlinge zu inter- 
nieren, fte von den Grenzen ihres Heimatlandes recht ferne 
zu halten und die gefährlichiten aus unferm Lande zu entfernen. 
Das Volf fand, daß die Berner Deputierten und Blätter mit 
etwas zuviel Humanität deswegen dem Bundesrate Vorwürfe 
machten. 

Wir waren allzuficher geworden, als wir Schweizer — dant 
der fchlauen BVerjchleppungspolitif Englands, welches Die ge= 
plante folfeftive Intervention der Großmächte zuguniten des 
Sonderbundes vereitelte, und dank der Nevolutionen, welche 
fie hernach verhinderten, fich in unjere Nefonftitutionierung 
einzumifchen — ein paar jehr wichtige Jahre hindurch ganz 
freie Hand gehabt, die Angelegenheiten unjere3 Vaterlandes 


*) Die vom Bundesrate dem Kanton Bern zugetwiefenen Flüht- 


inge wurden, foweit fie nicht don ihren eigenen Mitteln oder bon 
freiwilligen Hilfsfonds ihr Leben friften fonnten, im Kanton Bern 
militärijch verpflegt. 
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fo zu ordnen, wie wenn wir allein auf der Welt wären. Wir 
hatten zu wenig erwogen, was da3 für uns bedeute, als zuerit 
in Sranfreich, dann zum Teil mit defjen Hilfe in Ztalien (Lom- 
bardei, Neapel, Rom, Venedig), dann auch in Ofterreich, in 
Ungarn, in Deutjchland, die Reaktion jiegte und die Nevolu- 
tionäre bis in die Schweiz hinein verfolgte. Diejer Wechlel 
der Situation durfte von uns nicht ignoriert werden. 3 mar 
ein Glüd für ung, daß wir endlich in einem jhweizerijchen 
Bundesrate eine ftändige Behörde befaßen, welche ihre ganze 
Tätigkeit und ihre umfafjfende Gejchäftsfenntnis darauf Ton- 
zentrieren fonnte, mit Umficht die Interefjen Des Gejamtvater- 
Yandes zu wahren, mobei auch ein Bundesrat Ochjenbein mit- 
machen mußte. 

Die veränderte Situation wirkte auch auf unfer Volf zurüd. 
Diefes hatte an den Revolutionen rings um uns herum lange 
nicht folche Freude, al3 der größere Teil unferer Prejje. Man 
fehnte fich nach Nuhe und Drdnung. 

Eine allgemeine Stimmung für eine venftiontäre Bewegung 
ftelfte fich affmählih ein. An direften Anhaltspuniten zu 
Klagen fehlte e8 auch im Kanton Bern nicht. 

Die Hauptfchtoierigfeit in unferer Wolitif ift gemöhnlich die 
Kinanzfrage. Diefe bot bereit3 des Stoffes zur Unzu- 
friedenheit genug. Das fog. Zehnt- und Bodenzinsfapital war 
durch die Konsequenzen des $ SSH unferer Verfafjung auf- 
gezehrt; denn was nad) der neuen Herabjegung der Losfaufs- 
fumme fir die Zehnten, Bodenzinfe und Ehrjchäße des Staates 
an Rosfaufsfummen noch) einging, das hatte die Domänentajje 
wieder herauszugeben zur Entfchädigung derjenigen LoStäufer, 
welche friiher zu höherem Preife losgefauft Hatten, und-behufs 
der Entfcehädigung derjenigen Gemeinden und Privaten, welche 
fich den Losfauf ihrer gleichartigen Gefälle nach denjelben ’Be- 
ftimmungen mie der Staat gefallen Yafjen mußten. 

Daran mar freilich nichts mehr zu ändern. — Aber was mar 
nun die Wirkung diefer großen Finanzoperation? Gelbjtver- 
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ftändfich mußte die verjchiwundene einjtige Staatseinnahme 
(mit einem Kapitalwerte von 10%/, Millionen Ttanfen a. %.) 
durch andere Einnahmen von mwenigiten3 demjelben Betrage 
erjeßt werden, und zwar in der Form Der Grund», Kapital- und 
Einkommensteuer (8 86 der Verfaffung und Steuergejeb dom 
23. April 1847). Da nun im Jahre 1846 (troß des Defizits im 
Budget) die neuen Steuern nicht bezogen werden fonnten (weil 
die von der Verfaffung geforderten gefeglihen Beltimmungen 
noch fehlten), und im Sahre 1847 wiederum nicht (teils wegen 
der Mißernte von 1846, teils wegen de3 Sonderbundsfrieges), 
fo hatte man fi in einen gemütlichen fteuerlojen Otaat jo 
hineingelebt, daß e3 ein ganz fürchterliches Erwachen gab, als 
im Sahre 1848 nicht bloß eine Steuer für 1848, jondern noch 
eine nachträgliche für 1847 bezogen wurde, und zwar eine jede 
der beiden zu 19/4, de3 Vermögens (Grundeigentum und auf 
Grundeigentum verficherte Kapitalien) und 21/,°/o des reinen 
Einfommens. Und hiebei war noch bejonders jchlimm Der Um- 
ftand, daß die Einfommenfteuer (während Jahrzehnten) ein ganz 
armfeliges Refultat ergab. Wer bezahlte aljo jebt Die direkten 
Steuern? Wiederum die Grundeigentümer! Denn daß der 
Kapitalift es in feiner Hand hat, die ihn als jolchen treffenden 
allgemeinen Auflagen auf den Schuldner abzumälzen, tt far. 

Wozu haben wir denn die „Zeudallajten” losgefauft ? — 
brummten die Bauern. 

Das war jedoch ganz beitimmt in $ 86 der einmüfig an- 
genommenen VBerfaffung von 1846 vorgejehen, und e3 mußten 
im Sahre 1849 wiederum z m ei Steuerbezüige, der eine bon 
19/49, der zweite von T/;%/,, angeordnet werden. 

Und damit war dem $ 86 der VBerfaffung noch) lange nicht 
genügt! 

Troß diefer damals hochicheinenden Befteuerung mies der | 
im Frühling 1850 von der abtretenden Regierung offiziell ab- 
gelegte Finangbericht über die Hauptergebnilje Der Staatsver- 
waltung vom 1. Sept. 1846 bi3 31. Dez. 1849 (©. 49) noch einen 
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ungedecften Ausgabenüberihuß mährend diejer Periode von 
%r. 3/7109,496. 314/2: au]! 

Man hätte alfo, um diefes Defizit der laufenden Verwaltung 
zu bermeiden, mehr al3 das doppelte an direkten Abgaben be- 
zahlen müfjen!! 

Die Regierung konnte freilich zur Entjchuldigung diejes ge- 
waltigen Defizit das Zufammentreffen einer ganzen Menge 
bon unborhergefehenen Ausgaben anführen: unter der alten 
Regierung auf Koften diejer' neuen Negierungsperiode zuge 
fiherte Ausgaben für neue Straßen meit über das bisherige 
Maß hinaus, die von dem Auftreten der Kartoffeltrantheit an 
(1845) vermehrten Armenausgaben und die — jchon bon Der 
friinern Regierung eingeführten — daherigen Getreideantfäufe, 
ferner die infolge der Nevolutionen in der Lombardei und im 
Badifchen notwendigen Grenzbefeßungen (deren Stojten Der 
Bund durch den Bezug von Geldfontingenten der Stantone 
decen mußte) und die Koften des Kantons Bern behufs jeiner 
Ausrüftung zum Sonderbundgtrieg. 

Wenn man auch jeden diefer Entfchuldigungsgründe, ein- 
zefn für ich genommen, paffieren Yaffen konnte, jo ijt e8 Doc) 
zu begreifen, daß man ungläubig den Kopf jchüttelte, als 
die Regierung bei der Vorlegung des Budgets für das Jahr 
1850 behauptete, daß mit einer direften einfachen Steuer (d. d. 
von 19/0) das Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und Aus- 
gaben hergeftellt jei (mährend man nachher der Dppofition 
gegenüber folchen und noc) Berheigungen Olauben 
ihentte). — 

Snfolge des Wechjels in der öffentfichen Stimmung madte 
auch das Gefpenft der Neligionsgefahr, ald es von 
neuem auftauchte, eine größere Wirfung als felbjt bei der Be- 
rufung von Profeffor Zeller. Wie wenig brauchte es num zu 
einer Verinteilung der ganzen politiichen Partei! Da hatte 
z.B. ein Sournalift aus einem andern Kanton, dem man in- 
folge anderweitiger Snanfpruchnahme des Nedaftors Die 
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Leitung der Berner-Zeitung überlajjen hatte, den Veritoß be- 
gangen, fich zu vermundern, daß man im Stanton Bern noc) 
immer jeden Tag die Brimarjchule mit Gebet beginne und be- 
Ichließe. Das wurde jest mit Erfolg jo ausgelegt, al3 ob die 
freiiinnige Barteileitung auf die Abfchaffung des Gebetes itber- 
haupt ausgehe! — 

Joch leichter nahm man es mit dem im Herbit 1849 dem 
Großen Rate vorgelegten umfaljenden Entwurf eines allge 
meimen Schulgejebes. 

Da genügte das Lejen der eriten paar Baragraphen des 
aus 210 PBaragraphen beitehenden N um jofort das 
Ganze zu verurteilen. 

I. Teil, 1. Abjchnitt erffärt in 13 a die „Slie- 
derung der öffentlihden Bildungsanitalten”: 1. die ©e- 
meindejchulen (Brimarjchulen), 2. die Bezirksichulen, 3. Die 
Kantonsichulen, 4. die Hochichule. Bei der Definition diefer vier 
Schularten und ihres Berhältnifjfes zu einander jagte nun $ 2: 

„Die Gemeindeichulen Haben die Beitimnmung, der ge- 
jamten Jugend des Kantons eine rein menschliche, fittlich- 
religiöje und republifaniiche Ausbildung und dabei die Er- 
werbung derjenigen SKenntnilfe und Fertigkeiten zu Sichern, 
welche zur jelbjtändigen Betreibung eines jeden Berufes qleich 
notwendig find.“ 

Daraus wurde nun fofort geichlojlen, Daß der Gejehes- 
entwurf die hrifitliche Neligton von der Primarfchule aus- 
zujchließen beabjichtige, und itber Diefes Thema viel Tinte ver- 
Iprißt. Mit demfelben Jtecht hätte man fich beklagen fünnen, 
daß ein jehr wichtiges Fach, das Nechnen, ja daß in dem Para- 
graphen gar fein jpezielles Fach genannt jei. Dieje Aufzählung 
gehörte eben nicht hieher. Dagegen find im II. Teil, Gemeinde- 
Ihulen, 1. Ubjchnitt, Organisation der Gemeindejchulen, in 
$ 64 des Entmwurfes, unter den Zehrgegenitänden der 
Gemeindeichulen obenarn SULIRRENN. „Shritlihe Neligion- 
und Gittenlehre" ! 
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Penn troß der Ernennung einer Begutachtungsfommiffton 
der Große Rat nicht zur Behandlung des Schulgejegentiwurfes 
zu bringen war, jo lag die wahre Urjache nicht im Fehlen des 
chriftlichen Religionsunterricht3 in $ 2, fondern in ganz andern 
Neuerungen, 3. B. daß nach dem Entwurfe viele hunderte von 
überfüllten Schulen hätten getrennt werden müljen und daß 
der Entwurf den patentierten Lehrern, abgejehen von Woh- 
nung, nebjt etwas Pilanzlarnıd und Hoß, en Minimum 
einer baren Gemeindebejoldung und zwar von nicht weniger 
al vierhHundert Franken (alte Währung) zuficherte. 
Dagegen bot die NReligionsgefahr Schuß! — 

Die Stagnation der Schulgefebgebung während der frei- 
finnigen 46er Periode wirkte ebenjo Deprimierend al3 Das 
Fiasko in der Armengejeßgebung, von welcher wir jpäter ein- 
läßlich berichten werden. — 

Doch fahren wir mit dem Kapitel der Religionsgefahr fort. 
Sm Sommer 1849 wurde von der Buchhandlung E. D. Weller 
in Leipzig ein „Katechismus für freie Gemeinden, von oh. 
Schneider” publiziert, eine in gemeinem, abjprechendem Tone 
und fpeziell gegen Zuther gerichteter Schimpferei abgefaßte 
Kritik des Chriftentums, und von der Firma der Buchdruderei 
Haller als „paffendes Feitgefchent für Sünglinge und Jung- 
frauen” angefündigt. Natürlich Hatte Herr Haller, eine Haupt- 
fäule de3 Sonfervatismus in Kirche und Gtaat, weder da3 
Büchlein noch Die gedruct beigelegte Anfündigung geprüft. 
Sn gleicher Weife find auch liberale Zeitungsverleger mit diefem 
Nebengeschäft „reingefallen”. Dieje Schrift hätte faum Auf- 
fehen exriwect, wenn nicht ein radifales Wibblatt, der „Gud- 
falten”, dem e3 zumeilen Freude machte, jein Sonntag3blatt 
mit fchlechten Wien über Neligton und Kirche zu würzen, ge- 
glaubt hätte, feinen Lejerfreis noch befjer an jich zu fejjeln und 
zu erweitern, wenn er die literarifche Novität al3 Gratisbeilage 
feines Blattes über das ganze Land verbreite. Syn liberalen 
Kreifen der Hauptitadt hatte man feine Ahnung davon, daß 
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draußen in den Dörfern die Märe geglaubt werden fünne, daß 
der „Bucfaften” im Auftrage (!) und auf Koften der Regierung 
oder des Negierungspräfidenten Stämpffi Handle; man zudte 
in der Hauptftadt überhaupt die AUchfeln über die Wibeleien 
des „Suckfaften”. Diefe Toleranz hat den Nadifalen auf dem 
Lande jehr gejchadet. Schon der „Suckajten” allein hat, bon 
den Beilagen ganz abgejehen, in großen Bolfsjchichten Die 
Meinung erweckt, die Freifinnigen hätten eg auf Bejeitigung 
des Chriftentums abgejehen, jo daß fie fich über einen radikalen 
Seiftlihen mie über eine weiße Srähe vermunderten. Das 
war die Frucht der Toleranz gegen den im übrigen jcehneidigen 
politiichen Mitfämpfer. — 

Sm $ura mar die fatholifche Geiftlichkeit und Bevölkerung 
ichon vom Sommer 1848 an in offenem Aufruhr gegen Die 
Ausführung des PVrimarfjchulgefeßes begriffen, weil dielelben 
die Mädchen Durch Zehrjchmeftern, nicht durch weltliche Lehre- 
rinnen, die in einem paritätifchen Semtmar gebildet waren, 
geichuft roiffen wollten. AS nun im Mai 1848 das paritätijche 
Zehrerinnenfeminar in Delsberg feinen eriten Kuna mit Batent 
entfieß, und die neuen Lehrerinnen jich anfchicten, dent Rufe 
der Ausfchreibungen vafanter Lehrerinnenftellen folgend, in 
den Fatholiichen Gemeinden des Jura fich an der angeordneten 
Priifung der Bewerberinnen zu Stellen, wurden jte durch Auf 
fäufe fanatifierter Weiber gewaltfam am Betreten des Schul- 
haujes verhindert. 

. Da beichloß am 9. Februar 1849 der Große Nat auf den 
Antrag der Reaterung: 1. die Auflöfung der (aus Schmeize- 
rinnen beitehenden) Korporation der Urfulinerinnen in Bruns 
teut, 2. die Ausweifung der in Schulen oder Armenanitalten 
angeftelften fremden Dxdensichweitern, welche der Legiti- 
mationgfchriften und der von $ 82 der Berf. (von 1846) ver- 
fangten Lehrbewilligung entbehren, aus dem Kanton innert 
Sahresfrift. Gegen die Ausführung diefer Bejchlüffe wurden 
alle möglichen Schwierigkeiten bereitet, Petitionen eingereicht, 


Kummer: Bundesrat Schenf, 5 
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neue Friltert nachgefucht, Die Intervention der franzöjtiichen 
Gejandtichaft zuguniten der franzöfiichen Dwensichweitern 
provoziert — und al im Jahre 1850 der politiihe Umihmwung 
im Kanton erfolgte, war noch alles beim alten. — 

Bei diefer vielfeitigen Unzufriedenheit bildete jich im Hin 
blicfe auf die Gefamterneuerungswahlen des Großen Rates im 
Mai 1850 ein fonfervatives Aftionsfomitee, an dejjen ©pibke 
alt-Landammann Blöfch, Firiprecher in Burgdorf, ftand. Man 
fühlte im Winter 1849/50 die Erftarfung der organijierten 
Dppofition fofort aus der Sprache der pohitifchen Blätter her- 
aus. 3. bildete fich daher auch ein radifales Aktionsfomitee. 
C3 wurde eine VBerfammlung der Parteigenojjen auf Sonntag 
den 3. März 1850, mittags 12 Uhr, im großen O©aale der Sta- 
palleriefajerne in Bern einberufen, wo ein Banfett bereitet 
war und bi3 in die Nacht hinein Reden gehalten wurden, welche 
nachher die Spalten der Blätter füllten. Nun bemühte man 
fich auf beiden Seiten, einander mit Demonftrationen zu über- 
bieten. Beide Barteien fuden ihre Getreuen auf Montag den 
25. März 1850 in Münfingen ein. Da damals noch Marik Ver- 
fiindigung gefeiert wınde, war der Tag ein halber Feiertag. 
Troß des Schneewetters und des Mangels an Eifenbahnen im 
Kanton Bern fanden fich morgens 9 Uhr auf Der Leuenmatte 
und gegen 10 Uhr nebenan auf der Bärenmatte je ungefähr 
10,000 Mann ein, um die Programme der Führer und die An- 
flager gegen die andere Barter anzuhören. eve Bartei jchrieb 
id den Steg zu. 

Der 25. März erhielt gegen Erwarten noch eine weitere Be- 
deutung. Bon diefem Tage an war die „Schmweizerijche Bundes- 
zeitung”, welche am 1. Dezember 1849 an die Stelle des bis- 
her von PBrofejjor Herzog redigierten „Berfallungsfreundes” 
getreten war und vom neuen Nedaktor Bruhin gemäß der 
Übereinkunft mit dem bisherigen Verleger und Druder des 
„Berfaffungsfreundes”, Buchdruder Fiicher, bi3 zum Mlün- 
finger Tage im liberalen Geilte des bisherigen Blattes und 
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aud) in freundlicher Gejinnung gegenüber der berniichen Ne- 
gterung und ihrem Finanzdireftor Stämpfli gejchrieben hatte, 
plößlich das Drgan einer von einer Hohen Autorität ins Leben 
gerufenen dritten politiichen PBarteti, der „weißen Demo- 
fratie”. Nach diefem Organe follte die weiße Demofratie 
jih don Stämpflt und den „Noten“, jowie von der „Wu3lands- 
partei” fernhalten 2c. Nach der Nechnung der neuen Zeitung 
hatte die dritte Partei infolge des Gleichgemwichtes zwischen 
den beiden alten die Wahl der Negierung in ihrer Hand und 
war „da8 Bünglein der Wage”. Die Zeitung publizierte 
bereit3 die Liite einer neuen politiich gemilchten Regierung 
ohne Stämpffi. Die Parteiorganifation mar jedoch zu meit 
fortgefchritten, al3 daß die neue Partei ein anderes Ziel ala 
die Benugung der Uneinigfeit zu Intriguen verfolgen fonnte. 
Kah den Wahlen vom 5. Mat gab es freilich Hüben und 
drüben einige Schtwanfende Großräte, welchen ihre Partei Zu- 
ficherungen lofaler oder perjönfiher Natur machen mußte, 
um Sie feitzuhalten. Der freiiinnige Blod wollte aber lieber 
ganz auf das Regiment verzichten, als eine Durch eine ntrigue 
entjtandene gemijchte Negterung, in mwelcher eine Kraft wie 
Stämpfli fehlte. 

Daher jtellten die Nadifalen, als der Große Nat am 10. Juni 
die neue Regierung, Mann für Mann, wählte, jämtlichen neun 
fonjervativen Kandidaten der fonfervativen Kijte ftetS denfelben 
Stämpfli gegenüber. Die Männer der fonjervativen Lifte wur- 
den gewählt mit einer Stimmenzahl von 113 bis 117, während 
Stämpfliis Stimmenzahl fich zwijchen 97 und 101 bemegte. 
Exit bei der Wahl des neunten Mitglides fam es zu einem 
zweiten Sfrutinium. 

Die Gemählten heißen: 1. Ed. Blölch, 2. Bend. Straub, 
3. Ludwig Fijcher, 4. Aug. Mojchard, 5. Jakob Dähler, 6. riedr. 
Aueter, 7. Gujtan NRöthlisberger, 8. Xavier Elfäßer, 9. Yoh. | 
Brunner (Mr. 1, 3, 4, und 8 Zürjprecher, Nr. 2 und 5 Ser 
mwirte, Nr. 6 und 7 Kaufleute, Nr. I Wirt). — 
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Sofort übernahm Stämpfli, der liberale Führer, wieder 
die Redaktion der „Berner-Beitung”. Bundesrat Ochjenbein 
hatte nicht bloß feinen Rivalen Stämpfli, fondern die bernijche 
fiberale Bartei befämpft! 

Und wo it nun unjer SchenEf geblieben? 

Am 9. Januar 1850 war er, nach dem Tode von Pfarrer 
Bay, auf den dringenden Wunjch der Gemeinde Schüpfen, 
bom Negierungsrate als dejjen Nachfolger erwählt worden, 
fonnte jedoch exit im Frühling diefe Pfarrei beziehen. 

Er Hatte fih im Laufe des 3. März au an der von 

ung erwähnten PBarteiverfammlung in Bern eingefunden. 
In der „Berner- Zeitung“ hatte er eine Serie von Leit- 
artifefn über das Leben und Wirfen de3 Neformators 
 Smwingli erfcheinen Laffen, um ducch diefe Hiftorifche Arbeit, 
ohne weitere Polemik, zu zeigen, daß e3 nicht in der Stellung 
der protejtantifchen Kirche Tiege, mit dem Staate auf dem 
Striegsfuße zu jtehen und jeine Inftitutionen zu befämpfen, 
daß der Begründer unferer reformierten Kürche im Gegen- 
teil al3 Beamter des Freiltaats und des Volfes in gleicher 
Weife für alle wahren Bolfsintereffen tätig gewesen und 
im Sinne des Fortjchritt3 mitgefämpft habe. 
Und ©chenf fand auch in der neuen Negierungsperiode 
Gelegenheit dazu, indem diefe gerade auf denjenigen Gebieten, 
welche ihm bejonders nahe lagen, von Anfang an einen be- 
unrubigenden Charakter zeigte. | 

Dap im legten Sahre der neuen vierjährigen Negierungs- 
periode (1853) die Ausgabe des Staates, d.h. der Erziehungs- 
Direktion, für das Unterrichtsmefen nur Fr. 579,969 betragen 
hatte, dagegen im legten Jahre der vorigen Periode (1849) 
3t. 630,853, aljo Tr. 50,884 mehr, — ja daß die Ausgabe des 
Staates im Schulwefen für 1853 jogar hinter derjenigen von 
1839 zurücblieb, das war doch eine recht bedenkliche Erjparnis 
‚auf einem Gebiete, auf welchem fonjt die Zunahme der Aus- 
gaben de3 Gemeinmwejens die rapidejte und am wenigjten ber- 
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meidliche ift. Da muß noch ein anderes Motiv gewirkt haben, 
als die fchon bisher auf dem Gebiete des Schulmefens Leider 
ichon lange genug dominierende Spartendenz. 

Wenn Blöfch fich feinen neuen Großen Nat mit feinen 
- zahlreichen Patriziern und Ultramontanen befah, jo mußte 
er fich felbft jagen: wir haben die im Sahre 1831 geitürzten 
Getjter wieder heraufbejchworen. Sn der fonjervativen Preie 
wurde laut die alte Kirchenfchule wieder verlangt mit den 
achern Neligion, Lejen, Schreiben, Rechnen, Singen, und 
die im Art. 16 des noch in Straft befindlihen Primarihul- 
gejeges von 1835 für vorgerücdtere Schiller empfohlenen Nteal- 
fächer al Luxus erklärt; in demfelben Geifte follte die Lehrer- 
bildung reduziert, fogar die Hochichule auf den Stand der 
ehemaligen Akademie zurücdgeführt und die Schulfynode ganz 
bejeitigt werden. 

Nach allen diejen Richtungen wurden bon der neuen Nte- 
gterung Projekte entworfen, welche die Freunde der Schule 
beunruhigten; zur Schlacht, beijer: zum Schladhten, fam es 
nur auf einem Schulgebiete, auf demjenigen der Lehrer- 
bildung. 

guerjt wurde dem Seminar in Münchenbuchjee der Strieg 
erklärt, welches feit dem Mai 1847 von Heinrich Grunholzer 
aus Gais (bisher zürcheriicher Sefundarlehrer) geleitet war und 
zimar, wie noch im Sahre 1850 die öffentliche Prüfung dartat, 
in vorzüglicher Weife. Aber der Geift des Fortjchritts durch- 
drang Lehrer und Schüler. Objchon die Amtsdauer der auf 
6 Zahre gewählten Lehrerjchaft exit im Dezember 1853 ablief, 
wurde, gejtüßt auf das Gejeb betr. die Amtsdauer der bür- 
gerlihen Beamten und Angeitellten vom 22. Febr. 1851, 
welches behufs der Abkürzung der Amtsdauer der Amtzjchreiber 
2c. erlajfen war, von der Erziehungspdireftion am 28. März 1851 
den Lehrern des Seminars angezeigt, daß fie ihre Stellen aus- 
jchreibe. AS die Seminarlehrer dagegen protejtierten, unter- 
bfieb die Ausschreibung. Die fiberale Partei war nun avertiert. 
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AB am 26. November die Neuwahl des Nationalrates in 
allen Zandesteilen mit Ausnahme de3 Mittellandes und des 
Sura eine liberale Mehrheit ergab, und die Freilinnigen Die 
- entichiedene Mehrheit des VBolfes zu bejigen meinten, glaubte 
diefe Partei, troß des Abratens von Stämpfli, nad) $ 6 der 
Staatsverfaflung eine Abjtimmung über eine außerordentliche 
Gejamterneuerung de3 Großen Nates und der Regierung ver- 
langen zu dürfen. Cine Volßabitimmung darüber mußte 
ftattfinden auf das fchriftliche Verlangen von 8000 Bürgern in 
der Frilt eines Monatd. Die Unterzeichnung fand im Monat 
Sanuar des Jahres 1852 Statt. Um einen Drud auf die Be- 
völferung auszuüben, wurden die Namen der Unterzeichner, 
die in Gemeinden von unentjichtedener politiicher Stimmung 
wohnten, jufzejjive publiziert und von der fonjervativen Prejje 
verhöhnt. Dadurch fahen fih Männer gedrungen, zu unter- 
zeichnen, welche jich vielleicht jonjt, mit Rüdficht auf ihre amt- 
fihe Stellung nicht in die vordere Reihe geitellt hätten, jo 
Direktor Grunholzer und feine freifinnigen Kollegen, jo aud) 
der Pfarrer in Schüpfen. | I 

AS in der Bolßßabitimmung vom 18. April 1852 da Ab- 
berufungsbegehren mit 45,131 gegen 38,422 Stimmen ver- 
 worfen wurde, da fannte der Siegesjubel der Sonjerbativen 
feine Schranfen mehr. Am Samstag den 24. April feierte die 
fonjervative PBarter im Münjter zu Bern einen „Danfgottes- 
dienst“ und beiprad am darauffolgenden Siegesmahl im 
Kajino das weitere Vorgehen. Schon am 11. Mat veröffent- 
lichte die Regierung ihr Projekt der Aufhebung des Seminars 
bon Münchenbuchjee in jeiner gegenwärtigen Drgantjation; 
am 21. Mai genehmigte e8 der Große Nat, mit dem YZujabe, 
der Regierungsrat werde dafiir forgen, daß die gegenwärtigen 
Zöglinge der Anftalt ihren Kurs auf angemefjene Zeit vollenden 
fönnen, ferner habe derjelbe dem Großen Rate im Laufe der: 
gegenwärtigen Sejjion den Entwurf eines Gejetes über Die 
Reorganifiation de3 Seminars vorzulegen. Am 5. Juni er 
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hielten der Seminardireftor Grunholzer und der Turnlehrer 
Niggeler von der Erziehungsdireftion die Mitteilung, daß fie 
dom 6. Juni an entlafjen jeien; die iibrigen Lehrer jollten unter 
der provtforischen Leitung des Herm Küpfer den Kurs vollenden. 
Da die andern liberalen Lehrer ebenfalls ihre Entlafjung vers 
fangten, weil in jolcher Weife ein befriedigendes Netultat nicht 
mehr möglich fei, jo wurden im Juli 1852 die Yöglinge geprüft 
und entlaffen, die einen mit einem Patent, die andern mit der 
Ausficht auf Erteilung eines folchen nach 1 bi8 1'/, Jahren. 

-Da das neue Gefeß über die Organifation des Seminars 
in Minchenbuchfee die Vorberatungen durch eine Großrats- 
fommiffion und durch die Schulfgnode durchzumachen hatte, 
gelangte e3 exft am 18. März 1853 zur Annahme. Nach dem- 
ielben wird die Zahl der Lehrer auf drei, diejenige der Zög- 
finge auf höchitens 30 interne und 5 externe feitgejeßt. Und 
während die bisherige Organijation vom 12. Nov. 1846 bereits 
eine reduzierte Dauer des Seminarfurfes von 2 Jahren feit- 
gefeßt Hatte, demfelben jedoch vom Staate unterjtügte Vor- 
bereitungsfurje von einem Jahre vorausgehen Tief, reduziert 
das neue Gejeg den Seminarfurs auf ein Jahr und kümmerte 
fich weiter nicht um die Vorfurfe außerhalb der Anjtalt. „Der 
Unterricht jedoch joll wenigjtens das Maß des bisherigen er- 
reihen.” (N) 

Die Annahme diejes Gejebes fonnte nicht abgemartet wer- 
den. Im Herbit 1852 jcehon berief die Regierung an das leer- 
germordene Seminar Hern Dr. Heinrid) Morf aus Zürich und 
eröffnete dasfelbe zunächit mit 30 Schülern, und einem Prä- 
parandenfurs mit ebenfalls 30 Schülern, nachdem man jich 
bereit3 überzeugt hatte, daß genügende Borbereitungshurfe 
durch Geiftliche nicht von jelbit dem Boden entjprießen. Man 
hatte alfo, troß allem, was man vorher gepredigt, wieder einen 
zweijährigen Kurs mit Konvift, allerdings mit dem Erfolge 
- der undermeidlichen Reduktion der Leiftungen. Übrigens tour- 
den jeit 1850 auch feine Wiederholungsfurfe mehr abgehalten. 
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Im Lehrerjeminar in Pruntrut wurden vom Herbit 1851 an 
austretende Senminarpromotionen und abgehende Mufterjchüler 
nicht mehr exjeßt, jo daß im Herbit 1853 Die Anftalt jchülerlo3 
war. Nachdem durch Gejeb vom 23. März 1854 an der Stelle 
des faktifch eingegangenen paritätiihen ein rein fatholiiches 
Zehrerfeminar in Pruntrut gejchaffen war, fonnten im Jura 
wieder Schullehrer gebildet werden, jedoch nur Fatholijche. 

Sn gleicher Weife wurde in betreff der Lehrerinnenbildung 
im Jura der Grundjab der fonfejjionellen Gleichberechtigung 
mit Füßen getreten. Die Großratsbeichlüffe vom 9. Februar 
1849 betreffend die fremden Lehrichweitern wurden Durch die 
Defrete vom 20. Mai 1852 und 22. Dez. 1853 aufgehoben, und 
durch ein Gefeb vom 18. März 1852 auch das paritätijche 
Zehrerinnenfeminar in Delsberg bejeitigt, womit Die verfaj- 
jungswidrigen DOwenshäujer geradezu eine Monopolitellung 
erhielten. 3 Erfah wurde freilich eine jährliche Stipendien- 
jumme für Lehrer- und Lehrerinnenbildung ausgemworfen; aber 
wer überwachte Die Verwendung von Stipendien? 

3 fonnte natürlich nicht ausbleiben, daß eine Verwaltung, 
welche in diefem Geifte ihre Übermacht ausübte, mit der Breß- 
und der Vereinzfreiheit nicht beitehen fonnte und daher Ver- 
juche machte, dieje Freiheiten zu unterdrüden, was fie dann in 
Konflikt mit den Bundesbehörden brachte. 

Und wie verhielt fich nun gegenüber diefen politiichen Er- 
eigniffen der Pfarrer von Schüpfen? Daß der reaftionäre 
Charakter in dem Gebahren der 1850er Negierung ihn abjtoßen 
mußte, ift begreiflih. Die Nähe des Seminars in München- 
buchjee, jeine Beziehungen zu dejjen Direktor Grunholzer und 
zum Pfarrer in Münchenbuchjee (Langhans), welcher für das 
bedrohte Seminar mannhaft öffentlich in die Schranken ge= 
treten war, fonnten auch ihn nicht falt Tajjen und veranlaßten 
auch ihn (1852) zur Unterzeichnung des Ubberufungsbegehreng. 
Al num vollends die Spisen der fonjervativen Partei ihren 
Sieg vom 18. April 1852, der doch weiter nichts bedeutete, als: 
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„Warten wir bis zur Zeit der Ernte” (1854) mit einem offiziellen 
Danfgottesvdienft feiern zu Dürfen glaubten (und mit weichen 
brüderfihen Vorfägen!), da fragte in der „Berner-Zeitung” 
eine am Tone erfennbare Stimme: „Was, ihr jeid Das aus- 
erwählte Volk Gottes und wir die bejiegten Ungläubigen? 
hr glaubt, die Scheidemauer, welche un3 Berner unglüdlicher- 
meife trennt, bi3 hinauf zum Himmel erhöhen zu müjjen, auf 
daß wir ja nie mehr einander die Bruderhand al8 Berner reihen? 
Nein, das vermöget ihr nicht!” | 

Schenf war nicht ein regelmäßiger Zeitungsforrejpondent. 
Wenn er in der Breffe gelegentlich an den Stirchendirektor Blöjch 
oder an den Erziehungsdireftor Mojchard wigbegierige Fragen 
richtete, fo hatte e3 ftetS eine bejondere Bemwandtnis. 

Er richtete übrigens feinen Sarkasmus zumeilen auch gegen 
fich felbft. War er einmal nachträglich mit feiner Predigt nicht 
zufrieden, jo fchrieb er über Ddiejelbe eine jehr ernjthafte Nte- 
zenfion, die er niemand vorlag, als fich jelbit. Er verfaßte aud) 
Befchreibungen von Schulbefuchen in einem jo hHumorijtiichen 
Tone, daß diefelben erft Jahrzehnte jpäter gedrudt und mit 
Zuft gelefen werden fonnten. 

Der Pfarrer von Schüpfen gehörte aud) dem © ejang- 
bereindeg Ortes an und er gründete dafelbft einen Turn- 
verein. Auf dem Gebiete des Armenmejenz hatte 
in normalen Beiten der Geiftliche einer hablichen jeeländiichen 
Gemeinde wie Schüpfen nicht fehtwere Arbeit. In den Fehl- 
jahren nach 1850 dagegen, welche auch die Bauernjame zur 
Sparjamkeit zwangen, und auch infolge der Stäjereien, hatte 
jetbft Schüpfen im Winter fein arbeitslofes und brodlojes Volk, 
für welches man, wie anderwärts im Kanton, die Einführung 
von Snduftrien in Erwägung ziehen mußte. Hier fam nun das 
 Pfarchaus Schüpfen dem Armenverein zu Hilfe Durch die 
Drganifation einer Schule für Strohflechterei. Das Produkt 
diefe3 neuen Gefchäftes beftand freilich nur in fingerlangen jog. 
„Drähtli”, welche aus dünnen NRoggenftrohftreifen geflochten, 
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und dan von einer im aargauischen Wohlen blühenden 
Fabrif übernommen, den Stoff für ee Sarg bon 
Strohhüten 2c. Tieferten. 

Da die Gemeinde Schüpfen eine Der radifaliten des Sandes 
war, mmurde ihr Gemeindeleben nicht durch) politiiche Difjonanzen 
beunruhigt, und namentlich da3 Pfarrhaus Schüpfen mit feinem 
 fiebenswiidigen Citernpaar und feinen lebensftohen und Fräf- 
tigen Zungen bot das Bild einer Foylle, wie der Referent noch 
feine fo jchön gefehen hatte. Neferent hatte, noch mitten in 
jeinen Studienjahren, an der bereits erwähnten politischen Ber- 
Jammlung vom 3. März 1850 mit dem Pfarrer von Schüpfen 
perjönlich Befanntfchaft gemacht; ein regelmäßiger freund- 
Ichaftlicher Verfehr bildete fich exit, al3 der Neferent (1852/53) 
mährend 1!/, Sahren al Bifar in Bremgarten bei Bern fozu= 
jagen fein Nachbar geworden war. Unjer Berfehr war wejent- _ 
ih ein wifjenjchaftliher. Uns beide bejchäftigten die weitern 
Forichungsrejultate der Tübingerjchule, aus welchen mehr und 
mehr die Erfenntnis der hiftorifchen Perjönlichkeit SJefu und 
jeiner Lehre hervorging, welche uns bisher durch fagenhafte 
Zutaten zur Gejchichte verjchleiert worden waren. Da nad 
diejen Forichungen von den uns erhaltenen und im neu- 
tejtamentlihen Kanon gefammelten Zeuanijien über die Berjon 
. Sefu umd feine Lehre die Briefe des Apojtels Paulus an die 

Römer, die Korinther und die Galather als die in diefer Form 
ältejten und ficherjten Erfenntnisquellen bezeichnet waren, fo 
erhielten dieje eine ganz befondere Bedeutung in unjern Nugen. 
Und die geradezu einzigartige Berjönlichkeit des Apoftels Paulus 
unter allen Glaubenszeugen, welche ihre ethische Kraft dem 
neuen, von ejus verfündeten Ölauben und feinem Beifpiel 
verdanfte, hatte für Schenk etwas jo Faszinierendes, daß in ihm 
allmählich der Plan reifte, über diefen Apoftel ein Buch zu 
Ichreiben. — 

Doh wir fehren zur Wolitik zurück Wir haben nicht die 
Aufgabe, die ganze Gefchichte der. fünfziger Regierung zu 


75 


ichreiben, rote wollten bloß zeigen, warum ein Schenf und jo 
viele andere vernünftige Bürger fie wegwünjhhen mußten. 
Aber wir fteen nicht an, zu erflären, daß wir bon den Reiltun- 
gen eines Blöfch, eines Fueter, auch eines Fiicher, im ganzen 
genommen großen Nejpeft hatten. Das Gemeindegejeß, von 
Blöfch war das Werk jahrelanger objeftiver Studien und wenn 
auch die fchfießliche Redaktion und die anfängliche Ducchfüh- 
rung desjelben dem Burgertum manche Konzejjionen gemacht 
haben, welche die Zeitumftände erklären, jo mar das Gejeß 
gleichwohl ein großer Fortjchritt. Nicht nur die geichloffen auf 
tretenden NRadifalen haben Blöjch feine Wirkjamfeit verbittert, 
fondern nicht minder die Extreme innerhalb feiner Partei, die 
er bi3 zu einem gewiffen ®rade gewähren lajjen mußte ( (die 
„Zumutungspartei”, wie er fagte). Dazu jedoch) Tieß er lich 
nicht verleiten, mit den ultramontanen Kantonen gegenüber 
dem Bunde gemeinfame Sache zu machen. Die Feier von 
Berns Eintritt in den Bund im Juni 1853 hinterließ Daher 
einen bundesfreundfichen Eindrud. — 

Mehr und mehr empfand man im Volke die traurigen Zus 
itände im Bernerlande, wo zwei gleichitarfe Parteien einander 
in Schach Hielten und an gemeinnüßiger Aktion verhinderten; 
a8 Unnatur; e8 fanden daher in einzelnen Landesteilen ver- 
jöhnfiche Beiprechungen tonangebender Berjönlichkeiten beider 
Parteien jtatt. Die Führer in Bern ignorierten Die Bewegung 
und festen teog der Friedensverhandlungen den Krieg fort, 
wie jte e8 mußten. 

We im Jahre 1850, fielen aber auch im Jahre‘ 1854 die 
Maiwahlen fo aus, daß man noch beim Zufammentritt des 
Großen Rates am 1. Juni im Hinbli auf die ziemlich zahl- 
reichen betrittenen Wahlen nicht wußte, auf welcher Seite die 
Mehrheit fei und fogar die Löfung durch einen Gewaltaft von 
diefer oder jener Partei befürchtete. ALS der Regierungspräfi- 
dent dem neuen Großen Rate über das Ergebnis der Großrats- 
mahlen berichtet hatte und eine Kommiffion zur Prüfung der 
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bejtrittenen Wahlen ernannt werden jfollte, ftellte Gfeller von 
Signau den Antrag, daß diefe Kommiffion auch eine Lifte 
füreine Fufionsregierungaufftellenfolfe. 
So reif war diejer Öedanfe bereit3 und die Parteien als folche 
demjelben gegenüber noch jo unentjchloffen, daß diefer Antrag 
ohne Diskuffton mit großer Mehrheitangeno mm en wurde. 
Auf den Antrag der zu diefem Zmwede ernannten Kommiffion 
wurden am 6. Juni folgende 8 Vertreter beider Parteien und 
zwar mit Mehrheiten bis zu 200 Stimmen al3 Negierungsräte 
erwählt: 1. Blöfch, 2. Stämpfli, 3. Fifcher, 4. Migy, 5. Tueter, 
6. Steiner, 7. Brunner, 8. Dr. Lehmann. Der 9. Sik in der 
Regierung fiel, nach den angenommenen Anträgen der Ber- 
tändigungsfommiifion, der ftärfern Partei zu. 3 wurde ge- 
wählt: Dähler mit 112 St. gegenüber 108 St. (für Botteron). 
Nr. 1, 3,5, 7 und 9 waren bisherige Negierungsräte, Nr. 2 und 
8 Sechsunddierziger, Nr. 4 und 6 radikale Oberrichter. 
Dieje Gejchichte Tieit fich Heute, nach einem halben Sahr- 
Hundert, wie eine jelbjtveritändliche politifche Transaktion. Da- 
mals aber fannte man bei uns dergleichen Transaktionen noch 
nicht. Man hatte zwar im joeben abgelaufenen Winter zumeilen 
den jchwachen Ton einer Friedenzjchalmei vernommen, aber 
mit Unglauben und fühlen Herzen. Diefem Mißtrauen ent- 
iprach beim Zufammentritte de3 neuen Großen Nates die 
Sroßratstribüne, welche jeden Morgen von mit Snütteln be- 
waffneten Männern aus der fonjervativen Hauptjtadt und aus 
radifalen Landgemeinden des Seelandes und des Dberaargaus 
bejebt war. Yede der beiden politiichen Parteien befürchtete 
bon der Gegenpartei einen Staatjtreich, d. h. den Mifbrauch 
einer winzigen, vielleicht gar erfinftelten Majorität im Großen 
Nate. | Ä 
Daß ein Blöjch einmal erkläre, fo halte er eg nicht Yänger 
aus und gerne zu jeinem PBrivatberufe zurückfehre, das traute 
man dem bon allen Seiten Angefochtenen jchon zu; aber daß 
er den entjchlofjeniten feiner Mitfämpfer den Rücken fehren und 
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dem NRedakftor der Berner-Zeitung, welche ihn vier Jahre lang . 
unerbittfich nicht nur grundjäßlich befämpft, jondern zumeilen 
auch perföntich verhöhnt hatte, die Hand reichen und fich zu 
gemeinjamer politiicher, öffentlicher Arbeit mit ihm Ayuaauen 
laffe, wer fonnte da3 glauben? 

Und daß Stämpfli, nachdem er vier Sahre lang feine Barteı 
Hab Snfulten, Breßprozefjen und Gefängnisftrafen unentwegt 
geführt hatte, und deshalb auch wie bisher noch fein bernijcher 
Staatsmann bewundert und verehrt wurde, ohne Furcht bor 
jeinem Bolfe in eine Regierung eintreten werde, in welcher 
feine Partei in der Minderheit tar, twie war das zu begreifen? 
Und daß ebenjo die in ehrenvoller, geficherter und ruhiger Stel- 
fung befindlichen Oberrichter Migy und Steiner jic) dem vom 
Sturme jchäumenden Meere der Politif anvertrauen werden? 

Sie alle taten dies in echter, vor feinen Schwierigkeiten 
erjchredfender Liebe zu ihrem Volfe, welches durch die von ihm 
gewählten gejeglichen Repräjentanten vertrauenzvoll ar ihren 
Patriotismus appelliert und fie um ihre Hilfe angerufen hatte! 
Der Erfolg bewies, daß fie das Volk richtig veritanden hatteıt. 

Und der ganze Kanton atmete auf umd jchöpfte neue Hoff- 
nung; die ganze Eidgenojjenjchaft freute fich über das aus 
jchiweren Fiebern erwachte, zu neuem fräftigem Schaffen ent- 
ichloffene Bern. Vieles war jebt nachzuholen, was nur durch) 
die Wiederkehr des gegenfeitigen Vertrauens und Die Opfer- 
mwilligfeit aller erreichbar war. 

Aufdenm Gebiete der Entfumpfungen und Eifenbahnen konnte 
beim Zufammenmwirfen beider Parteien viel Nügliches gejchaffen 
werden, ohne daß Die politischen Gegenjäbe dabei in Reibung zu 
geraten brauchten. Stämpfli, welcher diejes neue Benjum über- 
nommen hatte, infpizierte, zu männiglicher Verwunderung und 
Erbauung von Regierungspräfident Blöfch begleitet, die Gegen- 
den, aus welchen Unterftüungsgefuche für Entfumpfungen ein- 
gelangt waren; ein unendliches Penfum eröffnete fich Hierbei 
der Regierung, und fie verjah fich mit den nötigen Hilfskräften. 
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Dr. Lehmann hatte als Erziehungsdireftor, ganz geräujc- 
{03 und befonnen, aber mit entjchiedener Tatkraft, fein Pen- 
fum an die Hand genommen, ebenjo emfig jtudierte Filcher 
die von allen Seiten verlangte Reviftion der Armengef esgebung, 
Fueter diejenige der Steuergejebe. 

Die glücklich durchgeführten Wahlen follten jedoch ein be- 
deutfames Nachfpiel erfahren. Wir lebten damal3 mitten in 
der Zeit des Krimfrieges. Da geichah es, daß Bundesrat 
Ochfenbein, welcher feine pofitiihe Stellung im Kanton Bern 
unter feinen Füßen wanfen fühlte, im Laufe des Spätjommers 
des Jahres 1854 dem Bundesrate auf Jahresichluß, welcher 
zugleich der Schluß feiner zweiten dreijährigen Amtsdauer war, 
feine Demiffion einreichte, weil er von Napoleon III. mit dem 
Kommando einer neuen, von ihm al3 General zu Schaffenden 
zweiten frangöfifchen Tremdenlegion betraut wurde. Dieje 
Berufung hatte gegen Erwarten für Ochfenbein feinen Erfolg, 
ausgenommen einen feinen finanziellen. Aber für Bern und 
die Schweiz war die Sache von großer Bedeutung. Der neue 
Bundesrat fonnte nur ein Berner fein und es fonnte nur 
Stämpffi fein. Seine Villens- und Tatkraft war den Cidge- 
noffen befannt und fie haben fchon im Sahre 1856 (Breußen- 
fonflift) erfahren, daß ein Mann wie Stämpfli im Bundesrat 
ebenfo twirfam fein fann, al3 ein Mann wie Dufour an der 
Spite der jchmweizerifchen Armee. 

Aber wer wird dem Kanton Bern Stämpfli erfegen? Das 
it Schenf, fagten Stämpffi und andere, die ihn fannten. Ein 
Segenfandidat von Bedeutung wınde nicht genannt, und da 
im Februar de3 Jahres 1855 auch Regierungsrat Fiiher (von 
Reichenbach), Direktor des Armenmwefenz, auf Ende Mat jeine 
Demiffion einreichte, fing man an, in Schenf denjenigen zu 
fuchen, welcher die Urmenfrage zu bewältigen imjtande märe. 
Cr wurde wirklich am 26. März 1855 zum Regierungsrat ge- 
wählt umd trat fein Amt nach wenigen Tagen an. 

Wenige Wochen vor feiner Wahl hatte Schenf noch eine 
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Tat vollbracht, wie fie eben nur ein Pfarrer Schenf mit Takt 
und qutem Erfolg ausführen fonnte. Das bernijche Wißblatt 
„Der Gudfaften” hatte einer feiner je auf den Sonntag er- 
icheinenden Nummern ein im Jahre 1846 in Bern gedrudtes 
PBamphlet, in welchen dem chriftfichen Glauben und der chrift- 
fihen Sitte (mit Hineinziehung der Ehe und gejchlechtlichen 
Angelegenheiten) im Namen der Freiheit und des Fortichritts. 
der Krieg auf Leben und Tod erflärt wird, gratis beigelegt. 

Da Sprach in der Berner-Beitung ein Mann aus dem Bolie 
„Ein Wort inmitten der Partei” ungefähr folgenden Snhalts: 
Eben haben wir eine fchwere Reaktion abgejchüttelt, zu welcher 
nicht wenig diejenigen beigetragen haben, welche zuweilen in 
. der 46er Periode die freifinnige Preife zur Berhöhnung dejjen, 
was dem Wolfe heilig ift, mißbrauchten. Wir Freifinnige haben 
e3 gedufdet und viele mwadere Männer Haben deswegen unjere 
Reihen verlafjen und find den Mudern und Ultramontanen in 
die Hände gefallen. Wir dulden das nicht mehr an einem DBlatte, 
welches Organ der freifinnigen Partei fein will. Wir jtehen 
ein fiir die ernftgemeinte Wiffenjchaft, aber wir proteftieren 
gegen folches Niiederreigen von Zucht und Sitte, da wir ja oft 
genug davon Zeuge find, wie der fittlichen Verlotterung die 
öfonomifche auf dem Zuße folgt. — Man brauchte nicht zu fra- 
gen: wer hat das gejchrieben? E3 erfolgte auch feine Antwort. 

Das freimütige ernfte Wort hatte feine Wirkung getan und 
wird es auch ferner tun, wenn man zeigt, daß man fich nicht 
- durch die lautejten Schreier bevormunden läßt. 


II. Schenf alS bernifcher Regierungsrat. 


As der Große Nat im Jahre 1852 bei der erjten Beratung 
des Gemeindegejebes zu dem Abjchnitte über das Armenmejen 
($ 10—14) fam, jagte der Direktor de3 Armenmejens (Fiicher), 
daß er das Armenmwejen al3 die offene biutende Wunde be- 
trachte, an der wir ung zu Tode bfuten, wenn roir fie nicht zu 
heilen trachten! 
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Diefe Überzeugung war eine io allgemeine, daß man nicht 
allein eine neue gejegliche Negelung des Armenmejens er- 
wartete, jondern, und zivar auch radifalerjeit3, vor einer Ber- 
faffungsrevifion in diefem Punkte nicht zurüchchredte, wenn 
eine folche fich al3 notwendig eriwied. Die Armendireftion 
mußte fomit diefe Aufgabe an die Hand nehmen, als im Juli 
1854 dem Großen Rate ein von der bisherigen. Oppofition 
ausgehender Anzug verlejen wurde, worin das Begehren 
geitellt war, daß behufs der Unterfuchung, Berichteritattung 
und Antragftellung über die Armenfrage vom Regierungsrat 
eine Kommiifion beftellt werde. Der Regierungsrat wählte 
fomit eine folche Kommiffion. Im Februar 1855 fonnte der 
Direktor des Armenmefens, Fiicher, Der Negterung Drei Ge- 
jeßesentiwürfe über das Armentwejen, dag Niederlaffungsmwejen 
und iiber die Armenpolizei vorlegen. Daß er aber falt gleich- 
zeitig feine Demiffion als Regierungsrat einreichte, Yäßt und 
permuten, die geitellte Aufgabe fei ihm Schließlich als noch nicht 
gelöft, wo nicht gar al3 unlösbar erichtenen. 

Nachdem die drei Entwürfe die Beratung der großen 
Spezialflommiffion und hernach Des Ntegterungsrates, lebtere 
unter Mitwirfung Scheniß al3 eben exit eingetretenen Müt- 
gliedes, paffiert und dabei rıoch einige Abänderungen erfahren 
hatten, wären fie dem Großen Rate vorgelegt worden, wenn 
Fischer in feinem Amte geblieben wäre.  Gein Nachfolger 
Schenf bat jedoch um Berjchiebung diefes Schritte, um nod) 
die Anfichten des Publitums über ‚die drei Gejeßesentmwürfe 
zu vernehmen und herach die Angelegenheit noch weiter zu 
prüfen, was ihm zugeftanden wurde. 

Der in feinem 32. Altersjahre ftehende Schenf Ale an 
die Möglichkeit einer befriedigenderen Löjung der Frage und 
tollte eine folche verfuchhen. Al exrite Aufgabe erjchten ihm 
zunächit eine Vorunterjuchung, bei welcher einerjeits zu prüfen 
war, was eigentlich die Verfaffung bezwede oder wenigitens 
geitatte, und ob mwirffich mit ihr eine rationelle Zöfung der Frage 
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nicht möglich fei; andererfeit3 twar Durch eine ftatiftifche Enquete 
der Bedarf und die Größe der verfügbaren Hilfsmittel zu unter 
fuchen.. 

Dem Publifum war einftweilen bloß ein Einbfid in die 
zulebt erwähnte Vorarbeit vergönnt: e3 empfand ein fürm- 
liches Grauen beim Anblic des im Herbit 1855 den jämtlichen 
Armenbehörden des alten Kantons zugefandten Fragebogens 
mit nicht weniger al3 264 Fragen und bei dem Gedanfen, 
welche Arbeit die Prüfung, die Zufammenftellung und die 
rationelle Verwertung der Antworten verurfachen werde. Und 
doch war diefe befchreibende Vorarbeit eine viel leichtere, als 
die ganz dem Armendireftor perjönlich zufallende Prüfung der 
Hiftorifchen und rechtlichen Seite der Trage, objchon er nur Die 
Entwiclung der Armenverhältniffe des Kantons Bern in der 
neueren Zeit, hauptfächlich während der Jahre 1846 bis Ende 
1855 einläßfich behandelt hat. (Bern 1856.)* 

Die Gefchichte des bernifchen Armenmefens lehrt nun frei- 
fich, daß von dem Burgunder- und dem Schwabenfriege an 
äußere twirtfchaftliche und politiiche Übeljtände anhaltend zur 
Vergrößerung der Armenlaft in unferm Kanton (und aud) in 
andern Kantonen und Ländern) beigetragen haben. Die 
Rebensweife der alten Eidgenoffen Hat durch diefe Striege 
Schwer gelitten. Die blutigen Kämpfe und die reiche Beute 
berführten unfere Sungmannschaft, das Striegshandmwerk dem 
friedlichen Landbau, da3 wilde Soldatenleben der frühern ein- 


* Denjenigen, welche jich auch für die Entwicfung de3 bernifchen 
Gemeinde- und Armenmwefens in den frühern Jahrhunderten intereffieren, 
empfehlen wir zum Studium: Das Votum von Ed. BIdjch im Ver- 
faffungsrate von 1846 über die Armenfrage, und desjelben „Betradh- 
tungen über dad Gemeindemwejen im Kanton Bern und defjen Reform”, 
1848; ferner: Dr. 8. Geifer, Gejchichte des Armenmwejenz im Kanton 
Bern, in der Schmeiz. ftatiftifchen Zeitichrift, Jahrg. 1893 und 1894. 
Fr. Stettler, Staats- und Nechtögefhichte des Kantons Bern. 
Bern 1845. 


Kummer: Bundesrat Schent. , 6 
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fahen, patriarchaliichen Lebensmweife vorzuziehen. Als unfer 
Land der Verteidigung nicht mehr bedurfte, verleitete fremdes . 
&old unjere Jugend zum Reislaufen und zu ftändigen Waffen- 
diente in Frankreich und den italienischen Staaten; der Ader- 
bau wurde vernachläffigt und mit den verminderten Einnahmen 
mußten jtet3 vermehrte Ausgaben fiir förperlich und moraliich 
heruntergefommene, aus der Fremde heimfehrende Söldner 
getragen werden. Zur Abwechslung juchten Epidemien unfer 
Land heim oder dasjelbe wurde anhaltend von Mißwachs be- 
troffen, wie in den Testen drei Jahrzehnten des fechzehnten 
und auch wieder des achtzehnten Jahrhundert2. 

Die Urmenlaft vermehrte fich aber auch infolge innerer, 
d.h. von unferm gefeßgeberifchen Vorgehen abhängiger Ur- 
jahen. Wir wollen davon abjehen, daß mwir infolge von Kurz- 
lichtigfeit auf mirtjchaftlihem Gebiete die Armut durch Ein- 
Ichränfung des Berfehrs, Zunftzwang und Vernacdhläffigung 
der Erziehung und Ausbildung der Jugend gefördert haben. 

Aber auch die bisherigen gejeßlichen Vorfehren gegen die 
Armennot jelbit Haben: die Junahme derfelben, felbit in mirt- 
Ihaftlich günstigeren Yeiten, nicht verhindert, ja fogar jchließ- 
ih neue Übelftände gefchaffen. 

Wenn wir diefen Entwiclungsprozeß an der Hand der oben 
genannten Schriften verfolgen, Überzeugen wir ung, daß auch 
auf Diefem Gebiete der Art. 85 der 46er Verfaffung dem Kan- 
ton nicht eine neue Berlegenheit bereitet, fondern eine all- 
mähliceh unvermeidlich gewordene Dperation begonnen hat, 
deren richtige Durchführung Beiferung bringen mußte.“ 

Schon im Laufe de3 fechzehnten Jahrhundert Hatte in der 
Schweiz das Bettelunmefen folche Dimenfionen angenommen, 
daß die Tagjagung (und noch während des folgenden Sahr- 
‚hundert3 ftet3 von neuem) fich mit dem Übel befaffen mußte. 
Schon am 30. Sept. 1551 beichloß fie bezüglich der auf den 
DBettel bezitglichen jchweren Sagen: „E3 ift nun die Meinung 
der Obern, daß jeder Drt, jeder Fleden und jede Kirchhöre 
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in der Eidgenoffenfchaft ihre armen Leute felbit nach Vermögen 
erhalten und denfelben nicht geftatten follen, andern mit betteln 
befchtwerfich zu fallen. Die fremden Landftreicher und weljchen 
Bettler follen zurück und weggewiefen werden. Die Boten 
foflen auch Snftruftion einholen, ob nicht eine gemeine Verord- 
nung gemacht werden folle, daß in den Städten, Klöltern, 
Sotteshäufern und an andern Orten, wo jolchen Bettler 
Spend ausgeteilt wird, weljchen Bettlern und fremden Land- 
itreichern fünftig fein Spend mehr gegeben werden jolf, damit 
jene um fo eher ferngehalten werden können. Daneben foll 
jeder Ort feine Sonderfiechen in den betreffenden Häufern 
halten und ihnen nicht geftatten, andere Leute zu beunruhigen. 
— Seder Bote foll auch heimbringen, wie man die Heiden und 
Zigeuner vertreiben wolle.” Das mafjenhaft gleich Heufchreden 
da3 Rand itberflutende fremde Gejindel zwang die Tagjagung 
lange, Zahr um Sahr, aus Notwehr fürmliche allgemeine 
Sagdtage feitzufegen und an denfelben alles fremde DBettel- 
bol£, welches den Behörden zum Troß noch im Lande geblieben 
war, mit den Waffen in der Hand niederzumachen. Aber auch) 
gegen die einheimischen Vaganten mußte die Tagjabung wieder- 
holt einfchreiten. 

Sn Bollziehung folcher eidgenöffifchen Vorfchriften exliek 
fodann die Berner Regierung ihre Bettelordnungen, Die- 
jenige vom 31. Mai 1571 befiehlt den Profofen, „das inlän- 
difche, arme, breithafte und umfchweifende Volk in die Kirch- 
ipiele, da ein jeder erzogen oder geboren oder jonft 
mohnhaft ilt, zu mweifen.” | 

Da wäre aljo der moderne Grundjab der Ortsarmenpflege 
ichon fett Sahrhunderten durch eidgenöffifche und Fantonale 
Erlafje deutlich und Kar fanktioniert!? 

Leider nicht! Vielmehr fteden die Schwierigkeiten, mit 
weichen unfere neuere Armengefebgebung zu fämpfen hat, 
jhon in den DBettelordnungen de3 16. und 17. Jahrhunderts 

und fie fommen erit heutzutage“ zu ihrer Röfung. 
6* 
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Mit den Fragen, 1. an welche Gemeinde die hilfsbedürf- 
tigen Armen zu weifen feien, 2. welche Hilfsmittel Den Unter- 
haltspflichtigen zuzumeifen jeien, und 3. ob die Armenjteuern 
nad Chriftenpflicht oder nach pofitiwen Rechtsvorjchriften zu 
erheben feten, haben wir feit Sahrhunderten zu tun und unjere 
daherigen Erfahrungen waren notwendig, um bei der heutigen 
Löjung Ddiefer Fragen anzulangen. 

Die Vorfchrift, dak der Arme an feinem Wohnort zu unter- 
jtügen jei, war ungenügend zu einer Zeit, wo ein jo großer 
Bruchteil der Bevölkerung fich der Vagantität ergab, und an- 
dererfeit3 manche, welche einen tatfächlihen Wohnfig noch be- 
iaßen, fich in der Gefahr befanden, wegen Gubfiitenzlofigleit 
die bisherige Wohngemeinde verlafjen zu müfjjen. Trob der 
Bettelordnungen, ja infolge derfelben war die der Armen- 
genöffigfeit3-Streitigfeiten wegen im Jahre 1672 eingejebte 
Tantonale Almofenfammer jahrelang genötigt, im Durchjchnitte 
DoWeniitihüuber 10 0(JnIde Prozerezuet- 
ledigen. Ä 

Und wie endeten dief e Armenhörigfeitsprogejje bei Zeuten, 
welche tatjächlich einen unbeftreitbaren Wohnfit nicht nad- 
meijen fonnten? Die Almofenfammer erteilte denjelben nun 
mehr die Armenhörigfeit in derjenigen Gemeinde, wo ihr 
Bater (in gewiffen Fällen ihre Mutter) unterjtügungs- 
berechtigt gewejen war, d. h. man fchuf tatfächlih erblicdhe, 
perfönlihe Burgerredhte, melde bisher auf dem 
Rande noch nicht eriftiert Hatten; die Burgerrödel auf dem 
Lande gehen daher in der Negel nicht über das 17. Jahrhundert 
zurück. Wer nicht fchlieglich auf diefem Wege noch zu einem 
Burgerrechte fam, blieb „Landjaße”, welcher mit einem Gutfchein 
de3 Staates (ftatt einer Heimatgemeinde) geduldet wurde. sm 
Sahre 1780, als die Anzahl foldher Landfaßen fich auf 3482 Stöpfe 
belief, wurden fie von der Regierung ald Korporation er- 
Härt, deren Koften im Bedürfnisfalle vom Staate beitritten 
wurden und in wenigen Jahren auf das Doppelte anftiegen. 
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Die Regierung jchärfte den Gemeinden ein, fünftig feine Zu- 
 züger ohne einen Gutjchein de3 Staates oder einer Heimat- 
gemeinde aufzunehmen, anjonften fie die Folgen zu tragen 
hätten. | 

So erhielten die Dorfgenofjenfchaften, welche urjprünglich 
bloße private Korporationen zu gemeinfamer Benußung der 
ihnen vom „Lehnsherr” zum Gebrauche überlafjenen Waldun-- 
gen, Weiden und Almenden gemwejen waren, allmählich den 
Charafter von Burgergemeinden, oder es bildeten 
fich Burgergemeinden mit perfönlichem, erblihem Burgerrechte 
neben den alten Gemeinden. Die neuen Burger, welde 
eine folhe Dorfgemeinde durch die Enticheide der Almojen- 
fammer erhalten hatte, wurden mit Nechtjamen auf den Wald 
und die Weiden unterftüßt, folange fie in der Gemeinde wohn- 
ten; zogen fie aber in eine andere Gemeinde, 5. B. infolge des 
Anfaufs von Grundeigentum in der letern, jo nahmen jie von 
ihrer Burgergemeinde die jchriftliche Zuficherung von Unter- 
ftügung im Verarmungsfalle mit; dagegen mußten jie am 
neuen Wohnfige für ihren Grundbefiß (auch für Die Armen) 
Steuern entrichten und gleichwohl im Verarmungsfalle Die 
Rücihiebung in ihre Heimatgemeinde gemärtigen. “Die 
Folgen diefes Durcheinander machten jich jedoch exit jpäter 
geltend, als fchon ein großer Teil der Bevölferung außerhalb 
feiner Burgergemeinde wohnte. Borläufig fonnte man dem 
neuen Shitem fchon nachrühmen, daß für jeden Berarmten 
eine unterftügende Burgergemeinde vorhanden fei. Zur 
Unterftügung dienten: in erjter Linie die Hinjen der bor- 
handenen Armenfonds, die für den Dienjt der Kirche allfällig 
nicht notwendigen Überjchüffe im Extrage der Stirchenfonds, 
vie eventuellen Anmweifungen auf Benußung von Wald und 
Weide, die Steuern auf dem Grundbefiß und die vom Stante 
unter Berüdfichtigung des Bedürfnifjes zugemwiefenen Spenden 
aus den Erträgnifjen der Güter der aufgehobenen Stlöfter. 
Auch die Verteilung der unterjtügungsbedürftigen Armen 
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auf die Güter und Höfe war in der bernichen VBettelordnung 
von 1690 vorgefehen. Diefelbe Bettelordnung wiederholt aud) 
die Vorfchrift, dag die Kirchipiele für die Verjorgung der 
Armen verantwortlich feien, fo Daß, wenn einzelne Gemeinden 
eines Kirchfpiels ihrer Armenlaft nicht gemachfen find, die andern 
beffer fituierten Gemeinden de3 Kicchjpiels ihnen beiftehen 
iolfen. Noch ftehen die bis dahin exlaffenen Bettelordnungen 
auf dem Boden der freiwilligen chriftlichen Armenpflege, 
bringen e3 jedoch nur duch Abordnung von Regierungs- 
fommiffarien in die Gemeinden und mur mit Mühe bazıı, 
daß die Tegtern fich zu der Erfüllung der jtaatlihen Ber- 
ordrnungen bereit erflären (1675 und 1676). 

Auch die Rechte der Gemeinden gegenüber den Armen jind 
nad der Bettelordnung von 1690 noch bejchränfte: die Exb- 
ichaften unterftügter Armen follen den Gemeinden als Erjab 
der. geleifteten Unterftüßung anheimfallen. — Den Gemeinden 
wird das Necht erteilt, Dienftfnechte und Mägde vor unbedacht- 
iamen md frühzeitigen Heiraten zu „warnen“ und Diejenigen, 
welche, zuwider folcher Warnung, ohne zeitliche Mittel, Herr 
nach mit Weib und Kindern den Gemeinden bejchtwerlich fallen, 
de3 Dorfrechtes zu entfegen, ohme daß die Gemeinde [chuldig 
fein jolfe, der Erhaltung eines folhen Mannes, noch der Sei- 
nigen fich zu beladen. 

Der Zufammenbruch der alten Eidgenofjfenfchaft im Jahre 
1798 brachte und eine aufgedrungene Einheitsrepublif und her- 
nach al3 Reaktion gegen diejelbe die Anarchie. 

"Die auf diefes Interregnum folgende Mediation suchte 
nach Möglichfeit die alten Anftitutionen den Forderungen der 
Neuzeit entfprechend zu reformieren. Die neuerjtandenen 
Kantone metteiferten miteinander in der Förderung Der 
öffentlihen Wohlfahrt. 

Im Kanton Bern war einer der vielen Beiveije der vor- 
forglichen Natur des neuen Negiments die von Schultheiß, 
Klein- und Großen Näten des Kantons Bern am 22. Dez. 


87 
1807 erlaffene „Verordnung über die Be- 
forgung der Armen”. Wenn jedod) die genannte hohe 
Behörde im Eingange zu diefer Verordnung fagt, „Iie jei Durch 
häufige Klagen über die Zunahme der Armen und über die 
Vermehrung der felbftverfchuldeten Armut durch Riederlic)- 
feit und Miüßiggang bewogen worden, die niemals aufge- 
hobenen, aber durch die Länge der Heit in Bergeijenheit ge- 
xatenen Ordnungen über die Bejorgung der Armen vor die 
Hand zu nehmen, und denfelben zu gerechtem Schuß des Eigen- 
tums guter und arbeitfamer Menjchen jowohl als zu Exleichte- 
rung und befjerer Verforgung der Gebredjlichen und wahrhaft 
Dürftigen, auf das neue mit den zmecmäßigen Abänderungen 
und Modifikationen das Leben zu geben,” — jo überjieht fie 
die ganze Größe des Unterfchiedes der neuen Verordnung bon 
den alten Bettelordnungen, und zwar wohl deshalb, weil Dieje 
alten Ordnungen im Laufe der Zeit durch die Praris einen 
andern Sinn erhalten Haben und dies in einem jolchen Grade, 
daß man für diefen andern Sinn eine neue Redaktion juchen 
mußte, bei welcher Gelegenheit auch noch einige fichtlich neue 
Vorfchriften ala „Modififationen” mit in den Kauf genommen 
wurden. 
Während die alten Bettelordnungen „Burgerichaften” auf 
dem Lande noch nicht fennen, beginnt die neue Verordnung 
mit folgendem: 

$1. „Die Gemeinden und Burgerjhaften in den 
Städten und auf dem Lande find und bleiben, wie bisher, zu 
wechjelfeitigem Schuß und notdürftiger Unterjtügung ihrer 
Mitglieder verpflichtet.” 

Wie diefe Verpflichtung nunmehr gemeint fei, jagt uns 

817. „Wenn einer, der infolge gegenmärtiger Ordnung 
beiteuert (d.h. unterjtüßt) werden foll, von jeiner Gemeinde 
feine oder nicht hinlängliche Hilfe und Unterftügung erhielte, 
jo mag er bei dem DOberamtmann Klag'e f ühren, welcher 
-alsdann die Gemeinde darüber vernehmen, die nötigen Berichte 
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über feine Umftände einziehen, im Falle er über” vorgebliche 
Gebrechen einigen Zweifel hegt, diefelben Durch einen paten- 
tierten Arzt unterfuchen laffen und daraufhin das Nötige, aber 
immer unentgeltlih, verfügen mir.” 

Auch die Definitionder Fälle von Unterftügungspflicht find von 
einer in den alten Verordnungen nicht vorgejehenen Tragweite: 

$2. „Niemand fann auf Unterjtügung feiner Gemeinde 
Anspruch) machen, e8 fei denn, daß er neben dem Mangel an 
eigenem Gut fih wegen Fförperlicher Beichaffenheit außer 
Stand befinde, feinen Unterhalt zu erwerben, oder auf 
unverfhuldete Weife Mangel an Verpdienit 
leide.” 

Diefe Gleichitellung der ohne nachweisbare perjünliche 
Schuld Verdienftlofen mit denjenigen, welhenichtarbei- 
tenfönnen, mag fchon lange geübt worden fein; aber eine 
ausdrückhiche Vorfchrift zum Unterjtügen, verbunden mit dem 
im neuen Art. 17 erteilten Klagrecdht, it noch nicht da- 
gemwejen! Und man denfe fich Hinzu, daß Die nunmehrigen 
Unterftügimngg berechtigten nicht mehr lauter am unter- 
ftügungspflichtigen Orte Wohnende find, fondern in jteigender 
Bahl auswärts wohnende Burger. — 

| Nach 8 6 dienen folgende Quellen der Kirch- und Dorf- 
gemeinden zur Bejtreitung der Armenausgaben: 

1. der Abnub der bereit3 vorhandenen Armengüter und 
der dareinfallenden Bergabungen, 

2. die freiwilligen Gaben und Almofen, . 

3. die Verzeigung von Plägen auf den Allmenden, 

4. wo obige Mittel nicht Hinreichen oder fehlen, die Be- 
ziehung einer Armentell in Geld over Naturalien 
von allen fiegenden Gütern oder Häufern inner den 
Marchen der Kirch- oder Dorfgemeinden und wenn die 
Liegenfchaften zu ehr befchwert werden, aud) von dem 
beweglichen Vermögen aller Gemeindsburger. 
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Freilich enthält die Verordnung dom 22. Dez. 1807 eine 
Menge von Beitimmungen, welche diejen ausgedehnten ge- 
jeglichen Nechten auf Unterjtügung — auf dem Papier wenig- 
tens — al3 Gegengewicht dienen: 

Die nad) $9 den Lofalbehörden (Gerichtzitatthalter und 
Gemeindevorgejeßte) zuftehenden Straffompetenzen 
gegenüber von der Polizei heimgebrachten Bettlern (Einjper- 
rung bi$ 8 Tage bei Wafjer und Brot; Strafarbeit; Anschließen 
am Blod; Wirtshausperbot;), ebenfo gegenüber Bejteuerten 
wegen Widerfehlichfeit und anderer begründeter Klagen. 

Nach) $ 10 fönnen die Lofalbehörden beim Bezirksrichter 
Klage führen gegen alle, welche durch Schwelgerei, Prozeß- 
jucht, unfittlihen Lebenswandel Berarmung risfteren, und 
beim Nichter Wirtshausverbot beantragen. 

Nach $ 11 hat die Gemeinde gegenüber Beiteuerten (d. 9. 
Unterftüßten), wenn ihnen Vermögen zufällt, ja auch gegen- 
über ihren Erben das Recht der. Nücforderung der Steuern. 

Nach $ 12 Verbot der VBerehelichung Beiteuerter ohne vor- 
herige Nüderitattung der bezogenen Steuern. 

. Nach $ 13 Necht der Betreibung von Tiederlichen Vätern 
für die infolge ihrer Lebensmweife troß erfolgter Warnung nötig 
gewordene Berjorgung ihrer Sinder. 

Kach $ 14 gleiches Verfahren gegen WBäter, welche (nach 
dem damaligen PBaternitätsgrundjage) der Gemeinde mit un- 
ehelichen Kindern, beichwerlich fallen. 

Nac) $ 15 Recht zur Beantragung von Zuchthausitrafe bis 
auf 3 Sahre gegenüber Müttern bei bösficher Berlaffung ihrer - 
Kinder, ferner gegenüber Tiederlichen Dirnen, welche ihre Ge- 
meinden wiederholt mit unehelichen Stindern bejchmweren. 

$ 16 Berluft des Gemeindeitimmrechts der Befteuerten. 

Auch legt die Verordnung vom 22. Dez. 1807 den Ober- 
amtmännern, den Pfarrern und den Gemeindebehörden fo 
viele Obliegenheiten bezüglich der Überwachung des Armen- 
wejens auf, daß bei genauer Beachtung diefer Vorjcehriften 
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allerdings viel zu erreichen wäre, — was beim gewöhnlichen 
Gang der Dinge freilich nicht erreicht wurde. | 

Noch energiicher al3 die Verordnung vom 22. Dez. 1807 
lautet die von der Regierung unter dem 19. Februar 1808 er- 
laffene Bolizeiverordnunggegenpden Bettel. 

To e3 jedoch an der Überwachung fehlt, da ftehen auch die 
Kompetenzen zum Strafen und zum Stellen von Gtrafbe- 
gehren bloß auf dem Papter. 

Daher braucht man fich nicht zu verwundern, daß nach der 
Enquete von 1840 (von den Unterjtüßten der berniichen Städte 
und der Zandjaßenforporation abgefehen) unter der Herrichaft 
diefer AUrmenverordnung vom Jahre 1809 bis 1840 die Zahl 
der Unterftügten in folgender Weife zugenommen hat: 

1809 unterjtüßte Verjonen 10,616, 


ae HER, 
18238, 1930 
10, „32,047 


Die Armenverordnung von 1807 will eine Wiederbelebung 
„der mit der Zeit in Vergefjenheit geratenen Ordnungen über 
die Beforgung der Armen” fein. Die alten eidgenöjitichen und 
fantonalen Bettelverordnungen fannten jedoch die erblichen 
Burgerrechte auf dem Lande noch nicht, auch nicht die obliga- 
torifchen Armentellen und vollends nicht ein Obligatortum 
zur Unterftüßung Arbeitsfähiger. Diefe Auswüchje haben fich 
duch die Praris eingeführt und der Gejebgeber hat nachträg- 
fich den faktifchen Zuftand beftätigt. Und diefer ift un3 jo über 
den Kopf gemwachlen, daß die Armenordnung von 1807 fich 
40 Sahre Yang, troß ihrer fchlimmen Folgen gegenüber allen 
NRevifionsbegehren gehalten hat. Wir werden das Sclup- 
refultat begreifen, nachdem wir den Gang der mweitern Ber- 
handlungen über die rn una vergegenmwärtigt haben 
erden. 

Über die Folgen der Verordnung vom Sahre 1807 unter 
der Herrschaft der Mediationsregierung wiffen wir wenig; die 
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leßtere ijt im Dezember de3 Jahres 1813 beim Anrücen der Alli- 
ierten nach dem Sturze des Kaifers Napoleon I. jo jchnell bomt 
Schauplage verjchwunden, daß fie feine Memoiren über ihre 
Tätigkeit abfaffen fonnte. 

Dak das Notjahr von 1816/17 troß der gejeglihen Ein- 
richtung zu „mwechjelfeitigem Schuß und notdürftiger Unter- 
ftüßung” manchen in unferm Lande den Hungertod brachte, 
muß zu einem großen Teil den mangelhaften Berfehröver- 
hältniffen zugefchtieben werden. Daß aber auch die darauf- 
folgenden quten Jahre für die Armenbehörden noch immer 
ichlimme Sahre gewefen find, geht aus den im jahre 1818 
von der Regierung ausgejchriebenen Preisfragen hervor: 

1. Auf welchem Standpunfte fteht dag Armenmwejen im 

Kanton Bern im gegenwärtigen Augenblick? 

2. Aus welchen Urfachen ift das Armenmwejen im Stanton 
Bern allmählich auf den Standpunft gefommen, auf 
welchem e3 gegenmärtig jteht? 

3. Finden fich Mittel, dem fortfchreitenpden libel 
Einhalt zu tun und welche? 

68 wurden reife von 80, 40 und 25 Dufaten in Ausficht 

geitellt. 

68 gingen bis 1. Dft. 1819 nicht weniger ala 25 reis- 
ichriften ein, zum Teil vorzügliche; jedoch fonnte feiner der 
erfte Vreis zugefprochen werden, zwei erhielten den Preis von 
40 Dufaten, Sechs andere joldhe von geringerem Betrage. 

DObenan fteht die Arbeit von Karl Zerdinand Morel, 
Pfarrer in Corgemont, welcher nachweift, daß Das Syjtem bon 
1807 fowohl in moralifcher al8 in öfonomischer Hinficht zu 
verwerfen fei. Die Unterftügung gar zu leicht machen, heibe 
nicht3 anderes, als dem Hange zur Trägheit Vorjchub letiten. 
Der Arme denfe nicht daran, felbit Hilfsmittel Herbeizujchaffen, 
wenn er gewiß fei, daß er nach dem Gefeß unterftügt werden 
müffe, fondern er verlaffe fich ganz auf die öffentliche Wohl- 
tätigfeit und preife fich glücklich, wenn er einer reichen Ge- 
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meinde angehöre. Für folhe Leute lönne nur die Not ei 
wirffamer Stachel fein. Morel Hält bejonder den Bezug von 
Armentellen für äußerft verderblich, indem dadurch das An- 
wachfen der Armenlaft geradezu gefördert und dem Bolls- 
wohlftand fcehmerer Schaden zugefügt werde. Zudem müfje 
man bedenken, daß die gezwungenen Steuern die Privat- 
wohltätigfeit zurücdrängen, indem fie der Güte dDe3 menjcd)- 
lichen Herzens den vorzüglichiten Reiz und Verdienit, nämlich 
die Freiheit und den eigenen Willen, rauben. 

Gerade infolge von Erwägungen in diefem Sinne hat der 
bernifche Jura bei der Heritellung feiner Burgergemeinden 
durch Gefeß vom 29. April 1816 die ausdrüdliche Gejebes- 
beitimmung. erhalten: 

„Sm den Gemeinden follen freiwillige Steuern gejammelt 
und befondere Armenfedel errichtet werden, um bedürftige 
Kranke, Gebrechliche, Greife, Witwen und Waifen unter ihren 
Mitbürgern zu unterjtügen. Sie werden allen Mikbräuchen 
vorzubeugen fuchen, indem fie nur denjenigen Unterjftügung 
reichen, welche jolcher wirffich bedürfen, und alle zmeddien- 
lichen Maßregeln ergreifen, um dem Bettel zuvorzulommen: 
alles jedoch in dem Berftand, daß die Verbindlichkeit, Die be- 
Dürftigen Burger jeder Gemeinde zu unterjtügen, nie anders 
angesehen werden fann, denn nur als eine Plicht Der freien 
Wohltätigkeit und chriftlichen Liebe.“ 

Wirklich Haben fich deshalb unfere bemijchen Behörden 
wohlgemeinten Berfuchen, bei augenblidlichen Verlegenheiten 
die obligatorische Steuer einzuführen, widerjegt. Sie erinner- 
ten fich daran, daß auch im Neuenburgifchen die gezmungene 
Armenpflege im Jahre 1773 eingeführt und auf Stlagen über 
die Vermehrung der Anzahl und der Begehrlichfeit der Armen 
dur) Beihluß vom 20. Febr. 1819 dahin modifiziert wurde, 
daß zwar die Gemeinden ihre Armen zu unterjtügen haben, jomweit 
ihre Hilfsmittel an Urmengütern e3 erlauben, daß aber die Er- 
hebungjeder Tare fürdie Armen ausdrüdiih unterjagt jeı. 
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- Die Zunahme der Armentellen, befonderd im Emmental, 
troß der mwohlfeileren Zeiten, hat denn auch infolge der obigen 
Ermägungen unjere bernifche Regierung veranlagt, in einem 
Kreisfchreiben „vom 14. April 1819 an die Oberamtmänner, 
mit Ausnahme derjenigen de3 Leberbergs”, zu erflären: 

„gu möglichiter Bejchränfung der für unjere Angehörige 
an vielen Orten jo drüdend gewordenen Armen- und Ge- 
meindstellen, joll es einjtweilen und bis auf weitere Verord- 
nung den fämtlichen Gemeindsbehörden des SKtantonz ver- 
boten und unterjagt fein, von fich aus jährlich Höhere 
Slrmen- und Gemeindstellen beziehen zu fünnen, als der Durch- 
{chnitt derfelden von den Jahren 1813, 1814 und 1815, mit n- 
begriff der Umgängerfoften, oder der den Tellpflichtigen, welche 
außer der Gemeinde wohnen, dafür angerechneten billigen 
Schagung ausmweifen mag. (Berififation durch die Oberamtö- 
männer borgejehen.) — Würde aber diefe Durchjchnittsfumme 
der eint oder andern Telle zu Beltreitung der Bedürfnifje 
nicht zureichen, fo mögen die in diefem Fall jich befindenden 
Gemeinden bei uns um die Bewilligung nachjuchen, noch) eine 
oder mehrere Tellen erheben zu fünnen, die ihnen jedoch nur auf 
die geleiltete Befcheinigung, daß die Durchjchnittsfumme, von 
jenen drei Kahren wirklich unzureichend fei, erteilt werden wird. 

Ebenjo haben fich diejenigen Gemeinden, welche in be- 
meldten Sahren feine Telle erhoben hätten, und jebt oder 
fpäterhin in Fall fommen möchten, eine jolche auszufchreiben, 
bei uns vorher um die Bermilligung zu Deren ne zu be- 
werben.” E 

Das Kreisichreiben stellt auch Formalitäten eur a welche 

e3 den Burgergemeinden fchwerer gemacht wird, für bedrängte 
Angehörige Bürgfchaften einzugehen oder Gemeindeanleihen 
„zu beichließen oder Prozeffe anzuheden. Das Gefek über das 

Telfweien vom 14. Juni 1823 behält diefe Bejchräntungen der 
Urmentelle bei und enthält in Beziehung auf diefe Telle nichts 
Neites don Belanc. 
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In dem übrigens auch in anderen Richtungen überaus 
intereffanten und lehrreichen amtlichen „VBerihht über Die 
Staatverwaltung des Kantons Bern 1814-1830" erhalten 
wir zum erjtenmal ftatiftifche Tabellen über den Stand bes 
Armenetat3, der Armengüter, der Einnahmen und Ausgaben 
fir da8 Armenmwefen des alten Kantonsteil3 gegen das Ende 
diefer VBerwaltungsperiode. 

Die große Zahl der Befteuerten am Ende der Periode ver- 
anlaft den Verfaffer des Berichts, die verjchiedenen Neform- 
vorfchläge zu erwähnen, ohne einen beftimmten Schluß zu 
ziehen. — : 

Auch die Verfaffung von 1831 ftellt Fein beftinmmtes Pro- 
gramm auf. $ 25 derjelben jagt bloß: 

„Der Staat foll die Oberaufficht über dag Armenwejen 
und die Leitung desfelben führen und den Gemeinden Ducdh 
Nat und Tat in der Verpflegung der Armen beiftehen.” 

Bon dem Gefühle geleitet, daf diefe Beltimmung nicht 
genüge, wird alsdann im Übergangsgefege unter den „allge- 
meinen Erflärungen” auch die aufgenommen: 

„daß er (der fünftige Gefeggeber), und zwar vor allen 
Dingen in denjenigen Teilen des Kantons, in mwelcdhen die 
Mittel zu Unterjtüßung der Armen mit den Bedürfnifjen außer 
Verhältnis find, das Unterftügungsmwefen ordne, Durch geeignete 
Vorkehrungen dem Müßiggang fteure und die Gemeinden gegen 
die Anmaßungen arbeitsicheuer Angehöriger [chüße.” 

Wie fehr die Gemeinden diefes Schuges bedürfen, haben 
mir aus der ganzen bisherigen Gefchichte unferes Armenmefens 
gefehen. Ohne die Waffe der Armenpolizei find Die Gemeinden, 
namentlich bei einer Urmenordnung wie diejenige vom 22. Dez. 
1807, gegenüber der Begehrlichfeit der Armen machtlos. Und 
nun fommt noch) das Dekret des Großen Rates vom 29. März 
1833 „über die Ausübung des Strafrechtes gegen Perjonen, 
die durch ihren Lebenswandel ihre Gemeinden in Die Not- 
wendigfeit verfegen, ihre Familien zu unterjtügen”. 
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Nachdem mir bei der Erzählung der politiichen Ereignijfe 
im Sahre 1845 erfahren haben, wie wenig weit in unfern obern 
Regionen am Schluffe der Berwaltungsperiode von 1831 auf 
1846 die Trennung der Gemwalten gediehen war, find wir wirf- 
lich verwundert zu jehen, wie fchnell man im Kanton Bern 
bereit gemwejen ilt, die Gemeindebehörden in der NRepreffion 
der Gemeindebelajtung durcch läftige Formalitäten und Koften- 
macherei zu lähmen, al$ ob in diefer Richtung zuviel gefchähe. 

Dabei wollen mir gerne zugeben, daß die damaligen Sn- 
haber der Negierungsgemwalt durch die Pflege des Schulmefens 
und durch vielfahe Maßnahmen behuf3 der Gemwerbeförderung 
indireft, d.h. präpentiv auch gegen die Urmennot viel gutes 
bewirkt haben. Auch fonnten diefelben mit Necht geltend 
machen, Daß die Regelung des Urmenmwejens nicht eine fo eitn- 
fache Sache jet und daß Zeit und Erfahrung zum Studium der 
Aufgabe notwendig Seien. 

Aber das Übergangsgefek zu der Berfaffung hatte den an 
der Urmennot leidenden Landesteilen Abhilfe verfprochen, 
und nachdem man einigen Zandesteilen in der Zehntenange- 
legenheit, andern im Straßenwejen unter Mitwirkung des 
. Emmental? Hilfe gebracht, mahnte diefes ernitlih an die 
gemachten Berheißungen. 

Der Regierungsrat ernannte daher im Jahre 1836 eine 
Speztalfommilfion von I Mitgliedern zum Studium der ge- 
jamten Finanzs, Gemeindetel- und AUrmenfrage. 

Die Spezialfommifjion, welcher man das gefamte Aften- 
material übergeben hatte, eritattete am 24. uni 1837 Bericht. 
Das Studium diejer Uften Hatte fie davon überzeugt, daß die 
eigentlihe Wurzel des Übels in der fchlieglich eingeführten 
gejegliden Unterftüßungspflidt der Ge- 
meinden liege, wobei dann in der Folge auch eine fehr 
ungleiche Verteilung der Lajt eingetreten fei, was ein Ein- 
Ihreiten gegen diefe Pflicht notwendig mache. Das jei auch 
die Anficht der neuern Schriftiteller in diefer Frage. Daraus 
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folge num noch nicht, daß diefe Pflicht nun ganz dem Staate 
zu übertragen fei, was das Übel eher verfchlimmern Fünnte. 
Vielmehr folle die Laft zwischen Gemeinden und Staat präzis 
verteilt werden. Der Staat habe jubfidiär für die abjolut 
Hlflofen durch Anftalten verjchiedener Art Entlaftung zu 
bringen. Die Anträge der Kommiljion gingen dahin: 

1. Sede gefeglihe Armenunterftügungspflicht und fomit 
die Befugnis zur Beziehung von Armentellen ift von neuem 
aufgehoben. 

2. Die ferner zu erteilenden Armenunterjtüßungen ind 
Sacde der freien Wohltätigfeit. Dieje werden beitritten und 
verwaltet: 

a) aus dem Ertrag der vorhandenen Armengüter, 

b) aus den freiwilligen Gaben, die den bürgerlichen und 

Einwohner-Armen zufommen; 

c) aus den durch daS Gejeb beitimmten Anteilen an Bußen 

und Konzeilionen; 

d) aus den in Notfällen zu oerabreicpenhen nn des 

Staates. 

3. Der Staat übernimmt Die often der bezirfsweilen Er- 
richtung, Unterhaltung und Adminiftration der zwechmäßigen 
Armenhäufer, Kranfenjpitäler und Watfenhäufer oder leiitet 
einen angemejjenen Beitrag an die Verwaltungsbehörde für 
die Berjorgung derjenigen reife, Gebrechlichen, Kranken und 
Warjenfinder, welche gänzlich arm find und von ihren Burger- 
gemeinden wegen Mangels an Hilfsquellen nicht Hinlänglich 
berjorgt werden fünnen. 

4. Der Staat übernimmt ebenfall3 die Kojten der bezirfe- 
werfen Errichtung, Unterhaltung und Wdmintftration von 
Smangsarbeitshäufern, in welche die auf dem Otraßenbettel 
Ergriffenen, die Berfchwender und die Hauspäter, welche nad) 
den Gejeben wegen vernachläfligten Pflichten gegen ©attin 
und finder der Strafe anheimfallen, zur Enthaltung auf für- 
zeve oder längere Zeit abgeliefert würden. 
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5. Von dem Beitpunfte an, da die sub 3 bezeichneten 
Wophltätigfeitsanftalten in Leben getreten fein werden, hören 
‚die bisher ausgeteilten Pfründen und Spenden auf und der 
daherige Betrag wird vollftändig auf die Kojten jener Antalten 
berivendet. 

6. Von dem Beitpunfte an, wo die Aufhebung der bi3- 
herigen Armenunterftübungspflicht in Kraft tritt, wird das 
Geje von 1816 über den Bezug des Weibereinzugsgeldes, 
jowie das Hinterfäßengejfeg von 1804, fomweit e3 fich auf den 
Bezug von Hinterfäßgeldern und des Einzugsgeldes für den 
Ankauf von Grundeigentum durch Einjaßen, fowie des jog. 
Hinterfäßen-Einzugsgeldes bezieht, al3 aufgehoben erflärt. — 

Gegen diefe Anträge erfolgte eine energische und mit 
Fleiß und Geift betriebene DOppofition, mit eindringlicher 
Warnung vor Aufhebung der Unterftügungspflicht, por Yen- 
tralifation des Armenmwejens und Berfürzung des Staats 
bermögen?. 

Der Regierungsrat überwies dad Projeft dem Departe- 
ment des Innern und diefes der Fantonalen Armenfommijjion 
behufs eines neuen einläßlichen Studiums der Trage. Dieje 
ftellte nun einläßliche Statistische Studien an über die Zahl und 
Zunahme der Unterjtübten, die Koften der Unterjtügung, die 
. Hilfsquellen und befonders ütber die Armentellen und über die 
Urfachen der Yrmut. Wir notieren hier bloß folgende Zahlen. 
Die Armengüter der Gemeinden betrugen freilich im ganzen 
(ohne Bern-Stadt) Fr. 6,120,000 (a.W.). Bei 300 Gemein- 
den betrug jedoch Das Armengut weniger al3 20,000 Fr., der 
Sahresertrag ftund daher bei diefen unter 1000 Fr. — Ferner: 
E3 bezogen Armentelfe 

bon 2 bis 81/,%/, des Liegenjchaftswertes 60 Gemeinden, 


n 1 n 2 9 /oo n [2 59 n 
n unter 1 oo um " 88 n 
e8 bezogen feine Armentelle 147 r 


Welche Ungleichheiten! 


. Kummer: Bundesrat Schent. 7 
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AS Haupturjache der Armut erklärt diefer Bericht die miß- 
bräuchliche Anwendung der Bettelordnung von 1690 und des 
Sejetes von 1807, welche freilich die Unterftüßungspflicht ent» 

Halten, jedoch nicht jo ausgedehnt, wie Die Gemeinden fie ge- 
handhabt hätten. 

Ebenjo gibt auch das Departement des Junern mit den 
neuern Nationalöfonomen zu, Daß die Aufhebung Der gejek- 
fihen Armenunterftügungspflicht die Hauptquelle der Armut 
veritopfen wiirde, wobei auf die Berhältniffe im Jura und in 
Franfreich verwiejen wird. Auch wir müßten diefem Siele zu- 
itreben, aber ein fofortiges Übergehen zu dem Syjtem der 
freiwilligen Wohltätigfeit fer ein zu großer Sprung und ge= 
fährlich. 

Das Departement des Innern will daher eine Berpflich- 
tung der Burgergemeinden zur Unterjtügung ihrer arbeits- 
unfähigen Armen beibehalten, jedoch unter Mithilfe durch) 
die vom Staate zu errichtenden Anitalten; auch follen die Bur- 
gergemeinden zuerjt mit ihren Korporationsgütern nachhelfen, 
bevor jie den Einwohnergemeinden den Bezug don Urmen- 
tellen zumuten dürfen. Dann wird auf die freimillige Mit- 
wirfung von privaten Gefelffchaften und von zahlreichen Kirch- 
gemeinde-Armenvereinen gerechnet. 

Um Ende des Jahres 1844 reichte daS Departement des 
mern dem Negierungsrate ein Gefegesprojeft in diefem 
Sinne ein und diefer ernannte zur Begutachtung und Bor- 
beratung de3 Projektes eine Dreierfommijfion, beitehend aus 
den beiden Neigerungsräten Dr. Schneider und Schneider 
älter und Klaßhelfer Walthard. 

Dieje referierte nach etwas mehr al einem Sahre dem 
Regierungsrate; fie ftimmte dem Projekte zwar bei, verlangte 
jedoch angefichts der dringenden Mahnungen zur Hilfe und 
zur Ausgleichung der Armenlaft Ergänzung des Projefts durch 
Tofortige Errichtung Staatlicher Kranfenhäufer, Zmangsarbeit3- 
anitalter, Armenerziehungsanftalten, ‚und Bewilligung von 
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diverfen Krediten für Gemwerbeförderung, nebit einer wahren 
Mufterfarte von gejfebgeberiichen Exrlaffen gemeinnübigen Cha- 
rafter3, u. a. Offnung der Burgergemeinden und Reform der 
burgerrechtlichen Verhältniife. | 

Zu fpät! Die Uhr des 1831er Regiments war abgelaufen 
und ein Verfaffungsrat, welcher durch die Volfsab- 
timmung vom 1. Februar 1846 verlangt worden war, hatte 
nunmehr das Wort! 

Wir haben bereits früher gejehen, daß auf dem Gebiete 
de3 Steuerwejens der Berfaffungsrat von 1846 nicht, wie man 
ihm fchon vorgeworfen hat, die blühenditen fantonalen Finar- 
zen der Schweiz rummiert, jondern nur ein bereit3 nicht mehr 
leiltungsfähiges Steuerfyitem Yiquidiert und durch ein neues 
und den modernen Grundjägen entiprechenderes erjeßt hat. 
Ebenjo ungerecht war der Borwurf, Die 46er Negierung habe 
ein bewährtes Prinzip der Armenunterjtügung jubjeftiven und 
doftrinären peen geopfert. Der Aber PVerfaffungsrat war 

vielmehr nur der Geburtshelfer für Spdeen, welche durch die 
bisherigen bernifchen Regierungen großgezogen worden und 
nicht mehr zurüczumeifen waren. Gelbit der verwinfchte &e- 
danfe einer Übernahme der Armenlaft durch den Staat war 
jhon bei der von uns erwähnten Preisauzfchreibung bom 
Sahre 1818/19 aufgetaucht und die betreffende Arbeit des 
Herrn alt-Natsherr Friedrich Koch, in Thun, von der Regierung 
mit einem Preife beehrt worden. Und fo dürfen wir uns auch 
nicht verwundern, daß unter den VBolfßbegehren, welche dem 
Berfafjungsrate vom Jahre 1846 auf feine Einladung Hin ein- 
gereicht wurden, bezüglich der Löfung der Armenfrage gerade 
die Bentralifation de3 Armenmwejens von der zahlreichiten 
Sruppe von Bittjchriften verlangt wurde, und zwar nicht allein 
bon Öemeinden des Emmental, jondern auch von folchen des 
Dberaargang, des Seelandes, aus den Amtsbezirfen Schwarzen= 
burg, Saanen, Dberjimmental, Niederfimmental, Frutigen 
. und Seftigen. Die Aufhebung der gejeglichen Armenunter- 
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Higungspflicht wurde von der zweitgrößten Gruppe begehrt; 
die allerfleinfte Gruppe begnügte ich mit dem Wunjche von 
Beiträgen des Staates zugunften Der mit Wrmentellen be- 
lafteten Gemeinden. 

63 war daher natinlich, daß die Redaftionsfom- 
miffion des Berfaffungsrates, welche ihren Stoff zunächit 
den an den Berfaffungsrat gelangten Bittfchriften entnahm, 
beantragte: | 

„Der Unterhalt der Armen ift Ungelegenheit de3 Staates 
und die Gemeinden find von der Diesfallfigen Berpflichtung 
befreit. Der ungefchmälerte Fortbeitand der Armengüter ilt 
garantiert. Der Ertrag der Armengüter fol feiner Bejtimmung 
gemäß zur AUrmenpflege verwendet werden.“ 

‚So einfach diefe Löfung fchien, jo erfchraf Doc) |chon Die 
aus 27 Mitgliedern beftehende Vorberatungsfommiffion des 
Berfaffungsrates vor den ihr vorgemalten unabfehbaren finan- 
zielfen und moralischen Konfequenzen eines jolchen Syjtems 
und wollte nicht glauben, daß dem Staate daraus nur eine 
Mehrausgabe von Fr. 385,000 erwachje; auch verlangte man 
hier, daß nach dem Vorbilde des Jura zwischen den arbeits 
unfähigen und den arbeitsfähigen Armen unterjchteden werde. 

‚©o entjtanden die neuen AnträgederBorberatungs- 
fommiffion: „die gejeßliche Pflicht der Gemeinden zur 
Armenunterftügung ift zwar. al aufgehoben zu erflären, jedoch . 
dem Staate nur die Sorge für Die arbeitsunfähigen Armen 
aufzuladen, der Ertrag der Armengüter zu zentralijieren, jedoch 
der Fortbeitand derjelben zu garantieren.“ 

Sn dem 140 Mitglieder zählenden Berfajjungsrate 
befürtwortete der Berichterftatter Stämpfli die Zentralifation 
al3 da3 einzig helfende und rationelle Syjtem. 

Stocmar warnte hierauf ernftlich vor der Bentralifation, 
welche die Armen in einem erfchredenden Make vermehren 
jwirde und noch nirgends angewandt fei, die Gemeinden wür- 
den zu den Armengütern nicht mehr Sorge tragen, die Legate 
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für diefelben aufhören. Die Gemeinden jollten nicht3 von der 
Staat3faffe verlangen dürfen, wenn jte nicht nachwetjen, daß 
fie au) Steuern für die Armen aus der Tafhe der Bürger 
beziehen. 

Er beantragt daher Bejchränfung der Armenunterjtügungen 
der Gemeinden auf die Arbeitsunfähigen, Staatsbeiträge nur 
als Zufchuß zu den Armentellen, und zwar foll der Anteil des 
Gtaates je nach) den Mitteln der Gemeinde, /, bis ?/, des noch 
durch Steuern aufzubringenden Bedarfs betragen, und wenn 
auch bei einem Gtaatsbeitrage von ?/, die Tellen noch 19/0 
überfchreiten, außerordentliche Staatsunterjtügung in Ausficht 
- zu Stellen; jedoch follen die Gefamtausgaben des Staates in 
Diefer Richtung Fr. 400,000 nicht überjchreiten. Der Staat ift 
befugt, die Art und Weife vorzufchreiben, wie die Armentellen 
und die Staatsbeiträge an diefelben verwendet werden foller, 
ja jelbft diefe Verwendung zu leiten. Der Jura behält feine 
gegenwärtige Gefebgebung für die Armen. 

Stochmar befämpfte die beabfichtigten Reformen in der 
Armenpflege nicht, er will jedoch den hilfsbedürftigen Armen 
einerfeit3 und dem Staate andrerjeits die nötigen Garantien 
bieten, und diefe Tendenz hatte einen durcchichlagenden Erfolg. 

Wenn man fich jedoch auf die Annahme diejer Anträge be- 
jchränft hätte, jo wäre man aus der obligatoriichen und burger- 
lichen Armenpflege nie herausgefomnten. 

Gelbft Blöfch hält das gegenwärtige Unterftügungsigitem 
bei allen Vorteilen, welche mit demfelben verbunden gemwefen 
und noch jeien, für unhaltbar. Er findet die gefegliche Unter- 
ftügungspflicht verderblich, indem ohne jte die Zahl der Unter- 
ftüßten um ein Drittel Heiner wäre, und das erbliche Heimat- 
vecht fei der Grund der großen Ungleichheit der Armenlaft. 

Das gegenwärtige Syitem wird überhaupt von feinem 
Kedner verteidigt, auch nicht von Fiicher und von Erladh. 

Die pofitiven Anträge zum Armenartifel rühren Hauptfäch- 
fh von Dr. Schneider her. 
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Tach feinen Anträgen ift die Sorge für die Armen Sache 
des Staates und der Gemeinden. Der Staat hat die an- 
gemefjenen Lajten-Ausgleihungs-Anftalten für die Erziehung 
der armen Waifen und die Pflege der Kranken und Hilfz- 
bedürftigen zu errichten und darauf Fr. 500,000 zu veriwenden. 
Bis zur Errichtung Diefer Anjtalten übernimmt der Staat 
drei Vierteile der Armentelle der Gemeinden; von Dem Zeit- 
punfte an, wo jene Otaatsanftalten inS Leben treten, jollen 
feine Armentellen mehr erhoben werden. Der Ertrag der 
Armengüter und der wohltätigen Stiftungen ft unter der be- 
fondern Aufficht de3 Staates von den betreffenden Gemeinden 
und Korporationen ihrer Beitimmung gemäß zu verwenden. 
Die Armen haben fein Recht auf Unterftügung gegenüber den 
Gemeinden und dem Staate; Dagegen fünnen vermögliche 
Eltern für ihre Kinder und Ddiefe für ihre Eltern zur Unter- 
tüßung angehalten werden. Die Gejebgebung hat die bejon- 
dere Aufgabe, einerjeit3 die mit der Zeit eingejchlichenen Miß- 
bräuche zu heben, die Quellen der Armut zu ftopfen, und andrer- 
jet Die Privatmwohltätigfeit anzuregen und auf ADERNORINE 
Veife zu leiten. — 

Bei der Abjtimmung über die einzelnen Säße diejer An- 
träge wurde jchon der erjte und wichtigite Sag: dem Grund- 
jage nach die gejeßliche Armenunterjtügungspflicht aufzuheben 
und die Armenunterjtüsung allmählich auf den Grundfaß”der 
freiwilligen Unterjtübung zurüdzuführen, mit 119 Stimmen 
ohneDppofitionangenommen, ebenfo die andern neuen 
Ihejen einftimmig oder mit großer Mehrheit. u 

Alzdann wurde das Ganze der finanziellen Reform, welche 
nun einmal abjolut notwendig geworden war ıumd einen 
Schmwerpunft der VBerfaffung bildete, in folgender Nedaktion 
angenommen: ; 

$ 85. 

„Zum Bmede einer bilfigen Verteilung der öffentlichen 

Kalten und einer Ausgleichung der diesörtigen pntereffen der 
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verjchtedenen Sandesgegenden wird eine Neforn des Armen- 
und Finanzwejens nach folgenden Grumdfägen eingeführt: 


L 

a) Die gejegliche Pflicht der Gemeinden zur Unterjtügung 
der Armen ift aufgehoben. Die allmähliche Durchführung diejes 
Grumdfaßes ift Sache der Gejeßgebung. 

b) Die Armengüter find gewährleiftet und werden durch die 
Gemeinden verwaltet. Der Ertrag derjelben wird ihrem Bivede 
und ihrer Stiftung gemäß, unter der bejondern Aufjicht des 
Staates, verwendet. Der Staat wird auch darüber wachen, 
daß die Armen von der Mitbenugung der Burgergüter nicht 
_ berdrängt. werden. 

c) Wenn der Ertrag der Armengüter, jorwie anderer zu 
diefem BZmede vorhandener Mittel, für den Unterhalt der 
Armen nicht Hinreicht, fo wird bis zur gänzlichen Durd)- 
führung obigen Grundfaßes das Fehlende durch Gemeinde- 
teilen und Staatszufchüffe ergänzt. Diefe legteren betragen, 
- je nach den Mitteln der Gemeinden, mindejtens die Hälfte 
und höchitens drei PVierteile der fehlenden Summe. Den 
Gemeinden, in welchen der Staatzzufchüffe ungeachtet Die 
zu erhebenden Armentellen Eins vom Taufend überfteigen, 
fann der Staat mit außerordentlihen Zufchüffen zu Hilfe 
fommen. Die Beiträge, welche der Staat fraft diejes Yr- 
tifel8 macht, dürfen jedoch die Summe von vierhundert- 
taufend Schmweizerfranfen jährlich nicht üiberfteigen. 

d) Der Staat ift berechtigt, die Verwendung der Armen- 
teflen und feiner eigenen Beiträge vorzufchreiben und Dieje 
Verwendung qutfindendenfalls jelbit zu leiten. 

e) Die in diefem Artifel enthaltenen Beitimmungen in 
betreff des Armenwefens ireten mit dem 1. änmer 1847 
in Saft.“ 

' I 
(2osfauf der Zehnten, Bodenzinje 2c.) 
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- ir 
„Der neue Kantonsteil behält dem Grundfage nach feine 
Sejebgebung und feine befondere Verwaltung im Armenmefen, 
jomie jein Grunditeuerfyftem bei. Die vermehrten Ausgaben 
für das Armenmefen des alten Nantonsteils berühren ihn nicht.” 


IV. | 
(Hypothefarfaffe, mit befonderer Abteilung für das Oberland.) 


$ 86. 
„Die zur Beltreitung der Staatsausgaben erforderlichen 
neuen Auflagen jollen möglichit gleichmäßig auf alles Ver- 
mögen, Einfommen oder Erwerb gelegt werden.” — 


Denn in dem $ 85 der Verfaffung die Vorfchrift Ia fehlen 
würde, jo würde er auf dem Gebiete des Armenmwefenz nichts 
Neues bieten, als den Staatszufhuß von Fr. 400,000 an die 
Fortführung des bisherigen Armenunterftügungsiyitemg (An- 
trag Stochmar). Diefer übrige Teil des Armenattifels ift Har 
und deutlich. Dagegen jagt ung der Art. 85, Ta gar nicht, wel- 
ches Shftem an die ©telle des bisherigen treten folle, e3 be- 
Ihränft fich vielmehr auf den rein negativen Gab: „die . 
gejegliche Pflicht der Gemeinden zur Unterftügung der Armen 
iit aufgehoben” und überläßt es dem Gefebgeber, dDiefen Grund- 
fat allmählich durchzuführen. 

©o ift e8 denn durch die Berfaffung felbit dem Gefebgeber 
gejtattet, nah Maßgabe feiner Erfahrungen zwifchen den 
beiden Ertremen, einer vollitändigen Befreiung der Gemeinden 
bon der Armenunterjtüsungspflicht einerfeit3 und andrerfeit3 
dem Beharren beim alten Shitem, jedoch mit mehr oder weni- 
ger Armentelle oder Staatsbeitrag und mit mehr oder weniger 
freiwilligen Leiltungen, fich frei zu bewegen, fofern dies nur 
geichieht, ohne den von der Verfaffung a Spielraum 
zu überfchreiten. 

.&3 ilt alfo zu begreifen, wenn Dr. Schneider, in 
dejfen Ohren noch die Berfafjungsdebatte mwiderhallte, bor- 
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und die Verpflichtung der Gemeinden zur Armenunterftügung 
innert einer Heinen Zahl von Jahren mweazujchaffen, dann 
FSifcher diefe Pflicht wieder mehr oder minder herzuftellen 
fuchte, und fodann Schenk aus den Folgen der Abirrungen 
nach linf3 und nach rechts zu der Erfenntnis gelangte, in iie- 
weit die zur Zeit der Verfallungsrevifion aufgeitellten Thejen 
richtig und durchführbar feten. 

Der ung zur Verfügung jtehende Raum reicht freilich nicht 
hin, um Schenf® ganze Tichtvolle Darjtellung der feiner ge» 
Iungenen Schöpfung vorausgehenden Perioden, Der Schneider- 
Ihen und Fiicherihen Experimente, im Detail Darzuftellen, 
wie Schenf es in feinem wiederholt von ums zitierten Buche 
getan hat. Wenn mir jedoch das Hauptwerk Schenfs in Das 
richtige Licht Stellen wollen, jo müfjen wir wenigjtens in den 
Hauptzügen nachweifen, wie er e3 veritanden hat, Die ge- 
machten Erfahrungen zu verwerten und dadurch Die ihm ge= 
jtellte verwidelte Aufgabe zu löfen. — 


Wir beginnen mit der Daritellung des Hauptinhalt und 
der Gejchichte des Schneiderihen Armengejeges vom 
23. April1847, welches freilich auch nicht mehr ganz das 
Schneideriche Werk ift, da der Gejeggeber die im Verfafjungg- 
- rate ausgejprocdhenen Grundjäbe bereits teilmetfe vergefjen 
hatte, al er dDiefes Gefeb beriet. 

- Das Biel, welches das Schneiderjche Gejeß in einer zum 
boraus beitimmten Zahl von Sahren erreichen will, heißt: 
Berjorgung der Armen einerjeit3 durdy Den — bleibend ge= 
dachten — verfaffungsmäßigen Staatsbeitrag don höchitenz 
Tr. 400,000 (namentlich für den Unterhalt von nach Bedürfnis 
- gegründeten Erziehungg- und BVerpflegungsanitalten) und die 
den Gemeinden zur Armenunterftügung dilponiblen FonDdg- 
und Burgergutserträgnijfe, andrerfeit3 durch Die freiwillige, 
riftliche, an feine Borjchriften gebundene, daher fehr allfeitiq 
und namentlich präventiv wirkende Liebestätigfeit. 
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Diefe Umgeftaltung foll bis zum Sahre 1860 durchgeführt fein. 
Die beiden neuen Hauptfaktoren, Staatshilfe und Freimilligfeit, 
foffen nicht bloß im ganzen alten Stantonsteil überhaupt, jondern 
auch zugunsten jeder einzelnen Gemeinde jo regelmäkig wie 
der Wald bei einem Waldmwirtfchaftsplane wachjen, jo dag mar 
zum voraus vorjchreiben Fan, nach welchem Maße Sahr für 
Sahr zuerjt die Armentellen, fodann die Staatzbeiträge an die 
obfigatorifche und burgerliche Armenpflege zu reduzieren jeien. 
Diefe Reduktion foll z. B. in dem Falle, wo das nach $ 85, Ic 
in einer Gemeinde fir die Urmenperjorgung noch „Fehlende per 
Sahr nach dem Durchfchnitt der Jahre 1840—1845 Tr. 355. 28 
beträgt, und der Staatszufchuß auf Die Hälfte * der fehlenden 
Summe angefeßt ift, fich in folgender Weife geitalten: 


en 

















II- : umme verfüg- 
a ee ee 
Tr. Sr. r. 
1818 | 172.64 @| 177.64 | 355.98 
1849 || 133.22) &| 177.64 310. 86 
1850 | 88. a 177. 64 266. 44 
1851 | 4.41|&| 177.64 222. 05 
1550 1 E 177. 64 177. 64 
1853 | — | 155.4 155. 44 
1854 | — 133.24 |& 133. 24 
1855 | — 111.04|&| 111. 
1856 88.84|8| 88.84 
ze 66.64(& | 66.64 
1858 || — 44.44 |2| 44.44 
1859 | — »2.24|= | 22.24 
1860. | — a = 











* Nach $ 85, Ie, der Berfafjung und $ 36 de3 Armengejeges beträgt 
der Staatszufchuß an die fonft ganz durch Telfen zu dedende fehlende 
Summe, je nad) den Hilfsmitteln und der Armenlaft der Gemeinden 
4/,, >], oder ©/, der fehlenden Summe, die in dem obigen Beifpiel auf 
durchfchnittlich Fr. 355. 28 per Jahr feitgefegt ift. 
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Sr der vollen Zuverficht, daß die beiden das neue Armen- 
 berjorgungsiyiten repräfentierenden Baumgruppen in der im 
Wirtfchaftsplan feitgeitellten Zeit die budgetierte Leiltungs- 
fähigfeit ganz jicher erreicht Haben werden, wird nun gejeß- 
[ich für jedes fommende Jahr bis 1860 feitgeitellt, welche 
Höhe die Telle einerfeitS und der Staatsbeitrag an die Ge 
meindearmenbflege andrerjeits nod) betragen darf. 

Dasjenige, was nach einer gemwiljen Zeit nicht mehr eri- 
ftieren folf, ijt aljo per Jahr gejeßlich vorgejchrieben. Sit aber 
auch ebenjo bejtimmt auf die gejeglich vorgezeichneten Termine 
der Erfaß für die nun wegfallenden biheri- 
genHilfsmittel garantiert, wenigitens jomeit die Ilnter- 
ftügung nach $$ 3 und 4 des Armengejeßes eine unerläßliche 1it ? 

Daran Hing die ganze Reform !! | 

Reider ift der vor allen andern Beteiligten in den Border- 
grund der Reform geitellte Staat jelbit dem von ihm auf 
geitellten Programm nicht nachgefommen. 

Nach $ 13 des Gejeßes gejchieht Die Beteiligung des Staates 
bei der Unterftüßung der ımennahMaßgabedesdBe- 
dürfniffes und den Beitimmungen der Berfafjung: 

1. dur Errichtung und Unterhaltung von 

a) Armenerziehungsanftalten, 

b) Kranfenanitalten, 

c) Zmangsarbeitsanitalten, 

d) Verpflegungsanftalten für folche arme Werjonen, 
welche wegen förperlichen oder geijtigen ©ebrechen 
anderswo nicht untergebracht werden fünnen; 

2. durch Unterftügung geiftig begabter SJünglinge zur Er- 

lernung von Gewerben; 

3. durch Erteilung von Pfründen und Spenden an Unheil- 

bare; | 

4. durch Unterftügung der Gemeinden, Armenvereine und 

Privaten bei Errichtung von Armen- und gemeinnüßigen 

Anitalten. 
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Da nach $ 35 des Armengejeges vom ‘Jahre 1852 an feine 
Semeindearmenfteuern mehr erhoben werden dürfen, hatte 
der Staat für"diejenigen, welche nach $$ 3 und 4 des Gejebes 
zu unterjtügen find, al3dann in den Rik zu treten: $ 42: „Bis 
zum Sahre 1852 find die im $ 13 bezeichneten Anitaltennacd 
Bedürfnis zu errichten.” 

Was das heigen foll, das jagt uns die unmittelbar vor der 
Abfaffung des Armengejeges aufgenommene Armenftatiftik, 
nach welcher der Etat der Gemeinden im Jahre 1846 aus 

14,127 unterftügten Kindern und 

‚3,809 unterftügten arbeitsunfähigen Erwachienen, 
zufammen aus 17,936 ftändig unterjtügten Perjonen beitund. 

Und inwieweit Hat nun der Staat (abgefehen von der Sub- 
ventionierung bon drei Heinen privaten Armenerziehungs- 
anftalten in Trachfelwald, Schachen bei Wangen und Rütti zu 
Bremgarten) fir die Gründung und den Unterhalt jolher 
Anstalten geforgt? Antwort: 

-a) Fir Rinder: 


1849 Gründung der zwei Armenerziehungsanftalten in Köniz 


(für Knaben) und Riüeggisberg (für Mädchen) (beide bor= 
her für die Landfaßenfinder bejtimmt); 

1849 ferner einer SnabenerziehungsHafje innerhalb der Bäc;- 
telenanjtalt bei Bern; 

1851 Grimdung einer Nettungsanftalt in Landorf; 

1852 Gründung der Schülerklaffe in Thorberg. 

b) Fir Erwachfene hat der Staat gejorgt: 

1849 duch Errichtung einer Armenverpflegungsanftalt in der 

Bärau in Langnau, 


1850 durch Gründung einer Zwangsarbeitsanitalt in Thorberg, 


1851 durch Gründung einer Hilfs-Irrenanftalt in Ihorberg, 
1855 Strenanftalt in der Waldau. 2 
Was iftdas unter fo viele! Jedenfallsnicht „nach Bedürfnis”! 
Man ift freilich nach einigen Jahren zu der ErfenntniS ge- 
fommen, daß die Erziehung von Kindern und die Verpflegung 


. Auen! 
2 ee 5 .. 
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von arbeitsunfähigen Erwachlenen im allgemeinen in Alnftalten 
eine viel zuteure und aud) jonft zu weit getriebene Hilfe 
fei und hat deshalb fogar eine Reduktion in diefer Richtung 
verlangt. Zugegeben! Aber dann hätte eben von dem Stredit 
bon Fr. 400,000 in anderer Weije nach Bedürfnis durcch den 
Staat direft Gebrauch gemacht werden jollen. 

Die Folge der Unterlaffungsfünde des Staates beitand 
darin, daß die Armenfoften der Gemeinden und die AUrmen- 
teflen nicht nach Borjchrift reduziert werden konnten! 

Auch das andere Erfabmittel für die aufgehobene Ylrmen- 
unterftügungspflicht det (Burger) Gemeinden, die frei- 
willige Wohltätigfeit mittelit des Organs Der 
Urmenpvereine fonnte fi, zum Teil infolge der Unter- 
lafjungsfiinde des Staates, nicht fo entwideln, wie e3 gehofft 
wurde und mwünfchbar gewejen wäre, befonders nachdem die 
Regierung, und zwar fchon im Jahre 1847, hatte zugejtehen 
müffen, daß in diefer Notzeit eine Einjchränfung des Streifes 
der Unterjtüßten in den jtrengen Grenzen, mie jte in 88 3 und 4 
des Gefeges ausgejprochen mar, nicht Durcchgeführt werden 
fonnte und daß eine präventive und pädagogische Armenpflege, 
wie fie ein mwohltätiger Verein zu üben imftande it, nur die 
offizielle Armenpflege des Staates in Humanem Geifte zu er- 
gänzen berufen wäre. Aber neben hohen Tellen und nicht zu 
bemwältigendem Bettel noch freiwillige Armenvereine zu grün- 
den, jchien vielen eine zu große Zumutung. Und dazu wurde 
auch anfangs gar nicht3 getan, um das Bolf über die Bedeu- 
tung und Biele des neuen Gejees aufzuklären. 

Was jollten aber exit die 125 Gemeinden, welche noch im 
Sahre 1847 ihre Armen in und außer. der Gemeinde ohne 
Tellen und daher auch ohne Staatsbeitrag an diejelben ver- 
forgen fonnten, für ein Imterejje Haben, AUrmenvereine zu 
‚gründen? Sie bedurften ja feiner Armenreform. Die Grün- 
dung eine Armendereing zugunften von Nichtburgern war 
| ja geradezu geeignet, fernere Zuzüiger von folchen anzuloden 
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und fogar die Meinung zu beitärfen, folche feien jebt gleich 
Burgern zu behandeln, da fie nach $ 8 des Gefeßes nicht mehr 
auf Grund der Armut in ihre Heimatgemeinde zurücgetviejen 
werden fonnten. Und wenn Gemeinden in großer Zahl von 
diejer örtlichen Armenpflegenichts wollten, follten dann 
die andern Gemeinden, denen in diefer Richtung nicht Gegen- 
recht gehalten wurde, Freude an folher Gemeinnüßigfeit 
haben? War es ja doch oft ein genügendes Hindernis fiir das 
Auffommen eines Armenvereins in einer Gemeinde, wenn 
ein oder einige Vermögliche jich gar ut oder mit allzu Fleinen 
Beiträgen beteiligten. 

Solange man in den Gemeinden nicht recht wußte, was 
die im Gejege vorgejehenen Süirchgemeinde-Armenvereine 
eigentlich für eine Aufgabe haben, und fo fange die in der Voll- 
ztehungsverordnung vom 21. Mai 1847 (Schluß von $ 1) in 
Ausficht geitellten Mufterftatuten nicht mitgeteilt waren, 
nüßte e3 nichts, daß in demfelben $ 1 diefer Verordnung die 
Jormen, nac welchen eine folche Vereinsgründung eingeleitet 
werden fann, einläßlich befchrieben wurden; männiglich wollte 
abwarten, twie man die Aufgabe in andern Gemeinden auffaßt. 

So gejchah denn in diefer Richtung gar nicht3, big die Direk 
tion des Innern im Herbite 1847 ein Formular von Statuten 
eine3 Sirchgemeinde-Armenvereins publizierte und in zImei 
(ebenfalls publizierten) Sreisfchreiben an die Negierunggitatt- 
halter ausführlich und praftifch über die Hauptaufgaben der 
Kirchgemeinde-Armenvereine Auskunft gab. 

Abgejehen bon dem jeltenen Falle, daß ihnen nach $ 19 des 
Armengejeßes durch fompetente Gemeindebejchlüffe die ge- 
jamte AUrmenverwaltung der Gemeinden de3 Kirchfpiels famt 
den dazu gehörigen Einfünften (inbegriffen die Armentellen 
und Die Staatsbeiträge an diefelben) übertragen wurde, hatten 
nunmehr diefe Armenvereine nicht die Aufgabe, die ganze 
obligatorische burgerliche Armenpflege durch eine örtliche und 
freiwillige zu erjegen. Die irchgemeinde-Armenvereine hatten, 
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iolange fie den Charakter freimilliger Snititutionen beibehielten, 
auch feine eigentlichen Pflichten, jondern ergängten die in $ 4 
des Gejeße3 begrenzte obligatorische Unterftügung Durch ge- 
meinnüßige Maßnahmen gegenüber der Armut: Beichaffung 
von Arbeit, ev. Einführung von Smduftrien, Beichaffung von 
Saatfartoffeln, ev. nur vorjchußmeile, Beichaffung billiger 
Lebensmittel unter ftaatlicher Vermittlung zum Anfaufspreife 
oder unter demfelden; Krankenpflege, Anhalten zum Schul- 
befuch der Kinder und Maßregeln gegen den Bettel und gegen 
Vernachläffigung der Familie Durch die Väter oder die Mütter 
nach den armenpofizeilichen Borjchriften des Armengejeßes. 
Die Direktion brachte es bis Ende 1848 zwar nur auf 60 Ur- 
menpdereine; man fonnte jedoc) an diejen jehen, welchen 
13 dahin nicht Dagemwefenen guten Einfluß jolhe Vereine durd) 
fiebevolles Raten und Taten in einer Gemeinde auszuüben 
vermögen. Aber auch das fonnte man nun erfahren, welche 
Aufgaben der Gejebgeber diefen nur vom guten Villen der 
Bürger lebenden Organen nicht aufladen darf. Ylbgejehen 
davon, daß für die Mehrzahl der Gemeinden feine AUrmen- 
bereine bejtunden, wollten und fonnten auch die wirklich zu= 
itande gefommenen Bereine jtändige Auslagen, wie Stojtgelder, 
Lehrgelder, Hauszinfe, gar nicht oder Höchitens ausnahmsmeije 
übernehmen. | 

Übrigens war der Fall, daß fich in einer Kirchgemeinde fein 
Urmenverein oder nur folche für einzelne Ortsgemeinden bilden, 
ichon in der Vollziehungsperordnung vorgejehen; in Diefem 
Fall galten als örtliche Armenpflegeorgane die nach dem Be- 
ichluffe des Regierungsrates vom 7. März 1838 aufgeitellten 
Spendfommiffionen für die Verteilung Der her- 
gebrachten Klojterfpenden an Unheilbare. Bon ihren Lei- 
itungen weiß jedoch die Gejchichte wenig zu berichten. 

Wenn nun aber auch, wie nachgemwiejen, der Erjasß für 
die aufgehobene Wrmenunterjtügungspfliht in ganz unges 
nügender Weife in Aktion getreten ift, hatten wir nicht für Die 
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Übergangszeit da3 alte Syftem, noch dazu erleichtert 
durch den berfaffungsmäßig für den Fall des Bedürfniffes zu- 
gejiherten Staatsbeitrag von Tr. 400,000 a. W.?! 

&3 ijt zuzugeben, daß wir ohne die mihlungene Reform (d. 9. 
ohne diejfen Staatszufchuß) unter den fchweren Beiten noch viel 
mehr gelitten hätten. Aber man hätte mit dem von der Ber- 
fajfung für den Notfall verheißenen StaatSbeitrag viel mehr tun 
fönnen: man hat in den fünf Jahren 1847”—1851 von demjelben 
St. 823,812.76 n. WB. weniger ausgegeben al man gefonnt hätte. - 
Speziell als Zufchuß an die Armentellen wurde bloß beigetragen: 

1847 Fr. 203,513 n. W. 
1848: 77322,507 
1849 314,987 
1850 324,547 
1851:2,2293008 

Dann hat man aber auch, obichon mitten in Der Notzeit 
jtehend, gejeglich das erlaubte Tellmarimum auf den Durch- 
Ichnitt der quten Jahre 1840—1845 eingejchränft und weiter 
jogar vorgejchrieben, daß diefes Marimum in den Jahren 
1849, 1850, 1851 und 1852 um je ?/, heruntergehen folle, d. 5. 
dag im Jahre 1852 die Armentelle gar nicht mehr bezogen 
werden dürfe. ©o gut hat der Gejebgeber da3 Ungenügende 
feiner Beitimmung des Tellmarimums erkannt, daß er felbit 
für das Notjahr 1847 die Erhöhung desjelben Durch den Ne- 
gterungsrat jchon in $ 39 des Gejebes gejtattet hat und für 
1848 und 1849 nachträglich geitattete. 

Denn nicht nur die Teuerung infolge der Kartoffelfranfheit 
trug zur Vermehrung der Unterftüsten und zur Erhöhung der 
Koftgelder Schon im Jahre 1846/47 bei, auch die in der Ver- - 
fallung proffamierte Aufhebung der Unterjtübungspflicht und 
der hohe Armenfredit der Verfaffung wirkten bei der Verfojt- 
geldung verteuernd. 

Und wenn nun beim Bezug der Telle oder der Staatöbei- 
träge etwa Hinderniffe eintraten, da mußten die versprochenen 
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Koitgelder, Hauszinfe 2c. eben Doch bezahlt werden: man machte 
Schulden oder griff das Armengut an, oder verbrauchte Ein- 
zugsgelder, welche hätten Fapitalifiert werden follen, d.h. man 
erhöhte die in der Zukunft zu bezahlenden Tellen durch Anti- 
zipation, während fie nach dem Gejeg abnehmen jollten, und 
fo beftund nach Schenfs Nechnung im Jahre 1851 noch) ca. ?/, 
de3 Betrags der Telle fort, jtatt nur !/,. Man jtund vor einem 
wachfenden libel und fah mit Grauen dem Jahre 1852 ent- 
gegen, wo die Telle ganz wegfallen follte. 

Gedrängt Durch Verfammlungen und Petitionen jeßte der 
Negierungrsat im Februar 1850 eine aus 17 erfahrenen Mänz- 
nern beitehende Kommifjion ein mit dem Xuftrage, über den 
Stand und die Entwicklung des AUrmenmwejens Bericht zu er- 
itatten. Wie vorauszufehen war, fonnte bei der furzen zuge- 
mefjenen Zeit dabei wenig Pofitives herausfommen, als eine 
erneute Billigung der Grundfäße der Armengefeßgebung bet 
allen Schiierigfeiten in der Durchführung Derfelben. 

Sn der Tat find der Armenreform, welche unter allen Um- 
itänden eine äußerft fehwierige Aufgabe bildete, die denkbar 
größten Hinderniffe in den Weg getreten, man denfe nır an 
die allgemeine öfonomifche Notlage infolge der Startoffelfranf- 
heit, abgejehen von den durch die politifchen Ereignijje geichaf- 
fenen Schwierigkeiten. Unter folhen Umftänden ift immerhin 
die Schwere Zeit unter Mithilfe des $ 85 der Verfafjung noch 
etwas Yeichter bewältigt worden, al3 e3 ohne denjelben ge- 
Ichehen märe. 

Und e3 hatte allen Unfchein, als ob auch unter der im Jahre 
1850 an die Spike der bernischen Verwaltung getretenen fon- 
jervativen Regierung die Kartoffelfrankheit mitregieren tolle. 
Und der jedes gemeinnübige Zufammenmwirfen verhindernde 
politifche Barteihader wirkte Lähmend auf alle Unternehmungen 
der neuen Regierung. 

So wenig fympathifch der neuen Regierung die Verfafjung 
von 1846 mar, fo fonnte für fie das Armenmwefen fein Motiv 
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zu einer Verfafjungsrenijion fein; denn der Armenattifel Tieß 
Übergangsmaßregeln der verfchiedenften Art zu und ftellte 
einen außerordentlichden Armenfredit zur Verfügung, deifen 
volle Ausnügung Anerkennung finden mußte. | 

Übrigens ftund die Regierung der Armennot ratlos gegen- 
über und verfügte von Tall zu Fall. Denn ein fürmliches 
Syitem fonnte jie noch nicht entworfen haben, al3 fie jchon 
am 5. Auguft 1850 den Großen Nat bejchließen ließ, „daß er 
in Berücichtigung der außergewöhnlichen Armenauslagen der 
Gemeinden infolge der Teuerungsjahre 1846 und 1847 Den- 
jelben das Recht erteile, wenn jte die nach $ 33 des Armen- 
gejetes erlaubten Armentellen bezogen haben, unter Beob- 
achtung der gejelich vorgeschriebenen Förmlichfeiten und unter - 
Vorbehalt der Genehmigung de3 Regierungsrates, für die 
Sahre 1849 und 1850 außerordentliche Armentellen zu erfennen, 
jedoch ausschließlich zu folgenden Sweden: 

1. zur Dedung des Ausfall im Armengute, 

2. zur Wbbezahlung von fontrahierten Schulden des Urmen= 

autes, ; 

3. zur Erfüllung bereitseingegangener Ver- 

pflihtungen rüdjichtlich der Armenverfor- 
gung.” 

Ein folcher Beichluß erforderte ?/, Der anwejenden Stimmen. 

Ein Loch in das Armengejet behufs der Wiederzulajlung 
der Armentelle, welche mit 1852 ganz aufhören jollte, war 
durch Ddiejes Dekret gemad)t. 

Al aber am 3. Dftober 1850 der Vorjtand des fantonalen 
Armenbureaus, Klaßhelfer Walthard (welcher auch den eriten 
Entwurf des Schneiderichen Gefeßes verfaßt Hatte), feinem 
Chef, nunmehr R.-R. Fifcher, einen ohne Zweifel nach des. 
Letteren Andeutungen redigierten vollftändigen Armengejebes- 
Entwurf vorlegte, welcher nichtS anderes war, al3 die Wieder- 
einführung der alten burgerlichen Armenpflege mit ev. Armen- 
tellen und mit StaatSbeiträgen von */,, 5/, oder ®/, Des „Teh- 
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fenden” nach der VBerfaffung, ergänzt durch freimillige Armen- 
bereine: da ward, wie es fcheint, diefe Umfehr des Wagens 
doch nicht opportun gefunden: der Entwurf blieb liegen, und 
der neue Direktor des Innern verlangte jchon bei der Beratung 
des Budget für 1851 einen mejentlich erhöhten Stredit für Die 
Armenvereine, teilweife auf Unfojten desjenigen für Die bur- 
gerliche Armenpflege, und wies auch durch ein Streisichreiben 
vom 28. Mai 1851 die Regierungsitatthalter an, auf die Grün- 
dung noch mehrerer Armenvereine hinzumirfen, um die Drts- 
armenpflege zu kräftigen, und e3 entftanden wirffich im Jahre 
1851 43 neue Armenvereine, wenn auch nicht alle für ganze 
Kicchgemeinden. 

Uber der Erfolg entiprad) Hi nicht den Erwartungen, aud) 
fand der Plan Fiichers, durch Unterjtügung der Auswanderung 
während einer vierjährigen Periode mit je Fr. 100,000 ein 
fühles Entgegenfommen durch einen bejcheivenen Budgetfredit 
für diefen Zmwed. Im Hinblid auf die Vorjchrift des beitehen- 
den Urmengefebes ($ 35), daß von 1852 an feine Armentellen 
mehr erhoben werden dürfen, fuchte er nun den Tlagenden 
Armenvermaltungen der Gemeinden durch eine Heine Gejeßes- 
revijion zu helfen. 

Das Gefeß über das Armenmwejen vom 11. Dftober 1851 
gewährt den Gemeinden folgendes: 

1. angemeffene Erhöhung des nach Art. 33 (ungenügend) 
berechneten Staatöbeitrages, wenn erforderlich, und Auf- 
ftelfung eine3 jährlichen Budgetfredits für Spenden be- 

 Hufs der Erziehung armer Stinder in außerordentlichen 

ällen; 

. einftweilen, je nach Bedürfnis und auf Berlangen der Ge- 
meinden, Geftattung der Verlegung der zu verfoftgelden- 
den finder von 6 bi3 17 Jahren auf die Liegenjchaften, 
auf das bisher armentellpflichtig gewejene Vermögen, 
jomwie auf die bisher tellpflichtig gewefenen Gemerbe nach 
Maßgabe einer billigen Tarvergütung nach Verpflegungs- 

g* 
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reglementen, welche der Gutheikiung der Direktion des 
Smnern bedürfen (Telle in natura); 

3. die Tellpflicht für Armenunterftüßung ift und bleibt auf- 
gehoben; hingegen find die Armengüter da, wo fie feit 
dem 1. Juni 1846 geichwächt oder angegriffen worden 
find, auf ihren gejeßlichen Beitand zurüczuführen und 
die Defizit3 zu erjegen durch Armentellen bis T/, 0/0 

per Sahr oder aus dem Ertrage des iibrigen Gemeinde- 
bermögens, wo e3 ohne Nachteil und ohne jtiftungs- 
widrige Verwendung geichehen fanr, eventuell dırcch 
außerordentlichen Staatszufchuß. — 

Sp war denn die Tellpflicht zuguniten ber burgerlichen 
Armenpflege wieder hergeitellt. Auch der Staatsbeitrag an 
diejelbe wurde erhöht. Won dem von nım an voll verwendeten 
verfafiungsmäßigen Staatsbeitrag von Fr. 590,000 n. W. wur- 
den von 1853—1855 durcchichnittlich über Tr. 390,000 per Jahr 
als Zufhuß zur Armentelle ausgerichtet und dagegen im OF 
tober 1851 der Sahresfredit für die Armenvereine wieder auf 
st. 30,000 heruntergefegt! Und das in derjelben Herbitzeit 
des Sahres 1851, in welcher der Berfaller des Entwurfes des 
neuen Gemeindegejebes, R.-R. Blöich, in nad) Landesteilen 
einberufenen großen Verfammlungen von Gemeindedelegierten 
diefen Entwurf erläuterte und verteidigte. 

Das neue Gemeindegejeh vom 6. Dez. 1852 enthält nun 
folgende Beitimmungen: 

$ 10. „Die Armenpflege beruht, fomweit jie nicht aus Bei 
Ertrage vorhandener Armenfonds beitritten wird, auf dem. 
Srundjage der freiwilligen Wohltätigfeit und hat infolgedejjen 
örtlichen Charakter.” 

$ 11. „Die DOrtsarmenpflege ift jopiel als möglich freimil- 
figen Armenvereinen zu überlajjfen. Den Gemeindsbehörden 
ftegt die Pflicht ob, FürdieEntitehungfoldherBer- 
eine tätigzujfein und fie in ihrer Wirffamfeit zu unter- 
ftüßen. Da io fich feine oder nicht ausreichende Arnenvereine 
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bilden, haben die Gemeindsbehörden einjtweilen ihre Stelle 
zu vertreten. 3 bleibt jedoch dem Negierungsrate vorbe- 
halten, an folchen Drten bejondere Armen- und Spend- 
fommiffionen einzuführen und in Diefem alle Die er- 
forderlihen veglementarijden Son 
ten zu erlajjen, 

$ 12. „Die örtliche Urmenpflege bezieht jich auf fämtliche 
im betreffenden Armenbezirfe angejejjene Staatsbürger.” 

$ 14. „Die Gejeßgebung wird darauf Bedacht nehmen, 
überallbefondere DrtSarmenfond3zubil- 
d en und den Gemeinden zu dem Ende foviel ald möglih ent- 
Iprehende Nuellendöffnen:“ 

Sofort, Schon mit der Publikation und öffentlichen Dis- 
fuffion des Gejehesentwurfes, befam nun Ddieje gejehlich ait- 
erfannte Ortlichfeit der Armenpflege und die deutlich ausge- 
Iprodhene Pilicht der Gemeindebehörden, für ihre Entjtehung 
aufzufommen, einen ernten Charakter, bejonders in den zahl- 
reihen Gemeinden, welche bisher für ihre armen Einjaßen nod) 
rein nicht3 getan hatten und mit der Unterftüßung ihrer armen 
Mitburger ihrer Chriltenpflicht vollitändig genügt zu haben 
glaubten. Sebt galt e8, Darüber zu wachen, daß nicht Elemente 
in die Gemeinde einziehen, die einmal zur Lait fallen konnten. 
&5 wurden bvorfichtige Wolizetreglemente abgefaßt, Die bon 
reiner Moral diftiert ET und deren SEELE ein- 
geholt. 

Man jchob mehr und mehr Unterftükungsbedirftige nad) 
der SHeimatgemeinde ab, von mo fie oft wieder zurücd- 
gejchoben mwurden, weil nah $ 8 de8 Armengefebes auf 
Grund der Armut Kantonsangehörige nicht in die Heimat 
zurücdgetiejen werden dürfen, aber die Gemeinden fanden 
ichon polizeiliche Klagegründe, um die richterfiche Ausweifung 
zu verlangen, 3. B. wegen Holzfrevel, vernachläfligtem Schul- 
bejuch ıc. Von der Bentralpolizei Wunden folgende Armen- 
fuhren beforgt: 
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im Sahre 1846 . . . 101 Berjonen, 

i BAT: Var 
IBIE N AERERE 
II EN rer 
IST NE LEBE 
IH EEE FEr 
Aa teen, 
185: ZUG 


Da diefe Armenfuhren für die Heimatgemeinden eine läftige 
Ertraausgabe daritellten, jo mußte e8 ihr Bejtreben fein, jie 
zu vermeiden durch Gewährung der nötigen Unterjtügungen, 
tvelche brieflich oder von den Armen perjönlich verlangt wurden. 
Sn mancher emmentalifchen Gemeinde mit vielen auswärtigen 
Armen mußte die Armenbehörde in den jchlimmen Wintern 
1852/53 und 1853/54 im Monat ein- bis zweimal zmweitägige 
Situngen abhalten, um die fchriftlih eingelangten und die _ 
perjönfich vorgebrachten Unterftüßungsgefuche zu erledigen; 
da3 Gemeindehaus mar dabei förmlich belagert; man Tann 
fich denfen, mie einläßlich die Unterfuchung der Hilfsbedürftig- 
feit der maffenhaften Bittjteller fein fonnte und wieviel der 
Unterjtüßte von der ausgepreßten Unterjtüßung von je 10, 15, 
20 oder 25 Fr. heimbrachte, wenn er dabet außer der Stkungs- 
zeit noch I—4 Tage für die Hin- und Herreife opfern mußte 
und fich dabei nicht durchbetteln fonnte oder wollte. | 

Troß der mit folder Abfertigungsart unvermeidlich ver- 
bundenen Sparjamfeit, wo nicht Härte, betrug die Gejamt- 
fumme der von den Burgergemeinden des alten Kantonsteils 
im Sahre 1853 nach auswärt3 abgegebenen Unterjtügungen 
rt. 302,757. 91, von welchen allein auf die Amt3bezirfe 

 Ronolfingen Ft. 43,989. 93. 
Signau 42.00.00 23 
Tradhjelmald ,„ 30,393. 04 


zufammen Zr. 129,438. 22 fallen. 
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Daß diefe Unterjtügungen weit zwechnäßiger und gerechter 
verteilt wiirden, wenn fie von den Drt3behörden an Arme des 
Ortes zu derabfolgen wären, wo die Unterjtügten auch gefannt 
find und wo man alsdann auch in pädagogijcher Beziehung auf 
fie einwirken könnte, Spricht in erjter Linie für Die Orts- 
armenpflege. 

Die heimatliche Armenpflege führt, wie Blöfch jchon im 
Verfaffungsrate von 1846 anerfannte, auch notwendig zu uns 
gleicher und daher ungerechter Verteilung der Armenbelaftung. 
Adgelegene Gemeinden und Berggegenden, welche ihre Sub- 
filtengmittel nicht weiter vermehren fünnen, jind gezwungen, 
ihren gefunden, meift zahlreichen Volfszumach3 an die bejjer 
fituierten Ortfchaften des flachen Landes abzugeben, welche 
diefe Reute in guten Tagen ausnugen, dagegen die Abfälle bei 
diefer Ausnugung, die Krüppel, die Siechen, die Alterzijhwacen 
und die unehelichen Kinder mit ihren Müttern tvieder der Hei- 
matgemeinde zujenden. 

Sa, wenn in die Oolidarität der Angehörigen derjelben 
Burgerichaft auch die reichgewordenen Austwanderer oder Die 
reihen Nachfommen diefer Auswanderer inbegriffen wären! 
Aber folange diefe Ausgewanderten Güter beiten, helfen jie 
mit ihren Armentellen die Armen des Wohnortes (nicht 
diejenigen ihrer eigenen Heimat) verpflegen; zu denjenigen 
bon ihnen, welche fpäter verarmen, jagt man Dagegen: Du ge- 
hörst ung nicht an, wende dich an deine Burgergenteinde! 

Man hat von 1850 an wiederholt in den vom äußern Armen- 
etat fajt erdrücten armen Gemeinden nach den Burgerrödeln 
zu ermitteln gefucht, wie groß die auswärtige Burgerjchaft jei, 
fire welche in böfen Tagen die feine arıne Berggemeinpe hafte, 
und dabei die gefuchten Zahlen annähernd gefunden. Schon 
damals waren die Mifverhältniffe groß. Wohl mwifjend, dap 
diefelben noch nicht die heutige Höhe erreicht hatten, ziehen 
wir in diefer Beziehung die Daten der beiden legten Bolf3- 
zählungen, welche auch in diefer Richtung berechnet worden 
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find, ihrer großen Genauigkeit wegen vor, um zu zeigen, mit 
welchem großen Rechte man die heimatliche Armenpflege als 
Urjache der ungleichen und ungerechten Verteilung der Armen- 
laft jehon feit mehr al3 einem halben Sahrhundert erfannt hat. 


Bolfszählung vom 1. Dezember 1900. 








Total der Davon find wohnhaft in 
in= u. au$= 
Wohnbes || wärtigen 


ner einer 
völferung || Burger in Heimat- 


anderen en 


anderen 


Einwohnergemeinde 








S ei ; gemeinde er Kanton 
(Amt Konolfing.) : 
Arni 1,124 || 3,094 | 306 | 2,188 | 600 
Landismil 883 || 4,070 || 158 | 2,937 | 975 
(Amt Signau) 
Eagimil 3,043 || 9,583 || 1,226 | 6,293 | 2,064 
Langnau 8,169 20,300 || 3,309 | 11,748 | 5,243 
Zaupersmil 2,631 | 6,255 | 496 | 4,583 | 1,176 
Schangnau 990 || 6,479 | 564 ' 4,418 | 1,497 
Trub 2,606 117,419 || 1,656 |11,184 | 4,579 
(Amt Trachjelw.) i 
Lügelflüh 3,444 || 8,187 | 813 | 5,511 | 1,863 
Sumiswald 5,353 115,871 || 2,871 | 9,312 | 3,688 


Trachjelwald 1,473 | 3,619.|| :'386 |: 2,525: 2708 
Bpffachengraben || 1,467 | 4,157 | 525 | 2,608 | 1,024 
Dagegen: 


(Amt Yarberg) 
Narberg 1,372. 569 1: 237 1° 197 | 135 
of 2,567 || 2,186 | 908 | 829 | 449 


Kehmen mir an, wir hätten im Jahre 1900 noch die burger- 
lihe Armenpflege gehabt, jo hätte 3. B. in der emmentalifchen 
Gemeinde Eggiwil eine armenfteuer p flihtige Wohnbe- 
völferung von 3,043 Einwohnern für eine im Verarmungs- 
falle unterftüßungg berechtigte in- und auswärtige Bur- 
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gerfchaft von 9,583 Köpfen haften müfjen, während bon vorn- 
herein Klar ift, daß eine induftriearme.Berggemeinde nicht mehr 
Leute ernähren fann, als in ihr wohnen und froh jein muß, 
wenn fie fir diefe nicht Hilfe von außen nötig hat. 

Eine Gemeinde im Flachland dagegen, wie Yarberg mit 
1372 eventuell armenfteuer pflihtigen Einwohnern 
(Burgern und Einfaßen) wird fich natürlich gerne an eine 
alte Einrichtung anklammern, nach welcher dieje 1372 even- 
tuell nur haften für die Armut innert einer Burgerichaft 
bon nur 569 Köpfen. | 

Wie wir bereit3 gejagt haben, war bei den Engueten bor 
etwa fünfzig Jahren das Mißperhältnis zwifchen der Zahl der 
Armenfteuer p flihtigen umd derjenigen der eventuell 
Armenunterftügungg berechtigten in den bergigen AmtS- 
bezirfen noch nicht fo groß, wie im Jahre 1900. Daß aber 
diefes Mifverhältnis jtet3 wächt und machlen muß, wenn 
man nicht die Konjequenzen der Bettelordnungen des 17. Jahr 
Hundert3 im Geifte der örtlichen Armenpflege Forrigiert, 
das bemeilt die nachfolgende Tabelle. 























: Bon 1000 Perjonen der Benölferung des Kantons Bern waren: 

Zählungs- 700m | Burger einer : 

Wh a ‚Hemeie, abe Ausländer Total 
1846 568 378 40 14 1,000 
1850 553 392 40 15 | 1,000 
1856 523 | 45 EISEN NFIS 1,000 
1860 509 424 48 19 1,000 
1870 . 468 448 57 27 1,000 
1880. 417 | 489 67 27 1,000 
1888 | "387 | Bo 28 98 1,000 
1900 326 | 54 91 41 1,000 


Mehr und mehr geraten mir aljo bei der burgerlichen Armen- 
pflege: in einen Zuftand, wo die Nachfommen derjenigen, welche 
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im Sahre 1690 an ihrem Geburtsort armengenöfjig waren, ihrer 
Burgergemeinde fremd find, wo fie aljo im Verarmungsfalle 
bon einer Gemeinde abhängen und unterftügt werden müfjen, 
der fie weder durch ihre Arbeit, noch durch ihre Steuern genügt 
haben und welche ihrerfeit3 auch nicht in der Zage ift, die Unter- 
ftügungsbedürftigfeit zu prüfen, die richtige Verwendung der 
Unterftügungen zu überwachen, gejchtweige denn in präbentiver 
Weife der Verarmung vorzubeugen. Die Nächitentiebe ift durch 
das Gefeß in ihr Gegenteil verwandelt: die gerühmte Oolidari- 
tät der Burgerschaften ift eine Gemeinschaft jolcher, die fich in 
ihrer Mehrheit nicht fennen und fieber nicht fennen lemen, 
den leidenden „Nächiten” dagegen, welcher in der Mehrheit 
der Fälle Nichtburger ift, jchiebt man ab nach der Heimat- 
gemeinde, die ihn nicht fennt, vielleicht nicht einmal jeine 
Sprache veriteht. | | 

Kehren wir zu der Gefchichte unjerer Schiffbruch Teidenden 
örtlichen Armenpflege zurüd. 

Se mehr von 1852 an Teuerung und Not zunahmen, dejto 
jchlimmer wurde auch das Gejchiebe und die fürmliche Bagan- 
tität. Und e3 war eigentlich nur eine andere Form des Armen- 
ichubs, wenn die Gemeinden anfıngen, arme Bettelfinder wegen 
angeblicher VYagantität verurteilen zu lafjen, jo dag man fie in 
der Schülerflaffe in Thorberg oder in einer der beiden ftaatlichen 
Armenerziehungsanftalten unterbringen mußte. Dazu Die 
immer erneuten Klagen über Nichtausführung der Lajtenaus- 
gleichung nach Art. 85 der Verfaffung. 3 war ein großes 
Glück, daß endlich die Tufion von 1854 fam, daß von jegt an 
auch befjere Ernten und viele Arbeitsgelegenheiten bei Eijen- 
bahnbauten, Entjumpfungen 2c. eintraten. 

Wir haben fchon im Eingang diejes Kapitels erwähnt, daß 
nach der Fufion die Reform der Armengefeßgebung im Großen 
Nate energisch verlangt und von der Regierung an die Hand 
genommen wurde. Schenf hat die von Fiicher und der Spezial- 
fommifjion vorgelegten neuen Gejetesentwürfe über das Ar- 
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menimejen, das Niederlaffungsmwefen und die Urmenpolizet im 
Mai 1855 mitberaten und e3 würden diefelben nachher wohl dem 
Großen Nate vorgelegt worden fein, wenn Filcher an der Spibe 
des Armenmwejens geblieben wäre. Da er aber Ende Mat 1855 
austrat und Schenf jeine Aufgabe übernehmen mußte, jo ge- 
währte man ihm den Wunfch, daß die Überweifung diefer Ent- 
mwürfe an den Großen Rat verfchoben und diefe ihm zugejtellt 
wurden mit der Vollmacht, die öffentliche Meinung über Ddie- 
jelben zu vernehmen und jte {päter mit feinen eigenen Anträgen 
vorzulegen. 

Wa3 er gegen diejelben einzuwenden hatte, ift am Schlufje 
jeine8 Buches „Die Entwiclung der Armenverhältnifie des 
Kantons Bern” (©. 286 ff.) jehr far auseinandergefeßt. Um 
e3 furz zu fagen: dieje Entwürfe waren für diejenigen Yande2- 
gegenden, welchen von der PVerfallung eine Entlajtung im 
Armenmejen zugefichert war, unannehmbar. Dieje Entwürfe 
jtellen zwar die DOrtsarmenpflege in Ausficht, machen jedoc) 
diefelbe ilfuforifch durch die vorbehaltenen Ausnahmen. Cs 
hatte 3.8. ftet3 die Heimatgemeinde einzuftehen, wenn e3 fich 
um die Verpflegung armer Waifen oder fonjt verlafjener, Hilf- 
Iofer Kinder bis zum vollendeten fechzehnten Altersiahre han- 
delte, und ebenfo bei der Verpflegung folcher Berjonen, welche 
gegen Bezahlung eines Kojtgeldes in Staatsanitalten unter- 
gebracht werden mußten. 

Koch manche andere Unterjtügungsfälle waren nach Sticher 
‚von der Wohltat der Drtsarmenpflege ausgejchlofjen, und zwar 
fo, daß die Drtsarmenbehörden auch beim neuen Shitem oft 
nicht beitimmt wiljen fonnten, wer einzujtehen habe, jte oder 
die heimatliche Armenpflege. Das jedoch fornten die Heimat- 
gemeinden aewiffer Amtsbezirke ausrechnen, daß ihnen der 
weitaus geoBere Teil der Armenlaft bleibe und die Armen- 
telfe auch! — | 

Und mie if nun Schenf N gelangt, jeine Aufgabe zu 
bewältigen? 
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Das exjte Erfordernis war eine ftatiftifhe@ngquete 
über den Status quo, mie bisher noch Teine ftattgefunden hatte. 
Wir heben hier zunächft einige Hauptzahlen der Tab. 1 in. 
Schenfs Hiftorifchem Bericht heraus. Nach diefer Tab. 1 be- 
trugen die Armenausgaben auf Rechnung des alten Kantons- 
teil3 und feiner Gemeinden (mit Ausnahme der Burgerichaft 
der Stadt Bern) im teuren Notjahr 1854: 


1. für 10,491 verpflegte Kinder st. 412,935 
(Durchfchnitt Sr. 39. 36) | 
2... 9595 arbeitsunfähige Erwachfene „ 502,406 
(Durchichnitt Fr. 52. 36) 
„2,279 einzelne Arbeitsfähige und 
8,841 unterjtüßte Zamilien „417,024 


Summe rt. 1,332,365 


Wie verjtund e8 nun der Gefebgeber, für diefe ungeheure 
Summe unter Verzicht auf die Armentelfen aufzufommen? 
Eine folhe Summe fonnte er nicht zufichern. Er hatte dagegen 
bei richtiger Drganifation der Armenpflege fichere Einnahmen 
für obligatorifhe Ausgaben genug zur Verfügung. 


Die durch das Gejeg gejichaffene Hilfe beitund eben in der 
richtigen Ordnung im Armenwejen, unter Benugung der ge- 
machten Erfahrungen. Divide et impera! Durc) richtige Aus- 
icheidung und Gruppierung der Mafje der Unterftügten und 
jodann ziwedentiprechende Behandlung der einzelnen Gruppen 
derjelben, durch Befeitigung der aus der unzmwedmäßigen 
DOrganifation entipringenden Crtraauslagen, DVerlujte und 
Verzögerungen it die Zeiftungsfähigfeit der ganzen Majchinerie 
auf Die Höhe der Aufgabe gebracht worden. Der Hauptgemwinn 
wurde erzielt: 


3. 


a) Durch Die Gruppierung der ee 
nach der Qualität ihrer Unterftügungsbedürftigfeit (Not- 
arme und Dürftige) und 
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b) die Gruppierung derjelben nach ihrem Wohnfige (Ort3- 
armenpflege). | 

Wie oft ift man in der Praris unferes bernifchen Armen- 
mwejens jchon zur der Erfenntnis gefommen, daß durch die Er- 
hebung von Armentellen behufs der Unterjtügung Arbeits- 
fähiger Taulheit, Genußjucht und Begehrlichfeit gefördert 
werben, und gleichwohl fuhr man immer fort, Arbeitsunfähige 
und Arbeitzfähige aus denfelben Kaffen und mit derfelben 
Kritillofigfeit zu unterjtügen. Jebt fommt endlich der Auf: 
die laufenden Brunnen fir die fog. Kotarmen, die 
Sodbrunnen für die Dürftigen! Indem der Gefebgeber 
die duch Gejeb geficherten Hilfsmittel für die beiden 
eriten Rubriken unferer obigen Aufitellung der Armenausgaben 
(für 1854) zufammenfaßte, nämlich für die Notarmen-Gruppen 
bon 10,491 verpflegten Kindern und 9,595 arbeitsunfähigen 
Erwadhjenen, zufammen 20,086 Notarmen mit Fr. 915,341 
Koften, Tonnte er jagen: die Mittel für diefe Fann ich fichern, 
ohne die Notarmen auf die Freiwilligkeit vertröften zu müffen, 
durch folgende Einnahmen: 


iderjtatingen... u 2 &kt- 65,648 
Beiträge Der Bırrgergüter BE ET 
Ertrag der auf den gefeblichen Beitand | 
gebrachten EL zu > - 300,648 
Diner, a EIN 63.10 
Gefälle N URN 270 
Stantsbeitzagsmarimun RER BUNLÜOD > 


Summa Fr. 951,302 


Bon dem für die Reform bejtimmten Staat3beitrag bon 
31. 579,000 n. W. bleiben aljo noch übrig Fr. 79,000; aus 
welchen beitritten werden: die Staatsausgaben für die Verpfle- 
gungsanitalt Bäraır, die Urmenerziehungsantalten zu Köniz und 
Nüeggisberg und die Unterftügung Notarmer außerhalb des 

alten Kantonsteils. Dagegen fallen auf den Urmenfredit des 
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ganzen Kantons die Beiträge an die Srrenanftalt Waldau, für 
arme unheilbare Stre, die Unterbringung vermahrlofter Stinder 
in der Anftalt in Landorf, die Beiträge an Privatarmen- 
erziehunganftalten, Koftgelder für Unheilbare und Pfründer im 
äußern Krankenhaus, Spenden an Unheilbare, Stranfe und 
Krre, da3 Durchichnittsfoftgeld für die auf die Notarmen-Etat3 _ 
der Gemeinden aufgenommenen Landjaßen. 

Daß die Armengüter, welche (ohne Stadt Bern) bei gejeb- 
mäßiger Berwaltung Ende 1854 Tr. 7,516,245 betragen hir 
den, jedoch nur Fr. 6,226,447 betragen, durch die betr. Ge- 
meinden wieder ergänzt und daß die legtern für den ganzen 
Betrag derfelben einen Zins von 4°/, garantieren jollen, das 
darf der mit dem Hauptbeitrage haftende Staat verlangen; 
ebenfo nach $ 85, Ib, Schlußfab, der Verf., daß Die Burger- 
gemeinden bis auf die Höhe de3 Durchjchnittzfoitgeldes zu 
Reiftung desfelben, bezw. (bei Minderjährigen) eines Drittel3 
einer durchichnittlichen Burgernußung, zum Unterhalt ihrer 
Kotarmen angehalten werden jollen. 

Daß die für Die Verpflegung der Gejamtheit Der Notarmen 
geficherte Summe nad Einwohnergemeinden, aljo örtlich ber- 
wendet werden müffe, mern damit auch eine rationelle Ber 
mertung der Hilfsmittel und eine pädagogijch richtige Behand- 
fung der Armen möglich gemacht werden joll, das hatten hir 
bisher jo genugjam erfahren, daß in diefer Hinficht weitere 
Argumente überflüffig find. Cs folgt die aud) aus $ 85, Id 
der ‚Verf. für diejenigen Gemeinden, welche nur mit Tellen 
und Staatöbeiträgen, alfo unter Mithilfe von Nüchtburgem, 
die Koften ihrer Armenpflege zu bejtreiten imjtande find. Den- 
jenigen Gemeinden dagegen, welche o h.n e jolche Beihilfe ihre 
fämtlichen in- und ausmwärtswohnenden Armen zu verjorgen 
imftande find (e3 waren deren im Jahre 1857 nod) 39) und 
den Nachweis leiften, daß fie dies auch fernerhin vermögen, 
erlaubt das neue Gefeb ($ 25), für ihre Angehörigen neben 
einer nur für Nichtburger allein beftehenden örtlichen Armen- 
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pflege eine rein burgerliche Notarmenpflege für ihre in- und 
auswärtigen Armen fortzuführen oder fih nad) Beichluß der 
Burgergemeinde an die örtliche Armenpflege anzujchlieken. 
Die den Gemeinden der eritgenannten Kategorie vom neuen 
Sejegesentwurfe gemachte Zumutung, den Ertrag ihres Armen- 
gutes an die Notarmenfafje der Einwohnergemeinde behufs Der 
gleichmäßigen Verforgung von notarmen Burgern und Ein- 
faßen abauliefern, wurde damit wohl genügend motiviert, daß 
dafür auch ihre notarmen Burger in andern Gemeinden im 
alten Kanton gleich den notarmen Burgern jener Gemeinden 
verforgt werden. Dies genügte jedoch den Vertretern Des 
Burgertums im Großen Rate nicht; fie verlangten buchitäblich 
ftiftungsgemäße Verwendung de3 Ertrages der Burgergüter 
ausfchließlich für ihre Burger, und drohten mit Neffen an 
da3 Bundesgericht. DObjchon bei der eriten Beratung des 
Geietes die Mehrheit des Großen Nates den Untrag der 
Regierung annahm, murde gleichwohl bei der zweiten 
Beratung don der Armendireftion und der Regierung — 
um des Friedens willen — folgender $ 24 vorgeichlagen 
und angenommen: 

$ 24. „Sn allen Gemeinden, in welchen die Verwaltung 
des Armengut3 an den Einwohnergemeinderat übergegangen 
it oder übergehen wird, wird der Ertrag desjenigen Teils, der 
auf den 1. Januar 15 8Snohporhandenijt,nurzur 
Unterhaltungderburgerlichen, der Ertrag ded 
durch den Tellbezug nach $ 22 in Stapital und Zinjen neuge- 
ftifteten Teils dagegen zur Unterhaltung jämtlicher Notarmen 
der Gemeinde ohne Unterjchted verwendet.” 

Das nad Erihöpfung der Iofalen Einkünfte der Notarmen- 
faffe noch „Fehlende“, inbegriffen 2°/, de3 Notarmen-Etats 
fir die Verwaltungsfoften, wird aus dem Staatsbeitrag don 
tr. 500,000 gedeckt. 

Das wiirde natitrlich jofort unmöglich, wenn die Gemeinde 
jebt die Zahl der Notarmen oder den Betrag des Koftgeldes 
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willfinlich erhöhen Fünnte. MWber ein (mit Taggeld vom 
‚Staate bezahlte) Armeninfpeftor macht über Die 
veglementsgemäße Auswahl der „Notarmen”, und das all- 
jährlich don der Regierung nach bisherigen Erfahrungen 
fir den ganzen alten Kanton feitgeitellte „Durchichnitt3- 
foftgeld” einerfeit3 für Kinder und anderjeit3 für Er- 
wachiene verhindert folchen Mikbrauch. Diefes Durchjchnitts- 
foftgeld mar freilich von Anfang an für die Städte unge- 
nügend. Gie wınden mit Verweifung auf die Vorteile, 
deren fie fich bezüglich des Schulwefens, der PVojten, Eijen- 
bahnen 2c. erfreuen, getröfte. 
Wir ditrfen mirffich Fonftatieren, daß im Hinblid auf die 
großen Garantien, welche die neue Drdnung der Dinge bezüg- 
fich der Berforgung der Notarmen gab, man fich Die Ktautelen 
‚gefallen Tieß, welche zum Schuße des Fisfus aufgeitellt werden 
mußten. — 
Und wenn nach dem neuen Gejege die Notarmenpflege eine 
örtliche fein mußte, wer forgte dann von num an für Die außer- 
Halb de3 alten Kantons lebenden Notarmen? Antwort: Der 
Staat, wofir von feinem Beitrage Fr. 30,000 entnommen 
werden fonnten. Die notarmen Landjaßen dagegen fielen der 
Gemeindearmenpflege zu. Der Staat bezahlte dafür das Durch- 
- Schnittsfoftgeld aus dem allgemeinen Kredit de3 Kantons für 
da3 Armenmwelen.. — 
So hatte denn das neue Armengefeß für jo lange, als die 
Berhältniffe im allgemeinen nicht fchlimmere wurden, als fie 
im Sahre 1854 gemwejen waren, ausreichend gejorgt für Die 
Kotarmen, d.h. für 
1. vermögensloje Watjen oder fonft le Kinder bis zur 
erfolgten Admifjion; Ä 

2. vermögendlofe Erwachjene, welche, jei e3 infolge an- 
geborener Übel, fei e3 infolge von Gebrechen de3 Alters, 
unheilbaren Krankheiten oder von Beichädigungen, ar- 
beit3- und verdienitunfähig jind. — 
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Die von dem alfo begrenzten und fchon vor dem jeweiligen 
Verwaltungsjahre feitgefeßten Notarmen-Etat nicht aufgenom- 
menen Unterjtügungsbedürftigen heißen „die Dürftigen”. 
&3 find dies nach dem Gejeße: 

1. erkrankte und deshalb vorübergehend arbeits- und er- 

merbsunfähig gewordene Dürftige; 

9. arbeitsfähige, vermögenslofe Einzelne und Familien, 
welche infolge allgemeiner oder bejonderer Notjtände an 
der Notdurft des Lebens Mangel leiden; 

3, notarm Gemwordene bis zu ihrer Aufnahme auf den Etat 
der Kotarmen. 

Wenn das AUrmengefeb von 1847 in gleicher Weije für Die 
Notarmen geforgt hätte, für welche es nach Art. 4 allein jorgen 
folfte und wenn e3 nicht durch feinen Wortlaut jelbit zu der 
Befürchtung verleitet hätte, daß die freiwillige Armenpflege 
an die Stelle der gejeklichen zu treten beftimmt jei, jo wäre 
ihon damal3 die neue Smititution der freiwilligen Armen- 
vereine auf weniger Apathie und Schwierigkeiten gejtoßen. 

m der Erinnerung an diefe Schtwierigfeiten, mit welchen 
die AUrmenvereine nach dem Gefege von 1847 zu fämpfen ge- 
habt hatten, verwendet unfer Gejeßgeber in dem Abjchnitt des 
neuen Gefeßes über „Die Armenpflege der Diürftigen” Die Be- 
zeichnung „Urmenverein” gar nicht mehr und das Wort „Tret- 
willig“ nur in folchem Zufammenhange, two e3 gar nicht nötig 
wäre. Er fucht alfo die Armenpflege der Dürftigen von dem 
guten Willen der Bürger möglichtt wenig abhängig zu machen. 

Mit Berufung auf die Sparfaffen und gegenfeitigen Ber- 
ficherungsanftalten, deren freiwilliger Charakter dadurch nicht 
alteriert wird, daß fie durch Behörden oder durch dritte Perjonen 
gegründet und geleitet werden, hat der Gefeßgeber auch für 
die beiden Anftitutionen der Armenpflege für die 
Dürftigen, die „Spendfafje" und die „Kran- 
fenfaffe”, die Behörden, welche fie bilden und verwalten 
ioffen, fchon zum voraus bezeichnet und deren Beftand Durch 
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einige Ausftenern gejichert, welche von dem freien Willen un- 
abhängig find. Lebteres ift namentlich bei ven Kranten- 
£affen der Fall, welche dem Gejebgeber für die wirtihaft- 
liche Eriftenz der auf den Ertrag ihrer Arbeit angemwiejenen 
Bevölferung von jolcher Bedeutung erjcheinen, daß er ihre 
finanzielle Tragkraft abfolut ficher ftellte Durch die Zumeijung 

a) de3 örtlichen, dDucch ein befonderes Gejeß zu bejtimmen- 
den Anteils an den Heirat3einzugsgeldern, 

b) der vom Gemerbegeje $ 89 vorgejehenen obligatori- 
ichen Beiträge aller fremden Gefellen, 

e) der Eintritt®- umd Unterhaltungsgelder der (infolge 
irgend einer Einmwirfung) beigetretenen fantonsange- 
hörigen Arbeiter und Dienftboten, 

d) alffälfiger Xegate und freier Gaben fiir die Stranten, 
\ bon Sammlungen von Haus zu Sau. 

Die Bildung der Kranfenfafjen gejchteht nad) Rirchgemein- 
den oder Einwohnergemeinden. Der Präfident oder die Prä- 
fidenten der Spendausichüffe in Verbindung mit dem oder den 
Seiftlichen und einem vom Küirchgemeinderat (bezw. dem Ein- 
mwohnergemeinderat) zu bezeichnenden Lehrer bilden die Ver- 
waltungsbehörde, eventuell verjtärft durch die Zuziehung ar= 
derer Berjonen. 

Der Spendfaffe werden zugemwiejen 

a) die gewöhnlichen Kirchenjteuern, 

b) Zegate und Gejchenfe für die Dürftigen, 

c) die Unterhaltungsbeiträge jäntliher Mitglieder ver 
Spendfafle, 

d) freiwillige Beiträge von Korporationen, 

e) Ertrag von Stiftungen für Ziwede jolhher Stajjen 

f) fämtfiche für die Armen gefprochenen Bußen. 

Der Staat trägt bei durch Stipendien für Berufserlernung 
und durch Beiträge an die Kojten der Auswanderung armer 
Familien; die Einwohnerfchaft des ganzen Landes durch eine 
(jährlich nur einmal zu beziehende) allgemeine Liebesiteuer 
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bei großen Unglüdzfällen, gegen mwelche man jich u ber- 
jihern fann. 

Die Bildung der Spendfasjen gejchieht due 
Beichlug der Einmohnergemeinden, welche für die N 
einen „Ausichuß"” bezeichnen. 

Verweigerung der Bildung einer Spendfalfe von Seite 
einer Gemeinde zieht von Sn de3 Staates SELPEIgFCUNE 
jeiner Beiträge nach jich (! 

Zunädjit behufg Der en der Gemeinden bei Der 
Einführung der neuen Armengejeggebung, dann behufs all- 
jährlicher Beratungen über die Lage und die allfällig not- 
wendigen Maßregeln der Armenpflege der Dürftigen inner- 
halb der Gejege und Verordnungen, dann aber auch behufs 
der Beichliegung von Anträgen an obere Behörden dient das 
Smititut der YAmtsperfammlungen, welde von den 
Präfidenten der Spendausjchüiffe, ven Geiftlihen, den Armen- 
infpeftoren, Armenärzten und den in der Verwaltung der 
Stranfenfaffen jtehenden Lehrern des Amtsbezirfes unter dem 
Vorfibe des NRegierungsitatthalters gebildet werden und iiber 
deren Verhandlungen und Nefultate die Negierungsitatthalter 
aljährlich der Direktion des Innern, Abteilung Armenmejen, 
zuhanden de3 Negierungsrates Bericht erjtatten. — 

Schon im Armengejege jtehen die disziplinariichen Be- 
itinmungen, daß wer auf einem Notarmenetat jteht, oder wer 
die nach $ 11 fchuldigen Verpflegungsfoften nicht zuritderitattet 
hat, ferner wer von der Spendfafje unterjtüßt ijt und diszipli- 
nariich beitraft werden mußte, ein „Deiteuerter” (alfo politiich 
nicht ftimmfähie) it. 

Gegenüber Notarmen und Dürftigen jteht den Arnen- 
behörden und den unterjtügungspflichtigen Berwandten das 
Recht des Eheeinipruhg zu. — 

Das neue Armengefeb verfäumt auch nicht, in einem Shui, 
artifel zu erklären: „Kein Armer fan Anfpruch auf Unter- 
tigung auf dem Wege Rechtens erheben und verfolgen.” 

9*+ 
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Das Yrmenge eb vom 1. Zul 1857 follte af den 1. Sanuar 
1858 in Kraft treten. 

Borher mußte jedoch eine Bollsiehunggnerordmung über Die 
erite Feftftellung des Notarmenetats, die Repijion der Spenden 
und das erfte Durchichnittzfoftgeld das Nötige feitfegen und 
überdies durch probiforifche VBorjehriften über die Urmenpolizei 
und über das Niederlaffungswejen die neue örtliche Armen- 
pflege fichergeftellt werden. Eine gewaltige Aufgabe. &3 gab 
Leute von Autorität, welche auf den 1. Januar 1858 eine jolche 
Unordnung, einen folchen Armenfchub prophezeiten, daß jelbit 
die Regierung nicht vecht wußte, ob jte auf diefen Tag den 
Übergang von der burgerlichen zur örtlichen Armenpflege fich 
vollziehen Yaffen dürfe. ber die in der zweiten Hälfte des 
Sahres 1857 von Schenf vorgelegten und angenommenen legis- 
Yativen Erlaffe hatten in fcharffinniger, umfichtiger Weije für 
alfe denkbaren Fälle Borforge getroffen; die neuen Armenetat3 
mit den burgerlichen und nicht burgerlihen Armen und den 
nötigen Finanzen waren feitgeitellt, die Wohnfisregiiter ent- 
hielten die armengenöfjige Bevölferung jeder Gemeinde nad) 
dem Stande derfelben am 1. Dezember 1857, wie dies vorher 
in gefeßlicher Form feitgejegt war, und am 1. Januar 1858 bes 
gann die Verpflegung in aller Ruhe nach dem neuen Gejebe (!). 

Allerdings hatte dazu die beijere wirtichaftliche Yage de3 
Landes das ihrige beigetragen. Und unjere Bevölkerung war 
diesmal bejjer zu der Reform vorbereitet als zehn Jahre vorher 
und unterftügte mit Verftändnis das zielbewußt an die Hand 
genommene und durchgeführte Werf, welches von jeinem Ur- 
heber Schon vor zwei Jahren mit dem Auszug des Volfes irael 
aus Ägypten verglichen worden tar. 

Sm der Tat, die offene blutende Wunde, welche einft unjern 
iozialen Körper mit dem Nuin bedrohte, jchten geheilt, Die 
Armengüter erholten fich und ebenfo die von der Urmennot 
bedrohten Zandesteile, die Armenbudget3 genügten, der Bettel 
nahm ftarf ab, die von den Spendfafjen auf die Selbithilfe an- 
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gewiejenen Arbeitsfähigen lernten, wenn nötig unter Mit- 
wirfung des Armenpolizeigefeßes, welches die Armenbehörden 
gut unterftüßte, die neue Situation erfennen und zu Ben 
Beiten anwenden. 

Allerdings führte das durch das Burgertum großgezogene Ab- 
ichtebungsfyftem hie und da noch zu Wohnfisitreitigfeiten; Denn 
in Geldfragen hört nur allzuoft die Gemütlichkeit auf; mannahm 
dies al8 notwendiges Übel einftweilen mit in den Kauf. — 

(Eine Fortfegung der Gejchichte unjerer bernischen Armen- 
gefeßgebung folgt ala Beilage zu diefer Biographie.) 


- Wenn wir von Schenk nichts anderes erhalten hätten, als 
die bernifche Armenreform, jo wide dieje Leiltung allein jchon 
genügen, um ihm eine bedeutende Stellung in der Gejchichte 
des bernifchen Staatswejens zu jichern. Das fühlte man 
aber auch bald und fah mit Bewunderung zu, mie Der 
Bau des genialen Arcdhiteften von einem Semeiter zum 
- andern borrüdte. | 

Man würde es ihm verziehen haben, wenn er während 
diefer gewaltigen Arbeit fich auf feine Aufgabe als Direltor Des 
Armenmefens bejcehräntt und feinen SKtollegen die übrigen Re- 
grerungsjorgen überlaffen hätte. 

Er erwies jich aber auch in den andern Regierungsgef häften 
nicht al8 ein Neuling. Die im eriten Jahre jeines praftifchen 
Birkens durchgeführte Verfafjungsrevifion und die mit jo leb- 
haften Kämpfen verbundene Weiterführung der Aufgaben der 
Verfaffung war damals Ffir jeden denfenden Bürger und 
namentlich für jeden bernifchen Beamten eine lehrreiche Schule. 
Wie mußte auf den durch diefe Schule Gegangenen, welcher 
für die Abfaffung feiner Gejchichte des Armenmefenz die ber- 
nifche Gefegesfjammlung und die Verwaltungsberichte vom Be- 
ginne de3 Jahrhunderts an Ddurchitudierte, das Durchgehen 
diefer Akten wirken! Auch in andern wichtigen Tragen Tonnte 
Schenf jet als orientierter oder leicht zu orientierender mitreden. 


134 

Bejonders war dies bei den Fragen de Erziehungs- 
wefens ver Tall. Und auch auf diefem Gebiete, welches bei 
den politiichen Zänfereien de3 legten Kahrzehnts fo fehr gelitten 
hatte, waren große Reformen notwendig. 

Dr. Lehmann, Chef der Erziehungsdireftion, hatte biefelben 
mit fihtlihem Ernit und Fleiß an die Hand genommen; auch 
Hatte er fich Durch fein maßvolles, unparteitiches Auftreten Yu- 
trauen errungen. Aber ein gemandter und Hinreißender Barla- 
mentarier war er nicht; ein Sefundant wie Schenk war ihm 
in den parlamentariichen Kämpfen Außerit erwünfcht und Diejer 
veritand eS vortrefflich, ven auf Der Menjur jtehenden echter 
zu unterjtüßen und die über die erlaubten Grenzen Eindringen- 
den zurücumeifen. Wenn dann bei Schuffeften Schenf an der 
Stelle des Erziehungsdireftors im Namen der Regierung einen 
Toaft brachte, da mußten Die beiden e3 jich gefallen laffen, wenn 
man ihr Berhältnis mit demjenigen zwiichen Mojes und Yaron 
verglich. 

Schenf hat jeinen redlihen Teil Dazu beigetragen, daß 
Dr. Lehmann Schon im Juni 1856 drei wichtige Schulgefeße 
unter Dach brachte: 1. das Gejeß über die Drgantjation des 
Schulmejens im Kanton Bern, 2. das Gefeb über Die Sefundar- 
Ichulen des Klantons Bern, und 3. das Gefet über die Kantonz- 
Ihulen. 

Der Hauptziwed, den Schenk bei jeiner lebhaften Anteil- 
nahme an diejen Gejegen verfolgte, war der, daß unfere öffent- 
lichen Schulen nicht allein die richtige Vorbildung für den Ein- 
tritt in die neugegründete fchweizeriiche polytechniiche Schule 
und in die berniiche Hochfchule vermitteln, fondern Daß Diefe 
Vorbildung auch von den Ürzten und Fürfprechern gleichmwie 
bon den Theologen verlangt merde, wofür jodann — 
unter Feftfegung einer Frift — geforgt wurde dur) das Negle- 
ment über die Prüfung der Ärzte, Apothefer und Tierärzte 
dom 28. Mai 1858, jorwie durch das Reglement über die Patent- 
prüfungen der Fürfpredher und Notarien vom 3. November 
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1858 (leßtere3 in Ausführung eines großrätlichen Defretes vom 
10. und 13. April 1858). 

Noch ganz andere Dinge follte Schenf neben dem Armen- 
wejen mitübernehmen. 

Eine Eifenbahn, deren Schienen auf einer langen Otrede 
duch eine Erdrutichung überdeckt worden tft, erleidet Dadurch 
feine folche Unterbrechung, wie unjer Direktor des Armen- 
mejens eine erfahren mußte, nachdem in eriter Beratung jeines 
- Armengejege3 die Eintretensfrage und die eriten 20 Para- 
graphen desfelben glücklich alle Schmierigfeiten überwunden 
hatten. Man wollte eines Tages plößlich nicht weiter beraten 
in Anbetracht des Standes der -Neuenburgerfrage. 
Und der Armendireftor wurde gerade in diefem Momente noch 
in den Ständerat gemählt und ihm alfo, fchon im zweiten Jahre 
feiner pofitifchen Laufbahn, für die bedeutendite Frage diejer 
ganzen Laufbahn die Verantwortung mitaufgeladen. 

Sit e3 notwendig, hier die Gefchichte noch einmal zu erzählen, 
mie in der Nacht vom 2/3. September 1856 die Neuenburger 
Royaliiten mit ihren Getreuen fich des Schloffes in Neuenburg 
und der Regierung bemächtigten und dann dem neuenburgifchen 
Bolfe die Wiedereinfegung des alten allein berechtigten Negi- 
ment3 verfündeten, jedoch innerhalb 24 Stunden von ihrem 
eigenen Bolfe wieder ihrer Macht entjegt und felbit gefangen 
gemacht wurden, fo daß der intervenierende Bund hier gar 
nicht3 mehr zu tun hatte und alles Weitere den Gerichten über- 
lajjen fonnte. 

Doch hatte Diefes Drama damit noch nicht fein Ende erreicht. 
Der preußiiche Gefandte in Bern verlangte die Sreilaffung der 
Gefangenen und Amneftie für alle bei der Revolution Beteilig- 
ten, indem diefe nur ihre Pflicht gegen ihren rechtmäßigen 
Heren getan hätten; ohne diefe vorherige Freilajjung werde 
der König von Preußen in die fchon wiederholt behandelte 
Trage der Revifion feines Berhältniffes zum Kanton Neuen- 
"burg nicht eintreten. Das fonnten jedoch unfere fchmweizerifchen 
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Behörden nicht zugeben, auch dann noch nicht, al8 Napoleon II. | 


als Vermittler auftrat und der Schweiz für das Entfprechen 
gegenüber der Forderung Preußens feine „bons offices“‘ be- 
Hufs der gänzlichen Befreiung Neuenburgs von der preußifchen 
Herrichaft in Ausficht ftellte. | 

Aus den hierauf folgenden Verhandlungen geht Deutlich 
hervor, daß Napoleon bei diefem eriten für Preußen noch ganz 
unverbindlichen Angebote zu einem mehreren eben feine Er- 


 mädtigung befaß, und daß die Schweiz, wenn fie in diefem - 


BZeitpunfte (November 1856) die verlangte Amnejtie erteilt 
hätte, den günftigen Moment für die Losmachung Neuenburg 
berpaßt und mit diejer Amneftie zuguniten der Wühleret frem- 
der Mächte in unjerem Lande das bedenklichite Präzedens ge- 
ihaffen hätte. Denn im Londoner Protokoll vom 24. Mai 1852 
hatten jämtlihe Grogmächte Preußen den Befit von Keuen- 
burg garantiert umd erft nachdem diefe Großmächte jich 
in diefer Sache beim König von Preußen für den Verzicht ver- 
wendet hatten, ilt dDiefer Verzicht erfolgt. Wohl ung, daß im 
Bundesrat fofort die Situation richtig erfannt und feit in dem 
Sinne geantwortet wurde: Exit dann Amneftie, wenn die Un- 
abhängigfeit Neuenburgs in jeder Beziehung gefichert ift, — und 
daß auf den eriten Warnungsartifel im PBarifer „Moniteur“ 
und den Sriegsläarn aus Preußen der Große Nat von Bern 
den bon feiner Regierung für die Verteidigung der Ehre und 
Freiheit des Vaterlandes verlangten unbedingtenfire- 
‚dit einftimmig bemilfigte. MS fich jebt Das ganze Land zum 
Widerstand gegen die Demütigende Jumutung Preußens erhob, 
al3 die Bundesverfammlung den Standpunft des Bundesrates 
einftimmig beitätigte, und mit einer Teierlichkeit, welche Das 
ganze Volk ergriff, den greifen General Dufour al$ Ober- 
befehlshaber in dem bevorjtehenden Verteidigungskriege er- 
nannte und oitentativ beeidigte, da erkannten endlich alle Grof- 
mächte die unabmweisbare Notwendigkeit, der Schweiz, welche 
man fchon allzulange al3 quantite negligeable behandelt hatte, 
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 feftere Zuficherungen zu geben, wenn nicht ein in feinen Folgen 
unabjehbarer Krieg im Innern Europas ausbrechen jollte. Da 
wurde jofort eingelenft und von den Vertretern der Grok- 
mächte eine Verftändigung in Ausficht geitellt. Mar gab aljo 
jeßt Die jchmeizerifche Forderung zu, daß beim Niederjchlagen 
des Prozefjes im jegigen Moment die Angejchuldigten bis zum 
Abichluffe eines definitiven LÜbereinfommens in der Neuen- 
burgerfrage die Schweiz zu verlafjen Haben; daß das definitive 
Übereinfommen noch der Genehmigung der Bundesperfamm- 
(ung bedürfe und daß vorläufig die preußiihen Nüftungen 
jiitiert werden. 


Nachdem dieje Grundlage der Berjtändigung am 15. Januar 
1857 von der Bundesverfammlung angenommen war, fonnten 
beiderjeit3 die Truppen entlaffen werden und e3 begannen 
nunmehr in Paris die Klonferenzen der Gejandten der Groß- 
mächte und der Schweiz behufs der Entmwerfung eines Defini- 
tiven Triedenävertrages. 


Bolle vier Monate brauchte es, bi3 die Bartjer Stonferenzen 
‚nach ermüdendem Markten endlich einen die Ehre und die wirt- 
fichen Sntereffen beider Parteien mahrenden Friedensvertrag 
zuftande brachten (Juni 1857), welcher nunmehr die Unab- 
hängigfeit Neuenburgs von an vollitändig jichert und zwar, 
von der Amneftie abgejehen, ohne Entfchädigung jeitens der 
Schweiz. 

Zu diefem ehrenvollen Ausgange hat Schenf als Mitglied 
der bernifchen Regierung und des Ständerates nach Sträften 
beigetragen. Er hat aber nicht allein in den Näten die gute 
Sache geltend gemacht, jondern auch, was hier bejonders von 
Wichtigkeit war, im Volfe. Mit der Ansprache, welche er bei 
ihrer Beeidigung an die bernifchen Bataillone 1, 16 und 18 
richtete und welche in der Berner-Zeitung vom 10. Januar 
1857 publiziert ift, hat er die bernifchen Truppen und Das 
Bernervolf in Harer und ergreifender Sprache über unjere 
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Situation aufgeklärt und zum Widerjtande gegen den Feind 5 


begeiftert. 

- Und ald die Tage der Sorge wegen Neuenburg vorüber 
waren und man in der Bundesitadt durch ein Banfett die Er- 
febniffe der lebten Monate feierte, da fonnte Schenf jich nicht 
enthalten, über die von den Schmweizern im Wuslande ihrem 
PBaterlande bewiefene Treue einen Toaft auszubringen, welcher 
wegen feiner jehönen Sprache im deutfchen Lefebuch für chwei- 
zerifche Progpmnafien, Beziris- und Sefundarjchulen, 1874, 
Band II, ©. 336, Aufnahme gefunden hat. Diejes Lejeitüd ift 
noch jebt ein erbauliches Denkmal aus einer chönen geit. 

Die Unterbrechung in der Beratung de3 Armengefeßes 
hatte offenbar demfelben nicht gejchadet; denn während diejer 
ichweren Beit ift da8 Band, welches Volk und Behörden mit 
einander verbindet, wieder feiter geworden umd diejenigen, 
welche auch in diefer Prüfungszeit Miktrauen gegenüber der 
Berner Regierung zu erweden fuchten, hatten an Boden ver- 
(oren. Die im März des Jahres 1857 in der Kirche zu Yarberg 
verfuchte Demonftration gegen das in erjter Beratung an- 
genommene Armengejeg mar ohne Erfolg, dank der ungiem- 
fichen Behandlung des zu ruhiger fachlicher Beratung dezjelben 
teilnehmenden Regierungsrates Schenf, und eine zweite zu 
demfelben Zwecke nach Seftigen einberufene „Vollsverjamm- 
fung” fonnte troß aller Anftrengungen nur ein fleines 

Häuflein von etwa 50 Mann aufmeijen. 
| Die durch die Neuenburgerkife herbeigefüihrte Erhebung 
des Volfes itber die Heinen Parteihändel und Berjonenfragen 
hat im Kanton Bern wohl wefentlich beigetragen zur ruhigen 
Einführung des Armengejeges mit dem Grumdjabe der Ditö- 
armenpflege auf den 1. Januar 1858 und der ebenso ftillen 
Durchführung der politiihen Wahlen im Frühling desjelben 
Sahres. — | 

Im Sahre 1859 funktionierte Schenf al8 Sefundant Des 
Erziehungsdireftor3 Dr. Lehmann bei der großrätlichen Be- 
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ratung de3 Gefeßes über die öfonomilchen Verhältnijje der 
öffentlihen Primarjchulen (vom 7. Sunt 1859), durch welches 
zum erftenmal der bernischen Primarlehrerichaft ein zu einem 
beicheidenen Ausfommen zur Not zureichendes Befoldung3- 
minimum gefeßlich zugejichert worden it. 

AS Kirchendireftor brachte er das Gejeb über die Wahl und 
Befoldung der evangeliich-reformierten Geiitlichfeit (vom 
14. Nov. 1859) zur Annahme, welches in den legten Jahren 
durch Zufammentmirfen der Kantonsiynode und des Stirchen- 
dDireftors Blöfch forgfältig vorbereitet worden war und in maß- 
voller Weife die Beitimmungen revidierte, welche, im erjten 
Sahrzehnt des Sahrhundert3 bei Neuordnung von Staat und 
Kirche im Kanton Bern erlafjen, den Bedürfniffen abjolut nicht 
mehr entiprachen. Bei der (der Regierung zujtehenden) Wahl 
der Geiitlichen war bisher für die Mehrzahl der Pfarreien die 
Wahl nach dem Mtersrange vorgejchrieben; von jest an war 
auch bei diefen abmechjelnd das eine Mal Wahl nach dem Ulters- 
range, das andere Mal freie Wahl unter allen mwenigjtens fünf 
Dienftjiahre zählenden Bewerbern auf den unverbindlichen 
doppelten Vorjcehlag der Gemeinde zugefichert. Auch die Be- 
foldungsverhältnife bieten nunmehr, ohne mwejentlihde Mtehr- 
ausgabe im ganzen, den jüngern Geiftlichen eine etwas güniti- 
gere Stellung. Während nach bisheriger Ordnung die Bejol- 
dung eines Pfarrers, welcher der unterjten der jieben Befol- 
dungsflaffen angehörte, nicht einmal die Hälfte derjenigen 
der oberften betrug, und bei den nunmehrigen Verhältnijjen 
nicht mehr ausreichte, war das neue Verhältnis zmwijchen den 
beiden Ertremen nahezu wie 2:3. 

Den dringenditen Anforderungen war durch das neue Öejeg 
genügt. Freilich waren noch andere Reformen auf diefem Ge- 
biete notwendig. Sp gerne jedoch Schenk jolche vorgenommen 
hätte, fo waren die dabei zu beachtenden Grumdjäge doc noch) 
fo wenig abgeflärt, daß diefe Reformen zu ihrem Vorteil bis 
zum „Rulturfampf” verjchoben blieben. Das Gejeß über Die 
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Drganijation des Kirchenmwejens vom 18. Sanıtar 1874 brachte 
nicht allein diefe Reformen zu einem das Volf befriedigenden 
Abichluß, jondern — wenigitens im Stanton Bem — Ba den 
Kulturfampf jelbit. — 

Am November 1859 wurde mit der alljährlihen Feier der 
Gründung der bernijchen Hochjchule auch ihr 25 jähriger Be- 
itand feftlich begangen und mit gutem Grunde. Wenn bei 
diejem Anlajje Schenf in jehr feterlicher Weite zum Doctor 
philosophiae honoris causa ernannt murde, jo mußte man 
 anerfennen, daß er diefen Titel nicht allein durch jeine echt 
willenschaftlichen Arbeiten über das Armenmwefen, fondern auch 
durch jeine Mitarbeit bei der Organtjation unjerer Schul- 
anitalten und der Hebung der willenichaftlihen Berufsarten 
reichlich verdient habe. 

Noch war in leßterer Beziehung viel zu tun. Und e3 fchien 
ihm, nachdem das Armengejet unter Dach gebracht und au 
der Erziehungsdireftor mit feiner Schulgefeßgebung fo weit ge- 
fommen, e8 dürfe nicht länger aus Schonung Der fonfervativen 
Empfindlichkeit das Seminarwefen in dem traurigen Zuftande 
verbleiben, in welchen e3 die Fünfziger Periode verjeßt hatte. 
Natürlich war hiefür ein Gefeg notwendig, welches die Semi- 
narien überhaupt zum Gegenjtande haben mußte. 

- Das Gejeb über die Lehrerbildungsanftalten des Kantons 
Bern von 28. März 1860 wurde exlafjen. | 

Bei der Ausführung des Ubjchnitts 1 desfelben, betitelt: 
„gehrerfeminarfürdendeutfhen fanton$ 
teil” wurden die Differenzen in der Regierung afut. Schenf 
verlangte für diefes größte und wichtigjte Seminar eine liberale 
Lehrerichaft aus einem Guß und eine vollftändige Neorgani- 
jation, welcher auch Direktor Morf zum Opfer fallen mußte. 
Schenk hatte viele Fahre Gelegenheit gehabt, dag Seminar in 
Münchenbuchfee aus der Nähe zu beobachten und den Urjachen 
der Differenzen in der LXehrerfchaft, fomwie der zeitweilen un- 
überwindlichen Smfubordination unter den Schülern nachzu- 
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‚Forfchen, und es mag wohl feine Gejamtanjchauung bon Der 
"Sache eine richtige gemefen fein. Soweit fonnte Dr. Lehmann 
nicht gehen; er fonnte namentlich fih nicht entichließen, den 
tüchtigen Direftor Morf preiszugeben, und mit feiner Berjon 
dverbanden fich weitere perjünliche und jachliche Fragen, deren 
Konfequenzen nicht alle vorausgejehen werden fonnten. Morf 
hatte fich gute Zeugnifie der Oberbehörden erworben. Der 
feminartreue Pfarrer Langhanz in Münchenbuchjee und jeine 
Söhne Stunden öffentlich für ihn, wie feinerzeit für Grunholgzer, 
ein; der jüngere Sohn, Eduard Langhans, wagte jogar zu 
feiner Verteidigung eine Brofchüre zu jchreiben. 

Nachdem der Regierungsrat fich in feiner Mehrheit für die 
Anschauung von Schenf ausgeiprochen hatte, war es jelbitver- 
ftändlich, daß diefem die Snitiative und Antragftellung für das 
ganze Wahlgejchäft, jomwie auch die ganze Berantiwortung zu= 
falfen mußte, und e3 war dem Herrn Erziehungsdireltor an- 
genehm, während diefer Zeit einen Sommerurlaub zu beziehen 
und feinem Stellvertreter fein Bureau zu überlajjer. 

- Soweit indglich wurden die im Jahre 1852 wegreorgani- 
fierten fiberalen Lehrer wieder gewählt. Für Grunholzer, 
welcher nicht mehr zu haben war, wurde Hans Rudolf Rüegg, 
Vorfteher des St. Galler Seminars, al Direltor berufen. 
Gegen die Wahl von Eduad Langhanz hatte Schent im Jahre 
1860 wegen deifen Barteinahme für Morf noch Bedenten; als 
jedoch im Jahre 1861 die Stelle des Neligionzlehrers wieder 
frei wurde, überzeugte fich Schenf mit Leichtigfeit, daß Eduard 
Zanghanz fich mit den Lehrern des neuen Seminar qut ver- 


tragen werde, umd diefer wurde nun zum Lehrer der Religion 


und der Geographie gewählt; daneben half er jenem Vater, 
dem DOrt3pfarrer, nach Bedarf als Bilar auS. 

Da& das Lehrerfeminar in Pruntrut durch die Neorgani- 
fatton wieder paritätifch ‚wurde und daß das mieder neuge- 
ariindete franzöfifche Zehrerinnenfeminar in Delsberg ebenfalls 
ein paritätifches fein mußte, ift felbjtveritändlich. — 
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Aber nicht Iange nachher ftiegen am polttiichen Himmel 
de3 Kantons Bern wieder jhwarze Wolfen auf. Schon in den 
eriten Wochen de3 Jahres 1861 trat e8 zu Tage, daß die im 
Sahre 1857 gegründete Dftweftbahn- Gefellihaft im Zu- 
ftande der Zahlungsunfähigfeit und der Unmöglichkeit, zu an- 
nehmbaren Bedingungen Geld für den Weiterbau zu beichaffen, 
fich befand. Sie bejaß die Konzefjton für die Linien Biel— 
Neuenitadt, Biel— Bern und Bern— Luzern und hatte für den 
Bau auf Bernergebiet eine Aftienbeteiligung des Stanton 
Bern im Betrage von 2 Millionen Fr. erhalten. Nur die Linie 
BielNeuenftadt war, mit Hilfe eines Vorjchufjes der Ne- 
gierung, zur Not vollendet, Biel—Bern war noch) gar nicht 
in Angriff genommen, Bern— Langnau im Bau begriffen. 
Schon im Laufe des Jahres 1860 hatte die Regierung aus 
Mißtrauen eine Unterfuchung der Finanzlage der Gejellihaft 
veranlaft, welche zwar zu feinem -beftimmten Nefultat führte, 
noch weniger jedoch zur Beruhigung. | 

Wie reichlichen Stoff zur Kritik nun auch dem Großen Rate 
und feinen Klommiffionen die bei näherer Unterfuchung zutage 
tretende Unordnung in der Buchführung der Gefellihaft, jomie 
die damit verbundenen Geldverlegenheiten und Geldbeichaf- 
fungsverfuche boten, fo liegen fich die Regierung und die Mehr- 
heit des Großen Rates dadurch in der Verfolgung ihres Hieles 
nicht abhalten, welches darin bejtand, den von der Bentralbahn 
nicht befriedigten Verfehrsbedürfnifjen im Kanton Bern die 
Hand zu bieten. Daher wehrte man jich gegen den Gedanten 
eines Konfurjes und einer daherigen Liquidation der Djtmweit- 
bahn und bejchloß der Große Nat nach zweitägiger Debatte 
vom 5. und 6. April 1861, den Regierungsrat zu beauftragen, 
die Nechte des Staates bezüglich Der Konzeffionen der Dft- 
mweitbahn zu wahren und ihn zu ermächtigen, die ganz oder 
teilmeife eritellten Linien derjelben nebjt Zubehör Fäuflich zu 
eriverben, wofit ein Kredit. von im Marimum 7 Millionen 
bewilligt wurde, aus welchen vor allem die Forderungen der 
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Expropriaten und der Borfchuß des Staates für die Linie Biel— 
Keuenjtadt im Betrage von Fr. 625,000 zu deden feien. 

Am 27. Sun und 19. Auguft 1861 wird diefer Ankauf um 
den Preis von 7 Millionen (al3 Gegenwert des Baumerts) ge- 
nehmigt. Am 28. Juni 1861 wird der Regierungsrat beauf- 
tragt, die Bauten auf den Linien Biel—Neuenftadt und Güm- 
figen— Langnau, fomweit fie als dringlich ericheinen (Biel— 
Keuenjtadt war eröffnet) fortzuführen, für Biel—Bern Die 
Bahnjtudien vorzunehmen und zur Faljung der weitern Schluß- 
nahmen in bezug auf den Bau und Betrieb der Linien Biel— 
Keuenjtadt, Briel— Bern und Gümligen— Langnau den Großen 
Kat im geeigneten Zeitpunkt wieder einzuberufen. 

Damit war nun diefe Linie, welche am 1. Juni 1864 eı- 
öffnet wurde, bi3 Langnau gejichert. 

Hat nun aber der Große Nat die traurige Tatfache, daß 
jeine Uftienbeteiligung von 2 Millionen, ebenjo diejenige ein- 
zelner Gemeinden und die nach den mißglüdten Progejfen noch 
gültigen Privataftien durch die Eonftatierte Wißvermaltung ver- 
[oren gegangen jind, ohne weiteres hingenommen? Allerdings 
it er einer größern Zahl von Verjönlichkeiten, welche im Laufe 
der legten vier Sahre bald in diefer, bald in jener Eigenjchaft 
in der Sache mit regiert hatten, ohne damit auch Aufficht und 
planmäßiges Borgehen zu perbinden, — da man feiner derjelben 
bewußte Täufchung nachweisen fonnte, — machtlos gegenüber- 
geitanden. Syn Ddiejer Situation hat er auch den Eifenbahn- 
 Direftor R.-R. Sahli, welcher infolge der feharfen Debatte vom 
5/6. April feine Demiljtion einreichte, um ihn nicht für 
die Unterlafjungsfünden aller übrigen Beteiligten, fogar des 
Großen Rates jelbit, zum Sündenbod zu machen, wieder ge- 
wählt und ihn auch al Nachfolger Schenfs zum Gtänderat 
erwählt und jahrelang wiedergewählt. 

Sahli ist allerdings troß dDiefer Wiederwahl auf den 1. Sept. 
1861 definitiv aus der Regierung ausgetreten. Indem Schenf 
fich auf den verlaffenen Boften ftellte, war da3 Vertrauen fo 
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gut, als dies möglich war, hergeitellt, und er rechtfertigte e3 
fofort dadurch, daß er die richtigen Männer mit dem Ausbau der 
„Staat3bahn” betraute. Auf feinen Antrag mählte nämlich 
der Regierungsrat: zum Oberingenieut der bernijchen Staats- 
bahn Heren Gränicher, Bezirkiingenieur der Schweiz. Zentral- 
bahn, ferner al borberatendes Direftorium der bemijchen 
Staatsbahn Die Herren: 
Sroßrat Stocdmar, alt-R.-R., als Bräfident, 
Sultan Schaller, alt-Staatsrat, von Freiburg, als zweites und 
Fürfprecher Karrer in Sumiswald als drittes Mitglied. 
Schenk mußte nun neben feiner Armendireftion und Stir- 
chendireftion die Direktion der Eifenbahnen befleiden, bis in- 
folge der Erneuerungswahlen von 1862 Stodmar (zum britten- 
mal) als Mitglied der Regierung gewählt wurde und die Direl- 
tion der Eifenbahnen und Entjumpfungen übernahm. 
Dafürwınde Schentfim Frühling1862 wiederum mitdem Prä- 
forum des Regierungsrates betraut, welchesernichtnu al8&hren- 
itelfe, fondern al3 den verantwortungsvolfiten Rojten betrachtete. 
Sn diefem Sinne hat er die Beratung eines Arbeit3- 
programmö der Regierung für die neue vierjährige ‘Periode 
eingeführt und geleitet. Daß nicht vorausgefehene neue und 
dringende Aufgaben ein folches Arbeitsprogramm nachträglich 
modifizieren fönnen, fpricht nicht gegen feine Zmecmäßigfeit. 
Am meiiten Arbeit hat in der benifchen Regierung Schent 
tet3 fich felbft aufgeladen. Er hätte e8 weit bequemer haben 
fönnen, wenn er fich nicht verpflichtet gehalten Hätte, in allen 
wichtigen Fragen der Negierung jelbit Stellung zu nehmen. 
&o fam er im Sahre 1863 fogar in einen fehr unangenehmen 
 Gegenfat zur Majorität des Großen Rates, als diejer entgegen 
dem Antrage der Regierung bei der Nevifion des Einlom- 
menfteuergejeßes dasjelbe gegen Erwarten nunmehr 
auf den ganzen Kanton ausdehnen wollte, während bisher der 
Srund-, Kapital- und Einfommenziteuer des alten Kantons im 
Sura ein ganz befonderes Grundfteuerfyitem als Gegenwert 
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gegenüberftand. Schenf, welcher, wie wir wijjen, die Debatten 
des Verfaffungsrates über den befannten Artifel 85 der Ver- 
faffung von 1846 vorzüglich fannte, jtellte nun im Namen und 
Auftrag der Majorität der Regierung in einem gedrudten Be- 
richte dem Großen Nate gegenüber die ihm jehr übel genom- 
mene Behauptung auf, daß nach Ziffer III des $ 85 diefe Aus- 
dehnung nicht geftattet jei, während die Redner der Majorität, 
den nach ihrer Anficht für den ganzen Kanton geltenden $ 86 
anrufend, das Gegenteil behaupteten. 

Wir dürfen unjern LXefern nicht zumuten, diejen erit nad) 
Schenfs Austritt erledigten, längjt gegenjtandslos gewordenen, 
verwieelten Nechtzjtreit nochmals zu fojten. Wenn Schenf 
auch hier an dem zumweilen geringichäßig behandelten Xrtifel 85 
der Berfaffung wortgetteu fethielt, jo hatte er die Oatisfaktion, 
daß bei der zweiten Beratung des (noch jebt geltenden) Ein- 
fommenzgjteuergejeßes von 1865 die wieder in den Großen Nat 
eingetretenen Herren Blöfch und Stämpjli fich in jeinem Sinne 
ausfprachen, menn auch Die Herren von Gonzenbach, Büb- 
beraer, Stocmar, Niggeler, Dr. Schneider, Scherz ı. im 
Großen Nate und nachher vor dem als Nefursinitanz ent» 
icheidenden Bundesrate den Sieg davontrugen, indem jie jich 
auf allerlei dem Jahre 1846 vorausgegangene Verhandlungen 
beriefen. | 

Mehr Erfolg hatte Schenf im lebten Jahre jeiner Negie- 
_ rungsratsperiode mit einer andern Smitiative. Cr war durch 
die Verhandlungen betreffend die Gotthardbahn auf Den Ge- 
danfen gefommen, e3 fei die Genehmigung diejer Übereinkunft 
nicht ijoliert, Sondern in Verbindung mit den andern, in den 
nächiten Sahren zu Löfenden großen Baufragen beim Großen 
Rate in Vorjchlag zu bringen. Eine zu diefem Ziwede gewählte 
regierungsrätliche Kommiljion, beitehend aus den Serren 
Schenf, Scherz und Stocdmar, legte daher am 4. September 
1863 dem Negierungsrate folgende Bejchlujfesentwürfe vor, 
welche von diefem angenommen und mit einer jehr lejfens- 
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werten Botjchaft von R.-R. Stocmar vom November 1863 
dem Großen Rate zur Genehmigung empfohlen wurden: 

‚Beihluß-Anträge betr. Juragemäffer- 

forreftion, Surabahn und Gotthard-fon- 
vention. 
L.Suvagemäarjer-Korrentidn 

Der Große Nat des Kantons Bern... . bejchließt: 

1. Das Zuftandefommen der Suragemäfler-ftorreftion Tiegt 
im Snterejfe des Kantons Bern. 

2. Der Kanton Bern ift bereit, injofern der Bund den dritten 
Teil der Koften, fowie die Leitung des Werfes über- 
nimmt und demfelben der Plan La Nicca und Bridel zu- 
grumde gelegt wird, im Verein mit den übrigen betei- 

 Higten Kantonen oder Gebieten für dasfelbe einzuftehen 
und an die Koften feiner Ausführung unter Beiziehung 
de3 zunächit beteiligten &rundeigentums nad) einem 
bilfigen und gerechten Maßitabe beizutragen. 

3. Er erfucht die hohe Bundesperfammlung um die Anhand-- 
nahme der Angelegenheit und um Gemährung eines Bei- 

-  trage3 von einem Drittel des Koftenvoranjchlages. 

4. Er gemwärtigt die Bedingungen, welche die d. Bundes 
verfanmlung an den Beitrag fnüpfen wird, jowie das 
Shitem, nach welchem das Beitragsverhältnis der ein- 
zefnen Kantone bejtimmt und das Unternehmen organi- 
fiert werden foll, und wird nach Kenntnis Ddiefer Be- 
dingungen und Berhältniffe feinen Schlußentfcheid über 
den Beitritt zu dem Unternehmen fafjen. 

5. Der Regierungsrat ift beauftragt, von diefem Bejchluffe 
dem H. Bundestate zuhanden der h. Bundesperfamm- 
fung Kenntnis zu geben. - 

I. Surabahn. | 

Der Große Nat des Kantons Bern.... befchließt: 

1. Die Exftellung von Eifenbahnen im Jura fiegt im rn 
terejie des Kantons. 
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9. Der Staat übernimmt die Verpflichtung, fich daran au 

beteiligen. 

3. Das Ma$ der Beteiligung richtet ich nach der Größe 
der Gefamtfoften, nach den Leiftungen der zunädjlt- 
beteiligten Qandesteile und nach den finanziellen ale 
ded Kantons. 

4. Die Art und Weife der Beteiligung bleibt dem Aeien 
Exrmeffen des Großen Rates vorbehalten. 

5. Der Regierungsrat erhält den Auftrag, die technifchen 
Studien famt Koftenvoranjchlag mit Beförderung zu 
Ende zu bringen, auf fichere Weife die Leiftungen, welche 
von Privaten, Korporationen und Gemeinden des yjura 
übernommen werden, zu fonftatieren, in betreff der An- 
ichlußverhältniffe an den Grenzpunften die notwendigen 
Schritte zu einer eventuellen Vereinbarung zu fun und 
fodann dem Großen Rate Bericht und weitere Anträge 
zu hinterbringen. 

6. Der Regierungsrat erhält zu dief em Behuf einen Frepit 
bon Fr. 30,000. 

III. Sotthardbahn. ee 

Der Große Rat des Kantons Bern... . bejchliept: 
„Der Kanton Bern tritt der Übereinkunft zur An- 

ftrebung einer Gotthard-Eifenbahn, mie foldhe von der 

am 7. und 8. Auguft [1863] in Luzern zufammen- 
getretenen Konferenz von Abgeordneten der Stantone 

Zürich, Bern, Luzern, Uri, _Schroyg, Unterwalden, 

Zug, Freiburg, Solothurn, Bafeljtadt, Schaffhaufen, 

Yargau, Thurgau und Neuenburg, und der Eifenbahn- 

gefellichaften der Zentralbahn und ala berein- 

bart worden, bei.“ 

(Die in 11 Xrtifeln Gera Übereinkunft laffen wir weg, 
da fie nur die Konftituierung der Vereinigung fonftatiert und 
über die Leitungen der Kontrahenten noch nicht3 fagt. — Dem 
h. Stande Bafelland, welcher Mitteilung des Stonferenzproto- 
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foll3 mwünjchte, blieb die nachträgliche BVeitrittzerflärung vor- 
behalten, melche auch erfolgt ift.) — 

Alfo wiederum ein „Märit”" nac dem Mufter des Urt. 85 
der Verfaffung, fagten manche. 

Wir haben fchon friiher gezeigt, twie wenig die Männer der 
Dreifiger Periode Urfache hatten, den Nadifalen vorzuhalten, 
daß fie mit der Zehntlosfaufsfrage und der Urmenfrage poli- 
tiiches Kapital zum Nachteil des Staates gejchlagen hätten. 

Hier ift nun zu bemerfen, daß die Regierung jchon bei 
Stellung der mitgeteilten Anträge vorausfebte, daß die Drei 
in fo verschiedenen Stadien der Vorbereitung jtehenden Tragen 
vom Großen Rate nicht definitiv miteinander in Beratung ge- 
zogen werden fönnen. Das jedoch wollte die Regierung, daß Diele 
Fragen zufammen auf der Traftandenlilte des Großen Rates 
erfcheinen und bleiben jollen, eine jede bis zu ihrer Xöfung. 

Ermwolltedamitfomweit möglich denlibeljtand mildern, dak man, 
wenn eine diefer Fragen im Großen Ratein Behandlung fommen 
folf, die Angehörigen der andern Yandesteile ftörxifch macht mit 
der Behauptung:aneuch denkt mannicht, esgeht parteiifchzuufm. 

Sind nicht die verjchiedenen Landesteile Brüder? enn 
nun ein Vater das eine Mal feine Tochter |hön ausiteuert, das 
andere Mal einem Sohn geitattet, das Polytechnifum zu be- 
ziehen ufw., tut er nicht qut, wenn er den jüngern Sindern 
dabei forweit möglich mitteilt, was er im Spnterejje ihrer Zus 
funft für Vorbereitungen trifft? 2 52 

Wir find überzeugt, daß das Vorgehen der Regierung in 
diefem Sinne bei der Löjung diejer ragen mitgeholfen und 
die Einigung Berns gefördert hat. 

Für Schenk war e3 gewiß eine Genugfuung, al3 er nad) 
Berfluß einer nicht langen Zeit alle drei für das Gedeihen de3 
Kantons Bern wichtigen Fragen glüclich gelöft jah, fi) jagen 
zu dürfen, daß er auch Hierzu, ganze furze Zeit vor feinem Aus- 
tritt aus der bernifchen Regierung, noch mit Erfolg habe bei- 
tragen fünnen. Ä 
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IV. Schenf ald Bundesrat. 
Berjönliche Verhältnife. 


Am 30. September 1863 verfündete die „Berner-geitung” 
die Gründung einer „Eidgenöffischen Bank” in Bern, am Tage 
nachher die Wahl Stämpflis zum Direktor diefer Banf. Das 
fam wie ein Bliß bei heiterm Himmel. Man hatte zwar jchon 
jeit einiger Zeit von einer Banfgründung in Bern gemunfelt- 
und zum voraus allerlei Böjes davon befürchtet; aber daß Die- 
jelbe uns den Bundesrat Stämpfli entführen werde, im übrigen 
jedoch nichts Böfes beabjichtige, das hatte man nicht erwartet. 

NKahdem man fich allmählich mit Der neuen Tatfache ver- 
traut gemacht hatte, trat die Frage auf: welcher Berner wird 
Stämpfli erfegen? Noch viel leichter und eimmütiger als 
im Sahre 1855 wurde die Antwort gefunden: Schenf! 
Scenf wurde wirfiihd am 12. Dezember 1863 von Der 
Bundesperiammlung mit gewaltigen Mehr zum Mitgliede 
ve8 Bundesrates und Sofort auch zum Bizepräfidenten 
desjelben ermählt. 

&3 war dies zwar für ihn und hen Kanton Bern eine große 
Ehre, jedoch für den legtern auch ein unerjeglicher Verluft. 

Die Schöne, fruchtbare Fufionszeit war vorüber. Nicht wegen 
Scenfs Ausjcheiden aus der Regierung, jedoch gleichzeitig mit 
demfelben brachen im fantonalen Leben allerlei Itbel aus: 
das Fantonale Defizit lebte im Jahre 1864 al3 Folge der Staat$- 
bahn wieder auf, bei gleichzeitigen neuen großen Anfprüchen 
für Eifenbahnbauten und Entfumpfungsprojefte, ferner Jerwürf- 
nijje wegen des neuen Gteuergefebesentwurfes, fodanır neue 
Tonfefjionelle GStreitigfeiten infolge der Enzuflifa von 1864 
(und bald auch des UnfehlbarfeitSpogmas von 1870) jodann das 
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Schnapselend, das jchon jebt zum Kampfe herausforderte, je- 
doch noch nicht jene Höhe erreicht hatte, wie zwei Jahrzehnte 
jpäter. 

Wie — wenn Schenk in der bernijchen Regierung geblieben 
wäre? 3 gab gewiß viele im Lande, welchen das jehr er- 
mwünfcht gewefen wäre. Wie wenige derjelben hatten eine 
Ahnung davon, daß Schenk beim beiten Willen diejes Opfer 
nicht mehr hätte bringen fünnen! — 

Wir müfjfen uns deutlicher ausjprechen. 

Wir haben in ununterbrocdhener Folge über Schenfs öffent- 
liche Tätigkeit ala Negierungsrat — in ihrem Yufammenhang 
mit den vorausgegangenen Wirren — berichtet, ohne feines 
Privatlebens weiter mit einem Worte zu gedenfen. 

Unjere heutigen LZejer, welche in jehr großer Zahl Schenf 
nie perjönlich gefannt haben, mögen das Fehlende nicht jehr 
vermißt haben, in dem beruhigenden Gefühle: er war ja Doch 
glücklicher Gatte und ein wohlverjorgter Beamter, an welchem 
wir Durch beftändige Wiederwahl der Behörden unfere Pflicht 
der Dankbarkeit wohl erfüllt haben. 

Wir müfjfen notwendig den bisher aufgejchobenen Nüdbiid 
auf Schent3 Privatleben jegt nachholen, wo wir ihn mit feiner 
Familie aus der Bierbrauerei zum Maulbeerbaum, feiner Woh- 
nung jeit dem Frühling 1855, abholen und in das Böhlenhaus, 
oben am Wargaueritalden, begleiten, wo er nach drei Jahı- 
zehnten die Augen gejchloffen hat. | 

Schent war glücklich verheiratet und erfreute jich eines 
hoffnungsvollen Nachmwuchjes; für joldh ein Heim war es ihnt 
eine Freude und eine Yujt zu arbeiten mit allen jeinen Kräften, 
und wenn er fampfesmüde, jorgenvoll oder gefränft vom poli- 
tiichen Schlachtfelde heimfehrte, jo fonnte er über alle trüben 
Gedanken fich, erheben unter der freundlichen Pflege feiner 
Frau und unter feinen bei der Heimkehr des Vater3 jubelnden 
Kindern. War das nicht eine glückliche Familie und Schenk 
ein beneidenswerter Mann! 
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- Da zog dor die Sonne feines Glüdes eine ichwarze Wolfe, 
welche nicht mehr weichen wollte. 

Un einem fchönen Herbittage hatte er, den Neft ver Schul- 
ferien benubend, mit zwei Sinaben eine Fußreife angetreten; 
beim Schneefturm famen fie vom Gebirge her wieder heim, 
der Vater jchien angegriffen. Er, an Gejundjein gewöhnt, 
achtete dejjen nicht und arbeitete darauflos, bis das Stechen 
in der Bruft ihn am Aufftehen hinderte. Den ganzen Winter 
war er von einer Bruftfellentzündung fchwer heimgefucht. 
Endlich im folgenden Frühling fonnten die Urzte den Nefon- 
valeszenten nad) Montreur jenden, mo er in der tmarmen 
Sonne, im Anblid einer herrlichen Natur und eine balfamijche 
Luft einatmend, bald Ipazierend, bald gemütlich nach der Natur 
zeichnend, jeine Arbeitskraft und Arbeitsfreudigfeit mieder- 
gewann. | 

Die Schwarze Wolfe wich jedoch nicht. Der Abgrund war noch 
da, in welchen Frau Schenf in diejer bangen Zeit geblickt hatte. 
Was wäre das 2008 der großangewachjenen Familie gemwefen, 
mern der Bater nicht genefen wäre? Aber wie teht es jet? 
Dbichon zwei Kindlein in ganz zartem Alter geitorben find, 
leben deren Doch noch jieben. Die Eltern und die Großmutter 
hinzugerechnet, figen zehn Familienglieder am ZTifche, deren 
Kojten progreifiiv anmwacdlen, während die Negierungsrats- 
bejoldung noch immer diefelbe ijt wie im Sahre 1846 (5000 Fr. 
n.W.). Bon den fporadischen Nebeneinnahmen al3 Präfident 
der Regierung und als Ständerat dürfen wir gar nicht |prechen, 
da diefe Durch die fait täglich wiederfehrenden Ehrenausgaben 
bei Hilferufen, für Vereine, für die Prefje, für gemeinnüßige 
Anjtalten aller Art, durch feine Gaftfreundschaft, ja durch ganz 
ordinäre, jehr oft trügerische Anrempeleien, aufgezehrt wurden. 

Wie aber die Auslagen für die Kinder, fobald das fchulpflich- 
tige Alter einmal da war, anmwuchfen! Da die Primarjchulen 
der Bundezitadt damals überfüllt waren und neben einer 
großen Zahl von guten Dorfichulen fi) nur wie Armenfchulen 
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ausnahmen, fo mußten vom jechiten Wltersjahre an höhere 
Schulen mit einem Schulgeld von durchfchnittlih 60 Fr. per 
Sahr bezogen werden, das machte für unfern Regierungsrat 
bald einmal 300 Fr. im Jahre. Ebenfo ftiegen die Steuern 
an den Staat, an die Gemeinde und an die Armenpflege auf 
etwa 300 Fr. an. Eine gleihe Summe ungefähr erforderten 
die Beiträge für eine jehr befcheidene Kebensperficherung von 
10,000 Fr. im Todesfalle und für die Mobiliarverficherung. 
Rechnen wir 1000 bis 1200 Fr. hinzu für eine fehr bejcheidene 
Wohnung famt den nötigen Brennmaterial, jo find von den 
5000 St. Schon 2000 Fr. ausgegeben. Wir dürfen gar nicht mit 
Rechnen fortfahren, angefichts der noch nicht berührten großen 
und wachjenden Budgetpoften. Der geneigte Lefer farın auch 
rechnen. Nur eine Familie, die jich wie die Schenfiche auf dem 
Rande an die allereinfachjte Xebensweife gewöhnt und bediütrf- 
ni8lo8 fich des Lebens zu freuen gelernt hatte, nur eine Frau, 
welche wie Frau Schenk durch eigene Praris gelernt hatte, 
in richtiger Verwertung von Mild- und von mehlhaltigen 
Speifen, von Eiern, von Gemitfen, namentlich Hülfenfrüchten, 
und von Objt eine öfonomijche Tafel zu führen und Dabei 
noch eine jchöne Gaftfreundfchaft auszuüben, fonnte mit heiterm 
Gefichte und Gemüte jahrelang jo Haushalten, bi3 die lebtere 
endlich befannte: Papa, e3 geht troß alles Sparenz nicht 
mehr; wir gehen einem fichern Ruin entgegen, und man mird 
e3 und nicht einmal glauben, wenn wir flagen. 

Ein mit einer Heinen Pfarrei verbundene Lehramt oder 
PBenfionat, wobei die Kinder gleihwohl qute Schulen in der 
Nähe hätten, würde nach der Anficht des Familienrates die 
nötige Hilfe bringen, wobei exit noch Papas- Gejundheit und 
Leben weniger ausgejebt wäre al3 unter feiner gegenmärtigen 
grenzenlojen Arbeitslaft! 

Und al3 nun vollends bei den ordentlichen Neumahlen 
des Jahres 1862 der um das Volksichulwejen verdiente Herr 
Erziehungsdireftor Dr. Lehmann nicht wieder gewählt wurde 
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und erft bei den notrwendig gewordenen Nachmwahlen eine mit 
Widermillen gewährte Heine Mehrheit erhielt und in folcher 
Weile aus feiner öffentlihen Wirffamfeit Hinausgeärgert 
wurde, — fonnte Shen Familie nicht einmal ein ähnliches 
Schidjaltreffen? Solchen Argumenten gegenüber konnte Schenf 
feine Zuftimmung zu einem Berufswechfel nicht verfagen, und 
‚wenn das Gemeinmwefen fich Darüber beflagen wollte, hatte e3 
nicht die Mittel in der Hand, dem fchon twiederholt bei der 
Gelegenheit von Regierumgsratswahlen gefühlten llbelitande 
abzuhelfen? 

Neferent wurde als nachfolgender Erziehungsdireftor Mit- 
milfer der Situation und würde eine Afquifition im Erziehung3- 
mefen wie Schenk nicht zurücgewiejen haben. 

--&o ftunden die Dinge im Jahre 1862. Der Wunfch der 
Familie Schenf jchten eine Zeitlang leicht erfüllbar; die Ver- 
hältniffe änderten jich jedoch zu ungunften desfelben, und als 
im Sahre 1863 em Bınesratsfeffel frei wurde, ftund Schenf 
zum Glif noch in voller politiicher Tätigfeit. 

Die finanzielle Stellung eines Bundesrates ftund dDanıal3 
auch) nicht im Verhältnifje zu der Bedeutung des Amtes; aber 
eine Samilte Schenk und eine Frau Schenf, welche auch jebt 
noch ihrer patriarchafiichen Einfachheit treu blieben, wie einit 
die einfachen republifanifchen Staat3männer des alten Noms, 
hatten in diefer Einfachheit ihr Ausfommen, und unfer Schenf 
ar wieder in der richtigen lebens- und fampfesmutigen Stint- 
mung. Und jeine liebe Familie hatte nunmehr in ihrer durch 
Bundesrat Stämpfli zu hiftorifcher Bedeutung gelangten Woh: 
numg im Böhlenhaufe mit feinen großen Anlagen den nötigen 
Spielraum. 

Da mir einmal wieder daran find, die Privatverhältniije 
darzuftelfen, unter welchen Schenk in die bundesrätliche Tätigkeit 
überging, jo müjjen wir auch von dem reundesfreife jprechen, 
in welchem er fich bewegte. Denn ebenfofehr wie von feinem 
Samilienleben ift die Wirkfamfeit de3 Staatsmannes durch 
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jeine übrige nähere Umgebung beeinflußt. Wer, der je für 
große Aufgaben gejchwärmt und gefämpft hat und zwar auf 
Leben und Tod, hat nicht das Beditrfnis und den Wert gleich- 
gejinnter Freunde empfunden, welche, auch wenn fie nicht zum: 
Cchhlachifelde mit hinausziehen fünnen, mit ihrem Nat, ihrer 
Sympathie, mit ihrer Aufmunterung und eventuell ihrer Ab- 
mahnung, ihrer Tröftung und Unverzagtheit in ungünftiger 
Zeit de3 Lebens Bürden mittragen! 

Solche Freunde hat Schenk ftet3 gehabt. Nach abfol- 
vierter Studienzeit jah er fie jedoch nicht mehr regelmäßig. 
Auch nicht in den erjten Jahren nach feinem Eintritt in die 
Regierung. Das Iiterarifche Kränzchen, in welchem Brofeffor 
Tabit bejonders tätig mar, enthielt zu ungleiche Elemente, 
und war nicht von Beltand. Aber aus diefem heraus organi- 
fierte fich allmählich ein Hleiner. Zirfel von lauter Freunden 
©chenfe. | 

Bu demfelben gehörten, neben Schenf, welcher den Mittel- 
pınft bildete, Sürjprecher Eahli, Ständerat, der Smduftrielle 
U. don Graffenried, Großrat, Prof. Dr. Lazarus, Dr. Adolf 
Vogt, Arzt, Guftav Vogt, Prof. der Nechte, Frölih, Schul- 
borjteher, Nüegg, Seminardirektor. Diefe famen fchon im 
Sahre 1862, al3 der Neferent fein Negierungsamt in Bern 
antrat, jeden Samstag nachmittag regelmäßig zufammen. 
Sie verfammelten ich abwechjelnd bei einem der Mitglieder, 
welcher jeinen Freunden mit fchwarzem Kaffee nebit Milch 
oder einem &läschen und mit Zigarren auftwartete. Dann ging 
man gegen 5 Uhr zufammen in ein Bierhaus, wo man in einem 
bejondern Naum Bier und nach Bedürfnis einen äußerft ein- 
fachen falten mbiß zu jich nahm. Man fpielte auch mit Würfeln 
(fein anderes Spiel), jedoch niemal3 um bares Geld; man üder- 
ließ nur diefem nicht anftrengenden und doch unterhaltenden 
Spiel den Entjcheid darüber, welchen fleinen Anteil ein jeder 
an das Simmchen beizutragen habe, welches man für Bier 
budgetierte: was davon 1icht fofort vebraucht wurde, fiel in 
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die KHafle und diente am Jahrestage dazu, die Koften eines 
gemeinjamen Ausfluges deden zu helfen. 

Das war der äußere Nahmen des Damals blühenden Sams- 
tagsfränzchend. Sein eigentlicher Zived war nicht allein Aus- 
fpannung nach den Mühen und Eorgen der vorausgegangenen 
Woche, jondern neue Stärhuing im freundfchaftlichen Oedanfen- 
austaufche über alles eine jolche Gejelffchaft ntereilterende. 

Der Neferent, welcher zur Zeit feines Amtsantrittes in Bern 
bereit3 einem andern Freundesfreife von durchichnittlich jün- 
gerem Alter angehörte, welcher fi) um feinen lieben Freund 
Brofeffor Munzinger gebildet hatte, bejaß einitweilen, was er 
in diefer Richtung bedurfte. Er trat dem Samstagskränzchen exit 
bei, nachdem Schenf Bundesrat geworden umd ins Böhlenhaus 
gezogen war und nachdem auch er jelbit, zu einem Wohnungs- 
mwechjel gezwungen, zufällig im Böhlenhaus eine feinen Ber- 
hältniffen entiprechende Wohnung ohne die Mithe des Sucdens 
gefunden hatte. Von jet an (1865) teilte jeine Familie mit 
der befreundeten Familie Schenf den großen, dad Haus um- 
gebenden Spielraum, und wırde er von Schenf in feinen 
Freundeskreis, welcher auch ihn jebt ganz befannt war, Hin= 
eingezogen. 

Sn den nächiten Jahren zogen nım freilich mehrere Püt- 
afieder des ränzchens von Bern weg: die Herren Profejjoren 
Lazarus und Guftav Vogt, fowie Schilvorfteher Frölich. Cie 
wurden erfeßt Durch Schulooriteher Widmann, Mujtldireftor 
Reichel und durch die Profefforen Holften und Püs. (Nach 
dem Sahre 1870 traten feine neuen Mitglieder nıehr ein, was 
zur Folge hatte, daß das Sränzchen durch Todesfälle, Austritte 
infolge Weazug, Mtersgebrechen und andere Abhaltungen fich 
allmählich verminderte und DL nach Schent3 Tode jidh 
auflöfte.) 

Sm Sahre 1870, an demjelben 12. Dezember, an welchem 
Schenf vor fieben Jahren zum Bundesrat eriwählt worden mar, 
verlor er feine liebe Frau nach furzer Krankheit und einer ver- 
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geblich vollzogenen Operation. Und in welcher Zeit! An unfern 
Grenzen fänpften die zwei Großmächte Deutjchland und 
ranfreich, froß des strengen Winters, auf Leben und Tod, 
und wenn die Schweiz nicht mit Feitigfeit Die Neutralität 
handhabte, fo wußten wir, daß diejelbe auch von diefen Mächten 
nicht mehr refpeftiert wurde. Tiberdieg war eine Totalrevifion 
der Bundesverfaffung angebahnt, melche, Schließlich mit einem 
Kulturfampf verbunden, unfern Politifern ihre Nlufgabe ver- 
Doppelte. 

Sn diefen Momente verlor Schenf den Schußgeift feines 
Haufes, ihre Mutter hatte er jchon dor fahren verloren. Erft 
der ältejte Sohn, Karl, der Bierbrauer, ftand auf eigenen 
Füßen und verdiente fein Brot auswärts. Seine übrigen 
Kinder bedursten noch alle der elterlichen Stüge und Leitung. 
War auch feines derjelben bösartig, fo ftunden fie doch alle 
im gefährlichiten Entwiclungsalter und waren, ohne Erfahrung, 
den Berfuchungen des Etadtlebens ausgejeßt. Wie fonnte in 
Diefer Situation der Bater feinen vielen amtlichen Aufgaben 
gerecht werden und zugleich fein Hausmwefen jo itberwachen, 
wie man e3 gewohnt war? 

Bon dem Neferenten ımd jeiner Familie ward Damals dem 
Freunde und Hausgenofjen feine Hilfe, weil er jelbit, lebeng- 
gefährlich fungenfranf, den Winter 1870/71 mit feiner Familie 
in Montreur zubringen und hernach das falte, jchattige Erd» 
aejchoß de3 Böhlenhaufes auf Anordnımg der Aızte ganz auf- 
geben mußte. Yıumımt man noch Hinzu, daß der Referent gerade 
in der damaligen Prüfungszeit auch noch) feine Kinder Durch 
da3 Scharlachfieber verlor, jo lag darin allerdings ein Sporn 
zu gemeinamem Ertragen der Heimfuchung. 

 Schenf aber fühlte mehr und mehr die Schwere der Doppel- 
aufgabe, in gewohnter Weife fir fein Vaterland und für feine 
Tsamilie zu jorgen. | 

Nach einer politiichen Agitation, wie fie die Betomtihmeiz 

jeit einem Vierteljahrhundert nicht erlebt hatte, wurde der Ent- 
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wurf einer neuen Bundesverfaljung am 12. Mai 1872 von 
einer Heinen Volfsmehrheit verworfen und e3 folgte ein Frieden 
aus Ermiüdung. 

Schenf fand jeßt Zeit, um fich für ein paar Wochen ganz 
der Familie zu widmen. &3 30g ihn, nach dem Süden zu pilgenn, 
tie in der Knaben- und Künglingszeit; eine foldhe Fußreije 
mußte auch feinen fünf Söhnen für Leib und Seele heilfam fein. 
Die ganze Neife nach dem mittelländiichen Meere wollte er 
freilich nicht zu Fuß machen, im Zeitalter der Eifenbahnen, 
wohl aber die intereffanten Routen Genf-Marieille und 
Nizzga--Genua. Und während fie in ihrer Anabenzeit mit einem 
Zelte geveift twaren, pacten fie jest Hängematten und Stod- 
gefchirr ein, womit man im Auguft 1872 jchon die Nacht im 
Freien zubringen fonnte, zumal im heißen Lande. Die jieben 
Tagreifen, welche projettiert waren, wurder infolge der Hiße 
zu Nachtreijen. 

Unfer Raum reicht nicht bin, um ung in die Neijeabenteuer, 
an denen e3 nicht fehlte, einzulafen. Sinterejianter wäre für 
uns die Unterhaltung der Gefellichaft. Selbitverjtändfich wurde 
auch die Zufunft der Zamilie befprochen. Was derjelben fehlte, 
das fühlten alfe; grundfäßlich war eine Verjtändigung leicht; 
alles fam auf die Ausführung an. Sm diefer Beziehung jtand 
da3 Hare Urteil des im fünfzigften Lebensjahre Stehenden 
nicht hinter demjenigen des fünfundzwanzig Jahre alten Bifars 
zuclc. 

Am 11. März des Jahres 1873 verehelichte jich Schent zum 
_ ziweitenmale und zwar mit der zehn Jahre jüngeren Witwe 
Frau NRofette Engel, geb. Teutich, Nebenbejikerin in Tiwann 
am Bielerfee. Diejenigen, welche Gelegenheit hatten, 
a was dieje charaftervolle Frau in ven 
22 Sahren ihrer zweiten glücfichen Ehe ihrem Wanne und 
feinen Kindern gemwejen it md welche Anerkennung er ihr 
dafür ftetS bemwiefen hat, mußten ihm zu jeiner Wahl Süd 
-wünjchen. 
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Das Samstagdfränzchen hatte bald die Freude, Das im 
Böhlenhaufe wieder eingefehrte Häusliche Glüd zu jchauen; 
e3 hatte mit der Zeit auch twiederholt das Vergnügen, in dem 
Schenf durch feine zweite Ehe zugebrachten fchönen Land- 
haufe am Bielerfjee mit edlem alten Twarnner Nebenfaft 
bewirtet zu werden. Fir die Samilie Schenf war diefes 
Landhaus in der Herbitzeit ein Tusfulum. 

Auch das Bernervolf fühlte es heraus, daß fein Liebling 
mieder ntit neuen Xebensmute an der Sprige war. &3 fühlte 
ih von Schenfs ejtreden immer angezogen, weil mohl ver- 
Itanden. Darum wurde er auch) zum Bejuche der im Sommer 
de Sahres 1875 in Kegenftorf angeordneten Feier zur Er- 
innerung an den flampf mit den „Öuglem” im Sahre 1375 
eingeladen. In den Worten und in der Sprache des Chroniiten, 
mit möglichit wenigen Abänderungen in fuftige Verzlein ge 
jegt, erzählte Schenf dem fröhlich aufgelegten Volfe wie Graf 
Sngelram von Couch einjt unfer Bernerland längs der Yare 
‚mit feinen englifchen Sölönerfcharen gleich einem Heufchreden- 
Ihwarm jo plößlic überfchwemmt habe, daß im Momente 
Wideritand unmöglich war und in offener Feldjchlacht auch 
nicht mehr organifiert werden fonrnte, wie aber dcs Volk fich 
durch unaufhörkiche nächtliche Überfälle frei machte, wobei fehr 
oft einige Dubend beherzte Männer, die nad) ihrem Gebrüll al3 
eine Xegion erjchtenen, die des Landes unfundigen Fremden auf- 
Iheuchten und niederhieben oder zwangen, ihr Heil anderswo zu 
juchen, bis fie alle entweder aufgerieben oder verjagt waren. — 

Wenden wir und num wieder zu der amtlichen Tätigfeit 
Schenks, und zwar nunmehr al3 Bundesrat, zu. Aber tvo follen 
wir anfangen — angeficht3 der Dusende von großen und fehr 
verjchiedenartigen Gejchäften, die man in einem fog. „Eid- 
genöfliichen Departement des Smnern” zufammengejtoppelt 
hatte? — Borläufig mit feinem diefer Spezialgejchäfte, fon- 
dern mit derjenigen ©ejamtaufgabe des Bundesrates und 
jeines Präfidenten, mit welcher Schenf fchon im exiten Jahre 
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und im Ganzen dreimal als Bizepräfident und vor ihrer 
Löfung dreimal al3 Präfident des Bundesrates in Berührung 
fam: das war 


Die Nedifion der Bundesverfaifung. 


Sechzehn Jahre inneren Friedens hatten wir in der Schweiz 
durchgelebt, ohne daß diefer Nevifionsruf gehört worden wäre. 
Die im Jahre 1848 aufgeftellte Verfaffung fchien für alle Zeiten 
zu genügen; fie hatte uns den inneren Frieden gegeben und 
eine reiche freie Entfaltung aller Kräfte ermöglicht; mit Wonne 
Ihlürften wir an internationalen Songreffen das Xob ein, 
welches von den. Fremden unjern ae Einridh- 
tungen gezollt wurde. 

Wie eritaunten wir, al3 ed im September 1864. bei der 
Ratififation unferer neuen Verträge mit Frankreich (Handel3- 
vertrag, Niederlajjungsvertrag und Vertrag zum gegenjeitigen 
Schuß des Titerarifchen, Fünftlerifchen und gewerblichen Eigen- 
tum) an den Tag fam, daß wir im Niederlaffungsvertrage — 
notgedrungen (denn fonjt wären diefe wirtfchaftlich jo folge- 
reihen Berträge gar nicht zuftande gefommen) — den Fran- 
zojen die freie Niederlaffung ohne Anjehen der Konfeifion ge- 
währen, während diejelbe nach Art. 41 und 48 unferer Bundes- 
verfaffung von 1848 den Schweizern anderer Kantone nur in- 
fomweit gewährt werden muß, als fie einer hrijtlichen Konfefjion 
angehören! Diejfe Unterjcheidung hatte freilich für wenige 
Kantone noch eine praftiiche Bedeutung; aber wenn die neue 
Bertragsbeitimmung auch Eonftitutionell zuläfig war (B.-%. 
Art. 8) und auch aus andern Gründen nicht mehr befämpft 
werden durfte, jo erforderte nun doch die Bilfigfeit und die 
Konjequenz, daß die wenig zahlreichen fchweizerifchen Sfrae- 
Iiten (melche man im Jahre 1848 gerade der fremden wegen 
ungünftiger gejtellt hatte) nunmehr wenigjtens ebenfogut al3 
die fremden behandelt werden. Die Bundesverfammlung 
faßte daher am 30. Sept. 1864 bei der Natififation der ge- 
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nannten Verträge den Beichluß: eh Bundesrat it eingeladen, 
der Bundesverfammlung jobald als möglich Bericht und An- 
trag zu hinterbringen zu dem Zivede, die in den Artifeln 41 
und 48 der Bundesverfaffung gewährleifteten Rechte von dem 
Slaubensbefenntniffe der Bürger unabhängig zu machen." 

Diefer Beschluß enthält nicht eine förmliche Aufforderung 
zur Vorlage eines Nevifionzartifels. Gerade Dadurch) hatte 
man fich bis jeßt einer jeden, wenn auch noch jo notwendigen 
Erweiterung der Fonftitutionellen Kompetenzen des Bundes 
zu entziehen gewußt, daß man, wenn auf irgend einem Gebiete 
die Notwendigkeit neuer, für die ganze Schweiz verbindlicher 
Borfchriften fich geltend machte, die „Oetreuen, lieben Eid3- 
genoffen” durch ein Kreisfchreiben einlud, etwa auf die nächite 
Bundesverfammlung Delegierte mit Inftruftion zu bezeichnen, 
um die betreffende Frage durch Abichluß eines Konfor- 
dates zu löfen. Das war nichts anderes al3 die Fortjegung 
der alten Tagfagungsmethode innerhalb der modernen Bundes- 
verfammlung, und das Nejultat war in der Negel auch das 
nämliche wie zur Zeit der Tagfabung, nämlih: Konfor- 
date, welche felten auch nur die Hälfte der tantone zu einem 
möglichft wenig garantierenden Bejchlufje vereinigten und Daher 
auch. dem Zwecke nicht genügten — alles dies zu Ehren der 
fieben Kantonalfouveränität! 

Sp allgemein und jo entmutigend war dieje Erfahrung 
bisher gewefen, daß, al3 der Bundesrat in feinem Streisjchreiben 
vom 24. Dez. 1864 betr. die Ausführung de3 Bundesbejchlufjes 
vom 30. Sept. wiederum zu diefem Ausfunftsmittel guff, ihm 
eine fantonale Regierung nad) der andern zurief: So fommen 
wir zu feiner Einftimmigfeit, und wenn auch jchließlich alle 
Kantone das Privilegium in Art. 41 und 48 vorübergehend 
preisgäben, fo böte das noch feine Garantie für die Zuhunft; 
ein Zuftand, welcher in unferer Verfaffung felbit begründet und 
fanftioniert ift, fann nicht durch freiwillige Zuftimmung dev 
einzelnen Stände, fondern nur auf dem Wege der Ber- 
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heit des Volfes und der Stände, welche dieje Verfaffung auf- 
geitellt haben, abgeändert werden! 

Welche Zöltliche Selbiterfenntnis unjerer vom Bundestate 
noch immer dem alten Sanzleiftil und dem Frieden zulieb al? 
jouverän behandelten Kantone: diefe halten e3 felbit für an- 
gemejjen, daß in notwendigen Dingen nicht durch die Zuftim- 
mung jedes einzelnen Gtandez, jondern durch Die 
Mehrheit des Volkes und der Kantone bejtimmt werde, 
was al Berfaffjung allgemeine Geltung haben folle. 

Zum Ölüd war die „Kevifion auf dem Wege der Bundes- 
gejeßgebung" in Art. 112 der beitehenden Bundesverfaflung 
bon 1848 vorgejehen und der Bundesrat hatte, Da beide Näte 
eventuell ihn auch zur Stellung eines Nevifionsantrages er- 
mächtigt hatten, da3 Recht, in der Korm diefes Art. 112 vor- 
zugehen. 

Sollte nun die Revijion fi) nur auf den einzigen Punkt 
der Niederlaffung bejchränfen oder eine Totalrevifion fein? 

&3 ift richtig, Daß Die Art. 111 bis 114 der Bundesverfafjung 
nur bon Der Bundesrevifion im allgemeinen jpracdhen, ohne 
zwischen partieller und Totalrevifion zu unterjcheiden, wahr- 
icheinlich, meil fie den Bedürfniffen der Zukunft nicht vorgreifen 
‚wollten. Sm vorliegenden Falle konnte jedoch der Bundesrat 
durch Die Redaktion der obgenannten Einladung auf feinen Tall 
jih ermächtigt halten, unfer ganzes PVerfaffungsgebäude in 
Stage zu jtellen, in welchem mir fiebzehn glücdliche und für 
unfere Staatliche Entwiclung fegensteihe Kahre gelebt hatten. 

Er fonnte aber auch nicht wohl, da einmal mit allgemeiner 
Yultimmung eine Ausbejjerung an diefem Gebäude vporge- 
nommen wurde, diefe günftige Gelegenheit unbenußt vorüber- 
gehen lafjen, jofern nad) Prüfung der Situation fich ergab, 
daß neue Bedürfnifje und Mängel aufgetreten find, denen ab- 
geholfen werden fan und muß, weil die Xöjung der betreffen- 
ven Fragen reif tft. 


Kummer: Bundesrat Schent. 11 
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- Die Niederlaffungsfrage im ganzen ijt nach der Anficht Des 
Bundesrates, auch nach Annahme der Durd) das Boitulat vom 
30. Sept. 1864 geforderten Revifion der Art. 41 und 48, nod) 
in anderen Richtungen in freierem Geijte zu löjen. 

3 muß 3. B. außer der Glaubenzfreiheit aucd) die Kultus» 
freiheit innerhalb der Schranfen der Sittlichfeit jeder in der 
Schweiz vertretenen Neligionsgenoffenschaft gewährt werben. 

63 darf ferner der Niedergelafjene, von den Burgernußun- 
gen abgefehen, auch in anderen Richtungen (Stimmrecht, ©e- 
werbeausiibung, Erwerbung und Veräußerung von Liegen- 
schaften) nicht ungünftiger al3 andere Bürger geitellt werben. 
Dann find nad) Anficht des Bundesrates auch einige Tragen 
als reif zu betrachten, welche auf dem tonfordats mege 
bereit3 in unjerer Gefeßgebung feiten Fuß gefaßt haben. 

Er Schlägt daher, nachdem fehon im Jahre 1856 u. f. vier- 
zehn Kantone fich durch Konfordat gegenfeitig zum Schuße des 
fiterarifchen und fünftlerifchen Eigentums verpflichtet haben, 
einen neuen Art. 59 vor: der Bund ift befugt, gejeblihe Be- 
ftimmungen zum Schuße des jchriftitelferiichen, Fünftleriichen 
und industriellen Eigentums zu erlaffen. 

Ferner jcheint ihm, nachdem der Bundesrat gemäß 
Art. 37 der bisherigen Bundesverfaffung auf Grundlage Des 
im Sahre 1835 von zwölf Kantonen abgefchlojjenen Stontor- 
dat3 gleiches Ma& und Gewicht eingeführt hat, nicht zumeit 
gegangen, wenn der Bund jebt ermächtigt wide, überhaupt 
Gleichheit von Mak und Gemicht einzuführen, d.h. zu dem 
bereit3 internationale Bedeutung befigenden metriihen Shitem 
überzugehen, zu welchem unfer bisherige3 Syftem in manchen 
Bunften einen leichten Übergangsweg hat. 

Und endlich find wir ja auch bereitS auf dem beften Xege 
zu einem jchweizerifchen Handelsrechte, nachdem, in Ausfüh- 
rung der im Sahre 1862 vom Nationalrat angenommenen 
Motion Eurti, der vom Bundesrate mit der Redaktion eines 
ichweiz. Handelsrecht3 betraute Prof. Munzinger in Bern im 
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Sahre 1864 einen folchen Gejeßesentwurf und 1865 die Motive 
dazu geliefert hat. € fchlug daher der Bundesrat vor, dem 
bisherigen Art. 37 der B.-B. die Worte beizufügen: „Der Bund 
it befugt, ein jchweizerifches Handelsgefegbuch zu erlaffen.“ 

Aber, nachdem einmal die Frage der Bundesrevifion durd; 
die Botichaft des Bundesrates vom 1. Juli 1865 in diefer 
motiviert erweiterten Zorm behandelt war, blieb man dabei 
nicht jtehen: die Majorität der nationalrätlichen Kommiffion 
jtellte jelbftändige neue Anträge, ebenfo die Minderheit der- 
jelben, joiwie die jtänderätliche Kommiffton, und im Schoße der 
Bundesverfammlung hatten nicht nur einzelne diefer Anträge, 
jondern auch ganz neue Anträge Erfolg, während folche des 
Bundesrates (3. B. bezüglich des Handelsrecht3) ausfielen. So- 
gar in das Straftecht der Kantone wırıde hineinrevidiert (Ver- 
bot des gewerbsmäßigen Betriebs von Lotterie und Hazard- 
ipiefen, Befugnis des Bundes, einzelne — nicht genannte — 
Strafarten al3 unzuläffig zu erklären). Ja, einige laute Aufer 
im Streite führten fogar Klage darüber, daß ınan mit einer 
Partialrevifion — einem Stüdmwerf — vorlieb nehmen müffe. 

Dem Bolfe jedoch war das Pröbeln mit der Bundesver- 
- fajjungstevifion jo zumider, daß nur der erfte der fchließfich 
borgejchlagenen neun neuen Artikel, dejfen Annahme num eine 
wirtichaftliche Notwendigkeit war, am 14. Januar 1866 die 
Mehrheit der Stimmenden und der Stände erhielt; ja 8°/, Ran- 
tone haben alle neun Artikel En darunter fogar Bern, 
&t. Gallen und Graubünden). 

Eine weitergehende BVerfaffungsrevifion war offenbar in 
diefem Momente noch nicht reif und ift daher auch jet beffer 
unterblieben. Nachdem aber einmal der Gedanke der Revifion 
ins Volk geworfen war, lernten wir nunmehr um fo fchnelfer 
diejenigen Bebürfnifje fennen, welche eine folche Repifion wirt 
lich notwendig machten. 

Wie bereit3 bemerkt, bejchäftigte der Gedanke der Einfüh- 
vung eines fchtveizerifchen Handelsgefegbuches auf dem Kon- 

11* 
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fordatswege bereit3 unfere Behörden; bald gingen Diefelben 
auf diefem Wege weiter. Eine unter Dem Borfige des Chefs 
des eidgen. Juftigdepartements (Snüfel) am 4. Juli 1868 im 
Ständeratsfanle abgehaltene Konferenz hatte Das Refultat, 
daß die Delegierten von 15 Kantonen fich für Die Ausarbeitung 
eines fehweiz. Obligationenrecht3 (und nicht mehr bloß eines 
Handelsrechts) ausiprachen, und daß femer mit 16 Stimmen 
beichloffen wurde, Den Bundesrat auch zu erfuchen, in getrenn- 
ter Redaktion ein Schweiz. Ronfursrecht und den Entwurf eines 
affgemeinen Betreibungsgejebes ausarbeiten zu lajjen. 

Freilich, wenn e8 dann mit der Einführung dieer Öejebe3- 
entwürfe fo hätte gehen follen, wie bei der Wechjeloronung 
vom 3. Nov. 1859, welche nur von einigen — wenige mwiljen 
von welchen — Kantonen, mit oder ohne Abänderung, ange- 
nommen worden ift, mas hätte man davon zu erivarten, als 
eine Vermehrung des Nechtsmwirrwarez?! 

Bald nach der oben genannten Juli-Stonferenz fakte Der 
Schweiz. Zuriftenverein in Solothurn den Beichluß, bei der 
Bundesverfammlung um eine Revifion der Bundesverfafjung 
zu petitionieren behufs der Ktompetenzerteilung an den Bund 
für die Gefeßgebung über einzelne Teile des Zivilrechts und des 
Hioilprozeffes. Ein ähnliches Gefuh war vom Öroßen Nate 
de3 Kantons Aargau eingegangen. Der Nationalrat mies die 
Angelegenheit an den Bundesrat zum Berichte, die Mehrheit 
in empfehlendem Sinne, die Minderheit (2. Nuchonnet) 
wünfchte die Anwendung des Konkordatzjyitem3. 

Ein neues gefcheitertes Konfordat, das Chejchließungston- 
fordat, deffen Schlußredaftion im Jahre 1867 zujtande gefom- 
men, jedoch fchliegfich einzig von einem Kanton (Bern) ange- 
ttommen und in Fraft gefeßt worden war, brachte das Ston- 
fordatsipftem definitiv zu Fall und Staatsrat Louis Ruchonnet 
wurde unfreiwillig die Veranlaffung dazu. Er machte eine 
Ausnahme von der Regel mit feiner Motion betr. den Erlaß 
eines eidg. Gefehe3 betr. die Befeitigung der gefeglichen 
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Ehehinderniffe. Der Nationalrat und der Ständerat erklärten 
die Motion im Dezember 1869 erheblich, jedoch in der für den 
Motionziteller unerwarteten Form, daß der Bundesrat ein- 
geladen wurde, „bi3 zur nächiten Gejjton der Bundesverfamm- 
fung Bericht und Antrag zu bringen darüber, in welcher WLeife 
die Bundesperfafjung zu repidieren fei, um 
iomwohl die Zimede der Motion zu erreichen, al® au) über- 
haupt die Bundesverfaffung mit den Zeitbedürfnijfen in 
Einklang zu bringen.” 

Ein mwohlmotiviertes Ziel der Nevijion war bereit3 ge- 

nannt: „Ein Recht!" 
Der Ruf nad „Einer Armee” follte bald folgen. Schon 
im Sahre 1868 publizierte der nunmehrige (im Jahre 1867 in 
den Bundesrat eingetretene) Chef des eidg. Militärdeparte- 
ments, Welti, eine Studie: „Entwurf einer Militärorgant- 
fation der jchmweiz. Eidgenofjenjchaft”, in welcher er nachtwies, 
welche Mißverhältniffe daraus entjtehen, daß zwar Art. 18 
der Bundesverfaffung von 1848. jeden Schweizer ald mehr- 
pflichtig erklärt, Dagegen Urt. 19 für den Bundesauszug nur 
3 Mann auf 100 Seelen Bevölferung verlangt und für die. 
Neferve gar nur 1!/, % und dann Doch in Beiten der Gefahr 
dem Bunde auch die Verfügung über die übrigen Otreit- 
fräfte eines jeden Kantons zugeiteht. 

Diefe Mipverhältniffe erfcheinen fchon dringend genug Kite 
eine Revifion der Bundesverfaffung. ES famen jedoch bald 
noch weitere Erfahrungen Hinzu. Kantonale Regierungen und 
Fachvereine machten noc) verjchtedene andere begründete An- 
regungen, aber eine Revifionsbewegung im Volfe war einjt- 
weilen nicht zu bemerfen, zum Teil mohl auc) deshalb, mweil 
unjer Bolf feine Blide damals mit Spannung auf die Ent- 
 wiclung der Dinge in Paris und Rom gerichtet hatte. 

Die mit der bundesrätlihen Botfchaft vom 17. Juni 1870 
‚publizierten Revifionsoorfchläge gingen daher mit dem Zen- 
tralifieren jehr behutfam vor. Wie im Sahre 1865 jchlug Der 
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Bundsrat auch jest nicht eine Totaltepifion vor, jondern nureine 
Revifion von 13 Punkten der Verfaffung, mit feparater Abftim- 
mung über jeden Punkt; wir führen die wichtigiten derjelben an: 

Im Militärvefen wird nur Die neue Yorderung der fon- 
jequenten Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht geitellt. 
— Die Bundesgefebgebung fanın auf dem Gebiete des PBrivat- 
recht ausgedehnt werden auf das Obligationen- und Sonfur- 
recht, fowie auf die einheitliche Normierung des Schuldbe- 
treibungsverfahrens. — Sm Ehemwejen werden Bejchränfungen 
der Ehe aus öfonomifchen oder aus polizeilichen Gründen oder 
duch Brauteinzuggebühren ausgejchlojfen und die geiftliche 
Gericht3barfeit unterfagt, jedoch ohne Borjehriften über Zivil- 
ehe und Bivilftandsregiiter. — 

Auf dem Welttheater dagegen folgen jich nun die Ereignijfe 
Schlag auf Schlag. 

Der fchon feit mehreren Wochen al undermeidlich voraus- 
gefehene Krieg Frankreichs mit dem Norddeutichen Bund, mel- 
chem Yeßtern in diefer Vorausficht die jüddeutichen Staaten 
bereit3 ihre Mitwirkung zugefichert hatten, wurde am 19. Juli 
1870 dem König von Preußen als Präjidium des Norddeutichen 
Bundes erflärt und mit dem gleichzeitigen Einfall der Tran- 
zofen in Saarbrüden ins Werk gejet. E3 folgten die Siege 
der deutichen Truppen bei Weißenburg, Wörth, Mars-la-Tour, 
 Gravelotte, Sedan, mit Gefangennahme des Katjer3 Napoleon 
und feiner Dajelbit eingejchlofjenen Armee, darauf die Erflärung 
der Republik in Frankreich, dejjen propijoriiche Negierung die 
Fortfegung des Krieges beichloß. ES folgten ferner die Kapitu- 
Iationen der Städte Straßburg und Meb, mit der Öefangen- 
nahme ihrer Verteidiger und die Einjchliegung von Paris duch) 
die Deutfchen. Während diejer Zeit Hat Bismards Diplomatie 
bi3 zum Sahresichluffe Die Bundesverträge des Nordveutichen. 
Bundes mit den füddeutichen Staaten joweit gefördert, daß 
am 18. Januar 1871 im Hauptquartier zu Verfailles dem König 
bon Breußen im Namen der deutichen Fürften und freien Städte 
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durch da3 Drgan des Königs von Bayern die deutiche Kaifer- 
frone angeboten und von Diefem angenommen werden fonnte. 
Um 28. Januar 1871 wurde ein vierwöchentlicher Waffen- 
Itilfftand zwifchen den beiden friegführenden Staaten ge- 
Ihlojjen, am 26. Februar wurden die Friedenspräliminarien 
unterzeichnet und am 11. Mat in Franffint a. M. die Friedens 
bedingungen bis in alle Details feftgeitellt. — 


Kıcht minder bedeutfam waren die gleichzeitigen Vorgänge 
in unjerm jüdlihen Nachbarlande. | 
Am 13. Juli 1870 nahm das feit dem Borjahre in Rom ver- 

jammelte vatifanische Konzil da3 Dogma von der Unfehlbarfeit 
de3 Papites an, — in Verbindung mit der Enzyflifa vom 8. De- 
zember1864 auch eine Kriegserklärung on weittragenden Folgen. 

Um 20. September 1870 nahm der König von Ktalien nad) 
vorheriger Anzeige an den Bapft (welcher die Gewalt fonita- 
tierte und fich auf eine formelle furze Verteidigung befchränfte) 
Belis von Rom, defjen Befegung feit Anfang Auguft von den 
Stangojen definitiv aufgegeben war, und am 2. Oftober be- 
jtätigte da3 Volf der offupierten päpftlichen Provinzen durd) 
förmlihe Abjtimmung den Anschluß an Stalien, wobei dem 
Tapite jeine geijtlihe Würde, die Unverleglichfeit und alle per- 
Jönlihen Privilegien eine Souveräng vom Könige garantiert 
wurden, wogegen der PBapit die Urheber und N der 
sndafton in den Bann erflärte. — 


Da jehen wir nun ndie nördlich von uns gelegene große 
Staatengruppe bis zur Nordfee in ein Ganzes verbunden, 
bereit3 durch -ein gemeinfames Handelsrecht vereint, und in 
Ausführung der nunmehr zur Reichsverfaffung gewordenen 
Berfafjung des Norddeutichen Bundes im Nechtsmejen die 
Durhführung der vollitändigen Einheit des Rechte und. 
des Rechtöverfahrens an die Hand nehmen, und dazfelbe 
in unferm feit Jahrhunderten ganz verfchiedenartig organi- 
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fierten und exit jeßt wieder zu Einem Gtaate geeinten 
jüdlihen Nachbarlande. 

Und da3 feine, zwilchen diejen beiben großen Reihen ge- 
legene Ländchen, das nad wenigen Sahren von der nunmehr 
beichloffenen Gotthardbahn in jieben Stunden (von Bajel bis 
Chiaffo) durchfahren werden wird, jollte für immer dazu ver- 
urteilt fein, allen Bedürfniffen des modernen Verkehrs zum 
Trog, in 25 verjchtedene Gebiete der Zivil- und Gtrafgejeb- 
gebung zu zerfallen? So jprachen mit Bedauern jest viele 
der Velten im Lande. 

Der kriegerifche Winter 1870/71 mit der Grengbefegung Hat 
una aber auch einen wertvollen militärifchen Anfdhau- 
unggunterricht geboten, welcher diejenigen, welche fich an der- 
jelben beteiligt haben, vor allem den Chef unjeres Militärde- 


 partements, Welti, überzeugte, daß auc) auf diefem Gebiete Die 


Revifion viel weiter gehen müfje, als der Bundesrat nach feinem 
Antrage vorgefchlagen hatte. — Nicht nur Die fantonswetfe Kton- . 
tingentierung (Mannjchaftsifala) des Bundesheeres jei zmed- 
rwidrig, fondern Die fantonsmweife oder Halbfantonsmweile Organi- 
fation de3 Heeres überhaupt; infolge der Nichtverwendung von 
Dffizieren in andern Kantonen (al3 den ihrigen) jeien einige 
Hundert Offizteröitellen unbejegt: dem Aargau fehlen 35, Orau- 
bünden 38, Genf 37, Bafelland 40 % Xrtillerie-Dffiziere, Bajel- 
jtadt Habe deren 50 % zuviel, aber das hilft Bafelland nichts — zu 
Ehren der Kantonalfouveränetät; dann hat man bald Slanonen 
und feine Zeute, bald Parftrain und nicht die nötigen Pferde. 
Dann find 30,000 Kapüte zu wenig vorhanden; für die Yand- 
mehr fehlt durchfchnittlich die Korpsausrüftung, man Tann alfo 
auf eine folche nicht rechnen. Die Kantone find bloß imftande, 
den Auszug und die Neferve, etwa 100,000 Mann, feldtüchtig 
 auszurüften; in einzelnen Santonen werden dem Ooldaten 
ichwere finanzielle Opfer auferlegt, man hält iym im Notfall 
den wohlverdienten Sold zurüd, wenn er nicht einen AUrmuts- 
fchein vorweilt. Das Auffichtsrecht des Bundes ift illuforifch, 


169 


das ift eine alte Erfahrung, der Bund fan den fouveränen 
Kantonen nicht befehlen, die „getreuen lieben Eidgenoifen“ 
bedienen ihn mit ausweichenden Antworten. Wil man den 
Kantonen nicht daS Heermwejen wie früher ganz überlafjen, jo 
Ichaffe man die Hemmnifjfe weg! ©o fpradh Welti. 

Diefen Übelftänden Tann abgeholfen werden dadurch, daß 
der Bund die Koften des Unterrichts, der Bewaffnung, Bes 
Heidung und Ausrüftung des Bundesheeres übernimmt, daß 
ferner das Kriegsmaterial in dem gejehlich vorgejchriebenen 
Beftande auf den Bund übergeht, — und durch die Übernahme 
der Waffenpläge pacht- oder faufsweile, nach Bundesgejeh- 
gebung. Werden bei der Neform auch die zeitgemäßen Neu 
anichaffungen, NRefrutenvermehrungen, Initruftionsverlänge- 
rungen 2c. bericdjichtigt, jo übernimmt der Bund eine jährliche 
Mehrausgabe von 7 Millionen, welche nur zur Hälfte gededt 
find, wenn er auch die Zoll- und Boftentfchädiqungen an die Slan- 
tone befeitigt, jo daß er noch weitere Einnahmsquellen eröffnen 
und namentlich die olleinnahmen um ca. 2 Millionen er- 
höhen muß. — 

sn wie ganz anderer Stimmung als vor dem Striege Der 
Bundesrat, nahmen nach Demfelben nunmehr die vorberaten- 
den Kommiffionen der beiden Näte die Bundesrepifion in An- 
griff, Die nationalrätlihe im April, die jtänderätlihe im Mat 
1871! 

EinKRehtund Eine Armee! — das war jeht Die 
ofung. Mit Selaffenheit Iprachen beide Kommiffiouen das 
große Wort aus: „Die Soften des Unterrichts, der Bewaffnung, 
Bekleidung und Ausrüftung des Bundesheeres trägt der Bund“ 
und übertrugen der Bundesgejeßgebung die ganze Durchfüh- 
rung der neuen Militärartifel. Mit gleicher Liberalität wird 
bon beiden ommiffionen dem Bunde die Kompetenz zur Ein- 
führung der Necht3einheit zugeftanden, freilich mit den Die 
Kantone jehr Schügenden Neferendumsporbehalten (welche je- 
doch in der Bundesverfammlung annähernd die heutige Form 
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erhielten). Sn demjelben Geilte wurde noch auf mehreren 
andern Gebieten, von welchen wir jpäter fprechen werden, 
die Bundesfompetenz zur bundesgejeßlihen Negelung 
derielben von den beiden vorberatenden Kommifjionen 
vorgefchlagen. | 

Mehr und mehr erfaßte nun die Revijiongluft das Volk und 
namentlich Die Prejfe und die Vereine. Schön motivierte plau- 
jible Nevifionsvorfchläge wurden im Nevifionzlager jemeilen 
mit Freuden begrüßt. 

Der Ochulartifel war von den beiden Kommifjionen nur 
in der Faflung erweitert worden: „Der Bund ilt befugt, eine 
Univerfität, eine polytechniiche Schule und andere höhere 
Unterridtsanftalten zu emidhten.“ 

Und doch waren fchon vom Sahre 1870 an aus einigen Kan- 
tonen Anregungen gekommen, der Bund möchte fich auch de3 
Bolksichulmejens annehmen. MS diefe von den Nevijions- 
fommifjionen noch nicht berücjichtigt wurden, ift um jo leb- 
hafter aus Lehrerfreifen darauf gedrungen worden, daß der 
ichweizerifche Lehrerverein in einer außerordentlichen Jahres- 
verjammlung die Stellung der Bolksichule zur Bundesrevifion 
behandle. Der Zentralausfchuß diefes Vereins lud unterm 
12. September 1871 zur Beantwortung darauf bezüglicher 
Tragen bis zum 28. September ein und ftellte fodann zu Handen 
des auf dert 14. Dftober in die Tonhalle in Zürich einberufenen 
jehweiz. Lehrervereins und fonftiger Schulfreunde feine (am 
7. Ditober 1871 in der Schweiz. Lehrerzeitung publizierten) der 
Berfammlung vorzufchlagenden Thejen auf, dahingehend: 

I. &3 jet der Boltsjchulunterricht zwar zunächft Sache der 
Stantone, jedoch habe der Bund das Recht und die Pflicht, 
ih vom Yuftande und den Leiftungen der Unterrichts- 
anftalten der Kantone zu überzeugen und die Kantone 
zu einer jolchen Einrichtung der Bolfsichule anzuhalten, 
daß jedermann zur Erfüllung feiner allgemein menjch- 
fihen und bürgerlichen PBflichten befähigt werde. 
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I. Bezüglich der Bolksihule (e3 werden nämlich auch höhere 
Schulen gemünscht) folle alsdann die Eingabe des Lehrer- 
bereing zunächit auf folgende Punkte dringen: 


L 
2. 


3. 


4. 


5, 


Anordnung von Smipektionen und Prüfungen, 
Aufitellung eines verbindlichen Minimums der Schul- 
pflichtigfeit der Kinder, 

Aufftellung eines verbindlichen Minimums der Lehr- 
befähtgung der Lehrer, 

Erteilung von für Die ganze Schweiz gültigen 
Lehrerpatenten, 

Durhficht und Genehmigung der fantonalen Schul- 
gejebe und Schulverordnungen mit Rücjicht auf die 
bom Bunde aufgeitellten Forderungen. 


Ss der einläßlichen Motivierung diefer Poftulate durch 
Hrn. Seminardireftor Fries werden alsdann al3 weitere Kon- 
jequenzen diefer Boitulate bezeichnet: 


6. 
% 
8. 


9, 
- 10. 
+1: 


die Gründung oder Subventionierung von Seminarien, 
Auflicht über die Lehrmittel, 

Garantie der Lehrer gegen außer der Schule liegende 
Forderungen, 

Gründung einer eidg. Hochichule, 

Gründung eines fchweiz. Technifumsg, 

Dfonomifche Unterftügung der Kantone zur Er- 
zielung der al8 notwendig erfannten Forderungen. 


Um 14. Ditober 1871 fanden fich 5—600 Lehrer und Schul- 
freunde an der projektierten Berfammlung in Zürich ein, ein 
Heiner Bruchteil der Gejamtheit, und es war, bei dem falten 
Herbitwetter und den bereit furzen Tagen, die franzöfiiche 


Schweiz 


Ihwad, der Süden falt gar nicht vertreten. 


wer Standpunkte wurden verteidigt. Prof. Meyer. aus 
Frauenfeld wollte, analog dem Militärartifel, das ganze Bolfs- 
jchulmejen zentrahfteren und durch eidgenöfltiche (nicht mehr 
durch Fantonale) Erziehungsbehörden verwalten laffen, da- 
gegen hätten die Kantone behufs der Koftendecfung Geld- 
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fontingente im Verhältnis der Schülerzahl zu leiten. Dafür 
ftimmten 181 Anmejende. Diejen gegenüber erhielten Die von 
Seminardireftor Frie3 begründeten Boftulate und Wünjche 
des Zentralausfchuffes 313 Stimmen. 

Am 6. November trat die Bundesperfammlung zujammen. 
Der Nationalrat beriet bis Weihnachten die Revijion 
duch. Der Eindrud der Lehrerpoftulate auf die Liberalen 
war ein fehr geteilte. Die Minderheit der Stommiffion ver- 
mehrte die Poftulate des Lehrertages durch Hinzufügung der 
Grundfäge des Obligatoriums und der Unentgeltlichfeit des 
Primarunterrichts. Die Majorität der Kommijjion erflärte ji) 
gegen die Einmifchung der Bundesverfaflung in die VBolfsichule, 
weil dies nicht notwendig jei, namentlich nicht die Poftulate des 
Obligatoriums und der Unentgeltlichfeit. Die Kantone und 
Gemeinden hätten nach Kräften für die Volfsihule gejorgt 
und dies al3 ihre Hauptaufgabe betrachtet und die Schönen Er- 
folge auf diefem Gebiete Fönnten fich mit denjenigen eines jeden 
Zande3 mefjen. Der gute Wille, welchen man nicht verfcheuchen 
jolle, wirfe mehr, al3 der Zwang. Auch folle man an die Folgen 
der Einmifchung auf die Bundezfinanzen denfen. 

Die Minderheit will die Volfzichule jchon ihrer Bedeutung 
wegen auch duch die Bundesverfaffung behandelt wijjen, dann 
auch derjenigen Kantone wegen, welche im Rüditande find und 
notorisch dem Heere Mannjchaften Liefern, von welchen manche 
ihre Korrefpondenz nicht felbit bejorgen fünnen. Für die Poftu- 
late ftügte man fich auf das UÜkteil der Experten. Gegenüber 
den Behauptungen von der Durchführung der Schulpflicht 
werden Zweifel geäußert, dad Schulgeld wird als Kopfiteuer 
bezeichnet, welche zumeilen drüdend fei. 

Die Anträge der Minorität wurden mit 59 gegen 41 Stim- 
men (bei 12 Enthaltungen) abgelehnt. 

Um auffallenditen war dabei, daß der Antrag des Bundes- 
präfidenten Schenf: „Der Bund wird in einer vom Gejeße 
näher zu bejtimmenden Weife die Volgfhuleunterftüßen" 
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nur 17 Stimmen, fage jiebzehn Stimmen, auf jich vereinigte. 
War e3 diefe Abjtimmung, oder etwa auch noch die Finanz 
lage, oder die abweichende Stellung de& Bundesrates in diefer 
Angelegenheit, was Schenf dazu veranlaßte, Daß er (jomeit 
wir aus den Akten entnehmen fonnten) bei diejer Nevilion 
gleich wie bei der neuen von 1873/74 in der Schulfrage einen 
ferneren Antrag mehr ftellte? 

Sm Dezember 1871 mwırde, noch vor dem Auseinander- 
gehen der Bundesverfammlung und vor der Snangriffnahme 
der Revifion durch den Ständerat, vom Nationaltate mit 53 
gegen 48 Stimmen die Wiedererwägung des Schulartifels be- 
ichloffen und fofort ausgeführt. Das Nejultat tvar, daß mit 
53 gegen 53 Stimmen dur) Stichenticheid des Präjidenten 
(Brumner-Bern) bezüglich der Volfsjchule folgende Beitim- 
mungen angenommen murden: 

„Die Kantone forgen für obligatorischen und unentgelt- 
lichen Primarfchulunterriht. Der Bund fan über da3 Mini- 
mum der Anforderungen an die Brimarfchule gejegliche VBe- 
ftimmungen exlafjen.” 

Nachdem einmal diefe fnappe Majorität erlämpft war, 
wide diefer Teil des Schulartifel3 auch in der zweiten und 
dritten Beratung gegenüber dem Ständerate feitgehalten. 

Der Ständerat lehnte in erjter Beratung den ganzen Bafjus 
des Nationalrat3 betr. die Volfjchule ab, die Minimalforde- 
rungen fogar mit 25 gegen 15 Stimmen; in der zweiten Be- 
ratung nahm er das Dbligatorium an, vermwarf jedoch) nochmal 
die Mintmalforderungen; in der dritten und legten Abjtimmung 
wurden die Minimalforderungen mit einer Mehrheitsitimme 
(19 gegen 18 &t.) — man fagte: um nicht alles zu gefährden — 
angenommen. (Die Minderheit innerhalb der Tiberalen Wartei 
mußte aljfo fi den Umftänden fügen. 

Der neue Schulartifel lautete jomit: 


„Der Bund ift befugt, eine Univerfität, eine polytechnijche 


Schule und andere höhere Unterrichtsanftalten zu errichten. 
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Die Kantone forgen für obligatorischen und unentgeltlichen 
Primarunterriht. Der Bund fan über das Minimum der 
Anforderungen an den Primarımterricht gefebliche Beitim- 
mungen erlafjen.“ 

Übergangsbeftimmungen, Urt. 4: 

„pen Kantonen wird zur Einführung der Unentgeltlichkeit 
des öffentlihen Primarunterrichts (Art. 25) eine Frijt von 
5 Sahren eingeräumt.” 

Sn der Volßabitimmung vom 12. Mat 1872 wurde Die 
neue Bundesverfaflung mit 260,859 Nein gegen 255,606 Ya 
und mit 13 gegen 9 Standesitimmen verworfen. Ganze bisher 
fiberale Kantone und große Bruchteile in den übrigen liberalen 
Kantonen ftanden auf der Seite der Verwerfenden, fogar die 
einft von Stämpfli zur Befämpfung des Sonderbundes ge= 
griindete bisher Yiberale Berner-geitung. Eine tiefe Kluft 
trennte die beiden Hälften der Eingenofjenjchaft! — 

Sn diefem YZujtande fonnte und durfte die Cidgenofjen- 
Iehaft nicht verharren, das fah man bald auf beiden Seiten ein. 
Auch auf der Seite der verwerfenden Partei war man ja von 
der Notwendigkeit von Neformen überzeugt und einer Ver- 
täandigung nicht abgeneigt. So bejchlojfen denn im Dezember 
1872 beide Näte fait einjtimmig, den Bundesrat zum Bericht 
und Antrage über Wiederaufnahme der Bundesrenijion ein- 
zuladen, und der Bundesrat legte mit Botichaft vom 4. Juli 
1873 feine neuen Anträge vor, welche er den Beitimmungen 
des am 12. Mai 1872 verivorfenen Entwurfes gegenüberftellte. 

E35 würde uns zu weit führen, in das ganze Detail der Un- 
träge der vorberatenden Behörden, fer’3 auch nur in den wich- 
tigjten ftreitigen Punkten und ihre Beratung darüber einzu- 
treten; toir befchränfen ung darauf, die [chließlichen Anderungen 
mitzuteilen, welche zur Gewinnung einer Majorität für Die 
neue Berfaflung als wejentlich mögen betrachtet worden fein. 

or allem durfte man, wenn man in Urt. 1 des neuen Ent- 
wurfes noch von den „Durch gegenwärtigen Bund vereinigten 
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Völferfchaften der zweiundzwanzig fouperänen fan- 
tone” jprechen wollte, es nicht von der Fünftigen Bundes- 
gejeßgebung abhängig machen, inwiefern die Ausführung des 
Militärgefebes in den Kantonen fünftig noch den fantonalen 
Organen anzudbertrauen fei. Der neue definitive Entwurf 
überläßt ihnen daher erftlich die Beichaffung der Bekleidung 
und Ausrüftung und die Sorge für deren Unterhalt unter Ber- 
gütung der daherigen Koften durch den Bund nach einer bon 
ihm aufzuftellenden Norm (Art. 20). Yerner bleibt die Zu- 
jammenfegung der Truppenförper, die Fürforge für die Er- 
haltung ihres Beitandes und die Ernennung ihrer Offiziere, 
unter Beachtung der durch den Bund aufzuftellenden Wor- 
Ihriften, Sache der Kantone (Art. 21). 

Die NRechtsgejebgebung fteht dem Bunde nach dem neuen 
Art. 64 einzig zu: 

über die perjünliche Handlungsfähigfeit, 

über alle auf den Handel und Mobiliarverfehr bezüglichen 

Nechtsverhältniffe (Obligationenrecht, mit Inbegriff des 
Handels- und Wechjelrechts), 

über das Urheberrecht an Werfen der Literatur und Kumit, 

über das Betreibumgsperfahren und das Konkursrecht. 

Die Rechtiprechung felbjt verbleibt den Kantonen, mit Vor- 

behalt der dem Bundesgerichte eingeräumten Kom- 
petenzen. 

Daß der neue Berfafjungsentwurf in Urt. 65, troß des Ber- 
zichts auf eine neue eidg. Strafgefeßgebung, nun doch einige 
Strafarten in den fantonalen Strafgefeßbüchern abjchaffte, 
- hatte die Folge, daß der Bund fchon im Jahre 1879 fein Verbot 
der Todesitrafe auf dem Wege einer partiellen Berfaffungs- 
tevijion wieder zurücnehmen mußte. — 

Daß der Schulartifel von 1872 die VBerwerfung des ganzen 
Berfafjungsentwurfes mejentlich gefördert hat, das ift Heutzu- 
tage, nachdem duch Hinzufügung eines neuen Art. 27 bis fein 
Hauptanftoß bejeitigt ijt, Durch unfer Vorgehen zugeftanden. 
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az konnte man im Sahre 1873 bei Nevifion Der veriwor- 
fenen Bundesverfaffung in diefer Beziehung perbefjern ? 
Zeider wenig. Da man jest auf Gewinnung neuer Ja-Stimmen 
ausging, durfte man an der Abichaffung des Schulgeldes nicht 
mehr rütteln (das Abjchaffen einer Steuer ift ftet3 leichter 
als da3 Einführen) und da nach der neuen Berechnung bie 
Militärreform noch um einige Millionen höhere Mehrausgaben . 
erforderte, für welche die Dedung fehlte, jo wagte man jebt 
noch weniger an eine Subventionierung der Vollsichule zu 
denfen al8 im Kahre 1871. Da man alfo bei diejer Kebijion 
gerade auf dasjenige Nezept, ohne welches der Bund nad) 
unfern heutigen Einfigten hier nichts ausrichten fan, ver- 
zichten mußte, jo blieb nicht3 anderes übrig, al3 Die pofitiven 
Forderungen bezüglich der Volfsjchule zu mildern. Der neue 
Schulartifel (27) Yautet folgendermaßen: 

„Der Bund ift befugt, außer der beitehenden polytechnifchen 
Schule, eine Univerfität und andere höhere Unterrichtsanftalten 
zu errichten oder folche Anftalten zu unterjtügen. 

„Die Kantone forgen für genügenden PBrimarunterricht, 
toelcher ausschliegfich unter ftaatlicher Leitung ftehen fol. Der- 
felbe ift obfigatorifeh und in den öffentlichen Schulen unent- 
geltlich. 

„Die öffentlichen Schulen follen von den Angehörigen aller 
Befenniniif e ohne Beeinträchtigung ihrer Olaubens- und Ge- 
mwiffensfreiheit bejucht werden fünnen. 

„Gegen Kantone, welchen diefen Verpflichtungen nicht nac)- 
fommen, wird der Bund die nötigen Verfügungen treffen.“ 

Der Bund verlangt alfo einfach einen genügenden 
Primarımterricht und das Recht, die nötigen Berfü- 
gungen zu treffen, mo ein folcher (ausnahmsweije) nicht vor- 
gefehen it; er abftrahiert von der Aufitellung von Minimal- 
forderungen und namentlich von gefeglicher Figie- 
rung Dderjelben für, die ganze Schweiz, [jolange nicht dafür 
die Notwendigkeit fich geltend macht. Darauf bejtund Bundes- 
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rat Welti mit Energie, weil er nicht noch einmal die Revifion 
gefährdet mwifjen wollte; und die neue Redaktion hat aud) 
einjtweilen Beruhigung geboten. Welti fehte dabei allerdings 
hinzu, daß über den Weg der Gefebgebung nicht präjudiziert 
werden folle, wenn jpäter die Befchreitung desjelben fich als 
notwendig erweife. 

Die mit dem neuen Zufab betreffend den fonfefjionellen 
Unterricht verbundenen Schwierigkeiten überfah man in der 
Beriode des Kulturfampfes. — 

Die Konzeffionen, welche der Oppojition in den behandelten 
drei Materien der Berfafjungsrevifion gemacht worden find, 
Iheinen e3 bewirkt zu haben, daß die neue Bundesverfaffung 
am 19. April 1874 mit 340,190 Sa gegen 198,013 Nein und 
mit 141/, gegen 7!/, Standezitimmen angenommen worden ift. 

Wenn fich Schenf bezüglich des neuen Schulartifel3 faum 
großen Sllufionen hingeben fonnte, jo mußte er um jo mehr 
die andern eventuell in fein Tätigfeitsgebiet fallenden neuen 
Kompetenzen und Aufgaben des Bundes begrüßen, nämlich: 
Urt. 24 (Korreftion und Berbauung der Wildwafjer und Auf- 
forftungen im Hochgebirge), Urt. 26 (eidg. Gejeßgebung über 
Bau und Betrieb der Eifenbahnen), Art. 31, 8.2 Iit.b und 
Art. 69 (eidg. Sanität3polizei gegenüber Epidemien), Art. 33 
(Freizügigkeit der mifjenjchaftlichen Berufsarten), Art. 34 
(Zabrifgejeßgebung), Art. 40 (Feitfegung von Maß und Ge- 
wicht), Art. 48 (Berpflegung erfranfter und Beerdigung ge- 
ftorbener armer Angehöriger eines andern Kantons), Art. 53 
und 54 (Recht zur Ehe und Biviljtandsregiiter). 

Smmerhin it diefe Kompetenzenerweiterung an eine ja 
nicht zu überfehende Bedingung gefnüpft: das nunmehr 
duch Art. 89 auch in die Bundesverfaffung eingeführte Ne- 

ferendum, wozu nad) und nach auch Die Snitiativrechte fommen. 
; &3 wäre irrtümlich, diefe Volfsrechte als eine Zurüdnahme 
der durch Die Bundesverfaffung der Gejeggebung verliehenen 
neuen Kompetenzen zu betrachten; jie find nur eine Schub- 
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mehr gegen eine allzu bureaufratifche Ausnußung der neuen 
Bundesgewalt, gegen den (von gemijjer Oeite immer wieder 
) Einheitsitaat. 


Schents Stellungen in der Bundesberivaltung. 


Bon den 31!/, Sahren, während welcher Schenf dem Bun- 
destate angehörte, ftand er 221/, Jahre an der Spibe des eidg. 
Departements de3 Innern, die übrigen 9 Jahre ftand er fol- 
genden Departementen vor: 

in den Jahren 1865, 1871, 1874, 1878 und 1885. al PBräfi- 
dent de3 Bundesrates Dem pofitifchen Departement, im Jahre 
1872 dem eidg. Finanzdepartement und in den Jahren 1875, 
1876 und 1877 dem durch Bundesbeichluß vom 18. Juli 1873 
neugefchaffenen Eifenbahn- und Handelsdepartement. — 

Dem eidg. Departement des snnern waren 
duch das Drganifationsgefeß vom 18. Sept. 1849 folgende 
Sefchäfte zur „Vorberatung und Beforgung” zugeteilt: 

1. die Gefege, Verordnungen und Bejichlüffe über Die Dr- 

ganifation und den Gefchäftsgang der Bundesbehörden; 
. Überwachung der Bundeskanzlei und der Archive; 
. die Grenz» und Gebietäverhältniffe der Kantone unter fich; 
. die eidgenöffifchellniverfität und die polytechnifcheSchule; 
. die freie Ausübung des Gottesdienstes der anerkannten 
hriftlichen Konfeffionen und die Handhabung der öffent- 
fichen Ordnung und des Friedens unter den Konfeflionen. 
6. das Maf- und Gemwichtämwefen; 
7. die Gejundheitspolizet bei Be en Seuchen; 
‚8. Statiftif der Schweiz. — 

Durch Bundesbeichluß vom 26. Januar 1860 wurden dem 
eidg. Departement Des srmern ferner übertragen 

im Baumefen: 

1. die Oberaufficht über die Straßen und Brüden, jomweit 

fie dem Bunde zufteht, und | 
2. die Errichtung öffentlicher Werfe (Art. 21 der B.-B.). 


> wm 


a 


179 


Hterunter it auh dag Eifenbahnmefen mit inbe- 
griffen, welches jedoch, in Anbetracht der vom Bunde nunmehr 
übernommenen neuen Aufgaben durch Bundesbeichluß vom 
18. Sult 1873 dem neuen Eifenbahn- und Handelsdepartement 
(j. oben) und durch Bundesbefchluß vom 21. August 1878 dem 
Poft- und Eifenbahndepartement übertragen wird. — 

Dagegen muß das eidg. Departement des Innern infolge 
der Bundesverfaffung von 1874 zuerit prodiforiich, fodann nach 
dem jveben zitierten Bundesbejchluffe vom 21. August 1878 
definitiv folgende Ünderungen feines bisherigen Penfums 
und neue PBenja übernehmen: 

1.*die Organijation der eidg. Wahlen und Abftimmungen; 


2. 


die Überwachung der Bundezfanzlei und der Archive; 
die Bejorgung der eidg. Bibliothek; 


5.**das Unterrichtsiwefen nach Maßgabe von Art. 27 B.-8.; 


.. die Beiträge an mwifjfenjchaftliche, Titerarifche und Fünft-. 


lerifihe Unternehmungen, bezw. Ausftellungen; 


. die Ausübung von mwilfenjchaftlihen Berufsarten; 

. das Öffentliche Gefundheitswefen; 

. Statijtif der Schweiz; 

. vie AusführungdesBundesgefegesübergivilitand und&he; 
. die Aufjiht über die. Verpflegung und Beerdigung 


armer Angehörigen eines Kantons, welche in einem 
andern Kanton erfranfen oder jterben; 


. die eidgenöjlischen Bauten; 
. die Wafjerbaupolizei im Hochgebirge; 
. die Überwachung der Ausführung und Unterhaltung der 


Slußforreftiond- und anderer vom Bunde außerhalb des - 
eidg. Forjtgebietes unterjtübten Wafferbaumerfe. | 


Das eidgendjjiiche Bauivejen. 


dem wir nunmehr zu der Befprechung der unferm Schenf 
zugefallenen Spezialaufgaben fchreiten, a moir, ae elben. 


* Bu der bisherigen Ziffer 1. 
** Statt der bisherigen Biffer 5. 
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in der Reihenfolge, tie fie in den Vordergrund getreten find, 
zu behandeln, wobei wir zunächit auf das Baumejen jtoßen, 
das wir nun gleich bis zum Todesjahre Schenk? betrachten. 
Welche Bedeutung diefes Benfum hatte, ergibt fich fofort aus 
folgender Zufammenjtellung der vom Bunde in den Jahren 
1864 bis und mit 1894 hierauf verwendeten Summen: 


1. Slußforreftionen. . . ..... 51. 24,468,776 
2. Aufforitungen im ai Bea 
ung von. Wiobaher 0... %..0..,.25,691,544 


3. Straßenbau und -Unterhalt . . 
4. Neue Poft- und Hollgebäude und Ojt- 
bau des Bundestathbaufes. . . .  „. 13,645,000 


Summa Tı. 57,935,225 


Wohl Stunden dem Departement in der Erfüllung 
 folcher Aufgaben Technifer zur Oeite. Die Verantwortung 
trug jedoch der Chef des Departements und das war 
feine Sleinigfeit. Daß Schenf fıch derjelben bewußt mar, 
bemwie3 er bei der Ausführung. 

Treten wir nın auf die einzelnen KRubrifen jener großen 
Ausgabenjumme ein. 

1. Slußforreftionen. 

Schon bei der Redaktion des Art. 21 der Bundesverfafjung 
von 1848 hat man an große Wafferbauten md namentlich an 
die Suragemwäfferforreftion gedacht (dad erife 
La Nicca-Projeft für diefelde datiert vom Jahre 1842). Weil 
aber fo viele Sntereffen von den Möfern der Kantone Neuen- 
burg, Freiburg und Waadt an bis zu den Aaregeländen unterhalb 
Solothurn, ja bi3 zur Ausmündung der Yare in den Rhein, 
an der richtigen Ausführung dDiejes Projektes beteiligt waren, 
darf man fich nicht wundern, daß auch eine Menge von Pro- 
ieften aufgejtellt wurden, ehe dasjenige gefunden war, welches 
alle befriedigte. Wenn e3 3. DB. fich nur darum gehandelt hätte, 
mie man im Falle eines Hochwaffers dem bernifchen ©eelande 
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einen möglichlt jchnellen Abflug des Wafjers bieten Fünne, jo 
würde ein möglichft gerader Yarefanal mit jchönem Gefälle 
von Narbera bi Büren diefes Wafjer jamt feinem Gejchtebe 
richtig meitergefchafft haben. Diefe Majje würde jedoch als- 
dann die aleichzeitig in hohen trüben Wogen an der Ware an 
langende Emme in gleicher Weile an der Einmündung abge- 
halten und zurüdgejtaut haben wie bisher die Zihl, was eben 
die Urfache der Überfchwemmungen des Seelandes war. &e- 
trade die Berüdjichtigung aller Antereifen hat Die Notmwendig- 
feit Dargetan, daß die Uare in den Bielerjee abgeleitet werden 
müffe, um ihr eritlich das Stauungen des Laufes und daher 
Überfhwenmungen herbeiführende Gejchtebe abzunehmen, 
und zweitens war nur diefes Nejervoir, wenn um 7 Fuß der- 
tieft, groß genug, um ein eigentliches Hochwafjer aufzunehmen 
und allmählich, vom Gejchiebe gereinigt, ruhig abfließen zu 
laffen; dann mußte aber der Bielerfee den hierzu notwendigen 
Abflug erhalten im Nidau-Bürenkanal, zu welchem die Zihl 
zu erweitern und zu vertiefen war. Dann mußte erit noch für 
ungehindertes Weiterfliegen der Walfermafje von Bitren nacı 
Solotgurn und weiter abwärts geforgt fein. 

Nachdem bei dem vereinzelten Suchen Der verjchteden inter- 
eifterten Kantone nach dem beiten Syitem viel fojtbare Zeit ver- 
Ioren gegangen war, bejchloß die Bundesverfammlung an 
3. August 1857, die weitern Unterfuchungen dem Bundesrate 
zu übertragen. Sie fud an Diefent Tage den Bundesrat ein, 
ohne Berzug diejenigen VBervollftändigungen und Werififa- 
tionen der technifchen und finanziellen Unterfuchungen und 
Borarbeiten anzuordnen, welche zur endlichen Feititellung des 
Korrektionsplanes nötig find; Dabet find Diefenigen Vorjchläge 
in ernfte Erwägung zu ziehen, welche dahin zielen, die Aare 
in den Bielerfee zu leiten. Der Bundesrat jolle jich ferner mit 
den beteiligten Kantonen ins Einverftändnis feßen und womdglid) 
eine Verftändigung herbetführen und jodann eine Vorlage 
machen. Hierfür wird ihm ein Stredit von Fr. 50,000 eröffnet. 
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Der Bundesrat machte fich befürderlich an die ihm auf- 
getragenen Studien in technijcher und in landiwirtjchaftlicher 
Beziehung und leitete die Verhandlungen mit den Kantonen 
ein, welche bald durch Liegenlafjen Der Angelegenheit die 
Löfung der Frage verjichleppten, bald neue Unterfuchungen 
anftellten oder, bei großen neuen Projekten, vom Bunde ver- 
langten. 

Sp vergingen wieder Jahre. In ihrer Ungeduld verlangten 
im Ault 1862 dreißig Nationalräte ein praftiiches Eingreifen 
des Bundes duch Beginn der Arbeit, mas jedoch vor der TFeit- 
Itellung des ganzen Slorreftionsplanes nicht wohl anging. 

- Dann beantragte die Regierung de3 Kantons Bern am 
6. Auguft 1862, der Bund möchte Die neu angeregten technischen 
Studien zu Ende führen und jodann in der Wetje Die Initiative 
ergreifen, daß er einen beitimmten Blan adoptiere, in einem 
Beichluffesentwurfe Die Grundlagen der Ausführung und feinen 
Beitrag an die Ktoften feitjege und Die beteiligten Kantone zum 
Beitritt einlade, wie er e3 Schon bei der Defretierung der Ylpen- 
 jhraßen getan habe. 

‚sm diefem Ginne war der Bundesbeichluß vom 22. Dez. 
1863 redigtert, welcher Die nach) Dem revidierten Plan La Nicca- 
Bridel auszuführenden Arbeiten aufzählt und verfügt, daß die 
auf 14 Millionen veranjchlagten Kojten durch den Mehrwert 
des beteiligten Grundeigentums, Die Beiträge der beteiligten 
Kantone, und. durch Den Beitrag Des Bundes gededt werden 
joffen; der leßtere erklärt jich bereit, mit feinem Beitrag bis 
auf den [üblichen ] Drittel, rund Tr. 4,670,000 zu gehen, fofern 
die feit zugeficherten Staatsbeiträge beteiligter Kantone auf 
menigitens ®/, des Bundesbeitrages anjteigen. Nach der Siche- 
rung des Unternehmens wird der Bund das zur Ausführung 
dezjelben weiter Erforderliche feitieen; die beteiligten Stan- 
tone- haben fich bi3 zum 31. Dez. 1864 darüber auszusprechen, 
ob fie bereit jeien, auf Grundlage de3 gegenwärtigen Bundes- 
bejchluffes das Unternehmen auszuführen. 
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Unter den Unterjehriiten zu diefem Bejchluffe jteht obenan 
diejenige des Ständeratspräfidenten Schenf. Welch ein gün- 
‚tiges Gefchief für Die dem Kanton Bern ganz bejonders wichtige 
Sache, daß gleich nachher Schenf al3 Chef des eidg. Departe- 
ments des Innern von Bundes wegen diejes ihm fchon beiteng 
befannte Gejchäft weiter zu führen hatte! 

Der den beteiligten Kantonen geitellte Termin von einem 
Sahre brachte Diefelben freilich auch jeßt noch nicht in ein 
jchnelleres Tempo. Die Kantone Waadt und Freiburg hatten 
noch immer HBmweifel an dem borgejchlagenen Syitem und 
warteten das Ergebnis ihrer eigenen Studien ab. Seht er- 
ichien (1864) fogar in dem am allerjchweriten beteiligten Stan 
ton Bern, welcher fchon feit Jahrzehnten die große Reform 
nah dem Plane LaNicca erwartete, eine Schrift, betitelt: 
„Die Verjumpfungl!] des Gebietes der YJuragemäfler 
Durch Die Ausführung des Planes de8 Herrneidg. Oberiten 
LaNicca zu Chur von 1863 und die Entfumpfung 
diefes Gebietes von General Dhfjenbein, Mitglied 
der öfonomilchen Gefellichaft des Kantons Bern und Aktionär 
der Gejellichaft für Korreftion der Juragemäffer, zu Bellevue 
bei Biel. Bern 1864." 

Bald nach) dem Erjcheinen diejer zuberjichtlich und pame 
phletartig auftretenden Schrift wies ein bernifches politiiches 
Blatt nach), daß die Ochjenbeinische Haupttheje von der groß 
artigen Einbuße der bernifchen Volfsmwirtichaft bet der bevor- 
jtehenden Verdrängung der Torfwirtichaft durh Wiejenbau 
fi) auf grobe handgreifliche Nechnungzfehler jtüge (Seite 141 
bis 147 feiner Brofchüre) und jchon mit deren Korrektur Dahin- 
falle. — Steine Antwort. | 

Dann folgte eine von Herin W. p. Fellenberg-Biegler, Ne- 
daftor der „bernifchen Blätter für Landwirtichaft” populär und 
Har gefchriebene Brofchüre „Über die Trodenlegung und Ur- 
barmacdhung der Sümpfe mit bejonderem Bezug auf die Torf- 
moore im Gebiet der Suragemäfjerforreftion und den Kor- 
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reftionsplar der Herren LaNicca und Bridel”, welche das 
intereffante Thema vom technifchen und vom landwirtichaft- 
Ihen Standpunkte aus erläutert. und gegen \rrfümer ver- 
teidigt (ohne ausdrüdfiche Beziehung auf D’3. Angriff), 1864. 

Dann erfcehien „Ein Wort der Ermiderung auf Hrn. General 
Dchfenbeins Schrift 2c.”, in welchem die Tandwirtjchaftliche 
Frage durch Herrn von Exrlach zu Hindelbanf und die technijche 
bon Herın Sngenieur &. Bridel behandelt wird. 1865. 

Endlich: „Die Verfumpfung des Seelandes durch Heren 
General Ochjenbein und die Entjumpfung desjelben Durch 
Heren Dberft La Nicca, nachgemwiejen durch WU. Kocher, gem. 
Dberingenieur des Kantons Dem. Motto: Si tacuisses . 
Bern 1865." 

Durch diefe gründliche Schrift wird der Herr General fürm- 
Yich gefchlagen und er verzichtet jebt erjt recht auf eine fachliche 
Verteidigung vor dem lefenden Publikum. 

Pie ein Gewitter hatte diefer Kampf die Luft gereinigt. 

Dar auch das Bernervolf am 14. Januar 1866 bei der Ab- 
ftimmung über die Bundestevifion in einer verneinenden Stim- 
mung gemwefen, fo zeigte fich Doch am 31. Sanıtar der bernijche 
Große Rat in der Frage der Korreftion der Jurragemäfjer ent- 
Ichloffen zu einer großen Tat: er bewilligte feinen Anteil im 
Verhältnis de3 ermittelten Mehrwert3 an der den Stantonen 
bom Bunde a Koftenfumme mit 128 gegen 29 
Stimmen! _ 


Mit diejem feiten Einftehen des Hauptbeteiligten an dem 


großen Unternehmen ward auc) diejes nun gejichert. 

Die andern beteiligten Kantone hätten e3 nun germe ge- 
fehen, wenn der Kanton Bern die Ausführung des ganzen 
Werkes auf feine Verantwortung übernommen hätte Auf 
diefen Wunfch konnten freilich die bernifchen Stonferenzdele- 
gierten nicht eingehen; der bernifche Große Rat hätte jih nicht 
bereit erklärt zur Übernahme von Arbeiten in einem andern 
Kanton und inmitten einer Bevölferung, welche vielleicht für 
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das Gefamtunternehmen nicht günftig geitummt war. Dagegen 
war der Kanton Bern fchon bereit, die Verantwortung für die 
großen, auf feinem Gebiete auszuführenden Arbeiten ganz zu 
übernehmen und die andern Kantone ihrer Solidarität mit 
diefen zu entbinden, wenn ihnen Damit gedient war. Das war 
num in hohem Grade der Fall. Die fünf interejjierten Stantone 
verftändigten fich daher am 1. Juli 1867 dahin, die Ausführung 
de3 gejamten Unternehmens, in drei Teile zerlegt, auf die 
Kantone zu verteilen. In Berücjichttgung der vom Stanton 
Solothurn übernommenen weiteren auf jeinem Gebiete not- 
wendigen Arbeiten wird bei Abjchluß diefer neuen Konvention 
vom 1. Juli 1867 auch eine entiprechende Erhöhung der Bundes- 
fubvention auf 5 Millionen in Ausficht genommen. 

Sobald den Bundesrate diefe neue, die Sache jeht 
erleichternde und vereinfachende Übereinfunft vom 1. Suli 
mitgeteilt war, verfaßte er feine Botjchaft vom 12. Juli 1867, 
nach welcher nun der Bundesbeichluß von 1863 folgende 
Faflung erhielt: 

- Bundesbeitrag von 5 Millionen an die Stantone Bern, Frei- 
burg, Solothurn, Waadt und Neuenburg. 

Ausführung folgender Arbeiten nach Plan La Nicca und 
Erpertengutachten vom 8. Juli 1863: 

a) Ableitung der Aare von Narberg in den Bielerfee Durch 

den Hagneffanal, 

b) Nidau-Bitrrenfanal, 

c) Korreftion der oberen Zihl zwijchen dem Neuenburger- 

und Bielerfee, 

d) Korreftion der untern Broye zmwijchen Dem Mlurten- 

und Neuenburgerjee, 
e) Ausfiihrung der notwendigen Korreftionsarbeiten von 
Büren bis Attisholz. 

Bon diefen Arbeiten übernimmt: 

1. der Santon Bern a und b mit einem 
Bundesbeitrag von . . 2 2.2... 81. 4,340,000 
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2. der Slanton Solothurn e mit einem Bun- _ 
desbeitrag von. . . .. %t. 360,000 
3. die flantone Sreiburg, Kandt ı u. a | 
burg zufammen ce und d mit einem Bun- 
desbeitrag von. . . re 00 
Sndem Der Bumbesbefchluß vom 28. Suli 1867 Ddieje Ver- 
teilung genehmigt, erflärt er die die einzeln aufgezählten Ar- 
beiten üibernehmenden Stantone für diefelben nach Pları gegen- 
über dem Bunde und ihren Mitfontrahenten haftbar. Ab- 
änderungen unterliegen der Juftimmung der Stantone und der 
Genehmigung de3 Bundesrates. 
Der Nidau—Büren-Kanal foll in fieben Sahren, der Hagnef- 
fanal in 10 Sahren vollendet fein; die Korrektionen zwilchen 
Büren— Attisholz, an der unteren Broge und der oberen Zihl 
jolfen in drei Jahren vollendet werden, von Dem Beitpunfte 
an gerechnet, wo der Nidau—Büren-Slanal ausgeführt und 
der mittlere Waflerftand des Bielerjees nad) Mitgabe Des 
Planes La Nicca gefenkt fein wird. Die oberite Leitung und 
Überwachung fteht dem Bunde zu. Die Kantone haften für 
alfe Entichädigungsforderungen, welche infolge der Auzfüh- 
rung de3 Gejamtunternehmens von Gemeinden, torporationen 
oder Privaten auf ihrem Gebiete erhoben werden fünnen. 
Die Kantone Bern, Freiburg, Solotgurn, Waadt und 
Neuenburg haben, jeder auf jeinem ©ebiete, für den Unter- 
halt der in Gemäßheit gegenwärtigen Bejchlufjes ausgeführten 
Werfe die nötigen Beftimmungen zu treffen und für den Voll 
- zug derjelben der Eidgenofjenjchaft gegenüber zu haften. 
Diefer Beichlug der Bundesverfammlung (vom .25. Juli 
1867) tritt in Kraft, jobald die von den Negierungen abge- 
ichloffene Übereinkunft vom 1. Juli 1867 die verfafjungs- 
mäßigen Natififationen erhalten haben wird. &3 wird hierfür 
eine lebte Frift gejeßt bis zum 1. März 1868. — 
Die Eonftitutionellen Schwierigfeiten waren überwunden. 
Um 17. Auguft 1868 wurde das Hauptwerk, die Ableitung der 
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Aare in den Bielerfee begonnen und, unter der tüchtigen Lei- 
tung von ©. Bridel, Oberingenieur der ganzen Unternehmung, 
nach genau zehn Sahren vollendet. Der im Jahre 1837 vom 
Großen Rate an die Spige einer Kommiljion für die Jura- 
gerwäflerforreftion (in der auch U. Ochlenbein jaß) geitellte 
Dr. $. NR. Schneider, welcher am längiten und mit großen per- 
fönliden Opfern für das Unternehmen gekämpft, hatte die 
Freude, als 74 jähriger Mann noch der Eröffnung desjelben 
beizumohnen. 

Da der Mehrmwert der entjumpften Möfer jehr lange 
ausblieb, jo hatte freilich die bernische Negierung beim Bezuge 
der daherigen Beiträge mit den Grundeigentümern, welche 
in größerem oder Heinerem Umfange auf Exlaß diejer Beiträge 
Anfpruch machten, noch große Schwierigfeiten. Nachdem jedoch 
eine neue Expertife die Mehrmwertfhagung vom Jahre 1866 
im Betrage von etwas über 41/, Millionen für das berntjche 
Gebiet beitätigt hatte, hielt der Große Nat bloß ar diejer For- 
derung feit und wurde dabei vom jchmweiz. Bundesgerichte ge- 
ichügt. Der Große Nat übernahm jedoch die diefen Mehrwert 
überjchreitenden Koften des Entfumpfungsmerfes; er geitattete 
den Örundeigentümern einen Amortifationstermin für die Mehr- 
mertöbeiträge von 35 Sahren und er ermächtigte Die Regierung 
von Fall zu Fall, den am fchwerften belajteten Gemeinden und 
Privaten ihr Land mitderMehrwertsjervitut abzufaufen. Lebtere 
Dperation wurde für den Staat Bern — dank ferner Stulti- 
bierungsarbeit — fchließlich eine jchöne Geldanlage. — 

&3 fan natürlich feine Rede davon fein, in Diefer Bio- 
graphie iiber die Verwendung der fäntlichen 24/, Millionen, 
melche der Bund in den Sahren 1864 bis und mit 1894 für 
Korreftionen von Gemwäfjern ausgegeben hat, in der gleichen 
Ausführlichfeit zu berichten. Wir wären ja nicht einmal in der 
Lage, fie dem Namen nach aufzuzählen. Biwar fehren Die 
Namen der Rhein, Nhone-, Tejfin- und Maggia-storreltion 
in den eidg. Staatsrechnungen der ganzen 31 jährigen ‘Beriode 
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faft regelmäßig wieder; Kleinere Korrektionen Dagegen werben 
in diefen Rechnungen nicht einzeln aufgezählt, fondern unter 
der folfeftiven Benennung: Zürcher Gemäfjer, Thurgauiiche 
Gemäljer ıc. 

Unfere ausnahmsweife Behandlung der Juragemäljer- 
forreftion ift nicht nur begründet in der großen Bedeutung, 
welche diefelbe für die große Mehrzahl unferer Lejer ihrer 
Heimat wegen hat, diefe Korreftion ift auch für Schweizer aus 
andern Kantonen von ganz befonderer Bedeutung infolge der 
technischen und politifchen Schwierigkeiten, welche hier zu über- 
twinden waren und nur mit Hilfe der Mutter Helvetia und einer 
fürforgichen Beltimmung der Bundesverfafung überwunden 
werden fonnten. 2 

Und nachdem toir bereits mehrere Millionen in diejer jehr 
-gemeinnübigen Weife von Bundes wegen ausgegeben hatten, 
welche, toie noir wiffen, nur ?/, der Gefamtleiftungen für diejen 
Smwerf ausmachen, jo wurden wir, durch die natitrliche Logik 
der Tatfachen, noch zu weitern Schritten getrieben. Das far jo. 

2. YufforftungenimHohgebirgeund Ber 
bauung von WVildbäden. 

Nachdem — ungeachtet der aljährlichen großen Auslagen 
für die Korreftion der Ahone und des Nheins — Ende Sep- 
tember 1866 das Ahonetal und zu derfelben Zeit des Jahres 
1867 das Nheintal in ftundenlangen Streden durch Hochmwaljer 
in einen See verivandelt ward, haben vom 27. September bis 
5. Oftober 1868 in den Kantonen Uri, St. Gallen, Graubimden, 
Wallis und Teffin geradezu fürchterliche Verheerungen durch 
Hochwaffer und ihre Gefchiebmaffen, mit Felsitürzen und Stein- 
fawinen ftattgefunden, wobei ganze Dörfer zerjtört oder ver- 
ichüttet wınden und fünfzig Menfchenleben zugrunde gingen. 

Der Bundesrat entfandte fofort zwei feiner Mitglieder auf 
die Ungfüdsftätten, um durch eigene Anfchauung fich von Der 
Größe de3 Schadens zu überzeugen und mit den betreffenden 
Kantonsregierungen über eine eidgenöffiihe Hilfeleiltung zu 


189 


verhandeln. &3 wurde dem auch jofort nad) deren Nüdkehr 
nad) dem Antrag des eidg. Departements des Synnern jänt- 
fihe Kantone eingeladen, auf den 12. Oftober Abgeordnete 
an eine Konferenz zur Beiprechung der Art und Weije der 
Hilfeleiftung nal) Bern zu fenden. | 

- Yuf der Grundlage der unter der Leitung des Chefs de3 eidg. 
Departements des Innern geführten Verhandlungen traf der 
Bundesrat nach dem Antrage derjelben folgende Anordnungen: 

1. Aufruf an das Schweizervolf und die Schweizer im 
Auslande zu nationaler Hilfeleiftung, nebjt einer Ein- 
fadung an die Kantonsregierungen, jfomwie an unfere 
Bertreter und Konjuln im Auslande zur Organijterung 
diefer Hilfstätigfeit; 

2. Wahl eines eidg. Zentralfomitees für die Einfammlung 
und nachherige Verteilung der eingelangten Gaben. 

3. Wahl einer eidg. Schaungsfommiffton behufs eimer 

- möglichit einläßlichen Ermittlung des Schadens und Der 
öfonomischen Situation der Gejchäpdigten; 

4. Wahl einer (aus den Herren Culmann, Landolt und 
Eicher, Profefjoren des eidg. Volytechnifums, bejtehen- 
den) Erpertenfommiljtion behufs der technilch-mwiljen- 
ichaftlihen Unterfuchung jowohl der Grundurjachen der 
eingetretenen Erjeheinungen, wie auch der Makregeli, 
welche in den betreffenden Gebieten anzuordnen feien, 
um diefelben in Zukunft möglichit zu fichern. 

Der ermittelte Schaden betrug in runder Summe 14 Mil- 
 fionen, wovon etwas über 51/, Millionen auf Korporationen, 
Gemeinden und Kantone, 8/, Millionen auf Private fielen. 
Bon der leßteren Summe fam ein Schaden von 3 Millionen 
auf ganz Arme (mit Vermögen unter 1000 Fr.), von 2 Mil- 
fionen auf mittlere Vermögen (von 1000-5000 Fr.) und Der 
Reit auf hablichere. Bei der Verteilung der über 31/, Willionen 
- betragenden Liebesgaben erhielt die unterjte Klajje 30 % des 
‚Schadens, die mittlere 15 %, die übrigen höchitens 10%, (die 
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Raturalgaben find zu einem mäßigen Anfchlage mitberechnet). 
Den Kantonen, Gemeinden und Sorporationen mwird Fein 
Schaden ausbezahlt, fondern ihr Betreffnis nad) Verhältnis 
ihres Schadens, zufammen eine Million, al3 ihnen gehörende 
Hılfamillion, nach Antrag des verteilenden Stomitees vom 
Bundesrate zurücbehalten, um bei Zuerfennung von Bundes- 
beiträgen für Aufforftungen und Schusbauten al3 außer- 
ordentliche Zulage zu dienen. 

Da nach dem Berichte der techniichen Erperten bie nötigen 
Aufforftungen und Schußbauten in den foeben überjcehmemm- 
ten Gebieten der fünf Kantone etwa 5 Millionen fojten würden 
und die betreffenden Grundbefiger durch diefelben nicht auf 
einen Mehrwert rechnen dürfen (diefer fommt den Anwohnern 
der großen Ströme im Tal zugut), fo ift freilich auch mit Ddiefer 
Hılfamillion nicht geholfen; e3 follte jedoch diefe Hilfamillion 
‚nach dem Bundesbeichluß vom 21. Juli 1871 „betreffend die 
Bemilligung eines Bundesbeitrages für Schußbauten an Wilo- 
mwaffern und fiir Aufforftungen im Hochgebirge” den Grund- 
ftein bilden für eine Ergänzung des Art. 21 der Bundesver- 
faflung von 1848. 

Die bezügliche Botfchaft des Bundesrates an die Bundes- 
berfanmlung vom 21. Juli 1871, wohl von Schenf jelbit jo 
anziehend redigiert, jeßt auseinander, daß unjere bisherigen 
Anftrengungen in der Korreftion unferer größeren Flüfje jtet3 
gefährdet find und ftet3 von neuem begonnen werden müfjen, 
folange die Urfachen der Überfhiwenmungen fortwirfen und 
die Bergbähe und Wildwaffer fortfahren, von Zeit zu Zeit 
plößlich mit Unmaffen von Waffer und Gejchiebe die Ströme 
im Tale zu überfüllen und, die Dämme zerjtörend, gleichzeitig 
ihren Lauf zu verftopfen und zu verrüden. Diefe Ströme des 
Tales feien ein Ganzes mit ihren Zuflüffen, welches nicht ge- 
fund wird, folange feine Glieder Frank find, welche, wie Hein 
auch, mitbehandelt werden müjfen. 

Schon die fchweiz. naturforjchende a bon 1818° 
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hat auf diefe Urfachen aufmerfjam gemacht, dann, nad) den 
Überschwemmungen von 1834 und 1839, die fchweiz. gemein- 
nüßige ©ejellichaft, dann der fchweiz. Forjtverein in einer 
Eingabe an den Bundesrat vom 7. Juli 1856, infolge welcher 
Eingaben der Bundesrat. durch zwei Erpertenfommifjionen 
Gutachten ausarbeiten ließ, eines betreffend den Stand unferer 
 Hochgebirgdwaldungen (1862) und ein zweites über unjere 
Ichweizerifchen Wildbäche. Bon neuem wandte jic) der jchmweiz. 
Foritverein im Sabre 1864 an den Bundesrat mit dem Gefuche, 
ihn mit einem befcheidenen Kredit zu unterftügen, um Proben 
und Mufter mit Aufforftungen im Hochgebirge und mit Ber- 
bauungen von Wildbächen auszuführen. Solches ift jeither 
mit Bundeshilfe in Heinem Maßftabe gefchehen. Dazfelbe ver- 
langen jet die bundesrätlichen Experten von 1868 und von 
neuem der jchweiz. Fortverein in einer Eingabe vom 13. Febr. 
1871 betr. die Bundestevifion. 

Welchen Zuftande wir entgegengehen, fofern nicht energiich 
Einhalt getan wird (— jagt die bundesrätliche Botichaft), Das 
bemweifen uns die fahlen Berge Griechenlands, Staltens umd 
Spaniens. Mit dem Baummuchs an den Bergabhängen ver- 
Ihmwindet der Nafen und die Exde, die ihn feithält; und Die 
Waffer, welche bisher durch Wald und Moosboden und Weide 
feitgehalten wurden, fo daß fich der Abflug auf das ganze Jah 
verteilte, fließen jegt im Falle von Gemitterregen oder jtarfer 
Schneeichmelze durch Föhn pfeilfchnell zu Tale. Diefem- Übel 
muß durch forgfältige Erhaltung und eventuelle Wiederher- 
itellung des Waldes an den Beraghalden geiteuert werden. 
Auch auf dem meitern Wege zur Niederung fommt e3 nicht auf 
dagjelbe hinaus, ob man dem Waller freien Lauf läßt und fich 
jedem Raub desjelben fügt oder nicht. Ir je fteilerem Fall 
man e3 niederjteigen läßt, mit dejto größerer Kraft reißt e3 
alfe3 mit fich, was ihm in den Weg fommt, felbft den Boden, 
iiber den e3 fließt, und je fchwerer die Laft ift, welche e3 weiter 
- trägt, defto unmiderftehlicher jtürzt es fich auf die ihm begeg- 
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nenden Hemmnifje und verwandelt fie in Mittel der Zer- 
törung. 

Man muß alfo bei Zeiten die Gewalt des Bergwajjers 
brechen, e3 durch Sperrung des Weges zwingen, feinen Raub 
(das Geichiebe) fahren zu laffen und möglichit erleichtert und 
gefäubert ins Tal abzufliegen. Diefe fchon in der Höhe zu be- 
ginnenden Arbeiten bereichern nun zwar nicht Direit oder 
menigitens nicht fofort die am Bergabhang Wohnenden, jon- 
dern 03 find die genannten Schußporfehren mehr im nterefje 
der Anwohner der die Wildwaffer aufnehmenden Ströme Des 
Tales. 

Der Bundesbeichlug vom 21. Juli 1871 regelte num (bi3 
der neue Berfaffungsartifel noch weiteres erlaubte) die Bundes- 
hilfe für diefen Ziwed in folgender Weije. 

EC wird ein Schubbautenfonds (Ffir Aufforftungen und 
für die VBerbauung von Wildbächen) gegründet. m denjelben 
fallen: | 

die Hilfsmillion der fünf im Jahre 1868 unterjtüßten Stan- 

tone nebit den aufgelaufenen Hinfen, 

ein jährlicher Einjchuß des Bundes von Fr. 100,000; . 

der nicht verbrauchte Reit jamt Zinjen fließt wieder dem 

Kapital zu. 

Aus dem Bundesbeitrag von Fr. 100,000 per Jahr wurden 
diefe Arbeiten in der ganzen Schweiz unterjtügt, joldhe bon 
nur lofaler Bedeutung mit 331/, % der Kolten, beveutendere 
Werke nad) Verhältnis ihrer Bedeutung höher. Dazu fommen 
in den 5 an der Hilfamillion beteiligten Kantonen bis zum Jahre 
. 1877 oder bei früherer Erfchöpfung des Anteils eines Kantons 
bi3 zu diefer Exrfchöpfung weitere 20 % der Ktoiten. 

Den Reit ver Koften müfjen die betreffenden Stantone auf- 
bringen; auch erhalten die Kantone überhaupt jolde Unter- 
ftüßungen nur, wenn fie nachweijen, daß fie für die Erhaltung 
des Waldes und für richtige Gemäfjerpolizei Vorjorge getroffen 
haben; auch) haften fie für den Unterhalt der mit Bundesunter- 
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ftügung erftellten Schugbauten. Vom Jahre 1875 an jteiat 

der Bundesbeitrag für Diefen Zmwed Schon auf Tr. 200,000. 
m ganzen wırden hiefin während der Weriode von 1864 biß 
und mit 1894 St. 5,651,544 vom Bunde ausgegeben (Dazu 
die Hılfamillion). 

Der Art. 24 der Bundesverfaffung von 1874 fchreibt dem 
Bunde (und zwar noch bejtimmter al3 der VBerfafiungsentwurf 
des Bundesrates vom 17. Suni 1870 vorgejchlagen hatte) die 
Korreftion und Verbauung der Wildwaifer, fowie die Auf- 
forftung ihrer Quellengebiete förmlich vor. 

- Der neue Art. 24 von 1897 dehnt das Necht der Oberauf- 
ficht des Bundes über die Wafjer- und Foritpolizei auf Die 
ganze Schweiz aus. — 

3. Straßenbau und -Unterhalt. 

Fir Straßen hat der Bund in den Jahren 1864 bis 
und mit 1894 Tr. 14,169,905 ausgegeben. 

Bon diefen find jedoch Fr. 10,920,000 nur Ausgaben für 
Straßenunterhalt nach) Art. 30 der Bundesperfaffung von 1874, 
welcher vorfchreibt, daß, wenn auch grundjäßlich die Zoll- (und 
Roft-) Entjehädigungen an die Kantone in Zufumft wegfallen, 
doch ausnahmsmeife die Kantone Uri, Graubünden, Tefjtn und 
Walfis mit Rücdficht auf die internationalen AMpenitragen eine 
jährliche Entfehädigung von zufammen Fr. 530,000 erhalten 
und außerdem Uri und Teffin noch für den Schneebrudh auf 
dem St. Gotthard bi8 zur Exrfeßung der Gotthardftraße durch 
eine Eifenbahn (1875 bi3 und mit 1882) zufammen noch jähr- 
ich Fr. 40,000. 

63 bleiben alfo Ausgaben für Straßenbauten Tr. 3,249,908. 

Sm diefer Summe find jedoch zum größten Teil inbegriffen 
die Schon am 6. Juli 1861 bejchlofjenen Bundesbeiträge von 

St. 800,000 für die Furkajtraße, 

„350,000 „  „. Oberalpitraße, 
„600,000 „  „ Wxenitraße, 
„ 1,000,000 „ dasiog. bündnerifche Straßenneb: Schhn= 
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itraße, Landwafferftr., Flüelaftr., Unterengadinftr. (Arlez- 
Martinsbrucd), Bernina, Münfter- und AMlbulaftraße. 

Unter Schents Gefchäftsleitung wurden endlich noch folgende 
Subventionen bejchlofien: an die Lufmanierjtraße (Tejjiner- 
fette), die Bulle—Boltigen-, DieMerligen-, die Biznau—Gersanz, 
die Grimfel-, die Centovalli- und die Stlaufenitrake. 

Alle diefe Strafenbauten find nach Art. 21 (jebt 23) „im 
Sntereffe der Eidgenofjenschaft oder eines großen Teil Der- 
ielben” beichlofjen worden; ob mehr des milttärijchen oder Des 
fommerziellen oder des PVoftinterefjes wegen, blieb im Einzel- 
falle umentfchieden, jedoch darf man getroft annehmen, daß 
ohne erhebliche Würdigung der militärifchen nterefjen Die 
drei eritgenannten der oben aufgezählten Straßen nicht mit 
einer Bundesfubvention von ?/, der Koften ind Leben gerufen 
worden wären. 

4. Eidg. BPoft-und gollgbeäudeund Oftbau 
de3 Bundestathaufe?. 

Daß ie Hohbauten, weiche der Bund im nterelje 
der eidg. Verwaltung errichten muß, im erjten Range in Urt. 21 
der Bundesperfaffung von 1848 (jest 23) ihre fonftitutionelle 
Berechtigung haben, it felbitveritändlih. Wenn diefer Artikel 
{ange Zeit feine Anwendung in diefer Richtung fand, jo Tam 
dies daher, daf die Stadt Bern bei der Übernahme des Bundes _ 
fißeg der eidg. Zentralverwaltung die nötigen Lofalitäten zu= 
gelichert hatte. 

Da jedoch Durch die Annahme der Bundesverfafjung von 
1874 die Aufgaben des Bundes fich enorm vermehrt Haben, und 
das don der Stadt Bern errichtete Bundesrathaus, das für 
ewige Zeiten zu genügen jchien, den wachfenden Bedirinijjen 
der Bundesverwaltung bereits faum mehr genügte, jo war eine 
neue Regulierung diejes Verhältnilfes notwendig geworden. 
Nachdem die Eidgenofjenfchaft durch ihren Bertrag mit Der 
Stadt Bern vom 2. Suli 1875 die leßtere gegen eine Abfindungs- 
fumme von einer halben Million ihrer ferneren Verpflichtungen 
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in diejer Beziehung enthoben hatte, ftiegen ihre Bedürfnifie 
an Lofalitäten in der Hauptitadt in niemals geahnter Weife. 
Bir haben bereitS mitgeteilt, daß die Ausgaben des Bundes 
für neue Poft-, Telegraphen- und Zollgebäude und für den 
Ditbau des Bundesrathaufes (welcher legtere die gleichen Di- 
menjtonen bejißt wie der Weftbau) von 1864 bi8 und mit 1894 
öt. 13,645,000 betragen haben; allein wir haben nicht bei- 
gefügt, daß Ende 1894, nach den bereits in Kraft erwachfenen 
Bundesbeichlüffen, dem Bunde nachfolgende Ausgaben für 
Hochbauten in den nädhjiten Fahren bevorftunden: 


für daS PBarlamentsgebäude . . . . . Tr. 5,000,000 
für das Arhhivgebäude in Bern. . . E 550,000 
für Reftanzen auf den Boftgebäuden in Aal 

janne, Neuenburg, Zürich u. Wintertdur 4,050,000 
Das Mac, me obigen = 2... 13.645,000 


im ganzen Tr. 23,245,000 


Und das find nur die dvornehmeren der Hochbauten 
des Bundes; e3 fommen zu diejen allerlei andere Hochbauten, 
als da find: Magazine für Militärkleider, für Getreide und 
FSouragen, Werkitätten für Kriegsmaterial aller Art, Stallungen, 
Keitichulen 2c., deren Koiten fchlieklich ebenfalls zu Milfionen 
jteigen; e3 fommen dazu die KRoften des regelmäßigen Unter- 
halts Der Staat3gebäude, welche über Tr. 100,000 per Kahr be- 
tragen; eine nicht Eleinere Summe für Erweiterungen und 
eventuelle Umbauten. (Hierher gehört die ftändige Budget- 
rubrif für „Straßen- und Wafferbauten”, welche fi nur auf 
Sufahrten, Wafjerverforgungen und Kanalifationen von Grund- 
bejig des Bundes bezieht.) Wenn der Chef des eidg. Departe- 
ments des „nnern jeine teure Zeit in gleicher Weife wie für 
andere Gejchäfte auf diefe Dinge verzettelt hätte, jo witrden 
mir ihm mit Recht einen Vorwurf machen. Hierfür foll die 
Kontrolle der dieje Arbeiten verlangenden Debartemente und 
Der verantmwortlichen Sinanzbeamten genügen. 
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Bon jenen pownehmeren Bundesbauten, welche im bejtändi- 
gen Verkehr mit dem Publikum und namentfich mit Der reijen- 
den Gefchäftswelt ftehen, verlangen mir Dagegen noch etivas 
mehr, al3 daß fie folid und praftifch gebaut und nicht über 
ihrem Exftellungswert berechnet feien: fie follen auch den Bund 
wirdig repräfentieren, der Straße, in welcher fie erbaut werden, 
wohl anstehen, zur Stadtverjchönerung beitragen und dazu auf- 
muntern; fie folfen zeigen, was einfach-vornehme Architektur 
it, und auch in der Kunftindufttie den guten Ton angeben, 
daher auch von der Bildhauerei und Malerei nicht anders als 
in edler Weife Gebrauch machen. Unfere Cidgenofjenjchaft 
allein wäre zwar nicht imftande, einzig durch ihre Bauten 
icon den Kunftfinn und den Gejchmad des Volkes jo zu 
bilden, wie dies durch Die Bauten einiger Nefidenzen ge- 
ichehen it, aber vereint mit den Beltrebungen unferer 
Kunftfreunde fann fie doch etwas in diefem Sinne bei- 
tragen. Was in diefer Richtung geleijtet merden Tann, 
das zeigen die Weltausitellungen. Wir hoffen und wünjchen, 
daß unfere eidg. Bauten auch) in diefer Richtung einit gute 
Früchte tragen. Ein guter Anfang ift unter Schenfs Leitung 
. der eidg. Bauten gemacht worden. 


Eijenbahniveien. 


Nachdem von verjchiedenen Seiten her ausländiiche Bahnen 
bis an die Grenzen unfere3 Landes geführt worden waren, it 
ichon vor dem Sahre 1848 das Eifenbahnmefen in der Schweiz 
nicht nur vielfach erörtert, fondern e3 find damit jchon Kleine 
praftifche Berfuche auf unferm Gebiete gemacht worden. Bon 
der Straßburg Miülhaufen—Bafel-Bahn, am 15. Juni 1844 
eröffnet, lag ein 2 km haltendes Stüd St. Ludwig—Bajel auf 
ichweizerifchem Gebiete. 

Die am 9. August 1847 eröffnete Linie Züri) — Baden 
ioffte ven Anfang einer „Schweizerifchen Nordbahn” bilden. 
"Auch eine fehtveiz. Zentralbahn und eine Lufmanierbahn waren 
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bereit3 vor dem Jahre 1847 projeftiert und von den betreffen- 
den Kantonen Tonzeffioniert. 

Man mußte fomit bei der Entwerfung der Bundesver- 
faffung zur Eifendbahnfrage Stellung nehmen und man hat 
dies auch bei der Aufitellung des Art. 21 getan in dem Sinne, 
daß man dem Gefesgeber auch in diefer Richtung Vollmacht 
erteilte, „im Sntereffe der Eidgenofjenjchaft oder eine3 großen 
Teiles derjelben, auf Sojten der Eidgenojjenfchaft öffentliche 
Werke zu errichten oder die Errichtung Derjelben zu unterjtüßen.“ 

Sn Jahre 1849 gab die Bundesverfammlung dem Bundes- 
tate den fürmlichen Auftrag, Eifenbahnitudien an die Hand zu 
nehmen und ein Eifenbahngefeb vorzulegen. Der Bundesrat 
 Tieß bedeutende Gutachten und Gefegesentwürfe ausarbeiten, 
fomwohl unter VBorausjegung des Staatsbaues, ald des allge- 
meiner üblichen Privatbaues. 

AS das eidg. Exrpropriationsgeje vom 1. Mat 1850 für 
‚öffentliche Werfe, gejtügt auf Urt. 21 d. B.-9., jedermann ver- 
pflichtete, fein Eigentum oder Rechte auf Grundbeiiß gegen 
Entfehädigung abzutreten, und zwar nicht bloß für die Errich- 
tung und die Unterhaltung jolcher Werfe, jondern auch für 
Beränderungen, Erweiterungen, nötige Ablagerungspläge und 
Kommunifationen, da war man allgemein der Meinung, daß 
zu diejen privilegierten öffentlichen Werfen auch die fonzej- 
fionierten Eifenbahnen gehören. 

Der jchließliche Gejegesentwurf des Bundesrates über den 
Bau und Betrieb der Eifenbahnen auf dem Gebiete der Schweiz. 
Eidgenofjenichaft, wie derjenige der Mehrheit der national- 
rätlihen Konmiljion, |prachen fich für den Staatsbau, eine 
Minderheit dagegen, unter der Führung von Eicher, für den 
Vrivatbau aus (Mat 1852). 

Befanntlich hat im Jahre 1852 das Prinzip des Privatbaus 
den Sieg errrungen und diefem Brinzip werden nun alle die 
wiverlihen Kämpfe zwilchen den fonkurrierenden Eifenbahn- 
gejellichaften unter fich und mit den Landesbehörden, ferner 
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die Neibungen zwijchen den interejjierten Kantonen, und aud) 
alf die bi3 zur Überproduftion getriebene Gründerei, alle die 
Schmwindeleien und PVerlufte, welche mit diefem Treiben bver- 
bunden waren, zugejchrieben, fo daß man meinen jollte, dieje 
Übelftände feien die notwendige Folge des Privatbaues, und 
e3 wäre daher von 1852 an die dDringendite Aufgabe der Staats- 
männer gemwejen, fobald wie möglich zu dem allein Heilfamen 
Prinzip des Staatsbaues und des ftaatlichen Betriebes über- 
zugehen. ; 

Mag uns auch) in der Theorie Das von der Majorität der 
nationalrätlichen Kommifjion (Pioda, Biichoff, Stämpffi, Sieg- 
fried, Steiger, Beyer im Hof, Berichterjtatter) Gebotene jyım- 
pathifcher Hingen: audiatur et altera pars! —d. h. die Minder- 
heit, bejtehend aus Eicher, Kern, Blanchenay, Bapino und 
Hungerbühler (Berichteritatter)! 

Kicht Die Mancheiter-Theorie im allgemeinen, nach welcher 
ver Staat alles der Privatinduftrie überlafjen folle, was Dieje 
ohne ihn zu bejorgen imjtande ift und angeblich auch befjer 
bejorgt, hat der Minorität der Kommiffion den Sieg verliehen; 
auch Hat fie jelbjt nicht diefer Theorie wegen den Staat3bau 
befämpft, fondern weil fie faftiich den Bund zur Zöfung der 
geitellten Aufgabe noch nicht ftark genug hielt, und hierin fand 
fie im Volke Zuftimmung. Man brauchte fich nur die Sachlage 
recht anzujehen. Schon das von der Majorität in Ausficht ge- 
nommene erite bejchränfte Bauprojekt von bloß 750 Kilometern 
(156 Stumden) erforderte ca. 130 Millionen, welche, felbft wenn 
jte zu 4 % erhältlich gemwejen wären, nach dem Proipeft bloß 
eine Berzinfung von Durchichnittlih 3,20 % gewährt Hätten. 
Bei der projeftierten Teilung diejes Eleinen NWebes in jechs 
Gruppen, deren Yultandefommen jtet3 davon abhängig ge- 
macht mar, daß die beteiligten Kantone für die Hälfte der Bau- 
fojten die Zinjengarantie übernehmen, war felbit eine gute und 
notwendige Linie in Frage geftelft, während diefe Zinsgarantien 
der Kantone die Sache im Auslande nicht beiler machten. 
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Aber e3 konnte auch umgekehrt der Appetit der Kantone nad) 
Bahnen und ein unbefonnenes optimiftifches Überfehen der 
Bedeutung der Zinjengarantie (man denfe an die National- 
bahn) Kantone und Bund in große Verlegenheit jtürzen. 

Kun denfe man fi den faum erjt inS Leben getretenen 
neuen Bund, fajt ganz ohne Vermögen und mit bejcheidenen 
Einnahmen — und feine damalige Stellung im europätjchen 
„Bölfer-Konzert"! Die Noten der fremden Mächte, welche 
wir in der Angelegenheit der Flüchtlinge beitändig erhielten, 
fagten ung deutlich genug, wie freundlich fie der — jehr gegen 
ihren Willen, während fie durch Aufftände im eigenen Lande 
am Intervenieren verhindert waren — eingejesten neuen Bun- 
dezregierung in Bern gedachten. (Das Londoner Protokoll 
vom 24. Mai 1852, in welchem die Großmächte dem Klünig 
von Preußen feine durch Art. 23 des Wienervertrages bon 
1815 anerfannten Souveränitätsrechte auf Neuenburg aufs 
neue bejtätigten, war ein anderes, diejen Geilt beurfundendes 
Arktenjtüc.) 

Darum fagted8 GutahtenderMinpderheitder 
nationalrätliden Eijfenbahnfommijffton: 
„IS eine Hauptfchwierigfeit gegen den Bundesbau jtellt fich 
die finanzielle Seite desjelben Heraus. Wir jcheuen uns nicht, 
die Behauptung aufzustellen, daß die Stontrahterung einer 
Nationalfehuld in der Schweiz mit Rüdficht auf die gegen- 
märtigen Staat3ausgaben-Ctat3 des Bundes und der Kantone 
und die vorhandenen Hilfsquellen dieje Ausgaben, zu deden, 
fediglich zum Zmedfe der Freiheitundderffntegri- 
tätde3 Landes gerechtfertigt erjcheint, und Daß das Ein- 
gehen von Staatsichulden für andere, und wären e3 aud) jo- 
genannte produktive Ymwede, in der Negel vermieden werden 
foll. Hüte fich die Eidgenofjenfhaft vor dem erjten Schritt, 
der zum Abgrund des Staatsjchuldenmwefens führt.” — — 
„Bird e3 aber dem Bunde, dem fein Domtnialbefib, fein Bun- 
desstaatspermögen u. dgl. zu Gebote jtehen und bei dem gegen- 
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über dem ausländischen Geldmarkt hinreichende Erfahrungen, 
wie er diesfalls eingegangenen Berpflihtungen nahfommt, 
borderhand noch abgehen, ohne Anstand gelingen, ein National- 
anleihen von 130 Millionen Franfen zu 4 % zu fontrahteren? 
Wir glauben entjchteden nein, joweit diefes Anleihen nicht im 
Snlande gededt werden fanıı.” Dann wird der ZYinsfuß Der 
Anleihen einer Menge von Staaten angeführt ımd namentlich 
an Belgien, dejlen Staatsbau uns al8 Mufter angepriejen 
wurde, nrachgeiviefen, wie mit dem Fortichreiten der Baufchuld 
jtet3 höhere Sinfen bezahlt werden mußten. 

Diefe Argumente waren im Sahre 1852 bei der Beant- 
twortung der Trage, ob die Eifenbahnen durch den Bund oder 
auf dem Wege der Privatinitiative zu eritellen jeien, ent- 
Iheidend. Wenn in diefer Beziehung ein Politiker im Fahre 
1852 noch) im Ungemiljen war, ob er richtig gejtimmt habe, jo 
war er es im Sahre 1856 beim Ausbruche des Keuenburger- 
handels nicht mehr. Sebt-hing die Forteriitenz unferes freien 
Staatswejens davon ab, daß wir imftande waren, einen Sirieg 
für Diejelbe zu führen, und dazu war Geld ein abjolutes Er- 
fordernid. Daß e3 das nötige Friegsanleihen machen fonnte, 
das verdanfte es Der jeit dem -Sahre 1848 geführten mujter- 
haften Wirtfchaft. Auf allen Gebieten hatte e3 den Aufgaben 
der Kultur entiprochen, e3 hatte das Poft- und das Telegraphen- 
mejen jchön entmwidelt, Straßen gebaut, die Eifenbahnen bis 
in das Herz de3 Landes geführt und dadurch Den Verkehr 
mächtig gehoben, e3 hatte eine jehr bemerfenswerte polytech- 
niihe Schule eröffnet, die bereits zahlreich von außen bejucht 
wurde, und Dabei war & nit mit Schulden belaltet 
(wie andere Staaten). Wie wäre im Jahre 1856 der Sredit 
des Bundes dagejtanden, wenn ein Bundesgejeß von 1852 
den Bumd verpflichtet hätte, für unfern Durst nach Eifenbahnen 
eventuell die Zeche zu bezahlen? — — 

Diejenigen, welche die Niederlage des Gedanfen3 des 
Staatsbaus in der Bundesverfammlung von 1852 beflagen, 
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icheinen zu glauben, e3 jeien Damals die Borfämpfer des großen 
Staatsgedanfens nach glänzender Berteivigung dezfelben in 
brutaler Weife niedergeftimmt worden. Wa3 jagen fie dazu, 
menn mir ihnen mit dem Protokoll des Nationalrates bemeijen, 
daß am 8. Juli 1852 bei Behandlung der Eifenbahnvorlage 
nach) der Hinweifung auf die vorliegenden Berichte, ohne daß 
das Wort verlangt worden wäre, alfo ohne jede Di3- 
fuffion, mit68 gegen 21 Stimmen bejchloffen wurde, 
unter Preisgabe der bundesrätlichen Vorlage auf Grundlage 
des von ver Minderheit der nationalrätlihen Kommiljion 
vorgelegten Gejebesentiwurfes zu beraten!! (mie e3 wohl in 
einer VBorverfammlung ausgemacht morden mar). 

Was nach diefem grundjäglichen Verzicht von der Detatl- 
beratung zu erwarten war, läßt fich leicht denfen. Der Wational- 
tat hat an einem einzigen Artikel des von der Minderheit vor- 
gelegten Entwurfes, dem Rüdfaufsartifel, eine wejentliche Ab- 
änderung getroffen, zu welcher wir ihm wahrlich nicht gratu- 
fieren fünnen: nach dem neuen Artikel it diefe Angelegenheit 
in jedem einzelnen Falle bei der Konzejjtonserteilung zu ordnen. 
Die Konzefjionen werden jedoch von den Stantonen erteilt 
(Art. 2) und dem Bunde bleibt nur ein Recht der Genehmigung, 
welche zu erteilen ift, wenn nicht dadurch viemilitärijhen 
Sinterefien der Eidgenofjenjchaft verlegt wiiden tt. 7). 

Der Ständerat, welcher von vorneherein, ohne qrundjäß- 
fiche Abftimmung, auf Grundlage der nationafätlichen Yor- 
fage beriet, brachte feine Kedaftionsperänderungen bon Be- 
deutung an. | 

Wenn nun aber der Bund gerade in den fchiwierigiten Fragen 
den Entfcheid den fantonalen Behörden zumies, war von diejen 
mehr Einficht in die Bedürfniffe des VBerfehrs und mehr Energie 
gegenüber den „Eifenbahnbaronen”, wie man die Eifenbahns- 
dDireftoren zu benennen anfing, zu erwarten? Goliten in der 
KRücfaufsfrage die fantonalen Behörden, durch Auf- 
ftelfung für den Bund günjtigerer Bejtimmungen, die aftanien 
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für ihn aus dem Feuer holen, auch wenn der betr. Stanton 
jelbit oder einflußreihe Bürger Desjelben finanziell bei 
der Gejellichaft beteiligt und an einem hohen Nücdfaufspreis 
mitintereffiert find? — 

Daf die Konzeifionen zunächit von den Slantonen ausgingen 
(Art. 2) und folgerichtig auch diefe zunächft über die Ausführung 
des Plichtenheft3 zu wachen hatten und daß nur in wenigen 
Bunften im Namen des allgemeinen Wohles an den Bund, 
d.H. an die Bundesverfammlung appelliert werden Tonnte, 
das entiprach eben den damaligen bundesitaatlihen Begriffen, 
und das war auf diefem Gebiete um fo fataler, da die fanto- 
nalen Behörden in vielen Beziehungen (foziale und finanzielle 
Stellung, Amtsdauer und Daherige geichäftliche Kenntniffe im 
Giienbahnmefen 2c.) nicht diejenige Pofition einnahmen, Die 
ihnen als Auffichtsbehörde hätte zufommen follen, und über- 
dies noch wegen der Berjchtedenartigleit ihrer Sinterejjen zu 
einem planmäßigen Borgehen nicht geeignet waren. 

Diejer, unfer erites jchweizerifches Eifenbahngejeb beherr- 
Ichende und uns damals ganz felbitverjtändlich Scheinende Kan- 
tonalismus war der Wurm, welcher an dem jchmweizerijchen 
Cijenbahnmefen nagte und Hauptfächlich Die von ung beflagten 
Übelftände verschuldet hat. Sm übrigen hat diefes Gejeb von 
1852 in manden Punkten die Snterejjen der Allgemeinheit 
gegenüber Sonderinterejjen Doc) noch einigermaßen gewahrt 
(Berg adMtt 12,:13,10,217 218219,20%: 

Someit konnten die Vorfämpfer des Privatbaus die fan- 
tonale Hoheit nicht gewähren laffen, daß eine notwendige Eijen- 
 bahnverbindung (ie diejenige der Bundesitadt mit Zaufanne 
bzw. dem Genferjee) in möglichit furzer Linie durch das Wider- 
Itreben eines SKlantons gehindert werden fünnte, oder daß eine 
Eijerrbahn eine andere neu Hinzufommende und in derjelben 
Stadt einmündende Bahn durch unbillige Bedingungen ab- 
halten fönnte, Ddenjelben Bahnhof und für eine ge- 
mwilje Strede diejelbe Bahnlinie zu benugen. Auch mußte, 


203 
wenn ein Zufammenmirfen der einzelnen Bahnen dem Be- 
ditrfniffe entfprechend ermöglicht werden follte, dafür gejorgt 
werden, daß menigitens die Hauptbahnen durch gleichartige 
Anlage die Zirkulation der Wagen auf dem ganzen fchweize- 
riihen Nee ermöglichten.* 

Uber wie vieles war im Gejebe von 1852 nicht vorgejehen! 
Das befam nun unjfer Schenk reichlich zu foften, welcher im 
Ssahre 1864 mit dem Departement des Innern für eine lange 
Neihe von Jahren auch die Leitung des fchweiz. Eifenbahn- 
mwejens übernahm. Bundesrat Stämpfli hatte zwei fahre vorher 
in jeiner eriten (offiziellen) Nüdfaufsbrofchüre die jchweize- 
riihen Cijenbahnzuftände als Frank bezeichnet. Sie waren 
- 8 jo fehr, daß weder mit Nücdfauf nach den gejeblichen Bor- 
Ihriften, no mit dem NRüdfauf aus freier Hand geholfen 
werden fonnte. HBuerjt mußte eine richtige Gtatiftif über die 
Baufoften und fo viele andere Hauptpunfte bezüglich der finan- 
ziellen Lage der Eifenbahngejellichaften Stlarheit fchaffen, mas 
bei vem Widerjtande einiger Gejellichaften und einiger Kantone 
eine jahrelange Arbeit erforderte. Dann mußten die Gejell- 
Ihaften zu übereinitimmender und rationeller Nechnungs- 
ftelfung förmlich durch Gefeb angeleitet werden. Crgab fich 
doch bei der Ausführung des Rechnungsgejeßes von 1883, daß 
in den Rechnungen unjerer damaligen fchmweizeriichen Eifen- 
bahngefellichaften die Baufoften derfelben im ganzen um 
OoMillionen zu hoc angelegt waren (durch Einrehnung 
bon Kursverluften bei Anleihen 2c.). Und was fonnte man von 
dem Sahresergebnijje einer Bahn und dem Ddaherigen Sturje 
ihrer Aktien halten, jolange man völlig im Dunfeln darüber 
war, wie Die Nejerven für Erneuerung des Dberbaus und des 
Nollmaterials und für die Verpflichtungen der Beamtenhilfs- 
fafjen berechnetfind! Mitderdamaligen Kenntnisder Situation 
der Bahnen war ein gerechter und ohne Ruinterung der Bunde?- 
finanzen ein freiwilliger Rücfauf aller Bahnen unmöglich! 

* Daher die bundesrätlihe Verordnung vom 9. Auguit 1854. 
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Eine andere wichtige Aufgabe war im Eifenbahngejeße von 
1852 (Art. 19) ebenfall3 äußerjt mangelhaft vorgejehen. 

Schon der Vertrag der Eidgenofjenihaft mit dem König- 
reich Sardinien vom 8. Juni 1851 enthält eine allgemein ge- 
haltene gegenfeitige Zuficherung, eine direfte Ylpenbahn- 
verbindung beider Länder zu fördern. Auch im Entwurfe 
unjere3 nenen Handelvertrages mit Stalien, welcher im Juli 
1868 unterzeichnet wurde, war ein ähnlicher Artikel 17 aufge- 
nommen worden. Nur ımgern hatte das italienishe Mini- 
fterium feine Zuftimmung zur Aufnahme diefes Artifel3 ge- 
geben. Während die italienische Regierung durch grümdliche 
Studien fich überzeugt hatte, daß der Gotthard von alleı 
Alpenübergängen zmwifchen dem Brenner und dem Mont-Cenis 
auf der Nord- und auf der Südfeite der günftigite, d. h. als 
in der Mitte befindlich, die breitejte Verfehrszone befrie- 
digende fei, empfahl der fchweizerifche Bundesrat, welcher 
diefe Sacdjlage auch einjehen mußte, die jchmeizerijchen 
Befürworter de3 Lufmaniers, des Gotthards und Des 
Simplons; er durfte feine eigene Meinung haben, fondern 
war der bloße Briefträger der filh befämpfenden privaten 
Gejellichaften. Wie fonnte ein Werf wie eine Alpenbahn 
bei diefer Meinungslofigkett der jchmweizeriichen al 
je zuitande fommen? 

Sn diefes Shitem der Neutralität de Bundes in der in 
der Schweiz jeßt wichtigften Frage jchoß Ständerat Welti fchon 
im November 1865 eine Brefche durch die von ihm im Stände- 
rate geftellte und nach hartem Kampfe angenommene Motion: 
„Der Bundesrat wird eingladen, über die Maßnahmen Bericht 
zu eritatten, welche er bezüglich der Eritellung einer inter- 
nationalen WUlpeneifenbahn in VBollziehung des Art. 19 des 
Sijenbahngejeges vom 28. Zuli 1852 entweder jchon getroffen 
hat oder zu treffen entjchloffen ift.” 

Die dem Bundestate in diefer Sache zugemutete traurige 
Rolle zeichnend, fchloß ex feine treffende Rede mit den Worten: 
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„& muß eine Eidgenoffenfchaft geben au, in Eifen- 
bahnfachen.“ Er 

Was tat nun die Gotthardvereinigung, in deren Yusjchuß 
im Jahre 1863 auch Schenf als bemifcher Regierungsrat ge- 
wählt morden war? 

Sm Februar 1867 gelang e3 einer fremden Gejellihaft, 
die wohl mehr an eine Spekulation mit der Slonzeifion ald an 
den Bau einer Alpenbahn dachte, vom Kanton Tefjin Die 
Konzeffion für eine Lufmanierbahn zu erhalten und diejen 
Kanton zum Austritt aus der Gotthardvereinigung zu ber- 
feiten, wo er für feine Eifenbahnbejtrebungen von 14 Stantonen 
jefundiert war (!). 

Sm Kanton Bern hatte im Jahre 1865 ein ingenieur 
Schmidt eine fachlich nicht Haltbare Studie (für eine gründ- 
fiche fehlten ihm die Mittel) iiber eine Grimjelbahn publiziert; 
diefe wurde im Großen Nate des Kantons Bern, al3 diejer 
im Januar 1866 die Behandlung der von ung früher erwähnten 
Dreierborlage des Negierungsrates vom 12. September 1863 
mit der Diskuffion der Gotthardbahn beginnen wollte, al3 Bor- 
wand benubt, um eine Verfchiebung der Alpenbahnfrage mit 
90 gegen 80 Stimmen ins Werk zu fegen. Die Hemmungen, 
welche in jenen Zeiten die Zentralbahn und die Nowoitbahn 
den berniichen Eifenbahnbeitrebungen bereiteten, hatten dann 
die weitere Folge, daß fich Bern während einiger Jahre von 
der Gotthardvereinigung fernhielt. 

Sm Sahre 1867 war Welti in den Bundesrat eingetreten, 
too er e3 fiir feine Pflicht hielt, die Alpenbahnfrage einer Löfung 
zuzutreiben. Er fam Schenf erwünscht, der fich jchon genugjam 
über die ihm durch das Eifenbahngefe zugeiviejene Rolle 
geärgert hatte, und einmal einer in zudringlichem Tone Ber- 
wendung bei Stalien verlangenden Gejellichaft bemerfen 
mußte, der Bundesrat fei gewohnt, die Redaktion jeiner Zu- 
fchriften an fremde Regierungen jet bt feitzuftellen. 

Um diefelbe Zeit fam General von Röder al Gejandter 
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des Norodeutichen Bundes nad) Bern; zwilchen ihn und Weltt, 
bildete fich ein Freundichaftliches Verhältnis, Durch welches der 
Vertreter Bismard3 bald fo in unsere fonititutionellen Wer- 
hältniffe eingeweiht wurde, daß e3 ihm nicht Schwer fiel, die 
2öfung der WUlpenbahnfrage dadurch herbeizuführen, Daß 
er die norddeutihe Regierung zur Stellungnahme in Der- 
jelben veranlaßte. Gleichzeitig verhandelte Welti in gleichen 
Sinne mit Melegari, dem italteniichen Gejandten, und hielt 
unjere Gejandten in Slorenz und Berlin (Bioda und Hammer) 
fonfidentiell auf dem Laufenden. Das wirkte. Anfangs April 
1869 erhielt Bundespräftdent Welti vom italienifchen und vom 
norddeutichen Gejandten offiziell Noten vom 31. März 1869, 
in welchen Jich beide Staaten beitimmt für den Gotthard 
allein erflärten und den Bundesrat erjuchten, die Jnitiative 
zu Verhandlungen mit den beteiligten Staaten zu ergreifen 
und einen PVertragsentwurf vorzubereiten. 

Bald Schloffen fi) auch) Baden und Württemberg dem 
Projekte an. 

Ein internationaler Vertrag war nun notwendig, weil 
Deutjchland und Stalien der Schweizerischen Eidgenoifenjchaft 
durch Subventionen an einen Mlpenübergang und zwar an 
eine Gotthardbahn (weil diefe auch in ihrem Tpntereffe lag), 
zu ermöglichen gedachten. Die Subventionen wurden von 
zwei Geiten geleijtet, einerfeitS von Stalien, andererjeit3 vom 
Korddeutihen Bunde, Baden und Württemberg, und fie wurden 
an einen neutralen Staat, die Eidgenofjenjchaft, geleitet. Die 
Eidgenofjenfchaft übernahm aljo jebt Verpflichtungen bezüglich 
der Sotthardbahn, wie fte roch feine für eine andere Bahn über- 
nommen hatte: fie war e3, welche die Subventionen des Aus- 
landes in Empfang nahm und daher auch für eine richtige Ber- 
mendung haftete, und ebenfo auch den Kantonen gegenüber, 
an welche jte fich in derjelben Stellung am 5. und 7. April 1869 
für Bemilligung der ihnen zugemuteten Subventionen wandte. 
Sie fonnte gegenüber Neflamationen in den Gotthardange- 
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legenheiten nicht mehr jagen: das mögen zunächlt die Kantone 
entjcheiden, welche die Konzefjion erteilt Haben oder exteilen 
merden und Auflicht üben follen. 

Und die Santone, welche Subventionen bewilligten, be- 
nusten auch die Gelegenheit, um dieje und jene Wünfche gegen- 
über der Zentralbahn oder Wordoftbahn zur Geltung zu bringen. 

Auch der Kanton Bern hatte die Gotthardvereinigung ariin- 
den helfen und nachdem der bernifche Große Rat am 2. Februar 
1867 diejenigen Befchlüffe gefaßt hatte, welche unter günftigen 
Umfjtänden die Ausführung des juraffiiden 
Bahnınebes ermöglichten, wurde auch die Gotthardbahn 
dom Kanton Bern nicht mehr grundfäglich in Frage geitellt; 
er winnjchte diejelbe vielmehr und wenn er fich von der Gott- 
hardvereinigung noch fernhielt, jo waren eifenbahnpolitiiche 
Differenzen mit der Yentralbahn und der Nordoitbahn daran 
Ichuld. Sn der Verteilung des fchweizeriichen Verkehrs waren 
dieje beiden Bahnen Berbündete gegenüber den andern 
jchmweizerifchen Bahnen und als folche fchon feit dem 8. Sept. 
1865 gegenjeitig verpflichtet, „Eeinerlei Maßnahmen zu treffen, 
durch welche der in die Gemeinjchaft gehörende Verkehr der- 
jelben entfremdet werden fünnte.” Durch die projeftierte Ver- 
längerung der |peziell bernischen Bahnen von Biel nach Bafel 
und von Langnau nach Luzern mußte jedoch der Schon be- 
ftehende Konfurrenzfampf fich erheblich verjchärfen; denn nach 
der Vollendung Ddiefer Bahnen gehörte namentlich ein Teil 
des Tranfitverfehr? nach berniicher Anfchauung nicht mehr 
ganz in Die Sinterefieniphäre der Zentralbahn und der Nord- 
oftbahn. | 

Die Gotthardbahn fonnte und follte auf den Bahnverkehr 
de3 weitaus größten Teils der Schweiz eine befruchtende Wir- 
fung ausüben, wenn fie eine von der Yentralbahn und der 
Kordoftbahn ganz felbjtändige Verwaltung erhielt. Niel fie 
aber unter die Herrfchaft der vereinigten Zentralbahn und 
Nordoftbahn, jo war vorauszufehen, daß der Gotthardverfehr 
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auf der Nordfeite folange ald möglich fich auf Den Schienen 
diefer beiden Zufahrtslinien bewegen merde. 

Nun war, und zwar fehon vor der offiziellen Mitteilung 
der Berftändigung von Deutfchland und Stalten bezüglich des 
Gotthard, nach einem von den Direktoren der Norboftbahn 
und der Zentralbahn im März 1869 vereinbarten und den 
Berwaltungsräten Fonfidentiell zugefandten „Programm“ zu 
entnehmen, daß „Die mit den Zufahrtäfinien 236 Stilometer 
meffende Gotthardbahn 162 Millionen Franken fojten werde, 
wovon 90 Mälfionen in Subventionen A fonds perdus, 45 Mil- 
Yionen in Aftien und 27 Millionen in Obligationen in Ausficht 
genommen feten. Bon dem Aktienkapital von 45 Millionen 
werden zivei Finfteile mit 18 Millionen von der Schweiz. 
Zentralbahn und der Schweiz. Nordoitbahn gemeinschaftlich 
übernommen, während der Neft in der Schweiz und im AuS- 
{ande in geeigneter Weife zu begeben fei. — Jene zwei Bahnen 
haben auf den Beitpunft der Eröffnung des regelmäßigen Be- 
triebes auf der ganzen Gotthardbahn Diejer Unternehmung 
eine Subvention von je 4 Millionen Franken zu leiften, welche 
fie nach ihrer eigenen Wahl entweder in bar oder mittelft Aftien 
der Gotthardbahn (al pari) bezahlen fönnen. SHintieder joll 
ihnen für folange, als fie im Befibe von menigjtens ?/, der von 
ihnen übernommenen Aftien bleiben, da8 Recht zuftehen, „ie 
zwei Fünfteile der Mitglieder des Divektoriumsfomitees und 
des Verwaltungsrates der Gotthardbahnunternehmung bon 
fich aus zu ernennen”. | 

Alfo die Nordoftbahn und die Zentralbahn, welche Die Güte 
haben, ?/, des Aftienfapitals, aljo 18 Millionen, zu zeichnen, 
welche nach dem „Programm“ eine Dividende von mehr als 
7%, abmwerfen müffen, fichern fich von vorneherein die Yaupt- 
ftellung gegenüber der neuen Bahn, während man den Staaten 
und Kantonen zumutet, den größern Teil des nötigen Geldes in 
Subventionen zu leijten, welche feinen Anteil am Gewinn und 
feine Vertretung in der Bahnbehörde erhalten!! | 
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Kein, unter jolhen Bedingungen konnte die bernifche Ne- 
gterung nach den gemachten Erfahrungen dem Bolfe nicht be- 
antragen, den Unternehmern eine Million für eine Gotthard- 
bahn zu fchenfen. Sie antwortete dem Bundesrate am 5. April 
1869 auf fein Streisichreiben: 

„Str ind entjchloffen, beim Großen Kate und beim Berner- 
volfe eine Subvention an da Gotthard-Unternehmen zu be- 
Türworten, fofern diefe Unternehmung auf nationaler Grund- 
lage organifiert und ausgeführt wird.” Dazu rechnet jie: die 
Übernahme des Baues und des Betriebes der Gotthardbahn 
Ducch den Bund; zu den Subventionen im Betrage von 90 bis 
100 Milfionen find noch 70 bis 60 Millionen Bundesobligationen 
mit oder ohne Gemwinnanteil aufzubringen; Differentialtarife 
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Soweit glaubten nın zwar Welti und Schenf, wegen der 
damit verbundenen fonftitutionellen Schmierigfeiten, nicht 
gehen zu Fönnen. 

Als aber anı 20. April 1869 in der W. Zürcher Zta. eine 
leicht erfennbare, der Schweiz. Kreditanjtalt jehr naheitehende 
Feder triumphierend mitteilte, daß nunmehr durch fchmeize- 
riiche Eifenbahnen und Banken an 30 Millionen Gotthard- 
aftien gezeichnet und die Ausführung des Baues und des Be- 
triebes der Bahn durch bewährte Hand gefichert fer, bevdürfe 
e3 gegenüber dem Auslande nur noch des Ausweijes Diejer 
Sicherheit, in der Schweiz Dagegen |tehe die neue Bahn, aleich- 
mie die andern Bahnen, auch fernerhin unter Dem Gejebe von 
1852, und es ftehe einer allfälligen Fujion diefer Bahn mit 
andern jchiweizeriichen Bahnen nicht3 entgegen, und als auc) 
die am 22. April in Zuzern verfammelte Gotthardvereinigung 
(e3 fehlte freilich eine Vertretung der Kantone Bern, Freiburg, 
Neuenburg und Thurgau) in diefen Xobgejang einjtimmte: Da 
fonnte man bald in der Prefje lejen, man jolle jich in gürich 
nicht Sllufionen hingeben über die Stimmung im Bundestat- 
haufe: man wolle auch dort eine nationale Bahn, jedoch nicht 
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eine Bahn, durch welche die Aftionäre getwiffer Bahnen das 
ganze Neb der fchweizerifchen Eifenbahnen von Bajel bis Chiafjo 
regieren und einen Staat im Staate bilden, dem fantonale 
und Bundesbehörden nur Werkzeuge jeien! 

Sn diefem Geifte ift denn auch vom 15. September 1869 
an in Bern in einer von den Delegierten der Schmeiz, 
Staliens, des Norbdeutichen Bundes, Badens und Württem- 
beras befchiedten und unter dem Borjibe von Bundes- 
präfident Welti beratenden internationalen Konferenz eine 
Vereinbarung bezüglich Des Baues und des Betriebes einer 
SottHardbahn getroffen worden, welche ihren Ausdrud in 
einem Bertrag zmwifchen der Schweiz und Stalien fand, 
während den deutjchen Delegierten bezüglich der Subven- 
tionen noch die nötigen Beichlüffe fehlten und daher Deutjchland 
der nachträgliche Beitritt vorbehalten blieb. 

Nach Diefem Vertrage gehören zur Gotthardbahn die Linien: 
Luzern — Küßnacht—Immenfee—Goldau, Zug—St. Adrian— 
Soldau, Goldau— Flüelen— Biasfa— Bellinzona, Bellinzona— 
Zugano—-Chiaffo, Bellinzona—Magadino—italieniiche Grenze 
gegen Zuino, mit Zmweigbahn nad) Xocarno, zufammen 263 
Kilometer. | 

Die beteiligten Staaten leiften Subventionen. Der Bundes- 
rat trifft dagegen die nötigen Maßregeln, um die Aus- 
führung de3 Unternehmens und aller im Vertrage erwähnten 
Berbindlichfeiten ficherzuftellen; zu diefem Behufe find die 
Statutender Öefellfhaftfeiner &enehmigung zu unter- 
jtellen (Art. 1). 

Kun folgen VBorjehriften betr. den hHöchiten Bunt der Bahn, 
Kurven, Marimaljteigung, Doppelgeleije 2c., Beltimmungen 
über die Reihenfolge und die Dauer de3 Bauıe der einzelnen 
Linien, den Bau der noch nötigen Zwifchenftüce und Ab- 
fürzungen, die Fortfeßungen auf italienijchem Gebiete, Die 
Maßregeln bei Störung durch höhere Gewalt und zur Auf- 
rechterhaltung der Neutralität, die richtigen Anjchlüffe, die 
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seitjeßung Der Taren, der gewöhnlichen und derjenigen für 
Bergitreden, von welchen die legteren zu reduzieren find, wenn 
das Aktienkapital über I % abwirft. Die Eidgenofjenichaft 
läßt die den Bau ausführende Gejellichaft eine Kaution Hinter- 
legen, jte überwacht den Bau, entjcheidet namentlich über 
alle Fragen betr. den großen Tunnel, macht den Subventions- 
ftaaten periodiihe Mitteilung über den Fortgang des Baues, 
ladet alljährlich Delegierte der Subventionsstaaten zur Verifi- 
fation der Arbeiten ein, fchreitet ein, wenn von Kantonen dem 
Bau Schwierigkeiten gemacht werden; Gtreitigfeiten werden 
durch da3 Bundesgericht erledigt. Übertragungen der Kon- 
zejlion und Fulionen oder Fortjegungen der Bahn bedürfen der 
Einwilligung des Bundesrates und der Sicheritellung der bis- 
herigen Berpflichtungen der Gotthardbahn. 

Die Gejamtjubvention wird auf 5 Millionen Franken feit- 
gejebt, wovon die Schweiz 20, Stalien 45 übernimmt, einzahl- 
bar nad) im Vertrag feitgejegten Terminen. Nach Art. 18 
haben die Subventionen der Staaten, jobald die Dividende 
7 %, überjteigt, Anjpruch auf die Hälfte des Überfchuffes (nach 
einer nicht im Bertrage felbit enthaltenen Beitimmung des 
Protofolls haben die jubventionierenden Kantone auch das Necht 
der Vertretung in der Generalderfammlung der Aftionäre nad) 
Maßgabe ihres Subventionsfapitals, jedoch fann die Zahl ihrer 
Stimmen !/; derjenigen der gefamten Aftien nicht überfteigen). 

Diejer Vertrag vom 15. Dftober 1869 Hätte mit dem 1. Mai 
1870 für alle drei Yänder in Kraft treten oder dahinfallen follen. 
Das erftere war verfchiedener Umstände wegen nicht möglich, 
man mußte daher wiederholt Friftverlängerungen befchließen; 
die jchweiz. Bundesverfammlung fonnte den Vertrag erft am 
27. Ssult 1870, Stalten und das Deutfche Neich (lebteres mit 
20 Millionen Subvention) exit am 28. Oftober 1871 ratifizteren. 

Die Folge diejer Beichlüffe war auf der Seite der Negie- 
tung bon Bern die, daß fie in ihrer Zufchrift an den Bundesrat 
vom 27. Sanuar 1870 betr. die Subvention diefes Kantons er- 
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Härte: „Bon dem Augenblice an, wo die in dem Schreiben des 
Regierungsrates vom 15. April vorigen Jahres enthaltenen 
Soeen von der internationalen Konferenz der Hauptjfache nach 
angenommen worden waren, fand fich die Negierung von Bern 
verpflichtet, wie fie es in ihrem Schreiben erflärt hatte, 
beim Großen Nate und beim Bernervolfe eine billige Sub- 
vention de3 Gotthardunternehmens zu befürworten.” Die be- 
pilfigte Subvention betrug eine Million, welcher im bernischen 
Großen Rate nur von 2 Mitgliedern die Zuftimmung verjagt 
wurde. Die Stadt Bern fügte diefer Million noch eine Sub- 
vention von Tr. 100,000 bei. 

Diefer Ausgang beweilt, daß die bernischen Behörden vom 
guten Willen für die Gotthardbahn bejeelt waren. Die Form, 
in welcher fie diefen Willen befundeten, hat der Gotthardbahn 
nicht gefchadet, fondern mit dazu beigetragen, ihr die richtige 
Stellung zu verschaffen. Wir teilen nun nocd) einiges aus den 
unter Mitwirfung des Bundesrates verfaßten Statuten 
der Gefelffchaft mit, welche zwar exit am 3. November 1871 
genehmigt werden fonnten, jedoch jchon lange auf das \nkraft- 
treten des internationalen Vertrages hatten warten müjjen. 

Die nunmehrige Baufumme von 187 Millionen wird auf- 
gebracht durch Subventionen im Betrage von 8 Vüllionen, 
34 Milfionen in Uftien von je 500 Sr., der Reit (68 Millionen) 
in Obligationen. 

Dbfchon, wie bereit3 bemerkt, laut Bejchluß der internatio- 
nalen Konferenz vom 13. Oftober 1869 an der Generalver- 
fammlung neben den Uftionären auch die Kantone nad) Waß- 
gabe ihres Subventiongfapitals jtimmberechtigt find, jedoch nur 
bi3 auf !/, der Altienjtimmen, fo fonnte man doc) aud) einer 
jo erweiterten Generalverfammlung, deren Mitglieder auf das 
Stimmrecht Anspruch machten, fobald */,; der verjprochenen 
Summen einbezahlt find (und noch im Anfang des Jahres 1878 
erit 300. Fr. per Aktie einbezahlt hatten), nicht die Herrichaft 
über eine folche Unternehmung und von Anfang an übergeben. 
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Die Statuten vom 3. Sioember 1871 bejtimmen daher in 
den Art. 36 bis AO folgendes: 

Art. 36. E3 werden für die ganze Dauer der Bauzeit ein 
‚ Bermaltungtsat und eine Direktion aufgeftellt. 

Der Verwaltungsrat beiteht aus 24 Mitgliedern, von mel- 
chen drei die Direktion zu bilden haben und zwei meitere der 
Direktion als Erjaßmänner beizugeben find. 

Die eine Hälfte diefes Verwaltungsrates wird von dem 
jchmweizerijchen Bundesrate und der Gotthardvereinigung, Die 
andere Hälfte von den Gründern der Gotthardbahn=@efell- 
Ichaft ernannt. 

(Der Bundesrat wählte nac Hiefer Beitimmung 6 Mit- 
glieder, die Gotthardvereimigung ebenfalls 6, das jchmweizerifche 
Smanzfonjortium 4, da3 italienische 4 und das deutjche eben- 
falls 4.) 

Der Bermaltungsrat ernennt feinen Präfidenten aus der 
Mitte der von dem fchweiz. Bundesrate und der Gotthardver- 
einigung bezeichneten Mitglieder, feinen PVizepräfiventen nach 
freier Wahl aus fämtlihen Mitgliedern. 

Art. 39. — — Sobald der für die Dauer der Bauzeit zu 
beitellende Verwaltungsrat tn feinem ganzen Umfange er- 
nannt fein mwird, tritt er zu feiner Konftituierung, zur Wahl der 
Direktion und zur Anhandnahnte der übrigen ihm obliegenden 
Berrichtungen zufammen. 

Art. 40. Die Amtsdauer der für die Bauperiode beitellten 
Sejellfchaftsbehörden erlifcht mit dem Tage der eriten ordent- 
lichen Generalverfammlung, welche nach Eröffnung des Be- 
triebes auf dem gejamten Nebe der Gotthardbahn abgehalten 
werden mird. 

Der Verwaltungsrat wählte zu feinem Präfidenten: eer- 
Herzog, zum Bizepräfidenten: Nationalrat Oberjt Stehlin. 

gu Mitgliedern der Direktion wählte er die Herren: Dr. 
Afred Eicher, Bräjivent, Regierungsrat Zingg in Luzern, Vize- 
präjident, und Negierungsrat Weber in Bern. 
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ALS Erfaßmänner der Direktion wurden gewählt: Köchlin 
und GStoder. 

As Sib der Gefellichaft wurde Luzern bezeichnet. 

Diefe Zufammenfegung der Gejellihaftsorgane mar ber- 
trauenerwedend; auf diefe Organe fam e3 an. 

Wer diefen Gang der Dinge aufmerffam verfolgt hat, wird 
fich nicht darüber wundern, daß am 24. Juli 1869, aljo yon 
bor der neuen Anhandnahme der Bundesrevijion, vom Na- 
tionalrate die Motion angenommen wurde: „Der Bundesrat 
wird eingeladen, Bericht und Antrag vorzulegen darüber, in 
welcher Weife vem Bunde in bezug auf den Betrieb der 
ichweizerifchen Eifenbahnen weitere Befugnifje ein- 
geräumt werden Fünnen.“ 

Das eidg. Departement de3 Innern machte ji) jofort an 
die Arbeit. Vor allem lud e3 das eidg. Poft- und das Miültär- 
Departement, die Kantongzregierungen, und die Eifenbahngejell- 
ichaften zur Anfichtsäußerung ein, zugleich fieß e3 auf feinem 
Cifenbahnbureau eine Statiftit der verjchtedenen Arten von 
Konfliftfällen und von widrigen Erfahrungen infolge mangeln- 
der fiompetenz 2c. zufammenftellen, fo daß jchon Ende 1870 
ein Gejeßesentwurf in voller Arbeit war, al3 Schenf für zwei 
Sahre zu Departementen überging, in welchen er mit dem 
Eifenbahnmefen nicht zu fchaffen hatte. Weil er aber nachher 
fire die Durchführung des neuen Eifenbahngejeßes vom 23. Dez. 
1872 zu forgen hatte, fönnen wir den Gefegezentwurf nicht 
übergehen, welcher fchon am 16. Juni 1871 vom Bundestate 
angenommen und der Bundesverfammlung vorgelegt wurde. 

„Ullerdingg,” jagt die bundesrätliche Botjchaft vom 16. Juni 
1871, „it eine beförderliche Nevifion des Eifenbahngejebes ein 
abfolutes Erfordernis, ganz abgejehen von den meitern, jedoch) 
noch unfichern Zielen der Bundesrevifion in Eifenbahnjachen. 
Durch die Alpenbahnangelegenheit find wir dahingefommen 
daß mir ein doppeltes Eifenbahnrecht nebeneinander in Der 
Schweiz haben. Nacd) dem einen Hat der Bund in den Fragen 
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De3 Baue3 und Betriebes der Gotthardlinien bereit3 meitge- 
hende Kompetenzen, auf der andern Seite haben mir die fanto- 
nalen Konzeffionen und Auffichtsrechte. Übrigens find diefe 
fantonalen Rechte bald illuforifch, bald zwedmidrig. Slluforiich 
ft die fantonale Aufficht über eine Linie, welche mehrere antone 
durchzieht, Die das Eifenbahnmefen ganz ungleich anjehen und 
jich über dejfen Behandlung nicht verjtändigen fünnen, mas der 
Eifenbahngefelfjchaft ermöglicht zu tun, was fie für gut findet. 

&3 wird aber auch von Eifenbahngefellichaften über jtrenges 
zwechwidriges Verfahren der kantonalen Auffichtsbehörden ge- 
flagt und Erfegung derjelben durch eine Bundesbehörde, frei- 
fich mit allerlei Vorbehalten, gewünfcht. Auf der andern ©eite 
wurde der Standpunkt geltend gemacht, an den beitehenden 
Rechten der Eifenbahnen fönne nichtS geändert werden, da jte 
Durch Vertrag — Konzefjionen jeien Verträge und das Eijen- 
dahngejeg ein Teil derfelben — feitgeitellt ferien. Mit Dem- 
jelben Nechte, fagt die bundesrätlihe Botichaft, Fünnte eine 
fonzeffionierte Mebgerei verlangen, daß die Gemerbegejeß- 
gebung ihr zulieb auf alle Fortjchritte verzichte. Die Not- 
wendigfeit der vorgeichlagenen Änderungen gegenüber dem 
Sifenbahngejeg vom 28. Juli 1852 wird dann Punkt für Punkt 
 nachgemiejen. 

Wir fönnen hier nicht in das ganze große Detail des neuen 
Oejebes vom 23. Dezember 1872 eintreten. 

Die wichtigite Anderung an dem Gejebe von 1852 ijt Diefe, 
Daß nunmehr die Konzefjionen jtatt von den Stantonen vom 
Bunde, allerdings nach Anhörung der Kantone, und unter Vor- 
behalt von notwendig erjcheinenden Abänderungen, erteilt und 
Dur den Bund die Ausführung durch ftändige Fachmänner 
überwacht wird. Und dann wird auch das Pflichtenheft der 
Gefellihaften, nach den Forderungen, welche ji) aus den ge- 
machten Erfahrungen ergaben, erheblich vermehrt. 

Einen fehr wichtigen Artikel müfjen wir hervorheben, der 
allein jchon für eine Rebifion Stoff bot. 
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Urt. 38. „Die Bundesgejebgebung wird die erforderlichen: 
Beitimmungen aufitellen: 

1. über die Nechtöverhältniffe des Frahtpverfehrs 
und der Spedition auf Eifenbahnen oder auf andern 
bom Bunde fonzedierten oder von ihm felbit betriebenen 
Transportanftalten (Dampfichiffen und Poften) und 

. über die PVerbindlichkeiten der genannten Transport- 
anjtalten zum Schadenerjaß für die beim Bau und Betrieb 
herbeigeführten Tötungen und Berlegungen. 

Alle Vorbehalte und Verfügungen der Gejellichaften in 
Reglementen und Frachtbriefen, durch welche fie die Haftbar- 
feit ganz oder teilweife ablehnen, find bis zum Erlaffe des be- 
züglichen Bundesgejehes dem Bundesrate zur Genehmigung 
vorzulegen und fallen dahin, jobald der Bundesrat ihnen die= 
jelbe verjagt." — 

Auf diefem Gebiete fieht man fo recht, wie die Eifenbahn- 
gejellichaften durch ihre Neglemente daS bejtehende gemeine 
Recht umgeftoßen und das Gehenlaffen der fantonalen 
Auffichtsbehörde als gejegliche Bejtätigung behandelt haben. 

Sr die Bundesverfafjung von 1872 ijt nach) kurzer Diskuffion 
in den beiden Näten folgender neue Xrtifel aufgenommen 
worden, welcher Dann ohne weiteres auch in unfere Berfaflung, 
von 1874 übergetragen wurde: „Die Öejegebung über den Bau 
und Betrieb der Eifenbahnen tft Bundesjache” (Art. 26). Diejer 
Artikel jagt gerade das mit deutlichen Worten, was man bis- 
ber, wenn auch unter Widerfprud, Schon ald im Art. 21 von 
1848 enthalten behauptete: daß nämlich der Bund in Eijen- 
bahnjachen vollftändig fouverän jet. | 

As Schenf mit dem Anfang des Jahres 1873 wieder das 
Departement des Innern und damit auch das Eifenbahnmejen 
übernahm, war das lebtere nun exit recht eine jchwere Lalt 
geworden, eritlich wegen de3 Baues der Gotthardbahn und 
zweitens wegen der Ausführung des neuen Cijenbahngejebes 
bom 23. Dezember 1872. zn eriterer Angelegenheit hatte er 
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das Glüd, in dem feine Eifenbahnabteilung leitenden ingenieur 
Koller, dem eriten jchweizerifchen Technifer, welcher, und zwar 
ichon vor 20 Jahren, eine Gotthardbahn befiirwortet hatte, den 
Mann zu befiben, welchen der Bundesrat daS Amt eines 
„SottHard-Snfpektor3” (für die technische Überwachung) über- 
tragen fonnte. 

Für die Ausführung des Eifenbahngejeges war ein Stab 
von Technifern notwendig, wenn auf eine wirkliche Aufjicht 
nicht von Anfang an verzichtet werden jollte. 

C3 wurden daher am 8. März 1873 gemählt: 

zum technischen Snfpeftor: Blotnisfi, Oberingenieur, (Stell- 
vertreter: Koller [ Gotthardinipektor]), 

zum adminiftrativen. Su pehor: Seiffert, bish. Boftpireftor 
in ©t. Gallen, 

zum Seftetär des Zentralbureaus: Hürlimann. 

Diefem Zentralbureau waren unteritellt die im April 1873 
vom Bundesrat gewählten fünf Kontrolleure, wovon drei für 
den Bau und zwei für den Betrieb der fchmweizerifchen Eifen- 
bahnen. — 

Behufs der Ausführung bes bon uns wörtlich angeführten 
Art. 38 des neuen Cifenbahngejeges waren ziwei Bundesgejebe 
notwendig, mit deren Entwerfung Prof. Munzinger in Bern 
im Unfange des Jahres 1873, und nach deijen jchon im April 
desjelben Jahres erfolgten frühen wobe Prof. Kid in Zürich 
betraut wurde. — 

Nachdem es fich gezeigt hatte, welche enorme Lat das 
Gifenbahnmefen jet bildete, wurde dasjelbe durch Bundes- 
gejeb vom 28. Juli 1873 zur Hauptaufgabe des neuen „Eijen- 
bahn- und Handelsdepartements" gemacht. Wa don dem 
bisherigen Handel3- und Zolldepartement noch übrig blieb, 
das Bollwejen, wurde nunmehr mit dem Finanzdepartenent 
‚vereinigt. 

Schon im Sahre 1874 (während Schenf das Amt des 
Bundespräfidenten und Chefs des politiihen Departements 
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befleidete) wurde von der Bundesperfammlung angenomnten: 
das „Bundesgefeb über die Verpfändungen und Zmangs- 
iquidationen der Cifenbahnen auf dem Gebiete der Eidge- 
nofjenschaft” (vom 18. Juli 1874); ferner wurden vom Bundes- 
rate im Jahre 1874 vorgelegt und im Jahre 1875, als Schenf 
das neue Eifenbahn- und Handelödepartement übernommen 
hatte, von der Bundesperfammlung angenommen: 

1. da8 „Bundesgejeß betr. Transport auf Eifenbahnen 
(vom 31. März 1875), 

2. das „Bundesgejeß betr. die Haftpflicht der Eifenbahn- 
und Dampfichifffahrtsunternehmungen bei Tötungen und 
Berlebungen” (vom 1. Suli 1875). 

Brachte num fchon die Übernahme der Aufficht über ein 
Bahnnes, welches bereits im Jahre 1873 eine Bahnlänge von 
über 1400 Stilometern umfaßte, ein ungeheures Arbeitsdetatl, 
fo wuchlen die Sorgen des neuen Eifenbahndepartements mehr 
und mehr, als fich, und zwar fchon von 1872 an die Voranjchläge, 
für die Gotthardbahn al3 zu tief gegriffen herausitellten, jo 
daß fchließlich der Bundesrat anı 4. Dezember 1875 die Gott- 
Hardbahngejellichaft zur Ausfunfterteilung über ihre finanzielle 
Lage einladen mußte. Die am 3. März 1876 von der Gejell- 
Ichaft erteilte Auskunft enthüllte das folofjale Defizit von 102 
NDüllionen bei Feithaltung an dem im internationalen Vertrag 
aufgeitellten Bauprogramm. 

Bon einem Stedenlaffen des Unternehmens jprach zum 
Gfütd feiner der drei Vertragsitaaten, fondern man unterfuchte 
zuerit, inwiefern man durch Vereinfachung beim Bau (Verzicht 
auf das zweite Geleije, ZJulajjung etwas größerer Steigungen 
und Heinerer Kurven) Erjparmijje machen fünne. Dann ging 
man, freilich erjt in der internationalen Stonferenz in Quzern 
am 12. Juni 1877, Dazu über, auf die doppelten Yufahrtslinten 
im Norden und Süden zu verzichten und die Gotthardbahn, 
 wenigjtens für einjtweilen, auf die Linie Jmmenjee—Pino zu 
reduzieren, alfo den Bau der Linien Quzern—mmenjee, Jug— 
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Arth und Giubiasco— Lugano zu verjchteben, bi3 Jmmenjee— 
Vino gebaut ift und die Yage der Gejellichaft Den Bau der ver- 
Schobenen Linien gejtattet. Das auf dieje Weije auf 40 Millionen 
ermäßigte Defizit hoffte man nunmehr deden zu können durch) 
Subventionen im Betrage von 28 Millionen, wovon auf Stalien 
10, auf Deutfehland 10 und auf die Schweiz 8 fallen, und 
durch die Emiffion von 12 Millionen Obligationen. 

Auf Grundlage der in den internationalen Konferenzen in 
uzern am 12. Juni 1877 und in Söfchenen am 5. September 
1877 erzielten Verftändigung ijt unterm 12. März 1878 in Bern 
in einer von Bundespräfident Schenf präfidierten internatio- 
nalen Konferenz im Sinne diefer Neduftionen und neuen Sub- 
ventionen ein Zufasvertrag abgejchloffen worden, an welchem 
nicht3 fehlte, al3 die — Natififation der Subventionen. 

Die Nachjubvention von 8 Millionen in der Schweiz 
aufzubringen fehien unmöglich. Die Nordojtbahn und Die 
Bentralbahn waren zur Übernahme von zufammen 1!/, Mil- 
Yionen bereit, die reftierenden 61/, Millionen glaubten Die 
beteiligten Kantone nicht aufbringen zu können, jondern bloß 
%t. 3,315,000, wozu dann der Bundesrat eine Bundesjubjidie 
von Sr. 3,185,000 vorjchlagen wollte, um die fehlenden 6"), 
Millionen vollgzumackjen. Allein auch diefes Projeit jcheiterte 
an dem verwerfenden Entjcheide des Zürchervolfes, was Eicher 
zum Niüdtritte von feiner Stellung in der Ootthardbahndirektion 
veranlaßte, damit nicht ferner die Gotthardbahn für ihn büßen 
müffe. Der Bundesrat wußte nım feinen andern Ausweg mehr 
al3 den, der Bundesverfammlung vorzufchlagen, daß jie, unter 
den notwendigen fichernden Vorbehalten, eine Nachjubvention 
von 61/, Millionen bemillige. 

Der Bundesrat fonnte freilich nicht anders Haktnehe die 
Schweiz wäre moralisch gegenüber Deutfchland und \talien 
zu viel größeren Opfern verpflichtet gemwejen, da ihr bie Sub- 
ventionen anvertraut waren in der Erwartung, daß jie das 
Unternehmen vorher geprüft habe und zu einem guten Ende 
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führe. Auf der andern Seite ijt aber auch zu berüdjichtigen, 
daß, nachdem jahrzehntelang das Eifenbahnmefen dem Bunde 
gegenüber PBrivatjache gewefen ift, man jich nicht verwundern 
darf, wenn num aud) fernerhin, wenn aud) in irriger Meinung, 
die Fortjeßung diejes Berhältniffes angeftrebt oder dann Gleich- 
haltung eines nicht ausfichtslofen zweiten Alpenübergangs 
pojtultert wurde. So war die Oppofition nahe daran, die Sache 
zum Scheitern zu bringen, wenn nicht ein Mittelantrag die 
getrennten Cidgenofjen zu einem beinahe einitimmigen Be- 
ichlufje vereinigt hätte, welcher dahinging, zwar an die Gott- 
hardbahn nur eine Subpention von 41/, Millionen zu beiilligen 
und die weiter verlangten 2 Millionen al3 Subfidie für eine 
Monte Kenere-Bahn in Ausficht zu Itellen, womit die Gotthard- 
fantone gezwungen wurden, die fehlenden 2 Millionen jelbit 
aufzubringen, — ferner ebenfalls eine Subvention von je4t/, Mil- 
lionen für eine Wpenbahn im Diten und eine folche im Weiten 
zu bemilligen zugunften derjenigen Kantone, welche fih an 
einer jolchen beteiligen wollen. 

Iroß der Annahme diefes Antrages des Freiburger Na- 
 tionalrat3 Wec-Nepnold wurde, und zwar vorzüglich vom 
Wandtlande aus, das Neferendum gegen diefen Bundesbe- 
ihluß angerufen und derjelbe in der Folge am 19. Sanuar 
1879 mit 278,731 gegen 115,571 Stimmen angenommen. 

Durch denjelben Bundesbeichluß wurde auch die Monte 
Lenere-Tinie ermöglicht. Nachdem nämlich der Bund 2 Mil- 
onen und hierauf der Kanton Teffin eine Million an die Monte 
Cenere-Linie bewilligt hatte, erflärte fich auch Stalien, durch 
Staatsvertrag mit der Schweiz vom 16. Suni 1879, bereit zu 
einer Subvention von 3 Millionen Fr., unter analogen Be- 
dingungen, mie im Gotthardvertrage vom 15. Dftober 1869, 
und die Bundesperfammlung hat Ddiefen Vertrag unterm 
19./20. Juni 1879 ratifiziert. 

Bei diefer Rekonftruftions-Sampagne, welche noch chivie- 
tiger war als die erite der Gründung, hat Bundesrat Welti 
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durch feine unermüdliche Tätigfeit al Vermittler zwijchen der 
Gotthardbahndireftion (Eicher) und dem Bundesrat und dem 
deutfchen Gefandten (don Röder) und durch feine Energie im 
Rate einen großen Anteil am glüdlihen Schlußrefultat; aber 
auch der in allen Stürmen mit feiner Hafjiichen Ruhe das 
Steuerruder führende Schent war zur Erzielung einer Ver- 
ftändigung notwendig. 

Troß des Verlujtes des Sahres 1878 al Baujahr fonnte die 
Gotthardbahn in Mat 1882 mit Einfchlußder Monte Cenere-Linie 
eröffnet werden; ihr zweites Geleije erhielt jte jedoch erit im 
Sahre 1886 und die nördlichen Zufahrtslinien im Jahre 1890. — 

Kachdem das Eifenbahnmejen (durch Bundesbeichluß vom 
21. August 1878) bleibend vom 1. Januar 1879 an dem neuen 
„Bolt und Cijenbahndepartement” (Welti, dann emp) zu- 
geteilt ift, verlaffen wir hiermit diefen Geichäftszmeig, welchem 
Schenf in der erften Hälfte feiner Wirffamfeit al3 Bundesrat 
einen erheblichen Teil feiner Yeit und Kraft widmen mußte. 

Sndem die Eidgenofjenjchaft Durch die Sionjequenz der Tat- 
- fahhen gezwungen wurde, nicht nur die Gotthard- und Die 
Monte Cenere-Bahn zu jubventionieren, jondern aud) Gub- 
ventionen für noch nicht einmal beftehende Alpenbahn-Gefell- 
ichaften zu verfprechen, find wir in eine neue ‘Periode unjerer 
GEijenbahngejchichte eingetreten, deren gejeßlicher Abjichluß erit 
noch bevorjteht. Dasjelbe ijt zu jagen bezüglich der Beritaat- 
lihung unferer Eijenbahnen. 


Fabriflgejesgebung. 


Dur) die Motion vom 24. Juli und 29. Dft. 1868 war der 
Bundesrat eingeladen worden, über die Arbeit der gabrif- 
finder in den Santonen möglichit vollitändige Erhebungen 
zu veranstalten und die Ergebnifje derjelben der Bundesper- 
fammlung vorzulegen. Wozu? 

Se mehr in unjerem Vaterlande auf der einen Seite das 
Fabrifmefen zunahm und auf der anderen ©eite die Einjicht 
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in den Wert und die Notwendigfeit der Volfsbildung, deito 
öfter mußte e3 vorfommen, daß dieje beiden “nterejjen mit- 
einander in Kollifion famen, jo daß durch Gefege und Berord- 
nungen dafür geforgt werden mußte, daß nicht die geijtige und 
die phHyfifche Entwicklung der Jugend der Fabrifarbeit geopfert 
werden. Solche Vorfchriften entjtanden, freilich ganz vereinzelt 
und daher lange unbeachtet, fchon vom Jahre 1815 an. 

Da aber ein jeder Kanton noch in allen Dingen nad) feinem 
Butfinden und Bedürfnis legiferierte, fo wurde auch diefe An- 
gelegenheit ungleich geordnet und es fonnte vorfommen, daß 
eine Fabrik in dem Kanton, in welchem fie gerade ftund, zmölf- 
jährige Kinder diefes Kantons nicht anftellen durfte, während 
in der Nähe einer Fabrik des Nachbarfantons jolches geitattet 
war und diefe Fabrik fogar zwölfjährige Kinder des hermärtigen 
Kantons in Arbeit nahm, wenn dies nicht durch befondere Maß- 
regeln verhindert oder eingejchränft wurde. 

Soldhen Mißverhältniffen fonnte durch Ktonfordate abge- 
holfen werden; fie blieben jedoch troß des beiten Willens der 
Gejebgeber beitehen, wenn das Volk folchen Konfordaten die 
Genehmigung verfagte. Und nachdem jeit 1855 jchon mieder- 
holt ein Konfordat diefer Art beim Referendum Schiffbrud 
gelitten hatte, wandte man fich an die Bundesperfammlung 
in der Hoffnung auf Abhilfe. 

Beim Empfange des Sreisfchreibens, welches der Bundes- 
rat infolge der Annahme der obenerwähnten Motion an die 
Kantonsregierungen richtete, mag wohl in mancher Stanton3- 
fanzlei der motionenreiche Dr. %003 nicht willfommen gemejen 
fein, wenn diefelbe nicht einmal mußte, welcher Amtzitelle 
fie das bundesrätliche Kreisjchreiben zur Beantwortung zu- 
itellen folle und e8 am Ende jelbft beantworten mußte. 

Bei diefer Sachlage begreift man e3, wenn die im Suli 1869 
bom Eidg. ftatiftifchen Bureau publizierte Zufammenitellung 
der Refultate in der fantonsweifen Aufzählung der 9540 Fabril- 
finder der Schweiz für den Kanton Neuenburg deren nur 19, 
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für die Kantone Obwalden, Solothurn, Appenzell %.-NH., 
Wallis und Genf (!) gar feine angeben fann und wenn 
die Berichte der Kantone Yürih und Bern, weil von den 
Fabrifanten felbit verfaßt, fich auch gar zufrieden über ihre 
Tabrifen äußern. 

Troß Diejer Lüden erhält man durch diefe erite Enquete 
doch einen im ganzen genommen wertvollen Einblid in die 
Sachlage. Man erfährt gleichwohl, daß im Kanton Zürich nad) 
dem Gejeße die tägliche Arbeitszeit für Kinder von 12—16 Jah- 
ren 12—13 Stunden (!) betragen darf, ferner daß Bern 91, 
Appenzell U.-NRh. 132 Fabrikfinder unter 11 Jahren zählt, daß 
in Bajelland vor dem Fabrifgejeb von 1868 Die tägliche Arbeits- 
zeit repetierichulpflichtiger Kinder 11/,—14 Stunden betrug, 
durch jenes Gejeß jedoch auf Höchiteng 10 Stunden täglich re> 
Duziert worden til. 

Wenn auch in induftriearmen Kantonen ein Bedürfnis nach 
Neglementierung der Tabrifarbeit noch nicht aufgetreten ift, 
jo haben dagegen in den meilten Kantonen, in welchen die 
Smduftrie zu Bedeutung gelangt it, die Behörden einen An- 
fang gemacht mit der Bekämpfung der mit Derjelben aufge- 
tretenen Übeljtände; ja wir fünnen fagen, daß nach dem Be- 
richte des Eidg. ftatiftiichen Bureau vom Sahre 1869 — von 
der Haftpflichtgefeggebung abgejehen — bereit3 die wichtigiten 
Borjchriften unferes jchweizerischen Fabrifgejebes vereinzelt 
und unentwidelt in einigen Kantonen in Funktion gewefen find. 

Allen andern Stantonen voraus jcheint nach unjern Daten 
damals der Kanton Glarus gemwejen zu jein, wo gleichzeitig 
einige Fabrifanten unter der Leitung eines mehrere ahre 
in England gewejenen jungen Fabrifbefiger3 und andererjeits 
der Ölarner Arbeiterbund und der Grütliverein den Erlaß eines 
Tabrikpolizeigejebes anjtrebten. Eine Speztalftommiffion, un- 
ter dem Borlike des Appellationsgerichtspräfidenten Dr. 
3. %. Blumer, fonnte, nach Anhörung der Ktirchen- und Schul- 
behörden und der Snduftriellen, am 10. Uuguft 1864 einen 
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Sejegesentwurf an die Yandsgemeinde bringen, welche den- 
jelben annahm. 

KDiefes Gefeg regelte die Arbeitszeit Der tepetierichul- 
pflichtigen Kinder und der Erwachjenen, indem e3 fie in gleicher 
Weite auf höchftens 12 Stunden per Tag ftellte; e3 verbot die 
Nachtarbeit,“ verlangte die Einfhirmung der Triebwerke und 
T Zranömtiffionen und fchrieb zur Überwachung diefer Vorschriften 
eine Snfpeftion von drei Mitgliedern vor, welche für a 
Sahre gewählt wurden. 

Die Snfpeftoren machten fich rüftig ans Werk und jchlugen 
auch in ihrem ersten Jahresberichte eine Menge weiterer Ne- 
formen vor. Dagegen gab e3 unter Arbeitgebern und Arbeitern 
allmählich eine Neaftionsbewegung, infolge welcher nach YUb- 
lauf der dreijährigen Periode feiner der drei njpeltoren im 
Amte verbleiben mollte. | 

Für die erfte Stelle der Snipeftion, welcher die Hauptfom- 
petenz und -VBerantwortung zufiel, wollte jich lange niemand 
mehr hergeben; endlich gelang e& dem Herın Landammann 
Dr. Heer, den Arzt Dr. Zuidolin Schuler zu prejjen; er 
mußte dabei freilich an deifen Patriotismus appellieren, da 
die Entjchädigung für feine neue Tätigkeit ven Berluft an ärzt- 
licher Praris lange nicht aufiwog, welchen ihm in den erjten 
Sahren fein mit vielem Ärger verbundenes Amt zuzog. 

Sm November 1870 legte Schenf, dem vom Nationalrate 
unterm 29. Oftober 1869 erteilten neuen Auftrage Folge 
Yeiltend, dem Bundesrate einen Gejegesentwurf betreffend 
gefegliche Beitimmungen zum Schuge der in Fabriken und 
fabrifähnlichen Etabliffementen verwendeten Kinder vor. Der 
Bundesrat wies den Gegenjtand in dem Sinne an das Departe- 
ment zurüd, daß e3 eingeladen werde, denjelben in Soım eines 
nachträglichen Nevifionsartifel3 zur Bundesverfafjung mieder 
vorzulegen. Dies gefchah denn auch, und fo erhielt der Bund 
diejenige Kompetenz, welche notwendig war, um auf diejem 
©ebiete etwas Rechtes zu erreichen. 
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Mit weniger Schwierigkeiten, al3 zu befürchten war, wurde 
von den eidg. Näten [chon im Entmwurfe von 1872 ein bezüglicher 
Artikel und im Entwurfe von 1874 folgender Art. 34 aufge- 
nommen: 

„Der Bund ift befugt, einheitliche Beftimmungen über die 
Verwendung von Kindern in den Fabriken und über die 
Dauer der ArbeiterwahjenerBerjonen in denfelben 
aufzuftellen. Ebenjo ift er berechtigt, Borjchriften zum Schuße 
der Arbeiter gegen einen die Gefundheituwm Sidher- 
heit gefährdenden Gewerbebetrieb zu exlajjen.” 

Herr Scherer, Chef des Eijenbahn- und Handelsdeparte- 
ments für das Jahr 1874, tat nm die eriten einleitenden Schritte 
zur Ausführung diejes Artifel3: Sendung eines Tragenjchemas 
an die Ktantonsregierungen, um über die Kinderarbeit in Fa- 
brifen, über die Fabrifarbeit von Erwachjenen und über den 
Schuß gegen die Gejundheit oder Sicherheit gefährdenden Ge- 
twerbebetrieb im rejp. Kantor Auffchluß zu erhalten, weitere 
Materialfammlung duch Anhörung oder VBernehmlafjungen 
der Indujtriellen, der Arbeiterfreife, Sammlung ausländiicher 
‚Sejete und Berichte; dann Wahl einer Erpertenfommilfion im 
Einverjtändnis mit dem Bundesrat durch das Departement, 
endlich Sirfulation der Akten bei den Mitgliedern diejer Kom- 
mijjion. 2 
Am 1. Zanırar 1875 fam Schenk als Chef des Eifenbahn- 
und Handel3departements wieder an die Reihe für die Löfung 
eier Aufgabe, welche ganz bejonders für ihn gemacht war. 

Die Eipertenfommiffion, welche mit ihm den neuen Ge- 
jeßesentmurf feititellen jollte, bejtund aus drei Großinduftriellen, 
einem fehr begabten Mechaniferarbeiter, zwei Arzten und meh- 
reren fantonalen Verwaltungsbeamten. Ir Anbetracht der 
zahlreichen und mweit auseinandergehenden Eingaben beriet 
die Erpertenfommiffion den Entwurf in zwei verjchiedenen 

Malen durch, ohne daß die zweite Beratung viel geändert hätte. 
| Die fantonalen Gejeßgeber hatten eben al3 Pfadfucher por- 


Kummer; Bundesrat Schenf. l 
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gearbeitet; innerhalb unferer eidgenöfjtiihen Marken hatten 
gegen die Hälfte der Kantone al3 Berfuchsitationen gedient; 
gerade die am meiteiten gehenden Borfchriften, wie diejenigen 
de3 Kantons Glarus, welcher im Jahre 1872 den elfjtündigen 
Arbeitstag einführte, während Bafeljtadt und Tefjin mit dem 
zmölfitimdigen anfingen, hatten jich bewährt; die Sache mußte 
noch leichter gehen, wenn alle fchweizerichen Konkurrenten in 
der Snduftrie mitzumachen angehalten wurden. Man drohte 
den Reformfreimden freilich, daß uns infolge unjerer Geld 
foftenden Reformen die ausländische Imduftrie überflügeln 
werde. Das glaubten jedoch die Freunde der Reform deshalb 
nicht, weil die Reformen gerade dahin zielten, eine geijtig und 
förperlich leiftungsfähigere Bevölferung heranzuziehen. 

Kir Fönnen hier nicht das ganze, 12 Seiten einnehmende 
Bundesgefet vom 23./28. März 1877, welches jachlih vom 
Entwirrfe der Erpertenfommifjion auffallend wenig abweicht, 
reproduzieren. Im Vertrauen, daß diefes fr die Mehrzahl 
unferer Zefer hinreiche, begrrügen wir ung mit einer fummarischen 
Aufzählung der einzelnen Artikel desjelben. 

1. Definition der Fabrif. 2. Vorjchriften über die Arbeits- 
"räume bezüglich Sicherheit und Hygiene. 3. Planvorlage bei 
Keubauten. 4. Pflicht der Fabrikbefiber, vorgefommene er- 
hebliche Körperverlegungen oder Tötung von Arbeitern der 
Rofalbehörde jofort mitzuteilen. 5. Haftpflichtartifel. 6. Ar- 
beiterverzeichnis. 7. Aufftellung von Fabrifordnungen. 8. Ge- 
nehmigung Derfelben durch die fantonale Regierung. 9. Kün- 
digungsverhältniffe. 10. Zahlungsweije. 11. Der Elfftundentag. 
12. Ausnahmen bei Hilfsarbeiten. 13. Nachtarbeit. 14. Sonne 
tagsarbeit. 15. Erleichterungen für weibliche Arbeiter. 16. Aus- 
ichluß von Kindern unter 14 Jahren und Arbeitsbeichräntungen 
für folche von 16—18 Jahren. 17. Pflichten der Kantonsregie- 
rungen bei der Durchführung des Gefeßes. 18. Eidgenöffiiche 
Snipeftion. 19. Bußen und Strafen. 20. Aufhebung entgegen- 
jtehender Gejebesporjchriften. 21. Neferendumsporbehalt. 
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Die bundesrätlihe Botjchaft zum Gefeßesentwurf, bom 
6. Dezember 1875, von Schenf felbit verfaßt, in Form und Be- 
mweisführung vorzüglich, hat nicht wenig dazu beigetragen, in 
weiten Streifen die Notwendigfeit gejeßlichen Vorgehens durch 
den Bund und des Vorgehens in diefer Ausdehnung und gleich- 
wohl in diefer der Jnduftrie wohlgefinnten Mäßigung zu be- 
gründen. 

Die nationalrätliche, Kommiffion (Präfident SKitenzii), 
melche vor der Beratung Fabrifen von gegen 20 mduftrien 
durch fünf ihrer Mitglieder injpizierte und uns damit einen 
Einblic in die Größe der herrichenden Übelftände verjchaffte, 
hat durch ihr Studium und ihre Berichterjtattung dem 
Sejegesentwurfe im Nationalrate einen jo entfchiedenen Sieg 
verichafft, daß der Ständerat, obfchon hier eine ftarfe Oppo- 
fition auftrat, doch nicht mehr an eine Nücmwetfung des Ent- 
murfes denfen durfte. 

Drei einflußreiche Mitglieder diefes Rates, an der Spibe der 
Kommiffionspräfident Kappeler, eidg. Schultatspräfident, fan- 
den einige Beftimmungen des Entwurfes, und ganz bejonders 
den Normalarbeitstag, dem Grundjaße des freien Arbeitsver- 
trages zwiichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer widerfprechend 
und auch weit über das hinausgehend, was die Fabrifgefeße 
anderer Staaten vorgefchrieben haben. 

Da hier eigentlich der Schwerpunkt der ganzen Debatte 
liegt, jo dürfen wir uns wohl erlauben, eine Hauptitelle in der 
Schenfichen mimdlichen Erwiderung auf die Angriffe Kappe- 
ler3 (in der Botjchaft der ftänderätlichen Kommiffion und 
jeinem Botum im Ratsfaale) anzuführen. 

Scenf hatte eine Parlamentsrede des Gefchichtichreibers 
Macaulad vom Jahre 1846 in der Hand, die derfelbe im 
engliichen Unterhaufe für eine weitere Herabfeßung der Kinder- 
arbeit auf 10 Stunden gehalten hat, deren Begründung 
Macaulat) aber auch auf die Limitierung der Arbeitszeit er- 
mwachjener Tabrifarbeiter angewendet mwiffen wollte. 

15* 
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Zum voraus erflärt Macaulay, „daß er derjenigen mwirt- 
ichaftlihen Schule angehöre, welche dem da3 ganze wirtichaft- 
liche Leben bevormundenden väterlihen Regiment der guten 
alten Zeit den Krieg erflärt und für die Erwerbsfähigen freie 
Bewegung verlangt hat. Man fei indefjen hierin zumeit ge- 
gangen und habe die wirtfchaftliche Freiheit in einer Weije auf 
Unfoften des Gemeinmwohls großgezogen, Daß ein Adam Smith 
ih Davor entjeßen würde. 

„sit denn das wirklich jo Feibftoerftändfich, daß bei und Der 
Arbeitsvertrag überhaupt unbeichränft fei? Sind wir denn nicht 
Mitglieder einer Gefellichaft, in welcher die Arbeit gejeglich auf 
fech8 Tage per Woche bejchränft ift? Kennen Gie einen zivili- 
fierten Staat feit Exfchaffung der Welt, in welchem nicht von 
der Behörde aus ein Bruchteil der Zeit zum Zivede der Ruhe 
und der Erholung ausgeschieden ift? Die alten Ygypter, die 
Griechen, die Römer, die Juden Hatten ihre heiligen Tage, 
ebenjo die chriftfichen Kirchen und die Mufelmänner, auch) 
unfere engfifche Kirche. Wo find denn die jchlimmen Stonfe- 
quenzen folcher Arbeitsbefchränfung? 3 ift wahr, das puri- 
tanische Regiment hat einmal in England, das atheiftiiche in 
Sranfreich die Kirchlichen Feiertage bejeitigt; aber Das Negi- 
ment hat an ihrer Stelle bürgerliche Feiertage eingeführt, in- 
dem e8 folche unentbehrlich hielt. Und wenn man einmwendet, 
man fönne die Sonntagsarbeit der Nähterin, der Köchin, des 
Stallfnechts nicht entbehren, jo jagen wir, diefe Notarbeiten 
werden überall verrichtet, aber wir haben den Sonntag Doch, 
welcher auch in diefer Nichtung die Lajt vermindert hat. 

„Bor 300 Sahren, zur Zeit der Reformation, ijt die Trage 
viel erörtert worden, ob wir durch die Neligion verpflichtet 
feien, einen Tag in der Woche zu ruhen, und bekanntlich haben 
hier und auf dem Kontinent die Führer der Reform eine jolche 
Verpflichtung beftritten. Nehmen wir an, unjer Parlament 
hätte gefeblich feinen Unterfchied zwifchen dem Sonntag und 
anderen Tagen aufgeftellt, dann wäre nach der Anficht unjerer 
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tum ungemein gehoben worden; Die Arbeitszeit würde fich 
um !/; vermehrt haben, jodaß wir nad) 300 Jahren auf eine 
Mehrarbeit von 50 Jahren zurüdbliden könnten. Wir wilfen, 
was 50 Jahre Gemerbsfleiß leiten fünnen. Glaubt nun je- 
mand in diefem Haufe, daß ein jolches Mehr von Reichtum ung 
zuteil geworden wäre? Sch glaube im Gegenteil, wir wären 
ein ärmeres und weniger zivilifiertes Volf, die KLöhne geringer 
und jtatt uns würde ein anderes Volf die Welt mit Stleider- 
Itoffen verjehen. | 

„s& gebe zu, daß einer in fieben Tagen mehr verdienen 
farın al3 in jech$; aber ich habe Zweifel, daß er das ein Jahr 
lang jo treiben fann, und ich bin feit überzeugt, daß er nach 
zwanzig Sahren, bei wöchentlich fieben Arbeitstagen weniger 
leiitet als bei jech®. 

„Sbenfo gebe ich zu, daß ein Sabriffind an einem einzelnen 
Tage in zwölf Stunden mehr arbeitet, al3 in zehn Stunden 
und in fünfzehn Stunden mehr als in zwölf. ber ich beftreite, 
dag eine große Gejellichaft, in melcher die Kinder fünfzehn 
Stunden arbeiten, während einer Generation jo viel produ- 
ziere, wie wenn fie weniger angejtrengt worden märe. 

„Ran mag den Menjchen vom gejchäftlichen Standpunfte 
aus als rbeitsmafchine betrachten; dann vergejje man aber 
. micht, was für eine feine Machine er iit. Wir behandeln ein 
edles Pferd nicht wie eine Spindel; ein verjtändiger Sflaven- 
halter, der fein Snterejfe fernt, behandelt auch den Sklaven 
nicht mie ein bloßes Arbeitstier. Mar behandelt aber auch einen 
freien Engländer nicht wie eine Töpferjcheibe. Schwere Arbeit 
bon zarter jugend an, Tag für Tag, das Wachstum des Kör- 
pers, das Wachstum des Gemütes aufhaltend, feine Zeit lajfend 
- für intelleftuelle Entwiclung, unterbindet alle jene großen 
Tugenden, welche ein Land jtarf machen. Aus überarbeiteten 
Menjchen entmwidelt jich eine jchwache und gemeine Menjchen- 
tajje, deren Nachfommenfschaft noch jchwächer und noch ge- 
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meiner ijt, bis jchlieglich der Menjch jeine Beitimmung ganz 
verfehlt. 

„Auf der andern Seite fann ein Ruhetag per Woche, 
zwei oder drei Stunden täglicher Erholung, Erheiterung 
oder nüßliches Studium oder Übung den Menfchen phy- 
fifch, moraliih und intelleftuell entwideln und daS veredelt 


alles, was er vornimmt. Solche Arbeiter fommen vorwärts; 


folche Arbeiter Haben unjere nduftrte mit ihren Erfindungen 
gejhaffen. | 

„Borin beruht der Unterjchted im Wohljtand der ver- 
ichiedenen Länder? Nicht der Boden, nicht das Slima, nicht die 
Minen, die Flüffe, die Häfen machen ein Land reich, jondern 
die Intelligenz. Ügypten und Sizilien find von der Natur zu 
einem Garten gejchaffen und waren e8 einmal. Liegt es an der 


Erde oder an der Xuft, mas Schottland mohlhabender macht‘ 


al3 Igypten und Holland mwohlhabender als Sizilien? Nein, 
der Schotte Hat Schottland gemacht, der Holländer Holland, 


die Einwanderer Nordamerika; diefe haben den Reichtum nicht 


mitgebracht, aber fie haben ein englisches Herz, einen englischen 
Kopf und einen englischen Arm mitgebradt. 

„Der Menich, die Mafchine aller Majchinen, wird in jeinen 
Auhetagen, feinen Nuheitunden rejtauriert. Was eine DBe- 
völferung gefunder, ftärfer, weijer und bejjer macht, das fann 
fie nicht ärmer machen. Sie fünnen uns nicht erjchreden mit 
der Meldung, daß in einigen YFabrifen Deutjchlands das junge 
Volk 17 Stunden von 24 arbeite, jo daß dajelbit von 1000 nicht 
mehr einer die zum Militärdienft erforderliche Größe erreiche, 
und mit der Trage, ob wir nach der Annahme unferes Gejebes- 
vorichlages mit diefen Fabriken noch fonfurrieren fünnen. Der 
Gedanke an jolche Konkurrenz it zum Lachen. Wenn mir 
unfern erjten Rang unter den Handelspölfern aufgeben jollten, 
jo tun wir das nicht gegenüber einer Degenerierten Nafje von 
Bergen, fondern gegenüber einem Bolfe, welches fich durch 
die Kraft des Geijtes und des Körpers auszeichnet.“ 
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Wir willen nicht, ob wir das Hitat aus der Nede des be- 
rühmten Engländers etwas ausführlicher mitgeteilt haben als 
Schenk; e3 jchien uns aber die leitenden Gedanken diefe3 Ar- 
beiterfchußges jehr jchön zu erflären; wir bedauern, daß mir 
nicht Die von den Ständeräten Jenny, Banagger, Sulzer und 
anderer vorgebradhten Argumente, welche in demjelben Geiite 
gehalten find, und daß wir namentlich die Berichte über Die 
günftigen Erfahrungen, die man in den Kantonen Glarus, 
Bafelftadt und Tejjin mit dem Normalarbeitstage gemacht 
hat, nicht wörtlich mitteilen fünnen. 

Wir freuen uns jebt, daß man vor 30 Fahren den Mut 
gehabt hat, für die erwachjenen Arbeiter den elfitündigen Yr- 
beitstag aufzuitellen, für die Kinder bis zum zurüdgelegten 
14. Altersjahr die Fabrifarbeit ganz zu unterfagen, für Siinder 
von 14—16 Sahren nur 11 Stunden fir Tabrifarbeit, Schıle 
und Neligionsunterricht zufammen zu gewähren, für Sinaben 
unter 18 Jahren Sonntags und Nachtarbeiten in der Negel, 
für Frauensperjonen abjolut zu unterjagen. 

Man hat zwar auch bei uns den daherigen Ausfall für den 
Kationalwohlitand haarjcharf berechnet in der Weije, daß man 
unjere Minderleiftung gerade jo ausrechnete, wie wenn jte Der 
Berminderumg der Kabrikarbeitsitunden entipräche, und jogar 
noch Hinzugefügt, daß nun diefe Stunden in Wirtshausftunden 
verwandelt würden. Trob aller Agitation gegen das Gejeß tjt 
e3 am 21. Dftober 1877 mit 181,204 gegen 170,857 (im ar 
ton Bern mit 24,404 gegen 20,638) Stimmen angenommen 
morden. 

Bei der Ausführung des Fabrifgejeges war Schent nicht 
mehr der leitende Departementschef, wir könnten daher hier 
diejes Kapitel abjchliegen. Wir müljen aber doch furz die Sta- 
tionen erwähnen, welche diefes Gejeb jeither durchlaufen hat. 

Eritlich Hat das Gejeß das Glüd gehabt, eine ausgezeichnete 
veritändnispolle Durchführung zu erhalten. Demjelben Land- 
ammann Heer, welchem es gelungen war, in Dr. Fridolin 
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Schuler einen fo ausgezeichneten Tantonalen Fabrifinjpeftor 
zu gewinnen, war e3 auch befchieden, mit diefem Dr. Schuler, 
welcher nachher, durch die glarnerifchen Erfahrungen geleitet, 
auch an dem Yuftandefommen des eidg. Öejetes fo mejentlich 
mitgewirkt hat, das neue Bundesgejet al3 Bundesrat ins Leben 
einzuführen. Im Bertrauen auf feinen ausgezeichneten Lands= 
mann hat Scjuler die Übernahme de3 fchweren eidgenöffifchen 
Amts gewagt, von ihm unterjtüßt die wadern Kollegen Stlein 
und, Nüsperli erhalten, und alsdann haben dieje drei zuerit zu= 
fammen den eriten Gang durch die Schweizerische Yabrikwelt 
gemacht und hierauf jeder derjelben in jeinem eidgen. Bezirfe 
die Kunft der Tabrifinjpektion in mujtergültiger Weile aus- 
gebildet. 

Auch die Fabrifgefeßgebung jelbit it in bejtändiger Ent- 
wiclung begriffen. 

Der Haftpflichtartifel (Art. 5) ft nur aß BPropvijorium 
aufgeitellt und follte hernach durch ein Bundesgejeg abgelöjt 
werden. So richtig fein Grundgedanke ift, daß die von dem 
modernen Smduftriebetriebe gejchaffenen Üibelftände auch von 
der Snduftrie zu tragen feiert, jo hatte man doch über das Wie? 
noch nicht die rechte Borjtellung und ftellte eine zu weitgehende 
Haftpflicht auf, nach dem Vorbilde der Eifenbahnhaftpflicht 
und ebenfalls nach fremden Muftern. 

Das Fabrifhaftpflichtgefes vom 25. Junt 1881 hat durch 
eine Menge von Beitimmungen und laufen dad Maß der 
Fabrifhaftpflicht den finanziellen Kräften der Imduftrie bejjer 
angepaßt, jedoch Durch dieje Klaufeln die Erledigung der Haft- 
pflichtfälle fompfliziert und damit die Haftpflichtprozejle ver- 
mehrt. Schließlich erfannten wir mit den Nachbaritaaten, deren 
Haftpflichtgejebe wir nachgebildet haben, daß die Wohltat der 
Haftpflicht der Smduftrie für die von ihr probozierten Schäden 
dadund jehr an Wert verliere, daß fie auf dem Wege des Pro- 
zejjes zwiichen Arbeiter und Arbeitgeber erfämpft werden muß; 
und daß an die Stelle diefer Prozefje die obligatorifhe Ber- 
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fiherung der Fabrikarbeiter gegen alle Krankheiten und Uns - 
- Fälle treten follte. Auch müfje die Zahl der gejchübten Berufs- 
arten vermehrt werden, md zwar noch weiter al dies Durch 
das jog. Ausdehnungsgejeh vom 26. April 1887 en it. 
An diefen Aufgaben wird gearbeitet. 

Als Chef des Handelsdepartements in den Jahren 1875 bis 
und mit 1877 hatte Schenf auch mitzumwirfen bei der probi- 
jorischen Verlängerung der Handelsverträge mit Frankreich, 
Stalien und Dfterreich, von welchen die zwei erjtgenannten im 
Sahre 1875 gefiimdigt waren und der dritte im Jun 1877 ab- 
tief. Nachdem er alsdann im Jahre 1878 ala Bundespräfident 
in der Trage der AUlpenbahnen zu einem auf Fahre hinaus ge- 
nügenden Abichluß gelangt war, fehrte er am 1. Januar 1879 
wieder zum Departement des Armern zurüd, in welchem er 
nun bis an jein Xebensende verblieb, das einzige Jahr 1885 
abgerechnet, in welchem er als Bundespräfident dag politische 
Departement befleidvet hat. — 


Gejnnödheitsiwejen. 


ach Art. 59 der 48er Berfaffung hat der Bund die Befug- 
nis zu gefundheitspolizeilichen Verfügungen bei gemeingefähr- 
lichen (Bieh-) Seuchen, wurde jedoch bald über dieje Stompetenz 
hinaus in Anfpruch genommen. Art. 69 der 74er Berfaifung 
gibt ihm jedoch erit das Necht der Gejetgebung über die 
gegen gemeingefährlihde Epidvemien und Biehjeuchen zu tref- 
fenden gejundheitspolizeilihen Verfügungen, überdies Art. 33 
das Gejeggebungsreht über die Yusmweife für Die 
Ausübung mwilfenjchaftlicher Berufßsarten, endlich Alt. 2 der 
jelben VBerfaffung noch ganz allgemein die Aufgabe der Be- 
förderung der gemeinfamen Wohlfahrt der Eidgenofjenichaft. 

Da von dem Bundesbeichluß vom 21. Augujt 1878 an die 
B ieh jeuchenpolizei unter dem Handels- und Yandwirtichaftz- 
dDepartemente jteht und Schenk fchon vorher nicht mehr als Chef 
des Departements des Annern bei der parlamentarijchen DBe- 
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ratung des eidg. VBiehleuchengefeßes vom 8. Februar 1872 und 
dem Crlajfe der Bollziehungsperordnung vom 20. Novem- 
ber 1872 beteiligt gemwejen ijt, fo jchliegen wir den Bericht über 
dieje von unferm Penjum aus und bejchäftigen und hier nur 
mit veh BPrüfungsmwefen und den gejeblichen Maß- 
nahmen gegen CEpidemien. 

1..Medizgiralprüiungen: 

Unter der Berfafjung von 1848 war die Prüfung und Ba- 
tentierung der Medizinalperfonen noch Sache der Kantone, und 
wie allgemein dieje Kompetenz benubt wurde, geht Daraus her- 
vor, daß nur in zwei Heinern Kantonen der ärztliche Beruf frei- 
gegeben war. Da num aber die ärztliche Wiffenjchaft gar nichts 
Kantonales an fich hat, jo mußten e3 die Arzte, Apotheker und 
Tierärzte am meilten empfinden, daß ihre Prüfung troß der 
Niederlaffungsfreiheit nur für ein jo Kleines Gebiet Geltung 
habe und eine aus irgend einem Grunde wünjchbare fürzere 
oder bleibende Wirkjamfeit in einem andern Kantone an die 
Bedingung einer neuen, vielleicht ganz anders gearteten Prü- 
fung gefnüpft war. Für die Kantone war daran das unange- 
nehm, dat die Verteilung der Arzte nach dem Bedürfnis da- 
Durch Kitt und daß eine richtige Prüfung für manchen Kanton 
mit verhältnismäßig großen Schwierigfeiten und Stojten ver- 
bunden war. 

Diejen und andern Übelftänden konnte duch ein Kon- 
fordatabgeholfen werden; ein jolches, mit 81/, beitretenden 
Kantonen (welche fich bis 1874 verdoppelten), brachte das eidg. 
Departementdes Innern (Schenf) aufden2.Augufi1867 zujtande. 

Diejes gemeinnügige Werf war aber auch in fortjchritt- 
fihem Geifte organijiert. Ohne uns zu weit in das Technijche 
einzulafjen, teilen wir die Hauptbejtimmungen des Konfor- 
Dates vom 2. Auguft 1867 mit. 

Die Kantone Zürich, Bern, Schwyz, Glarus, Solothurn, 
Schaffhaufen, Appenzell U.-NRh., St. Gallen und Thurgau, 
in der Abjicht, zur Hebung der Arzneimijfen- 
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Ihaften beizutragen und die Ausübung der medizinischen 
Berufßsarten im Snterefje der YAusübenden mie des 
Bublifums zu ordnen, namentlich auch den eriteren die 
Vorteile der Durch die Bundesverfaflung gemährleiiteten 
freien Kiederlajjfung und Gemwerböbetrei- 
bung [fomweit möglich!) zugumenden, haben fih zu 
nachfolgender Übereinkunft verjtändigt (wir führen nur einige 
Hauptbeitimmungen an): 

seder, der. von nun an in einem der fonfordierenden Slan- 
tone die Bewilligung zur Praris als Wrzt, Apotheker oder Tier- 
arzt erlangen will, hat fich über feine Befähigung durch ein 
Diplom der für alle Konfordatsfantone gemeinfamen Prü- 
fungsfommiffion auszumeijen. 

Wer im Belite eines folchen unbedingt lautenden Diploms 
(Fähigfeitszeugniljes) it, vem darf in feinem der fonfordieren- 
den Kantone die Bewilligung zur Beruföbetreibung verweigert 
werden, jofern er im übrigen den in den betreffenden Stantonen 
beitehenven gejeßlichen Anforderungen Genüge tut. Cbenjo- 
wenig darf für die Bewilligung zur Berufsbetreibung eine be- 
jondere Gebithr gefordert werden. (Xrt. 1.) 

Zur Prüfung ald Arzt wird fein Bewerber zugelajjen, der 
nicht das Yeugnis fiir den ganzen Umfang des Berufs verlangt. 

Die Anforderungen an die Mipiranten dürfen jeden- 
falls nit geringer [ein als diejenigen, Die bei Ylb- 
ichluß des Konkordats in irgend einem Der fonforpdie- 
renden Kantone kraft Ffantonaler Gejebe oder Verord- 
nungen bejtehen. (At. 4.) 

Solche Medizinalperfonen, welche in irgend einem der fon- 
fordierenden Kantone vd o r dem Inkrafttreten des Konkordates, 
bzw. vor dem Beitritt des betreffenden Stantons zu demjelben, 
mwenigjtens fjech3 Jahre praftiziert haben und nad)- 
meilen, daß fie im allgemeinen den bei den SKonfordatsprü- 
fungen aufgeitellten Anforderungen über Maturität, 
StudienzeitindXehrfurfe®enügegeleiftet 


236 


und auf Grundlage eineg genügenden Eramens in 
ihrem Kanton unbedingt zur Ausübung ihres Berufes paten- 
tiert worden, Eönnen schon auf Örundlage eines folchen Yus- 
weife3 oder Doch nach einem zur Zufriedenheit beitandenen 
jummarifchen Eramen, Dejjen Umfang da8 Wrüfungstegle- 
ment feititellt, mit dem Fähtgfeitszeugnilfe (rt. 6) ausge- 
Itattet werden. (rt. 7.) 

Sedem fonfordierenden Kantone fteht e3 frei, noch während 
& Fahren nach dem Beitritt zum Konfordat feine Fantonale 
Prüfungsfommifjion beizubehalten zugunjten derjenigen An= 
gehörigen, welche ihre Kachitudien vor dem Inkrafttreten der 
Konkordatsbeitimmungen oder mwenigitens vor dem Beitritt 
ihrer Kantone zu dDiefem Sonfordat begonnen haben. (Art. 9.) 

Dhne in das Detail des jehr lefenswerten Prüfungspro- 
grammes einzutreten, Fonftatieren wir, daß wir aus demfelben 
allerdings die Gemißheit gejchöpft Haben, daß dad Marimum 
deiien, was bisher in irgend einem Konfordatsfantone ge- 
fordert worden tft, nunmehr bei der Fachprüfung auf dem 
ganzen Sonfordatsgebiete verlangt wurde, und zwar in theo- 
retiicher und praftifcher Beziehung, in der Ichriftlichen und der 
mündliden Prüfung, auch) die Fertigkeit in den verjchiedenen 
praftiihen Manipulationen, und die Nachweije einer genügen- 
den Studienzeit mit praftifchen Übungen inbegriffen. 

Auch bezüglich der verlangten Vorbildung der zu der 
Prüfung fich meldenden Kandidaten hat das Konfordat einen 
ehr namhaften Fortichritt in der Schweiz herbeigeführt. Was 
Schenk nur einige Jahre vorher al3 Berner Regierungsrat fir 
ven Kanton Bern eingeleitet hat, toird jeßt auf das Konfordats- 
gebiet ausgedehnt: 

die Ärzte-Randidaten müffen fich über volfftändige Gym- 

nafialjtudien ausmweijen, 

die Kandidaten der Pharmazie über den Befig der zum 

Eintritt in die hemisch-techniiche Schule des eidg. Voly- 
technifums erforderlichen Kenntniffe, 
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die Kandidaten der Tierarzneifunde den Nachweis leijten, 

daß te laut Prüfung eine Bildung genofjen haben, wie 

man fie in einer guten Sefundarjchule oder unteren S$n= 
duftriefchule Der Schweiz erteilt. — 

Schon im praftifchen Amte ftehenden Irzten, Apothefern 
und Tierärzten wird die Erlangung eines Konkordatsdiploms 
auch noch möglich gemacht, wenn fie nachweisen, daß jte im 
allgemeinen den im gegenwärtigen Neglement geitellten 
Anforderungen betr. Maturität, Studienzeit und Lehrkurfe Ge- 
nüge geleiitet, in ihren Kanton ein genügendes Cramen ge- 
macht und dadurch ein unbedingtes Patent erlangt und wenig- 
jtens 6 Jahre unkflagbar praktiziert haben. Nötigenfalls fan 
sehlendes durch Nachprüfungen nachgeholt werden. 

Damit hat das Medizinalkonfordat vom Jahre 1867 wirk- 
lich (wie e8 im Eingang heißt) dem Grundfabe Der Nieder- 
lafjungs- und Gemwerbefreiheit „joweit al3 möglich“ entjprochen. 
Wenn Zürich und Bern jährlich Hunderttaufende für den Unter- 
halt von Hodichulen und Tierarzneifchulen ausgaben, jo hatte 
ja doch der Ymed, das Leben von Menjchen und Vieh jo weit 
e3 die Wiffenfchaft vermag, gegen Krankheit und Tod zu fchügen, 
an der Größe diejer Ausgabe den Hauptanteil; fonnten nım 
dieje Kantone, ohne Ddiejes Ziel preiszugeben, zulajjen, daß 
Pfufchern auf dem Boden der Heilfunde eine gleiche Bemilli- 
ung zur Ausübung ihres Berufes erhalten, wie die nach fech®- 
bi zehnjährigen Studien Batentierten, welche auf der Höhe 
der Willenjchaft jtehen? So weit fanıı man Doch Die Nieder- 
Yaffungg- und Gemwerbefreiheit nicht treiben, daß mat dem 
 Niedergelajfenen, jagen wir bejtimmter: Dem nach anderem 
fantonalen Rechte mit bedeutend geringeren Anforderungen 
Patentierten diejelben Nechte gibt, wie dem mit Prüfungen 
jchwer belajteten Bürger. 

Nun Fam die Verfaffungstevifion von 1870, bei welcher 
man, in freilich berechtigter Reaktion gegen die frühere Aus- 
Schlieglichfeit in der Niederlajjungsfrage jo weit ging, daß Bern 
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3.B. Mühe hatte, feine mit fchmweren Opfern erfaufte Orts- 
armenpflege gegenüber den Übertreibungen des Freiheitsprin- 
z1p8 zu behaupten. Much die fantonalen Patente famen in 
Trage, ja das Patentinftem überhaupt wurde befämpft, hatte 
ja doch bereit eine Heine Zahl von Kantonen die ärztliche 
Traris, eine größere die AdovoFatur freigegeben. Hauptfächlich 
um dieje beiden Berufsziweige handelte e3 fich; denn auf dem 
frchlichen Gebiete war Durch) das Prüfungsfonfordat vom 
19. Februar 1862 für die Prüfung der reformierten Theologen 
der Deutjchen Schweiz jo weit gejorgt, daß Die Gejebgeber 
diefelbe gerne unberührt ließen. 

Diejer Sachlage entiprach der bundesrätliche Borfchlag vom 
17. Sunt 1870 in betreff der Regelung der „Freiheit des Handels 
inb Berfehrs", ın Art. 29 der bisherigen Berfaffung den 
übrigen Vorbehalten oder Ausnahmen vom Grundjage gänz- 
licher reiheit noch beizufügen den Vorbehalt: 

d) „Bundesgejeslich e Vorjehriften über Erwerbung 
von Patenten für die Ausübung wifjenjchaftlicher Be- 
rufsarten. | 
Den Kantonen bleibt freigeitellt, zu bejtimmen, ob für 
die Ausübung einer jolchen Berufsart der wu eines 
Batents erforderlich ei.” 

Daß die neue Regelung jo wichtiger Angelegenheiten durch 
den Bund nur auf dem normalen gefeglihen Wege 
tunlich jei, jchten jelbitveritändfich. 

Auf den Antrag der nationaltätlichen Kommiffion, welchem 
lich die jtänderätliche anfchloß, nahmen beide Räte nach kurzer 
Diskuffion folgenden neuen Artifel 30 an: 

„Den Kantonen bleibt e8 anheimgeftellt, die Ausübung der 
wiljenjchaftlichen Berufßsarten von einem Ausweije der Be- 
fähtgung abhängig zu machen. 

Auf dem Wege der Bundesgefeggebung ift dafür 
zu jorgen, daß derartige Ausweife für die ganze Eidgenoffen- 
Ihaft gültig erworben werden fünnen.” 
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Das mar dazfelbe, was jchon der Bundesrat vorgefchlagen 
hatte. &3 war jedoch jebt ein befonderer Berfaffungsartifel auf- 
geitellt, die Neihenfolge der beiden Verfaffungsbeitimmungen 
it umgefehrt und e3 find nicht bloß eventuell bundesgefeb- 
lihe Borjähriften über Erwerbung von Patenten für 
die Ausübuug wijjfenjchaftlicher Berufsarten vorbehalten, d.h. 
porgefjehen, fondern e8 wird ausdrüdiih befohlen: 

„uf dem Wege der Bundesgejetgebung ilt da 
Turm Pyotg en Dar. 222c" 

Wäre man doch diefem fchönen Grundfage treu geblieben! 
Aber am Schlufje der eriten Debatte über die neue Verfafjung 
angefommen, gelang e3 fchließlich den Herren Dr. %003 und 
Mithaften, daß derjelben in den „Übergangsbeitimmungen” 
noch folgender leter Sa beigefügt wurde und unbejehen auch 
in die VBerfaffung von 1874 überging: 

Übergangsbejtimmung 5: 

„Berfonen, welche den mwilfenfchaftlihen Berufsarten an- 
gehören, md welche bi3 zum Exlafje der in rt. 33 porgefehenen 
Bundesgefebgebung von einem Kanton oder von einer 
mehrere Kantone repräfentierenden Konfordatsbehörde Den 
Ausweis der Befähigung erlangt haben, find befugt, 
ihren Beruf in der ganzen Eidgenoffenidhaft 
auszuüben.“ 

Das foll eine Übergangsbeftimmung fein? Sa, ein Über- 
gang auf das gerade Gegenteil dejjen, was rt. 30, jest 
33, anjtrebte. 

Man wollte ja Doch durch die Bundesgejesbgebung 
die Wifjenjchaft Heben und fördern, und zwar in dem G©eiite, 
in welchem das Medizinalfonfordat abgefaßt war, jest für Die 
ganze Schweiz forgen. Hätte man diefes Konfordat, das für 
hochgehende Forderungen mit jo jchönem Erfolge Propaganda 
machte, noch ein paar Jahre gewähren lajjen, jo würde man das 
giel ohne Zwang erreicht haben. 

Die populäre Übergangsbeitimmung jedoch Huldigt dem 
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Grundjage: mit dem Minimum in der Hand, fommt man 
durch das ganze Land! 

Diefe fog. Übergangsbeitinnmung gab dem Medizinalfonfor- 
dat den Todesitoß, aber untergehend zwang e3 noch den Bund, 
menigftens ein Bundesgefjet im Ginne des At. 33 zu 
exlaffen, auf daß wenigjteng in einer Berufsgruppe die Über- 
gangsbeitimmung dem Art. 33 Blab mache- 

Das Fam fo. 

Die mildtätige, freiheitfuohe Übergangsbejtimmung 5 
leuchtete nach Annahme der Bundesverfafjung jofort dem 
freuzfidelen Bruder Studio ein, welchem das medizinijche 
Konfordatsdiplom oder, wenn er als Juriit im Studentenver- 
zeichniffe eingetragen war, da8 bernifche Advofatenpatent zu 
hoch hing: er verschaffte fich ein Patent in einem Stanton, wo 
man dasjelbe amı leichteften bekommen fonnte, und fam dann 
triumphierend wieder in die Hochjchulitadt, um dort jenen 
Beruf nach dem Ortstarif (oder auch billiger) auszuüben. 

Sn welche Stellung dabei das Medizinalfonfordat Tan, 
fann man fich leicht denfen. Der durch dasfelbe und durch Die 
teuren Hochjcehulen gewonnene Schuß für die Gefundheit und 
da3 Zeben von Menjchen und Vieh war von neuem gefährdet. 

Und wozu follten die dem Medizinalfonfordate noch nicht 
beigetretenen Kantone fich jet noch demjelben anjchließen, 
nachdem der Bund die fantonalen Patente als für Die ganze 
Schweiz gleihmwertig anerkannt hatte? 

Aber die Konfordatsfantone hatten die Wohltat des Kon- 
fordat3 einmal gefoftet, fie befaßen die Mehrheit im Lande und 
fie waren entjchloffen, wenigjtens auf dem Gebiete des Gejund- 
heitöwefens dasjenige zu jehüßen oder fich erjeben zu lafjen, 
ta3 fie bisher bejaßen. Schon am 1. Juli 1875 nahmen die 
eidg. Räte das Woftulat an: 

„Der Bundesrat wird eingeladen, mit tunlidhiter 
Beförderung Anträge über die Ausführung des Art. 33, 
Abjab 2, der Bundesverfafjung vorzulegen.” 
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Ein Nedaktor für die Entwerfung eines Bundesgefehes 
betr. die Freizügigkeit der Medizinalperjonen war übrigens 
Ichon im Jahre 1875 beitellt und der betr. Gejeßesentwurf fchon 
am 18. Mat 1877 vom Bundesrate den eidg. Näten vorgelegt. 

Das neue Bundesgejeb vom 19. Dezember 1877 paflierte 
glüdlich Die Gefahr Des Neferendums, jedoch auf Koften einiger 
Ichwermwiegender Konzeflionen: 

1. Das neue Freizügigfeitögefeg fam nach dem bereit3 ge- 
nannten Art. 5 der Übergangsbeitimmungen der Bundesver- 
faffung von 1874 auch denjenigen Srzten, Apothefern und Tier- 
ärzten bi3 an ihr jelige3 Ende zugut, welche von irgend einem 
Kanton bis zu deflen Erlaß den Ausweis ihrer Befähigung 
erlangt haben, 

weiter natürlich auch denjenigen, welche diefen Ausweis 
einem Sonfordate von Kantonen verdanken oder den neuen 
nach dem bisherigen Konfordat vorläufig feitgefesten Ausfüh- 
rungsbeitimmungen zum neuen Gejebe, jodann auch den nad) 
gehörigen Ausmweifen und infolge von Staatsvertrag auf Gegen- 
jeitigfeit zugelajjenen ausländifchen Bewerbern oder den an 
jchtweizeriihen Hochjchulen und Tierarzneifchulen angeftellten 
Lehrern. 

2. Wenn auch der Bundesrat in der Übergangsbeitimmung 
des Gejeße! ermächtigt wird, zur Vollziehung desfelben bis 
zur Aufitellung des eidg. Prüfungsrequlativs die entiprechen- 
den Beitimmungen aus dem Konfordat über Freizügigkeit des 
ichweiz. Medizinalperfonal3 und aus dem Prüfungsreglement 
für Arzte, Apotheker und Tierärzte vom Jahre 1870, forwie aus 
den Prüfungsreglementen der dem Sonfordat nicht beige- 
tretenen Kantone zur Anwendung zu bringen, jo will die 
DBundesverfammlung diesmal doch in Art. 6 des Gefebes die 
Genehmigung dDiefes VBrüfungsregulatips 
fausnahmsmeife] ji jelbjft vorbehalten (!). 

Einftweilen bleibt alfo forohl betreffend die Fachprüfung 
al3 auc) die Ausweije über die wiffenschaftliche Vorbildung der 
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Craminanden der durch das Stonfordat eingeführte Modus 
(jedoch init erweiterter Prüfungstommiffion und Vermehrung, 
der Prüfungsorte) in Kraft. | 

- Bu diefem außergewöhnlichen Vorbehalte de3 Gejebgebers 
hatte der Umstand geführt, daß nach dem Prüfungsreglement 
des Konfordat3 für Ärzte vollftändige Maturität nach 
bisherigen Begriffen verlangt wurde, mwelches Nequifit Der 
Bundesrat nicht nur proviforifch, Jondern definitiv beibehalten 
zu wollen jcehien; im Kanton gürich Dagegen war im Jahre 
1875 am Öymnafium eine Maturität eingeführt worden, nach 
welcher dag Griehijche al fafultatives Jah er- 
flärt und Durch eine moderne Sprache (Stalienifch oder Engliich) 
erjeßt werden fonnte, deren Erlernung für den Arzt nüßlicher 
und weniger zeitraubend fchten. Bei der großen Yunahme der 
medizinischen Willenfchaften jchien eine Entlajtung von dem 
nicht abjolut Notwendigen ein Fortichritt. 

Sn -Befolgung des Art. 6 des Freizüigigfeitsgejebes teilte 
nunmehr der Präfivent des leitenden Prüfungsausjchuffes mit 
Bemilligung des eidg. Departements des Innern den Entwurf 
des neuen Prüfungsreglements den Kantonsregierungen, den 
mediziniichen Fakultäten und überhaupt den beteiligten Streifen 
zur Anjichtsäußerung mit; dann legte ihn der Bundesrat mit 
Botichaft vom 21. Mai 1880 der Bundesverfammlung vor. 

Wir Heben aus dem 37 Seiten einnehmenden Reglement 
nur die Anforderungen heraus, welche bezüiglich ver Maturi- 
tät an die Prüfungsfandidaten geftellt wınden: 

1. bei den Ürzten obligatorifche Prüfung in zwei National- 
iprachen und in den beiden Haffichen Sprachen (alfo 
auch der griechtichen) wie bisher, 

2. bei den Pharmazeuten wurde dagegen eine etwas iweni- 
ger weit gehende Kenntnis der lateinischen Sprache und 
fein Oriechiich verlangt. 

3. don den Tierärzten wurde das Lateinische etwa im Umt- 
fange des Lehrplanes des Progymnafiums und Neal- 
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fenntniffe nach dem Lehrplane einer guten NRealfchule 
verlangt. 

Der Bundesrat ift jedoch mit feinem Entwurf denjenigen 
Kandidaten der Medizin, welche nun einmal mehr Begabung 
und Sinn für realiftiiche Fächer haben, weit entgegengefommen, 
in dem er im „Anhang“ feines Matunitätsprogramms denfelben 
eine neue zweite Art von Maturitätsausmeis, in gleichem Nang 
wie der obige, gejtattet in dem Nachfate: 

„Schüler höherer Nealanftalten, deren Abgangszeugnijie 
zum Eintritt in das eidg. Polytechnitum ohne Aufnahme 
zeugnijje berechtigen, fünnen bei ven Maturitätsprüfungen von 
B bis D [Realfächer] difpenfiert werden md e3 fann ftatt des 
Sriechiihen eine Prüfung in einer dritten lebenden Sprache 
treten.“ 

Umjonft! Die Räte nahmen zwar diefe Konzeffion an, ge- 
ftatteten aber gleichwohl einen literarifchen Maturitätsausmeis 
ohne Öriechtijch nad) den zürcheriichen Beifpiel, indem 
jte an der Stelle de3 fafultativen Griechijch den Ausweis über 
die Kenntnis einer dritten Nationalfprache oder de3 Englischen 
geitatteten (1. Juli 1880). 

Nachdem die Bundesverfammlung diefe wichtige Abände- 
tung und noch einige nicht erwähnenswerte andere bejchloffen 
hatte, durfte der Bundesrat feine „Ordnung für die eidg. 
Medizinalprüfungen” exrlajjen (2. Juli 1880). 

Auch wurde der Bundesrat zu weiteren Änderungen von 
meniger Belang ermächtigt, jo daß er am 4. November 1881 
da3 Maturitätspenjum für Bharmazeuten erheblich verichärfen 
fonnte (mehr in vealiftiicher Richtung). 

Durch Beichluß vom 21. Dezember 1886 ftellte die Bundes- 
derfammlung auch die Zahnärzte unter das Bundesgefeß von 
1877. 

Bet der jchon Hierdurch notwendig getwordenen Nebifion 
der Maturitätsvorschriften wurden die Zahnärzte auf dem Ge- 
biete der Sprachen denjelben Anforderungen unterftellt, welche 
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für die Ärzte in Geltung waren, und auf dem Gebiete der 
Nealien die Anforderungen arı die Tierärzte mwejentlich er- 
meitert, und zwar wiederum bom Bundesrate jelbjtändig 
(19. März 1888). — Von den in den fpätern Prüfungsregle- 
menten hinzugefommenen neuen Fächern der propädeutischen 
und der Facheramen fchweigen mir. 

Der .bei der eivgenöffischen Negelung der Pritfungen des 
Medizinalperjonals aufgejtellte Grundfab, nur das für die Yus- 
übung des einmal gewählten Berufes abjolut Notwendige zu 
erlangen, ift mın leider von nun an in der Mehrzahl der Kan- 
tone auch bei der Organijation der Gymnafien, welche ja doc) 
nicht bloß für eine einzelne Berufsart vorbilden, fondern über- 
haupt eine allgemeine Bildung verleihen follen, allzufehr in 
den Vordergrund geitellt worden. Da mir hier nicht auf das 
Detail der großen Frage eintreten fünnen, verweilen wir unfere 
werten Lejer auf die ausgezeichnete Denkichrift „Die Lehrpläne 
und Maturitätsprüfungen der Gymnasien der Schweiz. Mate- 
tialien und Vorjchläge,” welche Hr. Dr. ®. Finsler, Neftor des 
tädtiihen Gymnafiums in Bern, im Auftrage der eidg. Ma- 
turitätsfommiffion verfaßt und in der Zeitjchrift für fchiweize- 
riiche Statiftif, Sahrgang 1893, publiziert Hat. Die gründliche 
Unterfuhung führte zu dem Schluffe: „Wir wollen nicht ver- 
fennen, daß eine Anzahl von Schulen fich bemüht hat, den 
Forderungen des Programms gerecht zu werden und daß fie 
durch Diefe Bemühungen wirklich gehoben worden find. Da- 
gegen haben jich anerkannt gute Schulen durch die eidgenöfli- 
Ihen Minimalforderungen doch auch der Gefahr ausgejeßt 
gejehen, von ihrer Höhe herabfteigen zu müfjen, weil viele dem, 
.. was iiber das Programm hinausging, feinen Wert mehr glaub- 

‚ ten beimefjen zu jollen. &o hat der Eingriff des Bundes in 
das Gymnaftalwejen der Kantone nicht bewirken fönnen, daß 
ih die Schulen überall auf das Niveau der beiten Anjtalten 
erhoben oder daß gar ein allgemeiner Aufichwung des Mittel- 
jchulwejens eingetreten wäre; vielmehr ift die Ungleichheit ge- 
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blieben und mancher neue Schaden ift zu den alten hinzuge- 
fommen.” — — 

Menn wir von den vom eidg. Polytechnifum erteilten 
Diplomen abfehen, jo find die Medizinalperjonen bis heute die 
einzigen Vertreter der wilfenjchaftlichen Berufsarten, welche 
fich nach Art. 33 der B.-B. durch ein Examen „für Die ganze 
Cidgenoffenfchaft gültige Ausmweife” erwerben fünnen. — 

Ein Hochicehulfanton wie Bern mag mit großen Geldopfern 
und ftrengen Eramen fich einen tüchtigen Juriftenftand er- 
ziehen; die Herren, welche 8 bis 10 Jahre auf ihre Studien 
berimendet haben, müfjen fich toch jebt, 34 Jahre nach An- 
nahme der neuen Bundesverfaffung, gefallen lafjen, daß jog. 
„Nodvofaten” mit einem auf eine gewilje Bureauzeit oder 
andere wenig bedeutende Leiftungen bafierten Fantonalen Au3- 
mweife, auch wenn fie unfere bändereiche fantonale Öejebgebung 
faum gejehen haben, neben ihnen ein Vdvofatenbureau eröffnen. 

Hätte der Bund, welcher eben exit wieder zwei große Bunz- 
desgefege von ganz modernem Gepräge exrlajjen hat, nicht ein 
dringende Sntereffe, endlich in Ausführung des Art. 33 der 
B.-B. fir einen Juriftenftand zu forgen, dejjen Mitglieder auf 
der Höhe feiner Gejegaebung jtehen? 


| 2. Bundesgefeß betr. Maßnahmen gegen 
‚gemeingefährlihe Epidemien. 

Die Bundesverfaffung von 1848 erklärte in Art. 59 Die 
Bundesbehörden als befugt, bei gemeingefährlichen Seuchen 
gejundheitspolizeilihe Verfügungen zu exlajien. 

Die Kantone hatten aljo bereitS das Ungeniütgende De3 
bloß ifofierten fantonalen Vorgehens gegenüber Tier- 
Seuchen erfahren. Diejer Umftand Hatte auch zum Abjchlufje 
eines von acht Kantonen. unterzeichneten Konfordates 
betr. gemeinfames Vorgehen gegen Tierjeuchen geführt und 
der Bundesrat hatte fich zum Vollftreder des auf Fantonaler 
Gejeßgebeung bafierten Konfordates hergegeben. 
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8 e8 fi) in den Jahren 1866 und 1867 um Abwehr 
der in andern Staaten furchtbar Haufenden und bereits 
auch unfere Grenzfantone erfafjenden Rinderpeit handelte, 
fam der Bund diefen Kantonen mit Bundesbeiträgen zu 
Hilfe, ja fogar, ohme jeglichen Widerjprucd, mit dem jehr 
weit gehenden Bundesgefege vom 8. Februar 1872 betr. 
Befämpfung der Tierfeuchen. 

Um diefe Zeit entjtand der neue Art. 66 der ®.- Ber. i bon 
1872 und dann der gleichlautende Art. 69 unferer B.-Verf. von 
1874: „Dem Bunde fteht die Gefebgebung über Die gegen 
gemeingefährlihe Epidemien md Viehjeuhen zu 
treffenden gefundheitzpofizeilichen Verfügungen zu.”  Uljo 
nicht nur Recht zu Verfügungen erit wenn die Seuche 
da ift, fondern zuprävenierender®ejeggebung, 
und zwar in erfter Linie bei Epidemien unter der menjcd- 
lihen Bepvölferung, wo man nicht mit der Steule 
wehren ann, fondern duch Prophylaris wehren muB. 

Wie nötig dabei einheitliches Vorgehen des ganzen Landes 
ift, das hatten ung in den legten zwei Jahrzehnten die Einfälle 
der Cholera und der Poden in unjer Zand beiiejen. 

Bon den Biehfeuchen jprechen wir nicht meiter, weil die 
Dbforge auf diefem Gebiete vom jchweiz. Landwirtichafts- 
departement von feiner Gründung an Übernommen wurbe. 

Mit der Gefebgebung betr.dviegemeingefährliden 
Epidemien durfte nicht gezaudert werden, weil noch nicht 
einmal alle Kantone vorgeforgt und in einigen eine Haupt- 
vorfichtsmaßtegel, die $mp fung, bereits jehr beitritten war. 

Auf diefem Gebiete machten nun die jchweizeriichen Arzte 
ihre Studien und Sprachen fich in Maffe über ihre Erfahrungen 
aus. Die brennend gewordene Jmpffrage wird jodann auf 
der Grundlage fer umfafjender Studien im Namen der jchei- 
zerifchen Sanitätsfommilfion beleuchtet in der im Jahre 1880 
al3 Beitandteil des jchiweiz. Bundesblattes und hernad) jeparat 
erschienenen Denkfchrift: „Boden und Ba ccination, 
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PHoHyfifusin Basel“ 

Auf diefe Denfichrift verweifend, legte der Bundesrat der 
- Bundesverfammlung untern 18. Dezember 1879 den Entwurf 
eines „Bundesgejeges betr. Maßnahmen gegen ge- 
meingefährliche Epidemien” vor, begleitet von einer einläßlichen 
Botichaft zur Begründung des ganzen Gejeßes, melches bei 
Roden, afiatiiher Cholera, Fledftieber und Belt zur Anwendung 
fommen foll, eventuell jogar beim Auftreten von Schardlad), 
Diphtheritis, Typhus, Nuhr oder Stindbettfieber mit bedroh- 
fihem epiwemishen Charafter. 

Da von dem Schließlich vom Volke verworfenen Gejebe nur 
die auf die Impfung bezüglichen Beitimmungen Gegen- 
Stand der Diskuffion gewefen find, jo begnügen wir ung hier 
mit der Neproduftion diefer Bejtimmungen. Yu diejen find 
aber auch die allgemeinen Borfchriften zu rechnen, bei welchen 
die VRocen mitgemeint find. Dahin gehört z. B. die allgemeine 
Beitimmung, daß die VBollziehung des Gejebes Sache der Stan- 
tone ift, welche eine dem Gejundheitsdienit angemefjene Organi- 
fation zu fchaffen und diefe dem Bundesrate zur Genehmigung 
vorzulegen haben, während dem Bundesrat die Überwachung 
and die Direktion zufommt. Die militärifche Gefundheitspolizei 
ft unmittelbare Sache des Bundesrates umd feiner Organe. 

Bezüglich dev Impfung werden folgende Vorjchriften aus- 
Drücklich aufgeitellt: 

- Ausführung derfelben an jeden in der Schweiz geborenen 
oder ungeimpft hergebrachten Kinde im eriten oder jpätejtens 
im zweiten Lebensjahre, ausgenommen, wenn die weitere 
Berschiebung ärztlich empfohlen wird; ärztliche Bejcheinigung 
derjelben; ohne diefe ift der Eintritt in eine öffentliche oder 
private Schule unterfagt. Der Bund forgt für genügende Be- 
zugsquellen, aus welchen unter bejonderer amtlicher Aufjicht 
unentgeltlich zuverläffige tierifche oder menjhlide 
LZymphe an die Impfärzte abgegeben wird. 
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Die Kantone haben dafür zujorgen, Daß die Smpfpflichtigen, 
fomwie diejenigen, welche zur Wiederimpfung fich ftellen, Ge- 
legenheit zu unentgeltliher Impfung und Wiederimpfung er- 
halten. 

Die Smpfärzte find bezüglich der Verwendung der Stamm- 
impflinge und überhaupt beim ganzen Ssmpfgejchäft zu größter 
Sorgfalt verpflichtet und fiir die Folgen verantwortlich. 

Die Beteiligten fünnen die Verwendung tierifher 
Xumphe verlangen(!) und die Smpfung durch einen 
andern al den mpfarzt vornehmen lajjen. 

Beim Erjceheinen der echten Voden in einem Kanton it 
die Jmpfung und Wiederimpfung Durch amtliche und Privat- 
ärzte möglichit zu fürdern. 

Die Nichtbeachtung oder Umgehung der in Diefem Gefeße 
enthaltenen Vorjchriften oder fpeziellen Anordnungen der zus 
ftändigen Behörden durch Private oder Beamte werden mit 
Geldbußen bis auf 1000 Fr. beitraft. In fchweren Fällen fan 
mit der Geldbuße aud) Gefängnis bis auf 6 Monate verbunden 
werden. Im Wiederholungsfalle farın die Strafe bi3 auf das 
Doppelte erhöht werden. Die Unterfuhung und Beurteilung, 
der Straffälle erfolgt durch die fantonalen Behörden. (Hier 
it daran zu erinnern, daß Ddiefe Strafandrohungen fich aud; 
auf die Vorjchriften betr. Vorfehren bei Cholera und Belt be= 
ziehen umd mit Nüdjicht hierauf höhere Marimalftrafen vor= 
gejehen find als bisher in den fantonalen Smpfgefegen.) Wor- 
behalten bleiben die fantonalen Strafbeitimmungen über ab- 
fichtliche und fahrläffige Tötung, Körpewverlegung und Ber 
breitung don Seuchen. 

©o lautet in der Hauptfache das von der Bundesperfamm- 
fung erlaffene Gefeß vom 31. Samıar 1882, gegen welches nun 
jofort das Neferendum ergriffen wurde. 

Um welche Fragen jtritt man fich eigentlich? 

Wir willen, daß wir unjern Lejern nicht die ganze große 

Literatur der Smpffrage auftischen ditrfen. Aber das Haupt- 
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ergebnis unferer gewiffenhaften tatiltiichen Studien über die- 
jelbe dürfen wir nicht verheimlichen. 
Die Entdedung des engliichen Arztes Jenner (1749 bis 
1823), daß nach einer in bäuerlichen Streifen feitjtehenden Er- 
fahrung diejenigen Berfonen gegen die echten Blattern geichüßt 
find, welche zufällig Die Kuhpo Ken gehabt, — einen leichten 
lofalen Ausichlag, der in wenigen Tagen ohne Schmerz oder 
andere ernite Folgen abläuft, — jchten ihn von Anfang an 
bon großer Wichtigkeit, indem nach allem, was man im 18. Jahr- 
hundert bezüglich der Vodenkrankfheit erfahren hatte, Damals 
die Boden allgemein eine beinahe undermeidliche Kinderkranfheit 
waren, welche Ducchichnittlich T/,, aller Todesfälle verurfachte 
und auch bei vielen der Überlebenden nicht bloß enttellende 
Karben, jondern fchwere bleibende Schäden, 3.8. Blindheit, 
zurüchteß. Nachdem Senner jahrzehntelang hierauf bezügliche 
Experimente und Studien gemacht, jogar an jeinem eigenen 
Sohne, und diefe Wahrnehmung durch viele glücdliche Broben 
- betätigt gefunden und jchließlich (1798) publiziert hatte, machte 
- dieje Snititution der Kuhpoden-mpfung ihren Stegeslauf 
durch die Staaten Europas. — Ungefähr vom Anfange des 
19. Sahrhundert3 an nimmt alfenthalben die Zahl der Poden- 
todesfälle in demjelben Grade ab, als die Stinderimpfung an 
Negelmäßigfeit zunimmt, jo daß 3. B. in Schweden in dem 
zweiten Kahrzehnt des 19. Jahrhunderts, nr welchem die Stinder- 
impfung obligatorifch wird, die Pocenjterblichfeit unter 1%, 
der Gejtorbenen fällt. Später Iteigt jedoch Die Mortalität an 
Porfen wieder, und man muß e3 erleben, daß beim Ausbruche 
von Epidemien Nichtgeimpfte verfchont bleiben und Geimpfte 
bon der Sranfheit befallen werden und auch etliche der Er- 
franften daran fterben, wenn auch nicht jo zahlreich, wie e3 
por Einführung der Jmpfung der Fall war. 

Diefe Ericheinungen jtießen die Thejen enners nicht um. 
Allerdings war die im 19. Jahrhundert noch vorhandene DBe- 
völferung aus dem vorigen Jahrhundert ohne Smpfung vor 
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den Blattern gefchüigt, weil fie in ihrer Kindheit an der Stelle 
der Impfung die die Überlebenden viel intenfiver für die Zu- 
funft [hügende Blatterung (wenn dafür empfänglich) durd- 
gentacht hatten, wobei die Krankheit durchjichnittlich ein Zehntel(!) 
aller Todesfälle verurfachte. Das wußte man ja. Ohne Diejes 
große Opfer wäre e3 ja unmöglich gemwejen, daß Ichon wenige 
Sahre nach der Einführung der obligatorischen Smpfung der 
Kinder die Vocenfterblichkeit unter 1°/, aller Geftorbenen falle. 

Etwas anderes dagegen wußte man bei der Einführung 
der Kuhpodenimpfung noch nicht, nämlich daß Ddiefe nur für 
10—15 Sahre wirflihen Schub, jpäter jedoch nur noch einen 
etwas milderen Verlauf der wieder möglichen Podenfranfheit 
gewähre. Das reduziert zwar den Wert der Jennerichen Ent- 
Deckung, hebt ihn jedoch nicht auf. Aber e3 wurde nunmehr, 
10-15 Sahre nach der erften Impfung, eine Wiederholung 
der Impfung — Nevaccination — notwendig, welche in den 
deutfchen Staaten in den Jahren 1830—50 ziemlich allgemein, 
menigftens für das Militär, und fchließlih auch ti einigen 
 Schmweizerfantonen eingeführt und für Seiten von Boden- 
epidemien vorgeschrieben wurde. Daß Jolche Smpfungen, wenn 
zu jpät vorgenommen, den Zweck verfehlen, fpricht nicht gegen 
den Wert derfelben, ebenfo nicht die Impfungen, welche, meil 
ungenügend ausgeführt, zu den „Smpfungen ohne Erfolg” ge- 
rechnet werden müjjen. 

Mo die Impfgegner ohne Berücdjichtigung diefer Tat- 
fachhen über die Impfung aburteilen, da fönnen wir ihnen 
nicht recht geben. 

Wenn z.B. die Impfgegner triumphierend auf die Poden- 
epidemie in Marfeille im Sahre 1828 Hinmeijen, wobei die 
Ungeimpften al3 gegen die Seuche geichüßt fich ertviejen hätten, 
während viele Geimpfte daran gejtorben feien, und auf jolche 
Einzelfälle geftübt die Impfung überhaupt als nußlos, ja jchäd- 
- Fich verurteilen, — und wir dann bei näherer Unterjuchung der 
Altersitufe der erjten und der andern erfahren, daß die Ge- 
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ichüsten eben jchon im vorigen Jahrhundert die Blatterung 
durchgemacht (und mit welchen Opfern!), die nicht mehr ge- 
fchüsten Geimpften dagegen jchon vor 20 und mehr Jahren 
geimpft und nachher feiner Nevaceination teilhaftig gemwejen 
find —, wa3 follen wir von folcher Bemeisführung jagen? — 
Das it Smpfgegner-Statiftif! | 

Dagegen hatte die Smpffrage im Jahre 1882 eine jchlimme 
Uchillesferfe gezeigt, welche Dr. Scheuermann, Rechtsanwalt 
in Bafel, in feiner in mehreren Auflagen erichienenen Stampf- 
brofchlire richtig getroffen hat durch die bildliche Darjtellung 
eines, angeblich infolge von Smpfpfufcherei, gräßlich verun- 
ftalteten 7 jährigen Snäbleins in — Königswinter (Preußen). 
Wer diefes Marterbild fich einmal angejehen hatte, fragte nicht 
mehr: two fiegt Königswinter?, er hörte nicht mehr darauf, daß 
bisher in der Schweiz, troß großer Geanerjchaft der Smpfung, 
noch feine Impfichädigung nachgemwiejen worden; e3 genügte 
ja, daß bei der herrfchenden Jmpfweife — von Arm zu Arm — 
eine Übertragung fehlimmer Krankheiten durch diefelbe m ög=- 
ich ift und die ftaatliche Kontrolle einen fichern, genügenpden 
Schuß nicht gewähren fann. 

‚Selbjt wenn nicht in einzelnen Kantonen, wie Bern, die 
obligatoriiche Impfung ftarf angefochten gewejen und Durch Das 
Eingreifen des Bundes der Geijt des Widerftandes angefacht 
worden wäre, jebljt wenn nicht der am 14. Juni 1882 von Der 
Bundesverfammlung befchloffene eidgenöffische Schuljekretär 
ioeben eine großartige Neferendumsberveaumg entfejjelt hätte, 
mar die Fragenftellung eine risfierte; bei der Stimmung don 
damals war e3 nicht zu verwundern, daß das neue Bundesgejeg 
mit 254,340 gegen 68,027 (im Kanton Bern mit 36,178 gegen 
‚bloß 6,499) Stimmen und in allen Stantonen, ausgenommen 
Neuenburg, vertvorfen worden ift, obfchon 19 ganze Ktantone 
ein mehr oder weniger befolgtes Obligatorium bejaßen. 

Aber der mit Botichaft vom 18. Dezember 1879 vom 
Bundesrate vorgelegte Entwurf des neuen Bundesgejebes 
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hatte ia eine andere Jmpfweife, mit animalifder 
Xhumphe und die Mitwirfung des Bundes bei der HUNG, 
in Ausficht geitellt! 

Daß diefe Vertröftung nicht Schwer in die Waafchale fiel, 
dazu hatten nicht bloß Die Spöttereien der Gegner Über das 
„Kuhatft” und die gänzlich mangelnde Befanntjchaft des Pu- 
blifums mit der in Ausficht geftellten tierifchen Lymphe, fon- 
dern auch die Verteidigung des bisherigen Verfahrens mit der 
Kegierung fait aller Impffchädigungen und mit der Zumutung, 
un Anbetracht der großen Zahl der Nichtgejchädigten einige 
miüjte Fälle mit in den lauf zu nehmen, — ja fogar die bundes- 
rätliche Vorlage jelbit beigetragen. 

Wenn Xırtifel 15 des von der Bundesperfammlung am 
31. Januar 1882 angenommenen Gejeßesentwurfs die un- 
entgeltlihe Abgabe von tierijchher vder(!) 
menjhliderXhympheandie Smpfärzte ducd 
den Bund in Ausficht jtellte, — fonnte ein Mißtrauifcher nicht 
in dDiefem „oder“ ein Hintertürchen fehen, welches noch fir 
eine jahrelange Übergangszeit den Gebrauch der menjd- 
lihen Lhumphe zuläßt, während das verjchärfte eidgenöj- 
jiiche Obligatortum fofort nach der Annahme des Bundes- 
gejeßes durch das Volk vom Bundestate in Sraft gejeßt werden 
durfte? Und was gab dem Fleinen Manne bei diefer Sachlage 
die Yuficherung des Art. 16 für eine Zuverficht, „dad auf Ver- 
langen der mpflinge oder bei Kindern auf Verlangen der 
Eltern oder des Bormundes die \mpfung mit tierifcher Aymphe 
zu geichehen habe”? 

. Noch weniger al3 der Bund beeilten jich die Kantone mit 
der Einführung (wir follten eigentlich fagen: der Wiederein- 
führung!) der tierifchen Lymphe. 

AS e3 ji im Jahre 1880 im Großen Rate von Bern um 
die Abmweifung einer Petition der Gegner des Impfzwanges 
handelte, entjprach der Große Nat dem Abmweifungsantrage 
der Regierung, unter Berücfichtigung der in der (übrigens 
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jonjt grümdlichen) Botjchaft der Negierung vom 11. Mai 1880 
enthaltenen Vertröftung (©. 17): 

„Der von den Smpfihädigungen hergenommene 
Einwand verliert aber vollends den Boden Durch die 
nunmehbrim fanton einzuführenden Xmp- 
Bemoesene Sälber-vein Sarreninuiohe” 

Um 3. Februar 1883 muß der Große Nat den Negierungs- 
rat noch beauftragen, „die nötigen Maßnahmen zu treffen, 
daß die Jmpfung mit tierifher &ymphe gejicdhe- 
henrzann.” 

Hätte unjere bernijche Negierung das nicht Schon vor etwa 
30 Jahren tun fünnen und follen gemäß $ 7 des Ampfgejetes 
vom 7. November 1849: 

„Sur guten SJmpfltoff hat die Direktion des Innern zu 
forgen. Sie kann zu Diefem Ymwede einerjeit diejenigen Sirei3- 
impfärzte, welchen fie die Xmpfitoffdepotsüber- 
trägt, oder andere WVerjonen, welche ihr echten Kuh- 
podenftoff liefern, belohnen.” 

Diejfe Doppelvorjchrift lautet bereit jo pojitiv, daß man 
fehon durch ihren Wortlaut zu der Annahme gefiihrt twird, 
Ddiefer Teil des $ 7 bezwedfe nicht, einer neuen Einrichtung zu 
rufen, fondern eher, die finanzielle Fundierung einer 
ichon beftehenden bleibend zu fichern. Unfere alten Arzte, 
welche wir in den legten Sahren um Aufichluß über die jchon 
um das Sahr 1850 im Kanton Bern offiziell (mwenigitens in 
einem wichtigen Teile desjelben) beitehende Ruhpoden- 
Ssmpfung um Aufihluß erfuchten, fonnten jich jedoch an 
eine fchon jo frühe bei uns beitehende Einrichtung der Jmpfung 
mit tierifcher Lumphe nicht mehr erinnern! Was jagen nun 
unjere Xejer dazu, wenn wir ihnen, geftüßt auf die jährlichen 
Verwaltungsberichte der berniichen Negierung für die Jahre 
1839 bi3 und mit 1849, Abteilung Sanitätswefen, mitteilen, 
Daß während Ddiefer ganzen zehnjährigen Periode neben der 
Smpfung von Am zu Arm die Smpfung mit tierifcher Xymphe 


254 


in zunehmendem Maße im Kanton Bern geübt worden ift und daf 
die Regierung felbjt auf ihre Koften Die tierifche Lymphe hierzu 
zuerjt aus Xondon, dann aus Berlin und jchließlich aus Köniz 
bei Bern bezogen hat und diefelbe fogar an mpfärzte in andern 
Kantonen verabfolgte? Daß fie im Jahre 1849 diefe Inititu- 
tion nach dem neuen Simpfgefeße fortzufeßen gedachte, ergibt fich 
daraus, daß fie.in diefem Jahre die Depotärzte der beiden Depots 
für animalifhe Lymphe in Bern und in Langnau neu mählte. 

Bon da an fagen ung die bernijchen VBermwaltungsberichte 
vom Sahre 1850 an drei Jahrzehnte lang nichts mehr von der 
tierifchen Zymphe, welche ja Doch nad) der Einführung des 
Dbligatoriums eine erhöhte Bedeutung hatte, und man jchmieg 
dazu, obfchon der ärztliche Stand laut Heitungsnachrichten aus 
dem Jahre 1845 damals an der Propaganda für die tierijche 
"umphe fich mitbeteiligt hatte. E3 werden wohl im Kanton 
Bern und in den andern Kantonen Eriparnisgründe an der 
Berichlechterung des Ampfitoffes nach der obligatorischen Ein= 
führung der Impfung mitfchuldig fein. Für diefeu Rücjchritt 
mußten wir jest büßen. 

dem wir die Berwerfung des Jmpfzwanges durch die 
eidg. VolBabitimmung vom 30. Juli 1882 in ihrer Beziehung 
auf den verichlechterten Impfftoff betrachten, müffen wir ge 
itehen, daß diefe Bewegung gegen den Jmpfzwang bei all 
ihrer VBehemenz eine Berechtigung hatte. 

Als num vollends am 26. November 1882 bei der Abjtim- 
mung über den eidgenöffifchen „Schulvogt” die Autorität des 
eidg. Gejeßgebers eine Niederlage erlitt, von welcher fie jich 
erft nach Jahren exholte, ilt e8 da zu verwundern, Daß die Jieg- 
reiche Oppofition, wie ein duch einen Dammbruch entfejjelter 
Bergitrom fich iiber das Land ergießend, von Stanton zu Kanton 
in ihrem Abfcheu vor dem gefeglich aufgedrungenen Smpfltoff 
Diejes Obligatorium forweit möglich ausrottete? 

Die gejeßliche fantonale Drdnung des Smpfmwejens tjt in- 
folge Diejfer negativen Bewegung folgende geworden: 
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a) zwei Stantone mit obligatorifher Smpfung und Wieder- 
impfung (Freiburg und Graubünden); 

b) jeh& Kantone mit obligatorisher Impfung und faful- 
tativer Nevaccination (Solothurn, Appenzell F.-Nh., 
Tefiin, Waadt, Wallis und Neuenburg); 

c) drei Klantoıte, wo der gejeglich noch beitehende Ympf- 
zwang jeit Sahren nicht mehr durchgeführt wird (Ob- 
walden, Nivwalden und Bafelland) und 

d) vierzehn Kantone, wo fowohl die Ampfung, als die 
Wiederimpfung fafultativ it. Von diefen hatten früher 
die Zmangsimpfung: Yürih, Bern, Yuzern, Schwyz, 
Slarus (bi3 1876), Zug, Schaffhausen, Appenzell A.-RH., 
St. Gallen, Yargau, Thurgau, — und überdies die Ne- 
vaceinationspflicht: Bafelftadt. Dagegen hatten nie ein 
Dbligatorium: Uri und Genf.* 

Troß der ungünftigen Gegenftrömung im Volfe gegen das 
Dbligatortum taten die fantonalen Negierungen der betr. Stan- 
tone Dennoch für die Impfung, was Jte unter diejfen Umitänden 
noch konnten, und unter Gemwährenlajjen der Stantonsräte: fie 
entfernten den Stein des Anjtoßes durch Ermöglichung der 
Smpfung mit tierifeher Lymphe. 

Ein im Jahre 1882 in Lanch bei Genf von Hacctus ge- 
gründetes, interfantonales Privatinftitut fam den fantonalen 
Regierungen entgegen und lieferte ihnen vertraglich, gegen 
ein nach der Vollszahl bemeijenes Firum, die notwendige 
tieriiche Qumphe. Diefes Snititut wurde im Jahre 1898 nach 
Bern verlegt und mit dem dortigen bafterio-therapeutiichen 
Smititute zu einem Schweizeriichen Serum- und Smpfinititute 
verichmolzen, von welchem 16 Kantone tieriiche Lymphe be- 
ziehen. Am Jahre 1898 gründete der Kanton Waadt ein eigenes 


* Wir entnehmen diefe Zufammenftellung dem ungemein reich- 
haltigen und Yejenswerten Artikel „Smpfmwefen” in „Reichenbergs 
Handwörterbuch der jchweiz. Bolfswirtichaft 2c.”, verfaßt von Dr. 
% Schmid, Dir. des fchmeiz. Gefundheitsamt2. 
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Institut vaccinogene. — Die Impfung von Arm zu Yrm hat 
in der Schweiz aufgehört und einer jehr beruhigenden Smpf- 
weile Blab gemacht: die Tiere, denen Smopfitoff entnommen 
ywoird, werden gejchlachtet und nur wenn fie ganz gejund. be- 
funden worden, der Smpfftoff verwendet. Wer jolchen ympf- 
jtoff aus Furcht vor tierifchen Krankheiten verichmäht, hat nicht 
bejjere Sicherheit bei Genuß von Milch oder Fleifch von Stühen. 

Die Behöwen des Bundes, welche jchon im Jahre 
1863 temporär, im Jahre 1871 infolge der Erfahrungen im 
feßten Siriege propiforiich und im Jahre 1873 definitiv die Re- 
daceination des Militärs eingeführt hatten, mußten nach ihrer 
Niederlage im Sahre 1882 den Umftänden Rechnung tragen: 
nach Bejchluß des Bundesrates vom 29. Dezember 1882 und 
Kreisichreiben des Oberfeldarztes vom 10. März 1883 wird 
den Nefruten beim Dienitantritt und den im Dienit befindlichen 
Truppen beim Auftreten von Boden Gelegenheitge- 
boten, fih unentgeltlih mit animaltjer 
umpherenarceinieren aulaiien! 

Wenn der Bund das von rt. 69 der B.-Verf. geforderte 
Gejeß über die gegen gemeingefährliche Epivemien zu erlajjen- 
den Verfügungen bald haben wollte, jo mußte er Dabei Die 
Impfung aus dem Spiele laffen. a 

Mit diefem Verzicht aing das eidg. Epidemiengejeb vom 
2. Juli 1886 ohne Anftand durch. 

Das Gejet jchrieb den Kantonen für den Fall des Heran- 
nahen3 gemeingefährlicher Epidemien vor: Kontrolle des Trint- 
 wafjers, der Lebensmittel, der Wohnungen, ferner Bereit- 

haltung von angemejjenen Abjonderungslofalen und Trans- 
portmitteln, fowie Sorge für die nötigen Aufnahmslofale für 
Gejunde. 

Anzeigepflicht beim Yuftreten epidemijcher Krankheiten 
jeitens der Ärzte und der Bürger gegenüber den Ortsbehörden 
und diefer gegenüber den Kantonsregierungen und der lebtern 
gegenüber den Bundesbehörden. 
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Sfolterung der Stranfen und Unterbringung derfelben in 
einem Stranfenhaufe oder pajjerde Auslogierung der Gefunden; 
im Bedürfnisfalle unentgeltliche Verpflegung und Unterjtügung. 

Desinfeftionsmaßregeln; ebenfo Maßregeln betr. den Trans- 
port von Leichen, Kranfen und anftedenden Waren. 

Berbot gänzlicher Abjperrung von DOrtfchaften und Yande3- 
teilen. i 

Berpflichtung des Bundes, den Kantonen und Gemeinden 
die Hälfte der Koften der Durchführung diefes Gejebes zu er- 
itatten. | | 

Bußen von 10 bis 500 Fr., in jchweren Fällen bis 1000 Fr., 
jofern nicht fantonale Strafgejegesbeitimmungen in lnmen- 
dung fommen. Die Bußen fallen den Stantonen zu. Die Unter- 
juchung und Beurteilung der bedrohten Vergehen jteht den 
fantonalen Behörden zu. 

Der Bundesrat überwacht die Vollziehung des Gejees 
und trifft Die erforderlichen Waßregeln. 

Ein Reglement de3 Bundesrates vom 4. Yovember 1887 
stellt daS Maß der in den einzelnen Fällen in Ausficht jtehen- 
den Bundesbeiträge feit. — 

Die Kantone erhielten diefe Beiträge für ihre bundesgejeß- 
fichen Vorfehren gegen die Boden, auch wenn diefe Vorfehren 
jih auf die im Bundesgefeß nicht genannte \mpfung und 
Wiederimpfung bezogen! | 

Diefe Mitwirfung des Bundes bei der Impfung in den 
Kantonen und in der Armee erlaubt die Annahme, daß nach 
dem Urteil der Bundesbehörden diefe Smpfungen (mit anı- 
maler Zymphe) feinen Schaden, ja jogar Nugen jchaffen. Das 
Beitehenlajjen derjelben bedeutet jedenfall Offenhaltung der 
Trage fiir weitere Studien. 

Und wenn wir uns mit erheblichen Auslagen die aus Siriegen 
in fernen Weltteilen fich ergebenden Qehren verichaffen, it 
e3 gewiß nicht Zeitverfchwendung, wenn wir und noch einige 
feinerzeit zu wenig gewiürdigte, ja noch gar nicht genau befannte 


Kummer: Bundesrat Schent. 17 
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Tatfachen vor Mugen halten, welche ducch die amtliche Statiftif 
des deutfchen Reichs und Frankreichs — fowie duch die Bu- 
blifationen von Xeon Bacher, franz. Deputierter, Arzt und 
Mortabilitätsitatiftifer — zu unferer Kenntnis gelangt ind. 

Sn Frankreich grafjterten die Boden jchon beim Ausbruch 
des deutjch-franzöfifchen Krieges: die Barifer Bevölferung hatte 
ichon im Suli 1870 983 Wodentodesfälle und bis zur DBelage- 
rung 5166, während des Nejtes des Sahres noch 5288. Die 
franzöfifchen Garnifonen hatten jchon in den Jahren 1868 und 
1869 zufammen 219 Podentodesfälle. Die in Deutjchland als 
Kriegsgefangene eingejchloffenen Franzojen, 374,99 Mann, 
obichon bereitsporder Öefangennahmedurch dieBocden dezimiert, 
verloren auch in diefer Fınzen Gefangenfchaft noch 1963 Mann 
an Boden. Die ganze franzöfiiche Armee verlor an Boden 
23,469 Mann. Wenn wir auf 6 Bodenkfranfe einen Poden- 
todesfall rechnen, fo haben zirka 140,000 franzöfiiche Soldaten 
während de3 Krieges die Poden durchgemacht! Welches Elend 
berfünden dieje Ziffern! Wie viele Opfer mögen da die Vocden 
in der zirka 4Omal fo Starken franzöfifchen Hipilbevölferung er- 
griffen und umgebracht haben! | 

Welche Gefahr eine podenkranfe Armee für die bürgerliche 
Bevölferung bietet, daS hat und die Bourbaft-Armee während 
ihres furzen Bejuches in der Schweiz gelehrt. 

Die deutsche Armee, in runder Summe 1!/, Millionen Manı, 
hat — in FTranfreih und in Deutjchland zufammengenommen: 
— durch den Krieg 440 Mann durch die Boden verloren* Be- 
fanntlich it dann in den folgenden Jahren die von Frankreich 
ausgegangene Epivemie durch die verjchiedeniten Mittelglieder 
auch in die andern europäifchen Staaten eingedrungen. — 

Unjere Nachbaritaaten haben die hiebei gemachten | line 
Erfahrungen beheizigt. 


Sn der ivifbevöfferung der alten Provinzen Preußens, nament- 
ha, in Berlin, regierte in den Jahren 1871 und 1872 eine Podenepidemie, 
da die obligatorische Kinderimpfung noch fehlte. 
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Ein vom neuen Deutjchen Neiche erlajfenes Jmpfgeleh 
führte fchon am 8. April 1874 die obligatorifche Jmpfung und 
Piederimpfung im ganzen Neich ein. 

Das Nevanche-hoffende Frankreich verwendete feine Sträfte 
zunächit auf die Erxftellung zahlreicher Feltungen läng3 der 
ganzen Dftgrenze; der Deputierte Bacher und feine Freunde, 
nach deren Meinung Frankreich im Jahre 1870/71 mehr Men- 
jchenleben durch die Poden verloren hat, al3 durch alle andern 
Kriegsübel, erreichten exit nach langen Anjtrengungen den 
nötigen Schuß gegen diefen Feind; exit im Jahre 1888 wurde 
die Impfung der Armee bejchloffen und erjt im Jahre 1892 
die allgemeine Impfung der Kinder im eriten Lebensjahre 
und die Wiederimpfung im 11. und im 21. Vebensjahre gejeb- 
lich vorgejchrieben. 

m Stalien wide im Jahre 1888 die allgemeine Jmpfung 
der finder und in den Jahren 1891 und 1892 die Wiederimpfung 
vorgefchrieben. 

Sn Ofterreich ift zwar die Impfung noch nicht obligatoriich; 
fie wird jedoch Durch die Behörden jo gefördert, daß jchon jebt 
in Ofterreich auf 4 Neugeborene mehr ala 3 Siinderimpfungen 
per Sahr kommen, während in den Schweizerfantonen mit 
fafultativer Impfung nur '/, bis ?/, geimpft werden und Die 
Revaccination noch viel feltener ift, jo daß die durch Smpfung 
Geichüsten allmählich ausiterben. 

Was das für den Fall eines Krieges bedeuten fann, hat 
Frankreich erfahren. Auch für die Fremdeninduftrie in Der 
Schweiz fann eine Podenjeuche zur Stalamität werden. 


Der Bund und die Primarjchule, 


Nachdem durch den neuen Berfaffungsartifel 27bis in. 
Verbindung mit dem alten Art. 27 und durch das darauf 
bajierte Ausführungsgefeß vom 13. Juni 1903 eine dem eid- 
genöffiichen Bundesgeilte entjprechende Form der ‘Bundes- 
hilfe im Primarfchulmwefen gefunden worden ijt, möchten wir 

17* 
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am liebften von den vorausgegangenen Kämpfen jchweigen, 
um fo mehr, als wir im offiziellen „Jahrbuch des Unterrichts- 
mejens in der Schweiz“, Sahrgang 1901, ©. 1—51, etite jo 
einläßliche und gründliche Darftellung beißen, mie fie hier nicht 
‚gegeben werden fann. 

Aber in der Biographie von Schenf darf diefe Gefchichte 
doch nicht igrroxiert werden und wenn wir unjer Benjum auch 
gerne mit der Verweifung auf die vorzügliche Arbeit des zür- 
cherifchen Staatzjchreibers, Heren Dr. A. Huber, möglichit ab- 
fürzen, jo müffen wir doch bei aller Anerkennung des aufrich- 
tigen Streben nad) Objektivität bei Heren Dr. Huber, da 
wir die Haltung Schenf3 einetjeit3, und des Volfes, mwenigjtens 
de3 bernifchen, andererfeit, etwas anders interpretieren, unjern 
Standpunft auch begründen. Wir heben deshalb nur einige 

Hauptmomente des Kampfes heraus. 

Bern war fehr energisch für die Nevijion der Bundesver- 
faffung von 1848 eingetreten, und wenn bei der Abjtimmung 
vom 12. Mat 1872 nur etwas über ?/, der Stimmenden ein a 
einlegten und auch von diefen noch manche nur im Vertrauen 
auf da3 Referendum gegenüber allfälligen mißbeliebigen Aus- 
führungsgefegen, fo war das ein Anzeichen, daß dem Bolfe 
manche3 an der neuen Verfallung nicht Iympathijch mar. 

Bei der Abftimmung über die Verfafjung von 1874 jtund 
e3 ganz anders im Kanton Bern: 63,367 Ja gegen 18,225 Nein, 
die „Xa” betrugen 77,7 % der Stimmenden, fajt das 31/, fache 
der ‚Nein”. Dazu Hatte nicht wenig beigetragen der neue 
Wortlaut in Art. 27 betr. die Primarjchule: 

„Die Kantone forgen für genügenden Primarunterricht, 
welcher ausichließlich unter ftaatlicher Leitung jtehen joll. Der- 
felbe ift obfigatorifch und in den öffentlichen Schulen unent- 
geltlich. | 

Die öffentlichen Schulen follen von den Angehörigen aller 
Befenntniffe ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Ge- 
wilfensfreiheit beiucht werden fünnen.” 
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„Segen Stantone, welche diefen Verpflichtungen nicht nach- 
fommen, wird der Bund die nötigen Verfügungen treffen.” — 

Diefe Beitimmungen waren gegenüber den ım Jahre 1872 
berimorfenen enorn beruhigend. ES war bei der zweiten NRe- 
pbifion dem Ständerat endlich gelungen, die Minimal- 
forderungen aus dem Nttifel Herauszubringen, die in 
den Kantonen, welche über dem Winimum jtehen oder iiber 
dasjelbe hinaus wollen, den Gegnern oder lauen Treunden der 
Schule Waffen liefern konnten. 3 waren ferner alle Be- 
ftimmungen oder Anträge, welche ein Ausführungsgefeß 
forderten, verworfen und durch die Vorfchrift erjeßt morden: 
„gegen Kantone, welche diefen Verpflichtungen nicht nach- 
fommen, wird der Bund die nötigen Verfügungen 
treffen.” 

Ein fein Schulweien fortjchrittlich leitender Kanton Hatte 
alfo Ausficht, von Art. 27 ganz unberührt zu bleiben. Das 
mar für den Kanton Bern, bei dejjen Behörden ohne Unter- 
la Entwürfe für fortfchrittliche Schulgejege pendent waren 
und dejjen Volt mit großer Lebhaftigkeit dabei fein Neferen- 
dumsrecht ausübte, eine Lebensfrage. 

Sreilich Ichloß der Berfallungsartifel das Gejebgebungs- 
recht Des Bundes nicht aus; aber es bejtund nicht a priori, 
jondern die Notwendigfeit, die Tragweite, die Möglichkeit, ein 
durchführbares Bundesgejeg aufzuitellen, mußte zuvor nach- 
gemwiejen jein. — 

Dbfcehon die Bundesverfaflung in der Übergangsbeitim- 
mung 4 den Kantonen für die Einführung der Unentgeltlich- 
feit Des PBrimarunterrichts eine Fuilt von fünf Fahren gewährt 
hatte, richtete der Bundesrat Schon am 3. Suni 1874 ein Sreis- 
Ichreiben an die Kantone, worin er, um Gemwißheit zu erlangen, 
daß ihr Primarumterricht den Vorjchriften der Bundesper- 
faffung entipricht, Diefelben einlud, ihm die nötigen Dofumente 
zufommen zu laffen. Wenn in der einen oder andern Beziehung 
der Primarunterricht noch Tücken aufmweife, die unter der Herr- 
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Ichaft der neuen Verfaffung nicht mehr vorhanden jein follen, -fo 
fordere er auf, anzugeben, in welcher Weije und bis zu welchem 
Beitpunft der betreffende Kanton in der ZYage zu fein gedenfe, 
diejem Mangel abzuhelfen. (S. Bundesblatt 18741, ©. 1146.) 

Die Kantone jandten auch) die verlangten Akten ein und 
Iprachen fich über den Stand ihrer Reformen aus. Der Urt. 27 
war jomit in Ausführung begriffen. Schon jeßt zur Gejeb- 
gebung jchreiten durfte der Bund jomit i in diefer Materie 
noch nicht. 

SleihmwoHl erfolgten ee jeitens Der LXehrer- 
Ihaft und einzelner Parlamentarier im Sinne der befürder- 
fihen Vorlage eines Entmwurfes zu einem eidg. Schulgejek 
(Motion Dejor und Genojjen, vom 15. Juni 1875). 

Der vom 6.—8. September 1874 in Winterthur unter dem 
PBräjivium des Herrn Erziehungspdireftor Sieber verlammelte 
jchmweizerifche Lehrerverein fonnte bei der Behandlung der von 
jeinem Präfidium vorgelegten Thejen iiber die bezüglichen „Son= 
jequenzen” der neuen Bundesverfafjung nicht zu einem Be- 
Ichluffe gelangen; er beauftragte daher den Zentralausschuß, den 
Bundesrat um beförderliche Vorlage eines eidg. Schul- 
gejegesentwurfes zu erjuchen. Der Zentralausichuß wünjchte 
bon diefem Gejegesentwurf fichere Normen über: 

a) das Minimum der Schuljahre, der jährliden Schul- 

wochen und mwöchentlihen Schuljtunden, 

b) die obligatorifche, bis ins Jünglingsalter fich exitredfende 
Fortbildungsichule, 

: da3 Marimum der Schülerzahl für eine Lehrkraft, 

d) Beihaffung und Qualität der Lehrmittel, 

e) die geeigneten Mittel, die Schweizerische Sugend überall 
auch zu Förperlicher Gejundheit, Kraft und Gemwandtheit 
zu erziehen, 

f) ein bejtimmtes Maß der Anforderungen an die allge- 
meine Bildung und die Lehrbefähigung der LXehrer, 

g) ein Minimum der Lehrerbejoldung, 
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h) die Art, wie der Bund teils überhaupt, teils fpeziell mit 
Bezug auf Mlinea 3 des Art. 27 [Neligionsunterricht ] 
die Kontrolle über das Schulwejen ausüben werde. 

Dabei wird Denn auch von finanzieller Nachhilfe des Bundes 
geiprochen, namentlich auch zu dem Ymede, die unentgeltliche 
Berabreichung der Xehrmittel an die Schüler zu ermöglichen. — 

Kur zwei Wochen nach diefer Verfammlung in Winterthur 
beichloß eine Lehrerverfammlung in Langenthal eine ähnliche 
Petition an den Bundesrat. 

Diefe Demonitrationen veranlaßten jchließlich (September 
1877) au) den Lehrerverein der romanischen Schweiz, jich zu 
äußern und zwar dahin, daß er ein eidg. ©chulgejeg nicht 
‘_ wünfcdhe und als verfallungswidrig anjehe. 

Und was dachte denn das Bolt, jpeziell das bernijche, über 
diefe Wendung der eidgenöffischen Schulfrtage? Kein Schluß 
fönnte unrichtiger fein, als der: Wer fchweigt, ift einverstanden. 
E3 fehlte dem Bolfe ja die Gelegenheit, fich direkt über die 
eidg. Schulfrage zu äußern. Aber wer über die Behandlung 
der neuen Bundesgejeße Durch das eidgenöjitihe Neferendum 
jich wunderte und zuweilen gar feine genügenden Gründe der 
verwerfenden Entjcheide finden fonnte, mußte jich Doch jagen: 
5 it eine Verftimmung, ein Mißtrauen da; und Diejfe Ver- 
itmmung hatte ihren Grund nicht zum wenigiten in Der Diffe- 
renz zwiihen dem Wortlaut des vom DBernervolfe mit DBe- 
friedigung angenommenen Art. 27 der Bundesverfafjung und 
ven angeblichen „Koonjequenzen‘, welche Die Ratgeber der Bun- 
Desperfammlung aus dem Art. 27 ziehen zu Dürfen glaubten. 

Wie wenig das Bernervolf mit der normalen Weiterent- 
wiclung jeines Boltsfhulwejens zu brechen Neigung hatte, 
bewies e3 durch die im Laufe des Jahres 1875 erfolgte An- 
nahme zweier dasjelbe betreffenden Gejebe, des Gejeßes über 
die Lehrerbildungsanitalten vom 11. Mar 1875 und des Ge- 
Teße3 über die Erhöhung der Primarlehrerbejoldungen vom 
15. September 1875. 
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Die Nevifion des im Jahre 1860 erlaffenen Gejeßes iiber 
die Lehrerbildungsanitalten des Kantons Bern hatte feinen 
andern Zwed, al3 eine Weiterbildung derjelben auf der be- 
jtehenden Grundlage: Sorge für der Aufgabe entjprechende 
höhere Bejoldung der Seminarlehrer und für Penfionterung 
derjelben im Mter, Ermöglihung der Vermehrung diejer An- 
ftalten von vier auf fech8 und der Jahresfurje auf vier Jahre, 
dann Reduzierung der Schülerzahl einer Stlafje, alles im Rah- 
men de3 bisherigen Gejebe2. 

Man gab fich alfo in Bern nicht der Stlufion hin, man könne 
die joziale Stellung des Primarlehrers dadurch heben, daß man 
den PBrimarlehramtsfandidaten „auf denjelben Schulbänfen” 
rwwie den fünftigen PBfarrer, Arzt und Advofaten Gymnafium 
und Hochicehule Durchmachen lafje, wie e3 Der bereit3 genannte 
zürcheriiche Erziehungsdireftor Sieber und jeine Bädagogen 
im Santon Zitrrich, freilich mit einem großen Mißerfolge, dem 
Bücchervolfe vorgejchlagen hatten. 

Demgemäß war auch das die Primarlehrerbejoldungen neu 
regelnde, nur aus drei Baragraphen beftehende Gejeß von 1875 
nur eine Ausweitung des PBrimarjchulgejfeges vom 8. März 
1870; e3 erhöhte den minimalen Barbeitrag der Gemeinden 
an jede Primarfchulitelle von den bisherigen 450 Tr. auf 
550 Fr.. den jährlichen Staatsbeitrag an jeden Lehrer um 
100 Fr., an jede Lehrerin um 50 Fr., beides ın allen Dienit- 
jahren. Wir werden noch darauf zurüdfommen. — 

Mit der Erfegung des auf Ende 1875 austretenden Herun 
Bundesrat Knüfel durch Heren Numa Droz als Chef des eidg. 
Departements des Innern war eine jehr geeignete Kraft ge- 
mwonnen zur Vollziehung der Motion Dejor und Genojjen vom 
15. Juni 1875, betreffend die zu „ergreifenden Maßregeln zur 
Ausführung des Art. 27 der B.-Verf.”; denn Numa Droz war 
ein vorzüglicher Xehrer und Erziehungsdireftor, eine Yeitlang 
auch Nedaktor des Yeitenden politifchen Blattes des Kantons 
Neuenburg gemejien. 
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- Nachdem er fich in dem an Aufgaben überreichen neuen 
Wirkungsfreife umgefehen und eingearbeitet hatte, forderte er 
durch ein Kreisichreiben vom 6. Februar 1876 die Nantons- 
 regierungen auf, ihm die pädagogiichen und ftatiltiichen Be- 
richte über die Jahre 1875 und 1876, das Programm und Die 
Lehrbücher für den Primarumterricht, fowie die Angaben über 
die jeit 1874 eingeführten Neuerungen mitzuteilen. Schon am 
20. November 1877 fonnte er vem Bundestrate einen 145 Ceiten 
zählenden Bericht nebit mehreren jtatiltiichen Tabellen (in fran- 
zöfischer Sprache) vorlegen, welcher die Entitehung des Art. 27, 
dejen Tragweite und bisherige Ausführung und die künftigen 
Biele desjelben behandelte und den Entwurf eines ae Schul- 
 gejeßes (mit 25 Artikeln) enthielt. 

Dbicehon Herr Droz großes Gemicht auf alles das legte, mas 
auf dem Wege der Interpretation des Art. 27 infolge von Ne- 
furien und auf demjenigen der Anregungen und Aufmunterun- 
gen, welche der Bundesrat Durch die pädagogischen Nefruten- 
prüfungen, Förderung der jchweizeriihen Schulitatiltif, Be- 
Ihiefung von Kongrefien und Unterjtügung von Schulaus- 
itelfungen 2c. bereit für die Primarjchule getan hatte und 
noch tat, hielt er doch die Aufitellung gejeglicher Beitim- 
mungen ded Bundes in einem bejcheideneren Nahmen als 
erlaubt und geboten. 

Aber jchon er jelbit hatte gegenüber dem von ihm aufge- 
jtelltern Gejeßesentwurfe jo große Bedenken, daß er ihn nicht 


- als definitiven Gefebesentwurf anjah, jondern als bloßen Ver- 


fuch, al3 eine Studie behandelt und verbreitet mwijjen mollte, 
namentlich in den Beitimmungen itber den religiöfen Unter- 
richt und über die Befoldung der Lehrer, nicht bloß wegen Der 
damaligen politifchen umd finanziellen Sorgen der Eidgenoifen- 
Ichaft, jondern er fühlte eben die geitellten Fragen noch nicht 
gelöft; es müfje zunächlt das eidg. Departement des snnern 
für die Ausführung des Art. 27 befjer organijiert werden, jo 
daß es eine alljährlich wiederkehrende Berichteritattung über 
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den Stand des Schulmwefens in Der Schweiz zu liefern imjtande 
jei, dann jet die Unterjtügung und Anregung der Kantone zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe, Heranbildung oder Unterftügung der 
Heranbildung tüchtiger Xehrer 2c. notwendig. 

sm Februar 1878 bejchloß der Bundesrat die Zufendung 
de3 Gutachtens Droz’ an die Santonsregierungen behufs 
der Prüfung Ddesfelben und Mitteilung ihrer Bemerfungen; 
die Ilberfendung erfolgte erft am 27. Mai 1878 (nad) Er- 
ftellung und Drud einer guten deutfchen Überjeßung desfelben). 

Wir Haben ums überzeugt, daß nur neun ganze umd zimei 
halbe Kantone ich für ein eidg. Schulgefeb ausgejprochen 
haben, jedoch bleiben die meijten derjelben mehr oder weniger 
hinter den Forderungen des Hern Droz zurüd; die Regierungen 
der andern Kantone halten Borfchriften über den Wortlaut des 
Art. 27 hinaus nicht für notwendig, die meiften derjelben fogar 
für verfafjungswidrig. 

Uns jcheint wirklich, infolge nachträglicher Prüfung der 
Sachlage, daß ji Herr Droz in den zwei Hauptfragen mit 
jeinem Gejeesentwurf in einer Sadgafje befand. Erxjtlich it 
nach feinem Entwinf (Art. 4 und 11) der Religions- 
unterricht gar nidht Sache der Schule, noch der Schul- 
behörden. Er darf zwar im Schulhaufe ftattfinden in der Zeit, 
wo die Schule felbit desjelben nicht bedarf, und die Schul- 
fommifjion bejtimmt die dafür zuläffigen Stunden, damit jener 
Unterricht den regelmäßigen Gang der Schule nicht ftöre; 
die (andern) Schulfächer folfen abfolut feinen Ionfeffioneten 
Charafter haben. 

Droz fühlt jelbit, daß diefe Beftimmungen, welche Schon im 
Jahre 1872 in den Schulgejeben von Neuenburg und Genf 
eingeführt worden find und fich eingelebt haben, nicht allge- 
mein werden Fönnen und daß man die andern Slantone 
mit ihrem Shitem ebenfalls gewähren Yajjen muß, fofern 
jie nur den Abfab 3 des Art. 27 nach feinem Wortlaute 
tejpeftieren. 
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Betreffend das don der Lehrerjchaft verlangte eidg. 
Bejoldungsminimum jagt Art. 18 des Entwurfes Droz: 

„Nach erfolgten eingehenden Unterfuchungen der Erxiftenz- 
bedingungen, Löhne ufw. in den verfchiedenen Landesteilen 
der Schweiz wird ein Bundesgefeg die Minima der Bejoldungen 
der Primarlehrer und Primarlehrerinnen nach Kantons- und 
örtlichen Gruppen feititellen.” 

Der ratloje Gefeßgeber vermeit aljo auf ein anderes noc) 
zu jchaffendes Gejeb, welches jtatt des verlangten Minimums 
eine unbefannte, jedenfalls große Zahl von Minima auf- 
jtellen foll. 

Der Kanton Bern jchreibt allerdings einheitlich vor, was 
‚die Gemeinden an Natural- und Geldleiftungen twenig- 
tens an die Lehrerbejoldungen beitragen follen, und dieje 
Maßregel ijt auch zwedmäßig. Uber das ift nicht die ganze Be- 
joldung. Hieht man diefe in Betracht, fo fieht man, daß er 
nicht fire nötig befunden hat, für die Städte und die induftriellen 
Drtichaften bezügliche Vorfchriften zu machen, erjtlich meil 
dieje auch nicht mit Minimumsforderungen bezüglich der Xehrer- 
bildung, des Schulprogramm und der Schulzeit fich begnügen 
und Schon deshalb mit der Befoldung höher gehen müjfen, 
und weil man in diefen Ortichaften weiß, was der Unterhalt 
einer Familie Eojtet, welche fat alles zum Leben Nötige faufen 
muß. Sm rein ländlichen Gemeinden dagegen veriteht man 
das weniger. Übrigens hat hier der Xehrer 3—44/, Monate 
serien und auch in der Schulzeit weniger wöchentliche Stunden; 
er fann und foll fomit durch private Arbeit einen Teil feines 
Bedarfs aufbringen. Aber jchon für dDiefen Bruchteil der LXehrer- 
Schaft Hat der Kanton Bern in billiger Würdigung des Ge- 
Ichlecht3 und des Mter3 der Lehrer aht Minima nötig 
befunden. 

Der Kanton Bern Hat nämlich nad) dem Gejege vom 
15. September 1875 neben den von der Gemeinde zu entrichten- 
den Naturalleiftungen und der Winimal-Barbefoldung von 
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rt. 550-per Sahr, seine ftaatlihen Zulagen auf folgende 
Höhe gebracht: | 


Dienftjahte: ee : : 
vom 1. bi und mit dem 9. st. 250 tr. 150 
RO EB at 0 „150 
SE TSV ya ee De „ 450 200 
„ 16. Dienfjtjahre an Re, , 


Wenn der Bund für alle örtlihen Gruppen und dazu 
noch für alfe Kantone die für alle Verhältniffe entjprechenden 
Anfäße feititellen wollte, ohne irgendwie mitzubezahlen, dann 
dürfte er wohl darauf gefaßt fein fünnen, daß er die Rechnung 
ohne den Wirt, d. h. ohne das durch dag Nteferendum die Mittel 
bewilligende Volk, mache. — — 

Sn diejer Situation ftand der im Sabre 1879 die Direktion 
des Innern wieder übernehmende Bundesrat Schenf, als in 
den eriten Monaten des Sahres 1880 endlich die noch reitieren- 
den Antworten der Kantone auf das Kreisichreiben vom 27. Mai 
1878 einliefen. | 

Zum Legiferieren war Die Schulfrage jedenfalls noch jept 
NamıTeit 

Der Bundesrat richtete daher mit Botihaft dom 
3. Suni 1880 folgende Anträge an Die Bundesper- 
Jammlung: 

1. „Der Bundesrat wird beauftragt, durch das Departe- 
ment de3 Innern die zur Vollzieyung des Urt. 27 der B.-Berf. 
uötigen Erhebungen über das Schulwejen der Stantone zu 
machen und für die regelmäßige und fortdauernde Sammlung, 
Zujammenitellung, Verarbeitung und Beröffentlihung der 
Ergebnijje zu jorgen. | 

Um das ftatiftifche Bureau in den Stand zu jegen, den ihm 
auffallenden Anteil an diefer Aufgabe zu erfüllen, wird dem 
Direktor desjelben ein Adjunft beigegeben, mit einer Be- 
foldung von Sr. 4500 bis Fr. 5000. Die Obliegenheiten diejer 
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Amtsftelle werden durch ein bejonderes Regulativ des Bundes- 
rates geordnet.“ tr 

2. „Die Kantone find verpflichtet, vem VBundestate un 
jeinen Organen tiber die in Art. 1 genannten Berhältnilje, 
gemäß den geftellten Fragen und innerhalb der in angemejjener 
Weife geftellten Friften jederzeit die erforderlichen Angaben 
zu liefern.” 

3. (Referendumsflaufel.) 

Schon Droz hatte auf dDiefes Beditfnis hingemwiejen. Denn 
die Vorbedingungen zu einer rihtigen Ausführung des Art. 27 
fehlten; eine grimdliche Kenntnis der bezüglichen Verhältnije 
warunerläßlich, nicht bloß für die vorberatende Behörde, 
- fondern auch für die eidg. Räte und das Voll. Schon dieje 
Belehrungen mußten, gleichiwie die jeit 1875 beitehenden eidg. 
Kefrutenprüfungen, anregend und aufmunternd wirfen; Die 
Wiederholung mußte die Wirkung vertärfen. Auch die Ber- 
einigten Staaten Amerikas, objchon fie feine bezügliche ver- 
faffungsmäßige Kompetenz im Schulmejen bejigen, erfreuen 
fich eines jolhen Bureau2. 

So die Botjchaft de3 Bundesrates vom 3. Juni 1880. 
Man follte e3 fait fir unmöglich Halten, daß Die jo notwendige 
Forderung von den eidg. Räten erjt im April und uni 1882 
behandelt wurde. 

Die Botfchaft der nationalrätlichen Borberatungsfommiflion 
erichien am 15. Juni 1881, diejenige der jtänderätlichen ein 
Sahr Später. Die 7 föpfige nationalrätliche Kommiljion für 
diefen Gegenitand bejtand aus drei Minoritäten: zimei Mit- 
glieder (Deucher und Karrer-Yargau) jfimmten dem Bundes- 
rate bei, wollten jedoch fehon in diefem Beichlujje von dem 
„allfälligen Exlafje eines Bundesgejeges" iprechen; zwei (Nit- 
ichard, Vögelin) wollten dem zu freirenden Beamten auch) den 
Auftrag der Gefesggebung erteilen; drei (Segeiler, Jaquet 
und Zori8) wollten e3 beim Art. 27 (ohne Bundesgejeb) be- 
wenden lafjen. 
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Schenk hatte noch immer diefelbe Anjicht; eine reifliche, 
freie Engquete fchien ihm abjolut por dem Legiferieren er- 
forderlich. 

Diejes PRojtulat war ihm für das Gelingen der Sache jo 
mejentlich, daß er angejichtS der Tendenz, die Gejebgebung 
zu überftürzen, an die ihn näher befannten Mitglieder der Linken 
und andere - Freunde der Sache ein vertrauliches Zirkular 
richtete, um fie von der Notwendigkeit jeine3 Vorgehens zu 
überzeugen. Wir meinen die „al Manuffript gedrudte”, 
22 Seiten haltende Brojchüre: „Unterrichtsmwejen: Art. 27 der 
Bundesverfaffung”. 

Daß Dies der Ymwed der ganz mit Unrecht „Programm 
Schenf” betitelten vertraulichen Zufchrift war, mwelche Höch- 
tens fein „Arbeitsprogramm“ genannt werden fonnte, 
geht aus der ganzen Anlage der lange und forgfältig vorbe- 
reiteten Schrift hervor; er it mit aller wirnfchbaren Deutlich- 
feit ausgejprochen ©. 12: 

„&3 it allerdings möglich, aus den allgemeinen Bojtu- 
laten des Urt. 27 die jpeziellen Verpflichtungen zu Deduzieren, 
mie dies in Abjchnitt II [diefes Schreibens, auf welchen wir 
jofort zu fprechen fommen werden] gejchehen ift, und diejelben 
al3 autoritative Vorfchriften aufzuftellen. Allein wenn e3 fich 
darum handelt, VBorjchriften aufzustellen, welhe Durch - 
megsvollziehbarfein jollen, und wir uns auf 
einem Gebiete bewegen, auf welhem zwang3smweije 
Durhführung auf dem Wege direkter Snterven- 
tion in die Adminiftration nicht möglich ift, fo 
jehen wir uns gerade hier darauf angewiejen, v3 Mögliche 
und allgemein Erreihbare zu ermitteln Dazu 
aber gehört nicht nur eine ganz allgemeine Kenntnis der Ver- 
hältniffe, fondern eine wirflihe, auf forgfälti- 
gem Studium beruhende, genaue Befannt- 
Ihaft mit denfelben. Und dies ift nicht möglich ohne 
Ihitematifh dDurhzuführende Engquete, 
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„Und meil wir zur Annahme und erfolgreihen 
Ausführung der aufzuftellenden Vorfchriften im Schul- 
tefen weniger al8 andersivo der Mitwirkung der öffent- 
fihen Meinung entraten können, jo ift e3 notwendig, 
diefe don vornherein duch Klarlegung der VBerhält- 
niffe zu orientieren, waS wiederum genaue Ermittlung Der- 
jelben vorausfeßt. 

„ir fommen, wenn wir diefen Weg einjchlagen, nicht lang- 
famer vorwärts, al3 wenn tir mit Aufitellung von Borjchriften 
beginnen und die Unterfuchung der Schulverhältnifje erit nad) 
folgen Iaffen. Und wir find überzeugt, auf Diefem Wege der 
Sache felbit und namentlich auch dem Kreditedereidg. 
. Gefetgebung und Verwaltung befjere Dienfte zu leijten, 
al3 wenn wir umgefehrt verfahren.“ 

Aber, wendet man vielleicht ein, warum hat denn Schenk - 
jelbft in Abjchnitt LI feines vertraufichen Schreibens den ganzen 
Gefegesplan augeinandergefeßt und damit das Volk fopficheu 
gemacht? Wir wollen nicht darauf abftellen, daß er Dabei auf 
die Diskretion feiner Freunde rechnete; denn er hat hier fein 
Geheimnis verraten, fondern nur wiederholt, was an den 
Lehrertagen vor aller Welt al3 „Konfequenz” des Art. 27 ber- 
findet worden ift, und er hat ja diefe „KRonjequenz” auch nicht 
al8 Grundlage eines Gejebezs, fondern nur einer En- 
quete angefehen. Wie wenig er bei diefen Aufitellungen 
ichon an eine Gejegesporlage dachte, hat er Dadurd) bemiejen, 
daß er im Mai und Juni 1882 noh zweiperjhiedene 
Erpertenfommifftionen, eine deutfch-jchweizeriiche und eine von 
Experten der franzöfifchen Schweiz jeparat zur Beratung jeines 
Schemas einberief und die bejchloffenen Toftulate fußzeifto 
veröffentlichte: fie waren ja nicht zur jofortigen Ausführung, 
iondern al Materialfürdie Enquete beitimmt. 

Schent felbft verglich fein Vorgehen (©. 12 des Sirkulars) 
mit demjenigen de3 Erbauers einer Eifenbahn, welcher bei dem 
Entwurfe des Budget3 doch eine ideelle Linie voraus 
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feßen muß, welche nur definitiv wird, wenn und joweit jie mit 
den vorhandenen technifchen und finanziellen Mitteln als 
ausführbar fich herausftellt. 

Schenf hat die Shwierigfeiten einer eidg. ini; 
ichufgefeßgebung jorgfältig überdacht. 

Welches find die „Verfügungen“, welche der Bund gegen 
rücjtändige Kantone ergreifen kann?” fragt er ©. 7. „Er Tann 
feine Beiträge zurüdziehen, denn er gibt feine. Er fann Das- 
jenige, war er verlangt, bei Widerjtreben der fantonalen Be- 
hörden und der Gemeinden nicht direft, Durch eigene Organe 
ausführen laffen, denn er hat deren feine. Er lan nachläflige 
Gemeindejchulbehörden nicht bejeitigen, ungeeignete Lehrer, 
welche von den fompetenten Behörden gewählt find, nicht Durch 
beifere erfegen. Er fan weder Schulfreife, noch Schulflajjen 
- teilen. Er fann feine Schulbücher verfafjen lafjen ımd einführen. | 
Er fann nicht auf Koften eines Kantons Schulhäufer bauen 
und fann beffere Bezahlung der Lehrer in einem Kanton nicht 
dadurch erzwingen, daß er jelbjt auf dejjen Koften die Gehalte 
aufbeifert. Ex fan faum emmitlich daran denfen, Strafbeitim- 
mungen aufzuftelfen gegen verfafjungswidriges Verhalten des 
Kehrers in der Schule, 3.8. Fonfefjionell agrejjive, die Ölau- 
bens- und Gemilfensfreiheit beeinträchtigende Außerungen. 
Er fan wegen Nichtbeachtung der Borfchriften des Art. 27 
weder einer Gemeinde, noch einem Kantone Gtraftruppen 
fchiefen, namentlich nicht, wenn die Differenz auf religiöjem, 
fichlihem Boden fpielt” (©. 9). 

„Die Forderung des vollen Obligatoriums, der wirklichen 
Unentgeltfichfeit, de3 genügenden Primarunterrichts in dem 
oben prägzifierten Sinne fchließt öfonomijhe Zumu- 
tungen ein, denen hie und da ein Stanton und dejjen ©e- 
meinden mit dem beiten Willen nicht gerecht werden 
fönnen. Vieles wird erftdann gehen und leicht 
gehen, wenn der Bund nicht nur mahnt und fordert, jon- 
dern auch mit finanziellen Mitteln zur Seite fteht. Kein 
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Kanton hat fein Schulwefen mit bloßen Befehlen 
an die Gemeinden auf eine höhere Stufe gebradjt. Wo be- 
friedigende Entwiclung zujtande gebracht worden ift, da gejchah 
e3 twejentlich durch finanzielle Klooperation des Staates, Durch 
Übernahme eines Teils der Ausgaben. Dieje Methode befolgte 
der Bund mit beitem Erfolge aufallen Gebieten, wo 
er von den Santonen mit größeren Ausgaben verbundene 
Reiftungen und Fortichritte verlangte. Ccmußpondiejer 
Methode auh im Schulmwejen Gebraudh maden 
und „die nötigen Verfügungen” durch „Die nötigen Bei- 
träge” unterftügen. Ein richtige Regulierung bezüglich Be- 
grenzung, Bemeffung und Verwendung jolcher Beiträge dürfte 
‚nicht allzujchwierig jic) erweifen“ (©. 10). 

MWiederholt jpricht das vertrauliche Schreiben von Der eidg. 
Schulfubvention, ohne welche man in manchen Kantonen nicht 
durhfomme; wenn das auf dem Wege direkter Unter- 
jtügung nicht gehe, jo fünne e3 durch die Vermittlung eines 
eigens zu arimdenden jchweizeriihen Bolfsbildungsvereing, 
nach dem Vorbilde der indirekten Bundesunterftügungen für 
Kunft und Wiffenichaft, Landwirtichaft, Gewerbe und Handel 
geichehen. 

Das it das ganze Programm Schenk, wenn man dag Hir- 
fular jo nennen will. Herr Keel hat im Nationalrat nur aus 
dem Zufammenhange gerifjene Säbe desjelben, auf melche 
man ihn aufmerffam gemacht hat, befprochen und zwar in 
einer Stimmung, wie er nicht geiprochen haben Fünnte, wenn 
er die 22 Seiten des Schreibens gelejen, im Zufammenhang 
gelejen hätte. Aber wie war e3 möglich, daß die irrige Auf- 
faffung de3 Gegners (Keels) zur Herrfchaft gelangen, daß da- 
gegen der Hauptinhalt diejes Arbeitsprogramm Schents 
fiberalerjeitS totgejchwiegen werden Fonnte!?? 

Diefe Schenfichen Einwendungen gegenüber dem Bor- - 
gehen feiner Parteigenofjen, waren fir diefelben nicht etwa zu 
radikal, jondern (tie vielleicht auch in den Augen vieler unferer 
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heutigen Lefer), außerordentlich fonfervativ, fait fo fonfervativ, 
als die von Segefjer aufgeitellte Theje: weil Art. 27 von einem 
Ausführungsgefebe nichts age, fo lafje Diefer Artikel auch feines 
zu, fondern die ganze Ausführung fer nun Sache der Exekutive, 


gegen deren „Berfügungen” Refurje eingereicht werden fünnen.. 


Schenf aber behauptet und bemweift nun vollends, Daß der Bund 
mit der Gejeggebung im Primarjcehulmejen nichts ausrichte, jo 
lange er nicht über Beiträge an dasjelbe verfüge; feine 
Macht, Bundesgejege in den Kantonen durchzuführen, gehe, 
bei allfälligem pafjiven Wideritande der Kantone, nicht weiter 
als feine Beiträge! Daher jein Kampf für eine Enquete ohne 
jedes Bräjudiz; auf Diefem Wege hofit er den Pfad für ein 
ausführbares Bundesgefeß zu finden. — 

So hätte Schent zur Zeit der Berfaflungsrevifion 
iprehen fünnen. Sebt aber war er an der Ausführung 
des Art. 27, fo wie er tt, und fonnte 32: bon heute 
auf morgen umkehren. 

Der Weg der „Berfügungen” von Fall zu Fall mit all- 


fälligen „NRefurfen“, welchen ©egefjer und jene Bartei als 


den einzig zulälligen bezeichneten, hatte ich tatfächlich für eine 
Reform des Vrimarjchulmelens als ganz unpraftifceh und Der 
Weg der Gejebgebung, welchen man bei der Nedaktion Der 
Berfaflung zwar nicht nennen, aber auch nicht von vorneherein 
ganz ausschlieken wollte, als einzig rationell erwiejen. 

Die fiberale Majorität der nationalrätliden Kommifjion 


betr. die Vorlage des Bundesrates vom 3. Juni 1880 mußte 


aljo dem Antrag Segefjer gegenüber jchon aus rein taftiichen 
Gründen den Weg der Gejeßgebung jich offen halten. Sie 
hatte wohl auch ihren Wählern gegenüber ich zur Herbeifüh- 
rung einer eidgenöflischen Primarfchulgefeggebung verpflichtet. 
Ein Dr. Deucher durfte jogar in Anbetracht der Öleichartigfeit 
-der thurgautichen Bebölferung in fprachlicher, Eonfejjioneller, 
politiicher und jozialer Beziehung jagen, das Volf verlange 
eine gejetliche Negelung des Primarjchulmeiens dur) den 
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Bund: daß andere Deputierte jich in diefer Beziehung irrten, 
das folften jte bald erfahren. 

- Erit am 26. April 1882 konnte ftch die Mehrheit der national- 
rätlihen Kommifjion über einen Antrag einigen, welcher am 
28. April vom Nationalrate mit 86 gegen 30 Stimmen ange 
nommen wurde. Exjt am 13. Mai 1882 faßte die ftänderätliche 
Kommijjion einen Beichluß über die Vorlage des Bundesrates 
bom 3. Sunt 1880 und zivar in der Taffung des Nationalrates, 
welcher am 14. Juni 1882 vom Ständerate mit 22 gegen 19 
Stimmen angenommen wurde. Diefer Beichluß Yautete: 

1. „Der Bundesrat twird beauftragt, unverzüglich Durch das 
Departement des rnern die zur volfftändigen Vollziehung 
des Art. 27 der Bundesverfaffung und zum Erxlafje bezüglicher 
Gejegesporlagen notwendigen Erhebungen über das Primat- 
Be der Kantone zu machen. 

2. „gur Erfüllung diefer Aufgabe wird dem Departement 
ein eigener Sefretär (Erziehungsfefretär) mit einer Be- 
 joldung bis auf Fr. 6000 beigegeben, defjen Obfiegenheiten 
durdy ein bejonderes Negulativ des Bundesrates geordnet 
werden.” 

3. (Referendumstlaufel.) 

Bie ilt das gefommen ? 

Erjtlich hatten die Herren Nitfchard und Vögelin, welche 
in der Kommifjionzjißung vom 15. Juni 1881 dem neuen 
Beamten auch einen Auftrag bezüglich der Schulgefeg- 
gebung erteilen mollten, der Verftändigung zulieb diefen 
Antrag fallen laffen; der Beamte blieb alfo ftändiger fehul- 
fatiftiicher Beamter. Allerdings follte die Aufgabe diefes Be- 
amten in Vorarbeiten für die Vollziehung des Art. 27 und für 
bezügliche ©ejeßeserlafje beitehen, darauf fonnte dem Untrage 
der Richtung Gegeffer gegenüber nicht mehr verzichtet werden; 
meiter jedoch wurde jeiner Arbeit in feiner Weife vorgegtiffen, 
jofern man ihm nur die nötige Zeit ließ und die nötigen 
Mittel bemilligte Im diefer Beziehung fah fich Schenf 
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duch das Wort „unvperzüglich” gehindert; Larteret, 
welcher gleich bei Beginn der Behandlung des neuen Nlom- 
mifjionsantrages im Nationalrate die Nufnahme,diejes Amtende- 
ments veranlaßt hatte, beruhigte ihn durch die Bemerkung, daß 
“ diefes Wort fich ausschließlich auf die Enquete, nicht auf die 
Gefeßgebung beziehe. Da Schenk innert der laufenden Legis- 
faturperiode_jeine Enquete beendigen zu fünnen hoffte und 
ein Mehreres von ihm nicht verlangt wurde, jo glaubte er, und 
mit ihm der Bundesrat, der Faffung des Kommiljionsantrages 
fich anfchliegen zu follen. Er verteidigte jomit denjelben aud 
gegenüber denjenigen, welche den bundesrätlihen Antrag im 
Nationalrat (von Birren) und im Ständerat (Nomedt) wieder 
aufnahmen, weil nach feiner Überzeugung der Art. 27 der 
B.-Verf. ohne eida. Schulgefege nicht durchführbar war. Prak- 
tisch fam es wohl auf dasjelbe hinaus. Denn da auch die An- 
nahme der bundesrätlichen Fafjung zur eidg. Schulgejeggebung 
führen mußte, fo hätten die Gegner derjelben, welche fich im 
Befike der Volfsmehrheit fühlten, wohl auch Diefe Faljung 
nicht ohne Anrufung des Referendums durchgehen laffen. Bei 
der ausdrücklichen Anerkennung der Notwendigkeit Der eidge- 
nöflifchen Gefeßgebung im Primarihulwejen (nach der neuen 
Faffung) blieb aber Schenf die Möglichkeit, auf den Gedanken 
der Schulfubpvention zurücdzufommen, womit er in 
diefer Beziehung vorläufig fich begnügen mußte. 

Bei diefer Sachlage machte Schenf chon nach dem national- 
rätlichen Beichluffe vom 28. April 1822 fich wieder an die Arbeit. 

Er präfidierte eine Konferenz von Pädagogen der deutjchen 
Schweiz, welche vom 15.—20. Mat 1882 die Projeftpojtulate 
betr. die Ausführung des Art. 27 berieten, jodann am 26. und 
27. Suni eine analoge Konferenz von Erperten der franzöji- 
fchen Schweiz, — nicht um fofort ein Schulgejeß vorzulegen, 
wofür eine einzige gemifchte Kommifjton fi) ja bejjer geeignet 
hätte, fondern — um Anhaltspunkte für Die projeftierte Enquete 
zu geminnen. 
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Er wählte ferner Experten für Unterfuchungen des PRrimar- 
Ichulmefens in fämtlichen Kantonen, teilte denfelben ein Fragen- 
Ichema und Inftruftionen bezüglich ihrer Studien und Erfundi- 
gungen bei obern umDd untern Behörden und ihrer perjönlichen 
Snöpeftionen mit und machte durch Kreisichreiben an die Kan- 
tongregierungen vom 27. Juni 1882 denjelben von allen feinen 
Borbereitungen, auch von feinem jog. Programm Wätterlung 
und bat fie, feinen Experten durch Entgegenfommen ihre Auf- 
gabe zu erleichtern. 

Auf den Vorwurf in den gegnerischen Agitationsichriften, 
er führe den Bundesbeichluß vom 14. Juni 1882 jcyon vor 
jeiner Genehmigung durch das Volk aus, antwortete er mit 
dem Hinweis auf Art. 102, Ziffer 4 der B.-Verf., wonach ihm 
ebenjogut wie jeinem Vorgänger Droz das Necht zu folchen 
Vorarbeiten zujtehe. 

Sofort nach der Wublifation des Bundesbeichluffes vom 
14. Sun 1882 wurde mit der Sammlung der Neferendumg- 
unterfchriften gegen denfelben begonnen, welche in furzer geit 
auf über 180,000 anjtiegen, eine bisher unerhörte Anzahl. 
Diefe Oppofition galt nicht bloß dem Shitem einheitlicher 
Minimalforderungen für die ganze Schweiz, welche, objchon 
im Entwurfe von 1873/74 fallen gelaffen, gleichwohl fchon nach 
Annahme der neuen Bundesvperfaffung in verjchtedenen Nich- 
tungen wieder verlangt wurden: der neue Entwurf hatte (in 
der Zeit des Kulturfampfes) einen neben Art. 49, Abjah 2, 
nicht einmal notwendigen Zufaß erhalten: „Die öffentlichen 
Schulen follen von dein Angehörigen aller Befenntnifje ohne 
Beeinträchtigung ihrer Glaubens- und Gemiljenzfreiheit be- 
fucht werden fönnen.” Diejer harmlos Hingende Sa erregte, 
je mehr man ihn dem Bolfe erflärte, um jo größeren Wider- 
fpruch; denn auf alle Fälle jollte namentlich auf diefem Gebiete 
nunmehr von Bern aus befohlen werden. | 

a3, darüber gaben die Hulturfämpfer ganz entgegengejebte 
Auskunft. Die Kulturfämpfer der frangöfifchen Schweiz hatten 
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ichon im Sahre 1872 in den Kantonen Genf und Neuenburg 
die gänzliche Ausichliegung des NeligionsunterrichtS aus der 
Schule durchgejegt und verteidigten diejes Shitem al3 das 
allein Nationelle, namentli” nachdem am 28. März 1882 
die franzöfiiche Republik dDiejes Shftem gejeglich für die öffent-. 
fihen Schulen Frankreichs vorgefchrieben hatte. 

Die Pädagogen der deutichen Schweiz dagegen hielten i in 
ihrer Mehrheit den Neligionsunterricht al3 die Grundlage und 
als die Perle des Schulunterricht3 unter der Bedingung, daß 
er ein fonfejfionslofer, d.h. von aller Dogmatik freier fei. 

Doh aud) in Diejem Lager gingen die Geilter des Fort- 

jchritt3 weit auseinander. Während der zürcheriiche Neforn:- 
berein von diefem Shitem die Befeitigung des fonfeffionellen 
Haders hoffte, proteitierte Prof. Biedermann, ein wifjenfchaft- 
her Führer der Neformer, öffentlich gegen einen folchen 
„Liberalismus”, und der (von Dr. Alfred Ejcher verfaßte) Auf- 
ruf der liberalen Gruppe der Bundesperfammlung (zugunften 
de3 Schulfefretärs) verwahrte fich gegen die Einführung der 
„Katurreligion” in die VBolfsjchule. An einer großen Kafino- 
verfammlung in Bern wurde das neue Shftem — fcheinbar 
übereinjtimmend — von Scenf und Gobat verteidigt. 
Schenf empfahl jedoch einfach die Beibehaltung der mehr 
Hiftorifeh al3 dogmatisch gehaltenen Kinderbibein des prote- 
ftantifchen Stantonsteils, Gobat dagegen fprach fich. im 
Sinne des franzöfiichen Shitem3 aus, wie er meinte, in 
Semäßheit des Art. 27. 

 Diefe Diskuffionen fteigerten das vorhandene Mißtrauen. 
Mit Unmut fahen viele eifrige Schulfreunde im Lande den be- 
graben geglaubten Kulturfampf neu heraufbeichwören, welcher 
jo lange ihre Arbeit erjchwert hatte. Was haben wir eigentlich 
für Hilfe von diefer eidgenöffiichen Bureaufratie? fagten fie. 
©ie begrüßten es, einmal eine Abftimmung vor fich zu haben, an 
welcher jie, ohne andere Angelegenheiten zu jchädigen, ihrem 
Unmut bezüglich des Art. 27 Ausdrud verleihen fonnten. 
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So ift e3 zu erflären, daß der Bundesbeichluß betr. den 
Schuffefretär am 26. November 1882 mit 172,010 Ja gegen 
318,139 Nein unterlag. Bern zählte 31,635 Ja gegen 45,092 
Nein. Nur die Kantone Solothurn, Bafelftadt, Thurgau und 
Keuenburg brachten eine annehmende Mehrheit zuftande. 

est wußte man eg, daß die tantone auf Dem Gebiete der 
Bollsichule das Recht der Gejebgebung noch nicht aufzugeben 
gedenfen. 


Die Altoholfrage. 


Man follte meinen, das Jahr 1882 Habe den eidgenöfltschen 
Behörden und fpeziell dem Departement des nnern des fchwer 
zu bemältigenden Stoffes jchon genug geboten: den jchmeize- 
risch-franzöfiichen Handelsvertrag, welcher die Ara einer neuen 
nunmehr fchußzölfneriichen Richtung in der Handelspolitif er- 
öffnete, den neuen Berfaffungsartifel betr. den Erfindungs- 
ichuß, die beiden Gejebesentwürfe betr. die Epidemien und 
betr. den Schulfefretär. 

ber bevor das Bolf über die beiden lebtern jehr gefähr- 

deten Vorlagen entichteden hatte, mußte Schenf zu einer neuen 
Arbeit, einer wahren Herfulesarbeit, ih anjchiden und Die 
Vorarbeiten an die Hand nehmen. Denn man hatte nun bereits 
fi den Gedanfen angemwöhnt, ver Bund fünne und müfje alle 
Schäden des Landes heilen und dabei dann doch die Stantone 
möglichjt wenig in ihrer Souveränität bejchränfen. 

Dringende Hilferufe gegenüber der Alfoholnot wurden jtets 
häufiger an die eidgenöfiiichen Näte gerichtet. | 

Um 23. Dezember 1881 wurde der Bundesrat bei Gelegen- 
heit der Beratung des Budget3 pro 1882 an das Bundesgejeb 
‘vom 20. Suni 1879, welches ihn zur Erhöhung des Branntmein- 
zolle3 ermächtigt, gemahnt und zugleich eingeladen, „zu prüfen, 
ob nicht auf dem Wege der Berftändigung mitden 
Kantonsregierungen Maßregeln zu ergreifen find, 
um dem Sich fteigernden übermäßigen Genuß von Alfohol 
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zu jteuern und darüber Bericht und Anträge vor 
zulegen.“ 

Die Schweizerische gemeinnübige Gejellfchaft, (wedhe: in ihrer 
Ssahresverfammlung vom Jahre 1881 fich ebenfall8 mit diefer 
Angelegenheit befaßt und eine eigene Kommiffion dafür ein- 
gejebt hatte, welche die beflagten Übelftände von der Zunahme 
der Wirtichaften und diefe von der im Dezember 1874 durch 
bundesrätliche Snterpretation des Art. 31 der neuen Bunde3- 
verfajlung bejeitigten Normalzahl der Wirtfchaften ableitete, 
die bi8 anhin den meilten fantonalen Wirtichaftsgejeken 
zugrunde gelegen habe, ließ dieje Kommilfion mit einer Ein- 
gabe vom Mai 1882 beantragen, „es jei durch eine authentische 
Interpretation des Art. 31 der B.-Verf. oder wenn nötig durch 
eine Ergänzung desjelben, den fantonalen Behörden der 
endgültige Entjcheid über die Ausübung des Wirtichafts- 
gerwerbes und des Stleinhandels mit Branntwein zuzugeitehen”. 
Diejes Begehren wird auch von verjchiedenen geiftlichen und 
weltlichen Vereinigungen des Kantons Bern unterjtüßt und 
durch noch weitere Wünfche, 3. B. Beltrafung der Trunffucht, 
Erhöhung der Zoll- und andere ee auf Branntwein, 
befräftigt. 

Schon am 30. Juni 1882 fam die Bundeaserfammdung bet 
Behandlung des Gejchäftsberichts pro 1881 wieder auf die 
Sache zurüd und fud duch Poftulat (vom 30. Juni 1882) 
ven Bundesrat ein, Bericht zuerjtatten über die Möglichkeit, 
dem allzuftark umfichgreifenden Wirtfchaftswejen Schranfen 
zu fegen, unter Beifügung einer Überficht über den Stand 
des Wirtjchaftswejens in den Kantonen und, foweit möglich, 
in andern Gtaaten.” 

Dann wurden bon Derjelben Bundesverfammlung aud) 
Maßnahmen angeregt, um „die Konfumenten vor gefälicd- 
tenodergefundheitsfhädlihen Getränfen 
zu jhüßen“, 


Und nun fommen jtetS neue derartige Zuschriften. 
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Das eidg. Departement des Srnern, welchen diefelben zu- 
geiwiefen wurden, mußte durch ein Lebenszeichen bemeifenn, 
daß diefe Gejuche nicht in den Papierkorb getwandert feien, 
fondern in ernitliche Erwägung gezogen mwerben. 

Das würde ein Durcheinander, eine babylonifche Vermir- 
rung abgejeßt haben, wenn — wie man allgemein erwartete — 
Schenk im nächiten Frühling mit dem Entwurfe eines großen 
neuen Bundesgejfeges aufmarfchiert wäre, um der einmütig 

icheinenden Bolfsbewegung zu entiprechen. 

Denn fo groß waren ja augenscheinlich die Differenzen be- 
züglich der Löfung der Frage, daß erfahrene Männer, bei aller 
Sympathie für die Sache, an die Möglichkeit einer Löfung, 
- eines twirffamen und vom Volfe annehmbaren Gejeßes gar 
nicht glaubten. Auch Schenk jelbit fchwebte ein bejtimmtes 
erreichbares Ziel noch nicht vor Augen. Aber er jah den Not- 
ftand; fitt ja auch fein eigener Heimatfanton jchwer darunter 
und blickte hoffend auf den Berner im Bundesrate, welcher 
e3 einst aus der Armennot herausgeführt hatte. hm war num 
Gelegenheit geboten, bei einem Nettungswerfe mitzumirten, 
bei welchem fonfefjionelle Differenzen nicht zu befürchten 
waren, vielleicht fogar durch gemeinfame Hilfeleiftung über- 
wunden wurden, und fchließlich, war e3 nicht feine Pflicht, auf 
dem Posten, auf welchen ihn das Vaterland geitellt, die diejem 
-Voften zugemwiejene Aufgabe anzupaden? 

Sp jchrieb er denn, ungeachtet des Lärmz, der don den 
Schlachtfeldern des Impfftreites und des Schuloogtlampfes 
her in fein ftilleg Studierzimmer tönte, ald Chef de3 eidg. Depar- 
tement des Innern, fein Birkular vom 5. Juli 1882 an jechzehn 
große, faft ausnahm3lo3 für Die ganze Schweiz gegründete, ge- 
meinnüßige und berufliche Vereine mit der Anfrage, ob fie bereit 
wären, bei einer Enquete über die Afoholfrage mitzumirten 
und in diefem Falle Vertreter zu bezeichnen, welche das De- 
partement al Mitglieder einer von ihm in Ausficht genommenen 
Alkoholfommiffion ernennen fönnte. 
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Seinem zweiten Birkulare (vom 15. September 1882), 
da3 er an die nunmehr ernannten Delegierten der 16 Vereine 
richtete, legte er ein von ihm verfaßtes Fragenjchema von nicht 
weniger aß 16 Drudjeiten bei, welches davon Zeugnis 
ablegte, welche einläßliche Vorjtudien er für notwendig hielt, 
wenn ein Gejegeswerf zuftande fommen jollte, deifen Autor 
in der Lage war, eine haltbare Antwort zu geben, wenn man 
ihm mit Einwendungen fam wie: fcheint nicht das oder jenes 
Mittel zwecdmäßiger, oder: haben fich deine Vorfchläge aud) 
jchon in einem Lande bewährt? oder: mie Ren e3 denn die 
Engländer, die Amerikaner? ujw. 

Bir Fönnen jeine Fragen hier natürlich nicht vollftändig 
aufzählen. Einen Begriff von der Allfeitigfeit der projeftierten 
Unterfuhung gibt das Snhaltsverzeichnis des Fragenfchemas: 

I. Notwendigkeit und Möglichkeit einer Befämpfung des 

übermäßigen Branntweingenufl e2. 

II. we und Wege. 

A. Erhöhung des Branntweinpreijes Durch en 
ver Branntweinbrennerei. (13 Fragen.) 

. Erhöhung des Branntweinpreifes durch Bejtenerung 
des DBerfaufe. 

. Yimitation der Wirtichaften. (23 Fragen.) 

. Makregeln gegen die Trunfenheit. 

. tontrofle über die Qualität des Branntweins. 

. Die Juftiz und die Trunfenheit. 

. Abjtinenz und Temperenz. (27 Tragen.) 

. Hetlanftalten für Mfoholifer rejp. Schnapstrinfer. 

. Der Branntweinfonfum und die Ernährung. 

. Die Sugend. (22 Tragen.) 

III. Der tatjächlihe Zuftand in den Gemeinden der Schioeiz 
Enquete. (33 Fragen, von welchen mehrere jemweilen 
einer großen ftatiltiichen Tabelle rufen.) | 

Von den 16 Vereinen waren im ganzen 49 augen 
delegiert. Dazu famen noch: 
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als- Vertreter de3 Departements der Juftiz: Leo Weber, 
Sujtizjefretär, 
al8® Vertreter des Bolldepartements: Meyer, Oberzoll- 
Direktor, 
al8 Vertreter des Handels- und Landmirtichaftspeparte- 
ments: Dr. Wil, 
als Vertreter des Departements des Innern: Dr. Sonder- 
egger und Kummer, Dir. des eidg. Statiftiichen Bureaus. 
Nachdem am 8. Februar 1883 unter dem Präjioium Schents 
ein Heiner Ausfchuß der großen Kommifjton über die Verteilung 
des Benfums beraten hatte, fonnte die große Ktommijfion auf 
den 28. März 1883 nach Bern einberufen werden. Bon 54 Wit- 
gliedern waren 42 erjchienen. Die Klarheit und Wärme, mit 
welcher der im 60. Alterjahr ftehende Schenf die außergemöhn- 
fihe Berfammlung begrüßte und zur Mitarbeit an dem großen 
und fchweren Werke einlud, wirkte ermutigend. 
3 erties fich jedoch in der Folge als zuviel verlangt, wenn 
man von folchen Vereinen, wenn fie auch mit Emphaje ihre 
Behauptungen auf Erfahrungen jtüsten, ftatijtiiche Tabellen 
erwartete, oder von den drei Gruppen, in welche man Die ©e- 
famtheit der Delegierten eingeteilt hatte, drei zujammen- 
faffende Gruppenberichte über das ganze diefer Gruppe zu- 
gewiefene Forjchungsgebiet verlangte. Dagegen lieferten zahl- 
reiche einzelne Mitglieder interejjante, fehr Iehrreihe Mono- 
graphien, ähnlich Doftordiffertationen, über diefe und jene 
freigewählte Themata, welche als Baufteine, freilich von ver- 
ichiedener Form, Größe und Qualität (nicht etwa wie Bau- 
hölgchen eines zum voraus in alle Einzelheiten ausgearbeiteten 
Zufammenfegjpiel3) Verwendung finden fonnten.* Die 
* Bon diefen verdienen noc jet Erwähnung: 
Theodor Hoffmann-Merian in Bafel: Vergleichende Darftellung 


der mefentlichiten Bejtimmungen der Fantonalen Wirtjchaftägejege. 
‚Bajel 1883. 


Gunzinger, Seminardirektor in Solothurn: Bekämpfung des Alfoholi- 
mus durch die erziehende Tätigkeit. 1883. 


284 


Hauptarbeit fiel jedoch Dem Departement des Innern und 
jeinem jtatiftiichen Bureau zu, welches leßtere bereits (neben 
jeinem großen gejeßlichen Benfum) mit andern großen Enqueten 
beladen mar. 

E3 mußte daher jchlieglich (zunädhit zum Ymede der ein- 
beitlihen Bearbeitung des mafjenhaften Material$ über die 
Erfahrungen anderer Länder in der Mfoholftage) für 
diefeg Bureau noch eine (jchon lange notwendige) fernere 
afademijch gebildete Arbeitsfraft bewilligt werden, welche exft 
im November 1883 eintreten fonnte und nun vorerit augfchließ- 
lich für diefe Aufgabe zu mwirfen hatte. — 

So wurde e3 dem Departement des nnern noch möglich, 
im April 1884 dem Bundesrate und im Juni 1884 der Bundes- 
verfammlung einen Verfajjungsentwurf vorzulegen, durch 
vejjen Annahme der Bund in die Lage gejeßt wurde, das- 
jenige anzuordnen, was nach alljeitiger Prüfung von ihm in 
der Sache getan werden fonnte und mußte, und zivar nad 
Mitgabe einer Botjchaft des Bundesrates von 128 Seiten und 
des Buches „Bergleichende Daritellung der Gejehe und Er- 
fahrungen einiger ausländischer Staaten. YZujammengeftellt 
vom eidg. ftatiftiichen Bureau. Bern 1884”. 

Das war nach unjerer ganzen politischen Organifation, 
welche wir hier al3 befannt vorausjegen dürfen, flar, daß die 
Ssntervention des Bundes nur injomweit einzutreten hatte, als 


Dr. Ad. Hägler-Gusmiler in Bafel: Beziehung des Ruhetages zum 
Afoholmigbrauch. Bajel 1883. 

3. Lombard: Entwurf zur Einführung einer gemeinfamen Negie für 
Branntwein und Spirituofen in der Schweiz. (Monopol der Ein- 
fuhr, der Fabrifation und des Verfaufs, mit Beteiligung der Kantone 
am Gewinne der Verpachtung.) Genf 1883. 

2. Rochat, Pfarrer in Genf: Kurze Gefchichte der Mäßigfeitäpereine. 
Genf 1883. 

Dr. Schuler, eidg. Fabrifinjpeftor: Die Ernährung der jchweiz. Be» 
bölferung. Bern 1884. | 

3. Sigrift in Meggen: Die Konfumvereine. 1883. 
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diejelbe al3 notwendig und erfolgverjprechend nachgeiviejen 
mar und daß e3 geradezu töricht gewejen wäre, auf alle die 
nüslichen Kräfte zu verzichten, welche glücticherweije noch jegt 
von Seite der Kantone und der Freimilligfeit zur Verfügung 
ftehen. 

Die bundesrätliche Enquete der Jahre 1882/84 hatte vor 
allem die Aufgabe, durch die. Erforihung der Erfahrungen 
‚ einerjeit3 der Kantone, andererjeit3 der auswärtigen Staaten 
auf diefem Gebiete zu ermitteln, mas alles gegen Das übel 
verfucht worden fei und mit welchem Erfolge. 

Wir find in der Lage, da3 Ergebnis mitzuteilen, Daß jic) 
die Kantone in ihrer Sfoliertheit als unzureichend im Slampfe 
erwviefen haben, daß e3 aber einigen augländijchen Staaten mit 
einheitlicher Verwaltung gelungen ift, auf dem Steuerwege 
gute Erfolge zu erzielen. — 

Sprechen mir nun zunächjt von den Erfahrungen der 
Kantone. | 

Schon feit mehr als zwei Jahrzehnten (und nicht etwa exit 
infolge der Bundesrevifion von 1874 oder der Snterpretation 
derselben) hatten eine Anzahl Kantone mit der Schnapspeit 
zu fämpfen. Dieje Frage bejchäftigte die Gel eßgeber der Stan- 
tone Bern, Luzern, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafelland- 
Ichaft, Aargau und Neuenburg. 

Vielleicht am meijten von den genannten Kantonen mar 
Bern in der Sache beteiligt; jedenfalls hatte diejer Stanton 
mit der Angelegenheit fich fo viel Arbeit gemacht, als die übrigen 
zufammengenommen. Wir müßten aljo jedenfalls, aud wenn 
wir nicht zunächit für Berner fchrieben, uns vor allem mit den 
ErfahrungendesKanton3 Bern bejchäftigen. 

Wenn mın auc) fhon Zichoffe und Jeremias Gotthelf von 
‚den böfen Folgen des übermäßigen Schnapsgenufjes geichrieben 
haben, jo wäre e3 umrichtig, zu behaupten, det Alkoholismus 
als allgemeines Volfsübel Habe jchon zu ihrer Zeit, ja feit Sahr- 
‚Hunderten im Lande geherrjcht. Solange nur aus Dbitabfällen 
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und Obft, Treftern und Teufen, fowie aus einigen wildwachjen- 
den Pflanzen Schnaps fabriziert wurde, hatte da3 Übel feine 
natürlichen Schranken, welche bei Fehljahren jich noch ver- 
engten. Zudem waren diefe Schnäpfe nicht mit jolchen giftigen 
Fufeln vermengt, wie der SKartoffelbranntwein. Pat dem 
Brennen diefer leßteren Frucht, fowie anderer mehlhaltiger 
Stoffe und dem induftriellen Vertrieb diefer Branntweine kam 
erit die Notwendigkeit ftaatlichen Einfchreitens, wenn auch zur 
Zeit des „väterlichen Regimentes" Anfäbe dazu vorhanden 
waren, gleichivie gegen das Rauchen, jchöne Stleider 2c. 
Segen das Kartoffelbrennen hat Bern zuerit im Jahr 1803 
eine Verordnung erlaffen, weil damit „das Brot der Armen” 
perteuert werde. Als im Jahr 1845 die zehn Jahre dauernde 
Rartoffelfrantheit begann, glaubte die Regierung, der Teuerung 
wegen, da3 Brennen von Kartoffeln verbieten zu jollen umd 
das Verbot wurde 1847 vom Großen Rate beitätigt und aud) 
von den folgenden zwei Regierungen feitgehalten. Auf das 
Drängen unferer Landwirte, welche ihr Produkt frei verwerten 
toollten, wie e3 ihren folotgurnifchen Kollegen jeit 1857, d. ). 
feit der Aufhebung desfolothurnifchen Brennderbotez, wiederum 
geftattet war, hob auch die bernifche Regierung durch Verord- 
nung vom Dftober 1858 das Verbot wieder auf, erneuerte es 
jedoch Schon im Fehljahre 1860 (22. Auguft). Durd) Verordnung 
vom 25. November 1861 geftattete die Regierung dad Kar- 
toffelbrennen von neuem probiforifch nach den Bedingungen 
des Wirtichaftsgefebes von 1852 und mit einer Vertröftung 
auf eine baldige Nevifion der gejeglichen Beitimmungen über 
die Branntmweinfabrifation und den Handel mit gebrannten 
geiftigen Getränfen. ' 
Diefer Beichluß veranlakte einerfeit3 die enangelifch-refor- 
mierte Kirchenfynode und die gemeinnüßige Gejellichaft des 
Kantons Bern zu neuen Petitionen, andererjeits die öfonomijche 
Sejellichaft des Kantons Bern zur Ausjchreibung einer Preis- 
aufgabe über die Frage: „Wie Tann auf dem Wege der Gejeb- 
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gebung dem Mißbrauch des Branntmweingenuffes gefteuert 
werden, ohne der perfüönlihen Kreiheit de3 
Bürgers und dem geltenden Grundfaß der 
Semwerberreiheitzunahe zu ttieten ?”. (1863). 

Mehrere Antworten wurden eingegeben, von welchen das 
Buch „Die Branntweinfrage und die Landiwirtichaft”, von 
General Dhfenbein, den eriten Preis erhielt. Cbenfo 
. großes Auflehen machte jedoch die um diejelbe Zeit erfchienene, 
der Gejellichaft ebenfalls eingereichte, jedoch nach einigen Mo- 
naten, ohne Das Urteil abzumarten, aus Ungeduld vom Ber- 
fajier zurüdgezogene und auf eigene Fauft publizierte Bro- 
Ihüre von Dr. 3. Schild: „Die Branntweinfrage mit be- 
jonderer Berücdlichtigung des Kantons Bern.“ 

Die Grundgedanten der Ochlenbeinichen Schrift waren 
folgende: Exrjtlich berief er fich, den Antentionen der öfonomı- 
ichen Gefellfchaft entiprechend, auf die von der beftehenden 
Berfaflung von 1846 ($ 70) garantierte Gemerbefreiheit, welche 
dem Wroduzenten freie Verwertung jeines Arbeitsproduftes 
garantiere, wobei er Darauf aufmerffam machte, Daß die mit 
Brennerei verbundene Landwirtichaft dem Landwirte die voll- 
tändigite Ausnugung der in den Kartoffeln enthaltenen Ktähr- 
und Nubßmwerte ermögliche; diefe mülfe ihm geitattet fein, jo- 
lange er dabei nicgt die Rechte eines andern verlege. Sodann 
verlangt er, daß man gegen Unmäßigfeit nicht anders vorgehe, 
al3 gegen andere Untugenden, durch die Exrziehungsmittel des 
Elternhaufez, der Schule und der Kirche, gegen mündige Bür- 
ger jedoch fich auf Diejenigen Bebormundungsmaßregeln be- 
ichränfe, welche im Sivilgefeb enthalten find. 

Ganz anders unfer Dr. Schild, Lehrer der Chemie an der 
Kantonsschule in Bern. Gebürtig aus Grenchen (Kanton Solo- 
thurn) und aus bäuerlichen Berhältnijfen hervorgegangen, hatte 
er den glühenden Trieb, jeine Wilfenjchaft zum Nuben jeines 
Volkes zu verwerten, welchen er auch durd) feine Mitwirkung 
bei ven Beftrebungen de3 neugegründeten alpmwirtichaftlichen 
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Vereins für die Erhaltung der Produftionsfähigfeit Der Alpen 
und feine verdienftlihe Schrift „Der Milt in den Alpen und 
den Hochgebirgstälern”, Bern 1846, bewiejen hat. 

Herr Schild ftellt an die Spibe feiner Brojchüre über die 
Branntweinfrage das Motto: „Die Sonderinterejjen find dem 
allgemeinen Intereffe unterzuordnen.” 

Er zeigt aber fchon im erjten Kapitel der Brofchüre: „Welche 
Bedeutung hat die Branntweinfabrifation für die Landmirt- 
ichaft?”, wie alffeitig er den Nuten der richtig betriebenen 
Brennerei für die Landwirtfchaft erfannt hat. Dieje Brennerei 
ift aber die Großbrennerei, welche ein marktfähiges Produkt 
liefert und gleich der Fettfäferei fiir den Großhandel arbeitet, 
fo daß alfo das Produkt nicht der ganzen Familie des Bauers 
aufgedrängt zu werden braucht und Dieg um jo 
weniger, als in den le&ten Jahren auch im Kanton Bern Mojt 
und Bier mehr und mehr an Produktion und Verbreitung ge- 
wonnen haben. Aber welch eine Gegenbewegung hat fich mit 
der Kartoffelbrennerei plößlich gebildet? Er Hagt: 

„NXuf den Feldern, in den Häujern, auf größern Arbeits- 
plägen muß man jich leider überzeugen, daß Schnaps daS täg- 
fihe Getränfe morgen3 und abends ilt. Durch die vielen 
Brennereien findet fich Schnaps in den Bauernhäujern genug; 
dort müfjen die Arbeiter mit demjelben vorliebneh- 
men ıumd fich nolens volens daran gewöhnen. Gogar den 
Kindern wind oft ein Tröpflein gegeben; aus dem Tröpf- 
fein wird allmählich ein Tropfen, aus dem Tropfen ein Gläs- 
chen ımd aus dem Gläschen ein ganzes Glas voll. Man ver- 
wundere fich daher nicht, daß das Schnapstrinfen jelbjt unter 
den FamiliengliederninBauernhäufern der 
art einheimifch geworden ift, daß gegen frühere Sitte und ©e- 
wohnheit, felbjt Bauernfühne im Wirtshaus bei einem Gläs- 
chen erfcheinen, wenn diefelben bereits im Haufe zu fertigen 
Schnapstrinfern geworden find. Mehrere Beijpiele find im 
Rande herum befannt, daß früher achtbare Bauernfamilien, 
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die zu Brennern geworden, durch die moralischen Folgen des 
Schnapstrinfens, troß der materiellen Vorteile des Brennerei- 
geiwerbes, zugrunde gegangen find. Der Schnaps muß natür- 
fich im Übermaß fließen, follen die nahezu 2%/, Millionen Maß 
Trinfbranntwein von den Brennereien abgejeßt werden fünnen. 
Sn Winkeln und Eden herum jtößt man daher auf lärmende 
 Menjchen, die um 3%/, bis 4 Franken die 5 Mab Schnaps bei 
einem Brenner geholt haben, die diejer al3 Minimum verfaufen 
darf. Mit den 5 Maß Schnaps in der Hand, die das Gefek 
jedem Brenner als Minimum zu verfaufen erlaubt, fann er 
‚zum Schnapsmirt für Die Umgebung werden! An Steinhauer, 
Eijenbahnarbeiter, Maurer, an Wirte im ganzen Lande herum, 
bei Bolfsbeluitigungen, für Z’Abejit 2c. wird der Branntwein 
abzujegen gefucht. Wo irgend ein großes Werk ausgeführt 
totrd und zahlreiche Arbeiter notwendig jind, dahin jucht der 
Brenner in der nächjiten Nähe jofort feinen Branntwein zu 
fiefern. Anjtatt daß die Leute dem Schnaps nachlaufen müifen, 
wie e8 früher war, läuft denfelben heutzutage 
der Schnaps nad. 

„Sp gewöhnt man das arbeitende Bolf, jelbit die 
Sugend, an den Schnaps. Nachdem der Gaumen der Trinfer 
jo verbrannt ift, daß fie von dem Getränfe Chuft, ja recht Ehuft, 
bi3 e3 im Halfe Fragt, verlangen, nachdem fie jo weit gefommen, 
daß jte von dem, mag fte trinfen, auch eine rajche Wirkung ver- 
jpüren mollen und oft leider phyfisch und moralifch rumiert 
jind, fann man fie an Moft und Bier chwerlich mehr gewöhnen. 
Der Weg zum at und Bier führt ficher nicht Durch den 
Schnaps. 

„Darum tt es auch die allgemeine Meinns unter dem 
Volke, ja jelbit unter den unglüdlichen Schnapstrinfern, daß 
infolge der Aufhebung des Brennverbotes und der Dadurd) 
entitandenen Brennereten im Xande, das Schnapstrinfen unter 
den Familiengliedern in Bauernhäufern und unter den Yr- 
beitern in erjchredendem Grade zugenommen habe. Dieje 


Kummer: Bundesrat Schenk. 19 


= 


ei 


290 | ee 


Überzeugung habe ich vielfach von Wirten, Ärzten, Schlichten 
Zandleuten, Arbeitern 2c. ausjprechen gehört. E3 fann übrigens 
auch faum anders fein, weil wir dem produzierten Schnaps einen 
Abfak verichaffen, indem wir das Volk an denjelben gewöhnen 
und oft förmlich dazu nötigen. Einzelne DOrtjchaften im 
Kanton Bern fönnte ich namhaft machen, wo man behauptet, 
e8 fei feit Jahren beim alten geblieben, dagegen fünnten 
dann ganze Striche bezeichnet werden, wo leider Das 
Übel immer mehr an Umfang gewinnt. Wo man ber- 
hältnismäßig wenig Schnaps, wie im Oberland, produziert, 
wird von den KFabrifanten anderswo gejorgt, daß derjelbe 
auch da nicht fehle. 

„Sollen Moft und Bier den Schnaps verdrängen, wie es 
in der Tat deren Beftimmung ift, jo müfjen diejelben zunächit 
- zum täglichen Getränfe in den Familien und unter den Arbeitern 
werden; in den Wirtshäufern müfjen die eriten Männer des 
Landes fich nicht genieren, hinter einem Glaje Mojt zu fißen. 
Werden auf diefem Wege von oben herab die Leute an Bier 
und Moft gewöhnt und nicht zum Schnapstrinten gezwun- 
gen, find beide bilfige Getränke in gehörigem Quantum im 
Lande verbreitet, dann ift derjenige, der dennoch Schnaps trinkt, 
nicht zu bedauern und ohnehin dem Untergange geweiht.“ 

Die Brofchiire Schild endigt mit dem temperamentvollen 
Schlußfab: „Fort mit dem FTufel! Befteuert die Fabrilation 
des Fufels und gebt diejenige des Spiritus frei!!! — 

Nachdem unfer Direktor des Inmern (2. Kurz) Die erichie- 
nenen Preisichriften ftudiert hatte, publizierte er jeinen „Vor 
trag an den Negierungsrat betreffend die Branntweinfrage”, 
bom September 1864. 

Cr anerfannte im ganzen genommen das vorhandene übel. 
Für das Sahr 1863/64 feien, nach dem Wirtichaftsgejeß don 
1852, 956 Brennpatente ausgejtellt; die Zahl der darieben be- 
jtehenden unpatentierten Brenmereien könne nicht genau an- 
gegeben werden, jei aber jedenfalls bedeuten. 
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Während Ochjenbein den Betrag des im Kanton fabrizierten 
Schnapjes ganz jummarich auf eine Million Maß fchäkt, 
Dr. Schild Dagegen nach Belichtigung vieler Brennereien in 
verjchiedenen Gegenden auf wenigitens 2%/, Millionen Maß, 
wagt der Herr Direftor des Innern feine beitimmte Zahl 
zu nennen, al3 die Größe der Einfuhr in den Kanton, welche 

ih im Jahre 1863 auf 618,201 Maß belaufe. 

Bezüglich der zu ergreifenden Mittel verhehlt Herr Ne- 
gierungsrat Kurz feine völlige Übereinftimmung mit den An- 
ihten nicht, welche Herr Ochjenbein in feinem Buche wmeit- 
läufig entmwidelt hat. Mit Brennverboten jet nicht3 auszurichten; 
jomwie das Sartoffelbrennen unterfagt werde, nehme die Ein- 
fuhr von Branntwein zu und das Verbot werde eine Benacd)- 
teiligung der inländischen Fabrikation. Und warum foll nur 
das Brennen von Kartoffeln verboten werden? Auch von der 
Beiteuerung hält er nicht viel und namentlich fcheint eg ihm 
nicht zuläffig, die große Smduftrie auf Unfoften der feinen zu 
begünjtigen; dem Staate fomme es nicht zu, Vorjehriften auf- 
zuftellen, wie die Landwirte ihren Beruf ausüben follen. Daß 
die Brennereien einen Betriebsplan einreichen jollen, fcheine 
ihm jchon eine weitgehende Forderung zu jein. Wie foll aber 
eine genaue Stontrolle Darüber geführt werden, ob Die Betrieb3- 
pläne befolgt werden oder nicht? &3 wiirde dies eine polizei- 
fiche Einmifchung in die Gemerbsausübung nötig machen, die 
ven Anjchauungen und Gewohnheiten unjeres Volkes durchaus 
mideritrebt und zu welcher die willigen Organe auch jchwer zu 
finden fein möchten; und wie Iteße jich die hohe Beiteuerung 
des Branntweins rechtfertigen, foweit ex einem wirklichen Be- 
dürfniffe entipricht ? 

Smmerhin it der Herr Direktor des Innern recht froh über 
die durch das Gemwerbegefeb vom 7. November 1849, Bara- 
graphen 2, 11, 12, 13, 14, dem Staate gebotene Handhabe 
zur polizeilichen Behandlung des Brennereigemwerbes, nicht nur 
zum Schube der Feuerficherheit, [ondern auch der Gejundheit. 
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Er glaubt fogar, der guten Sache, der Befämpfung des 
Schnapjes überhaupt, werde dadurch ein Dienjt geleiftet, 
wenn der Stleinverfauf der geiltigen Getränfe überhaupt 
(alfo von Schnaps inbegriffen) freigegeben werde(!). 

©&o jehr ex aljo der Anficht ift, daß das Schnapsübel in erjter 
Kinie durch die freie Affoztation aller derer, welche es mit dem 
Lande qut meinen, befämpft werden folle, und jo jehr er ütber- 
zeugt ift, daß der Staat jehr vorfichtig die ihm zugemutete 
Sntervention prüfen müfje, ob jte nicht zahlreiche Interejjen 
verlege, ohne den gewinjchten Erfolg zu erreichen, und ob ex 
nicht durch das Heraustreten aus jeiner Rolle zu Oejebesüber- 
tretungen Beranlaffung gebe und dadurch das Anfjehen des 
Sefebes und der ausführenden Behörden untergrabe, jo läßt 
er fich doch dazu herbei, in diefer Sache dem Regierungsrat 
zwei Gejeßesentwürfe vorzulegen: 

1. das PBrojeft-Gejeb betreffend Die Branntmein- und 

Spiritusfabrifation, 
2. das Projeft-Gejet betreffend den Handel mit geijtigen 
Getränfen. 

Nach Nr. 1 hat derjenige, welcher zum eigenen Bedarf 
oder zum Berfauf die Fabrifation geiftiger Flüfjigfeiten 
betreiben will, fich nach den PVorjcehriften des Gemerbe- 
gefeges um eine Bau- und Eintichtungsbemilligung zu be- 
werben und im leßtern Fall (zum Berfauf) auch einen 
Gemerbsichein zu löjen. 

Die Fabrikation darf erit begonnen werden, wenn eine 
Unterfuchung durch Sachverjtändige herausgeitellt hat, daß jo- 
wohl das zur Fabrikation beitimmte Lofal, als die dazu er- 
forderlihen Apparate den gejeglichen Borjchriften ent- 
iprechen. 

Dazu Bußandrohungen; Ermächtigung zum Exlaß von 
Bollziehungsporschriften. 

Das Projekt Nr. 2 Stellt den Verkauf, auch den leinver- 
fauf, fogar von gebrannten Wafjern, jedermann frei. 
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Der Berfauf geiltiger Getränke unter falicher Bezeichnung 
oder gejundheitsichädlicher getjtiger Getränfe wird jedoch mit 
Bußen bedroht. — 

Sn feinem der beiden Gejegesentwürfe wird von Spezial- 
fteuern gejprochen, jer’3 für die Fabrikation, jer’3 für den Ber- 
fauf geiftiger Getränfe. Der Berfafjer tut diejes in dem Sinne, 
daß der Brenner, der Sleinverfäufer (und auch der Wirt) vom 

 Gejeßgeber in gleicher Weije behandelt werden jollten mie 
andere Gemerbsleute, 3. B. der Bäder und der Strämer, d. h,, 
daß der Staat fich darauf bejchränfen jolle, für den Betrieb 
ihre3 Berufes die für alle geltende Einfommenfteuer zu be- 
ziehen. — | 

Die beiden Gejebesentwürfe blieben mehrere Jahre un- 
behandelt auf dem Sanzleitische des Regierungsrates, ohne daß 
ihr Berfafier dies bejonders beflagte, da dasjenige, was nad) 
ihm die Hauptiache war, die freie Affoztation aller Wohldenten- 

‘den, immer noch ausblieb und da ferner die Regierung und der 
Große Nat mit großen Fragen bereit überladen waren. 

Unfer bis jeßt noch zu wenig anerfannter Dr. Schild, ob- 
‚wohl ein baumjtarfer Mann, war unterdefjen durch eine tücdiiche 
Krankheit feiner lieben Familie und feiner jchönen Wirfamteit 
entriifen worden; aber fein fares Mannesmort war bis jebt 
in der Trage, die ung bejchäftigt, die größte Leiltung. Er hat 
bei ung die richtige Diagnofe geliefert und die Richtung des 
einzufchlagenden Weges bezeichnet. Er hat e3 herausgejagt, 
daß das Übel aus dem Bauernhaus, nicht aus dem Wirt3haufe 
fomme und daß das Volk an ungenügender Nahrung, nit 
an Übermaß leide. Bon den Bauern felbit hat er die Mitteilung, 
daß der Wetteifer in der Beteiligung bei den Stäfereten in den 
legten Jahrzehnten den Bauernfamilien das vorher im Über- 
Huß vorhandene, beite Nahrungsmittel, die Milch, entzogen 
habe und daß an dejjen Stelle der Schnaps getreten jei, welcher 
vorübergehend zwar jcheinbar Straft. verleihe, worauf jedoch 
eine um fo größere Ermüdung folge. Die Ichlimmen phHfiichen 
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und moraliichen Folgen diefer VBernachläffiqung der Ernäh- 
rungsfrage fönnen gar nicht mehr geleugnet werden, die jebige 
Bauernjame "jelbit erichriet bei der Beobachtung des neuen 
Nachwuchjes, wenn fie denjelben mit den Zuftänden zur Zeit 
ihrer Jugend vergleicht. 

gu emem großen Teile den Ilnregungen des Here 
Dr. Schild ift e3 zu verdanken, daß Die Schnapsfrage von den 
erniten Landwirten jelbit an die Hand genommen wurde. 
Auf ergangene Einladung fanden fih im Januar 1867 in 
der Badwirtfchaft zu Zäzimwil troß des Schneegeitöbers am 
Berlammlungstage über 300 Landwirte ein, um in erniter 
Disfuffion die Sachlage zu beraten und fchlieglich ein Fan 
tonales Jentralfomitee des nunmehr gegründeten „Landiwirt- 
Ihaftlichen Maäßigfeitsvereinsg des Kantons Bern” zu er- 
nennen. Wo Derjelbe Hinauswill, jagt rt. 2 der vom 
gentralfomitee auftragsgemäß entworfenen und durch Unter- 
zeichnung angenommenen Statuten: 

„gur Aufnahme ft Sauptbedingung, daß man ji 
de3 Gebrauch von Branntwein al Getränf in jeder Geitalt, 
ausgenommen als Ilrznei, enthalte, auch in und außer dem. 
Haufe denjelben an niemanden verabreiheoder 
Dertaiure- 

E3 jcheinen nicht alle Sektionen des Vereins ihren Mitglie- 
dern in diejem abjoluten Sinne die Verwendung des Brannt- 
meins unterjagt zu haben; aber das fcheint ficher, Daß man in 
den Zugeftändnifjen nicht weiter ging, al bis zu der Zulafjung 
derjenigen Schnapsarten, welche von jeher gebräuchlich waren. 

Eine fruchtbare Wirffamfeit diefes Mäpigfeit3vereing war 
nur dann denkbar, wenn Dderjelbe in Feinern oder größern 
Zandftrichen zur eigentlichen Herrichaft gelangte, jo daß jeine 
Wirffamfeit nicht geitört wurde Durch Arbeitgeber, deren Ar- 
beiter Schnaps erhielten. Hierbei fällt nun die Finanzfrage 
ins Gewicht; joweit nämlich eine Den Statuten entjprechende 
Anderung der Ernährungsweife in der Bauernfamilie mehr 
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Stojten verurjachte, als die Beibehaltung des Startoffeljchnapfeg, 
jo fonnte das bei einer Heiner oder größern Anzahl von Bauern 
Grund oder auch Vorwand werden, um nicht mitzumachen. 
Soweit bei den Zwifchenmahlgeiten noch Milch oder Milchkaffee 
stark Verwendung fanden und im Winter jogar ausjchließliche, 
und man bloß für einen furzen Teil de3 Sommers gezwungen 
twar, bei Feldarbeiten zu Moit, Bier oder Yandwein feine Zu- 
Tlucht zu nehmen, war die Mehrausgabe von feiner großen 
- Bedeutung und fie var durch das größere leibliche und geiftige 
 Wohlfein der Beteiligten und die anhaltendere Arbeitzluft auf- 
germogen. Wo jedoch für den größten Teil des Jahres die länd- 
fihe Arbeiterichaft an den Genuß geiltiger Getränfe bei Ziwi- 
Ichenmahlgeiten gewöhnt war, hatte die Bertaufchung des 
Schnapjes mit Moft, Bier oder Landwein nad) damaligen 
Verhältniiien etwas größere finanzielle lonfequenzen. Hier 
- fonnte nun der Staat der fchönen Bewegung entgegenfommen, 
und der Mäßigfeitsverein erfuchte ihn Darum; die Regierung 
jollte alfo dafütr Sorge tragen, daß nicht nur nicht gejundheits- 
ichädlicher Branntwein in den Verkehr gelange, jondern daß 
Der Branntwein auch einer hohen Steuer unterworfen werde. 

Set war aljo der Moment gefommen, two die Regierung 
und der Große Rat die von der Direktion des nnern borge- 
tegten Entwürfe behandeln mußte und Durch die Unterjtügung 
einer derjelben wirdigen Brivatinitiative Gutes 
wirken fonnte. 

Innen etebesientmurtebetrertenddte 
Branntwein-und Spiritusfabrifation, wel 
chen die Direktion des Innern drei Jahre vorher vorgelegt 
Hatte, war vom Regierungsrat unterm 16. November 1867 nur 
eine wefentliche Anderung bejchloffen worden, nämlich der 
gufaß: 

$4. „Wer, jei e8 zum eigenen Bedarf, jet e3 zum Verkauf, 
die Fabrifation gebrannter geiltiger Flülftgfeiten betreibt, hat 
Dafür eine jährliche Gebühr zu entrichten, die je nach der Yus- 
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dehnung der Fabrikation von Fr. 25 bis auf Fr. 2000 an 
fteigen fann.” 

Die für_die Borberatung des Gejebesentwurfes vom 
Großen Nat aufgeftellte Kommijjion (PBräfivdent: Nationalrat 
Gfeller von Signau) hatte dem NRegierungsentwurf einer 
eigenen Entwurf entgegengeftellt, wobei in Anlehnung an die 
Wünfche des landwirtichaftlihen Mäßigfeitsvereins das Ziel 
angeitrebt wurde, ven Branntweinzupderteuern 
und überdies durch einen zweiten Gejeßesentwurf die leich- 
teren geiftigen G©etränfe billiger zu maden. 
sm eriter Beziehung jchlug jte vor, auf die Fabrikation ge= 
brannter Waffer eine Steuer von 20 Rp. per Maß zu legeıt 
(ihren Antrag betreffend Berbilligung der andern geiltigen 
 Getränfe werden wir bei Behandlung des andern Gejebes- 
entwurfe3 vernehmen). Außerdem fchlug die Großratsfommif- 


jion noch eine andere Anderung vor, welche dahinging, da - 


diejenigen, welche aus eigenen Baumfrüchten, Beeren, Trebern, 
Irufen und Fruchtabgängen, aus jelbjt gefammelten Enzian- 
murzeln, aus eigenen, jelbit gepflanzten Nohitoffen, mit Aus- 
nahme der Kartoffeln und aller Arten von Getreide, geiltige 
Getränfe deitillieren, weder den technifchen, noch den finan= 
ziellen Borbedingungen des Gejeßes unterworfen jeien, jondern 
nur dem Gemeindepräfidenten unter Angabe des zu brennen 
den Duantums und unter Bezahlung einer Gebühr von 1 Fr- 
bon ihrem Vorhaben Anzeige zu machen haben. 

Bezüglich der gefeblich anzudrohenden Bußen bei Über- 
tretung der Gejebesporjchriften und bezüglich der behufs der 
Ausführung des Gejeßes zu erlafjenden Borjchriften find feine 
mwejentlihen Differenzen zwilchen den beiden Borlagen zu 
erwähnen. 

Das jedoch war fatal für das zu jchaffende Gejeb, Daß die 
beiden Vorlagen in den Hauptbeitimmungen einander gegen=- 
überjtanden und daß der Bertreterderfegierung 
im Großen Nate jchon in feinem Eingangsrapport jich gegen 
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den Bejteuerungsgedanfen der Großratsfommiffion wandte, 
weil nach feiner Überzeugung „Durch fi3falifche Mit- 
tel ein moralifher Zwed nie erreicht werden 
fönne”. Dann trat jofort ein Mitglied des Großen Rates auf, 
um zu erflären daß er zu jolcher Berteuerung nicht ftimmen 
fönne, folange nicht derfelbe Zuschlag (neben dem ausnahms- 
mweije hohen bernijchen Ohmgeld) auf den eingeführten Brannt- 
wein gelegt werde; wieder andere Großräte erklärten, eine 
- jolche Auflage müfje dann jedenfalls dem Bolfe zur Genehmi- 
gung vorgelegt werden. Davor hätte man fich nicht fürchten 
jolfen angefichts der Tatjache, daß gerade diefer Gedanfe der 
Verteuerung des Branntiweins aus der Volksinitiative felbit 
hervorgegangen war. Man gab ihn jedoch fait völfig preis. 
Auch der andere PVorichlag der Großratsfommiifion, das 
Brennen von Baumfrüchten, Fruchtabgängen, Trebern, Trur- 
jen 20. den technifchen und finanziellen Borbedingungen des 
Gejetes nicht zu unterwerfen, was die Ausführung des leßtern 
ungemein vereinfacht hätte, wurde nicht angenommen, Sondern 
für beide Slategorien bon Brennereien diejelben Beitim- 
mungen aufgejitellt. 

©o gejtalteten jich denn die Borfchriften des Gejeßes jchließ- 
ih folgendermaßen: \ 

‚seder, welcher die Fabrikation gebrannter Wafjer betreiben 
will, bedarf dazu einer Bewilligung. Die dafür beitimmten 
Lofale find feuerfeit einzurichten und der Deitillationsapparat 
joll jo beichaffen fein, daß bei jachgemäßer Benubung desfelben 
ein für die Gejundheit unjchädliches Produkt erhältlich it und 
daß die Reinigung des AUpparates ohne Schwierigfeiten vor- 
genommen werden fann. 

Wer die Fabrikation gebrannter geiltiger Flüffigfeiten q e - 
wmerbsmäßig betreibt, hat eine jährliche Gebühr zu ent- 
richten, welche je nach der Ausdehnung des Gewerbes Fr. 10 
b13 Tr. 5000 beträgt. Al gewerbsmäßiger Betrieb wird an- 
gefehen die Deitillation von mehr ‚als 100 Maß jährlich (für 
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ein geringere Jahresquantum ift alfo lediglich Steuerfreiheit | 
gewährt). | 
Die für Widerhandlungen angedrohten Bußen überjteigen 
nicht Sr. 500. Gefundheitsfchädfiches Fabrifat wird überdies 
fonfisziert. Bei rechtswidriger Abjicht fommt eventuell das 
Strafgefeb zur Anwendung. An den Bußen hat auch die 
Schulgemeinde des Orts und der eventuelle Verleider Anteil. 
Gleichzeitig mit diefem Gejete erließ der Große Nat fein 
Gejeb betreffend den Handel mit geiftigen Ge- 
tränfen, fo daß der eriten bernijchen Neferendumsabfitim- 
mung vom 31. Dftober 1869 Diejfe beiden Gejege miteinander 
borgelegt werden mußten. Auch bei diefem zweiten Gejeße 
haben mir eine Vorlage der Negierung und eine der um3 bereits 
befannten Großratsfommijfion. Einen Hauptfortfchritt hat die 
 Negierung gegenüber der Direktion des Irnern dadurch ge- 
macht, daß jie dem $ 1 der legtern: „Der Verfaufpon 
geiitigen Getwankenritceht jedermann. Tre: 
den bejchränfenden Sab beifügte: „Ausgejchloffen find die ge- 
brannten Wajffer”, ferner dadurch, daß fie diefen Verkauf ge - 
brannter Waffer nicht bloß von einer Bewilligung, 
jondern auch von einer Steuer von jährlich Fr. 200 bis 
Fr. 2000 abhängig machen will. Die Hauptabweichung des 
Vrojeit3 der Großratsfommiflion beitand Darin, daß diefelbe 
auch hier Die zu zahlende Gebühr zum voraus per Maß berech- 
nen und Dabei für die Maß der „mutmaßlich” zu verfaufenden 
Getränke 25 Rp. anfeben wollte, wovon !/, des Ertrages der 
Gemeindefafje zufallen follte, während nach dem mirffich an- 
genommenen Gejege für die Berwilligung zum Verkauf ge- 
brannter Wafjer eine Gebühr von Tr. 50 bis Fr. 500 per Sahı 
zu bezahlen it. Yon der Einholung einer Bewilligung, jowie 
von der Bezahlung einer Gebühr find nach dem neuen Gejeße 
nur Diejenigen enthoben, welche ausjchließlich eigenes Fabrikat 
aus eigenem Gemwächs verfaufen, ebenjo die Snhaber von 
Wirtjchaftsberechtigungen und diejenigen Medizinalperjonen, 
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welche duch das Medizinalgejeg zum Berfauf gebrannter 
 geiltiger Flüffigfeiten berechtigt find. 

Ohne Wirtjchaftsberechtigung ift das Ausichenfen geiftiger 
Getränfe, jorwie der Verkauf gebrannter Wafjer von weniger 
als 5 Maß an die nämlihe PBerjon nicht geitattet. 

Verboten ift ferner der Verkauf gefundheitsfchädlicher geifti- 
ger Flüffigfeiten oder folcher unter falicher Bezeichnung, ferner 
‚das Haufteren mit geiltigen ©etränfen, endlich der Verfauf 
gebrannter geiltiger Getränfe an Kinder unter 16 Jahren, an 
mehrjährige Bevogtete und an Belteuerte, oder 2 Berab- 
folgung folcher gegen Rohprodufte, 

Die durch Diejes Gejeb angedrohte Buße gegenüber dem- 
jenigen, welcher nicht aus eigenem Gewächs fabrizierte geijtige 
slüffigieiten ohne eine nad) Diefem Gejet vorgejehene Be- 
rechtigqung oder Bewilligung verfauft, oder der gefundheits- 
ihäpdliche Flüfftgkeiten verkauft, beträgt Tr. 20 bis Fr. 200. 

Gegen andere geringere Übertretungen find geringere Bußen, 
gegen rücfällige verdoppelte Bußen, eventuell Verbot des Ver- 
Taufs für längere Frilten, gegen Verkauf gefundheitsichädlicher 
geiltiger Flüffigfeiten überdies Konfisfation angedroht. 

Bon den gejprochenen Bußen fommt eventuell !/, dem 
Berleider und der Neit der Spendfaffe, eventuell der Armen- 
Tajje zu. 

Der Regierungsrat erläßt die Vollziehungsporjchriften. 

Das Wejentlihe an diefem Gefebe it Die Sreigebung 
auch des Kleinverfaufes der nicht Deftillierten 
geijftigen ®etränfe, welcher bis dahin ein Privi- 
legtum der Wirte gemwejen war. Daß bei diejem bisherigen 
Regime der vom Wirte in Heinern Duantitäten „über die 
Gajje” verkaufte Wein die jtetS wachjenden Betrtebsfoiten 
des Wirtshaujes mittragen mußte und daß darımter nament- 
lich die arbeitende Kaffe litt, Die nicht in der Lage ift, geijtige 
Getränfe in größern Duantitäten zu faufen und einzufellern 
und dab gerade diejer Umjtand Diefelbe zum Schnapje trieb, 
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it Kar. Nachdem die Bedenflichen ihren Sfrupeln gegenüber 
diejer Reform Luft gemacht hatten, gelang e3 bei der zweiten 
Beratung, Die einftimmige Annahme diejes Gejehes 
herbeizuführen. 

Die beiden neuen Branntmweingefege find in der Volksab- 
ftimmung von 31. Dftober 1869 von nahezu ?/;, der Stimmen- 
den angenommen worden. 

Sn der den beiden Gejeben beigelegten furzen Botjchaft des 
Großen Rates wird zwar noch) immer an dem Saße feitgehalten, 
daß dem Branntweinübel weniger durch gejeßgeberische Erlafje, 
als durch Belehrung und ganz befonders durch Freiwilliges Zu- 
fammenwirfen vaterländiich gejinnter Bürger Einhalt getan 
werden könne; die Botichaft Spricht aber Doch die zupverficht- 
fihe Erwartung aus, daß durch die beiden Gefjebe, wenn fie 
gehörig vollzogen werden, ein mwejentlicher Fortjchritt erzielt 
werde. Der Fortjchritt foll eritens in der Abhilfe gegenüber 
dem gejundheitsichädlihen Branntwein bejtehen und zwar 
dadurch, dak mur folhe Apparate zur Verwendung fommen 
dürfen, bei deren jachgemäßer Benugung ein für die Gejund- 
heit unnachteiliges Produkt erhältlich ift, jodann in dem Be- 
fteuerungsmodu3 gegenüber dem Branntmwein und der Steuer- 
entlaftung der weniger fchädlichen geiitigen Getränfe. 

Daß diefe Erwartung eine trügerijche war, braucht nicht 
mehr gejagt zu werden; wohl aber ilt e8 von Nugen, jich zu 
bergegenmwärtigen, infolge welher Urjadhen die Er- 
mwartungen nicht in Erfüllung gehen fonnten. 

Die Schwierigfeiten waren wirflich außerordentliche. 
Eritens bedachte man nicht, wie jehr wir aud) in Diejer Trage 
bon den Handelsbeziehungen zu andern Staaten abhängig 
find. Zweitens ift in unfern Beziehungen zu den andern Stan- 
tonen noch ein Neft von alten Souveränitätsrechten übrig ge- 
blieben, der die freie Bewegung unjeres Gejebgeber3 noch 
mehr hinderte, al3 e8 die fremden Staaten tun. Wir meimen 
die bunte Mufterfarte von fantonalen Ohmgeldern, deren Ende 
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vorläufig gar nicht abzufehen war. Und endlich mußten unjere 
beiden Gejege bei ihrer definitiven Nedaftion fich noch einige 
mwejentlihe Verichlimmbefjerungen der urjprünglichen Wor- 
lagen gefallen lajjen, um im Großen Rate und beim Wolfe 
die Mehrheit zu erlangen. 

As im Jahre 1870 an der Stelle des zur Finanzdireftion 
übergegangenen Herrn Kurz der neugewählte temperament- 
‘ volle Herr Regierungsrat Bodenheimerdie Direktion des 
‚srnern und Damit die Ausführung der Branntweingefebe iber- 
nahm, zeigte e3 fich jofort, welche Feljeln ihm die mangelhafte 
Redaktion des Gejeßes anlegte, wenn er im Geijte desfelben 
tmwirfen wollte. 

Die regierungsrätliche Verordnung vom 31. Auguft 1870 
betr. die Einrichtung der Branntweinbrennereien 2c. fchrieb 
in, $ 3 vor: 

$ 3. „US Deitillationsapparate, welche den im $ 2 des 
Gejeßes über die Branntweine und Spiritusfabrifation vom 
. 31. Oftober 1869 aufgeftellten Anforderungen EN, 
werden angejehen: | 

a) Apparate, die beim Brennen von Kartoffeln, Mais, 
Roggen, überhaupt bei Cerealien einen Spiritus von 
S0 Grad Tralles liefern; 
b) Apparate, mit welchen beim Brennen von Dbit, 
Kirihen, Teufen, Enzian, Wachholderbeeren ujm. ein 
| Produft von 50 Grad Tralles erhältlich ift.” 

Was jagt nun aber unjer Fabrifationsgejeß in 88 1, 2, 4 
und 5 bezüglich der technifchen Anforderungen bei der Fabri- 
fation geiftiger Flüffigfeiten? 3 ftellt genau diefelben An- 
forderungen auf gegenüber den Brennereien jeder Art, felbit 
gegenüber der Hleinften und unbedeutenditen Obftbrennerei, 
tote folche in quten Obft- oder Kirfchenjahren beinahe in jedem 
Bauernhaus für ein paar Wochen eingerichtet wird, wobei man 
nur in der Küche einen Brennhafen und einen mit demfelben 
duch ein Kühltohr verbundenen Kiühlzuber nebit Schnaps» 
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Hafche braucht, während für das Faß oder die Fäljer, in welchen 
das zu brennende Obft zerhadt und eingeftampft der Gärung 
überliefert hoird, ein gefchloffener Raum nicht einmal erforder- 
fich ift. Mit demjelben Grunde, mit welchem der Staat die in 
diefem Gejchäfte von Jugend auf geübte Bauernfrau der n- 
ipeftion feiner Technifer unterirft, darf er auch ihre Pfannen 
und Töpfe daraufhin unterfuchen, ob fie nicht etwa mit Den- 
jelben das Mittageijen vergifte. 

„Qui embrasse trop mal &treint,” jagt das Sprichwort. 
Herr Bodenheimer fann in feinen Berichten nicht genug dat- 
über Hagen, daß durch diefe weite Fafjung des Gejeßes, wobei 
menigftens 10—11,000 Brennereien der Staatsaufjicht unter 
worfen werden, eine fonjequente und zielbemwurkte Staat3auf- 
ficht wegen der dafür nötigen Zahl der Snipeftoren und Der 
großen Koiten der gelfamten Snfpeftion faftih unmögli & 
fei. Die Aufficht über diejenigen Brennereien, melche ihres 
gefundheitsichädfichen Produktes wegen die Aufjicht am nötig- 
ften hätten, wurde aus diefem Grunde zunächit in Den Qinter- 
grund gedrängt. Herr Bodenheimer wollte aber nicht diejes 
Umftandes wegen auf die Aufficht überhaupt verzichten, aljo 
auch über diejenigen Brennereien, welche ihrer Größe wegen 
für die Gefundheit von größter Bedeutung waren. 

Das Gefeß hatte im 8 3 aus rein fisfaliihen Gründen eineit 
Unterfchied ziwifchen gewwerbsmäßiger und nicht gemwerbsmäßiger 
Brennerei gemacht in der Weife, daß diejenigen Brenner (mel- 
ches Material fie auch brennen mögen), welche nicht mehr als 
100 Maß jährlich brennen (oder zu brennen behaupten), als 
nicht gewerbsmäßige von der gejelichen Fabrifationsiteuer 
frei feien. Herr Bodenheimer trägt diefe Unterjcheidung auf 
die technische Behandlung der Brenmereien über, indem 
er der Anficht ift, daß diejenigen VBrennereien, welche über 
100 Maß, d. h. über das häusliche Bedürfnis hinaus, für 
das Rublifum, brennen und deshalb als geimerbsmäßige 
Brenner betrachtet werden, auch für die Dualität ihres 
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Produft3 eine größere Verantwortung tragen und daher 
beaufjichtigt meiden müjfjen. Sn diefem Geifte ift die an 
die Stelle derjenigen vom 31. Auguft 1870 tretende und aus 
nicht weniger al8 82 Aktifeln bejtehende vegierungsrätliche 
Verordnung vom 7. April 1873 abgefaßt, eine ganze Organi- 
jation der Aufjicht über die getwerbsmäßige Brennerei, welche 
nun jehr jcharf bis in3 Detail hinein die zu ftellenden Anforde- 
rungen betreffend Lofal und Apparate, ferner die Infpeftionen, 
die jchädlichen Produkte, die Lohnbrennereien aufzählt, und 
dann jogar noch die nicht gewerbsmäßige Brennerei behandelt, 
indem jie 5. B. für diefe Berwilfigungen fire höchitens vier 
aufeinander folgende Wochen im Jahre zuläßt, ferner beftimmt 
borjchreibt, daß die Bewilligung für nicht gewerbsmäßige 
Brennerei von Dbjt 100 Maß nicht überfchreiten, noch auf 
Kartoffeln ausgedehnt werden darf, ohne daß der betreffende 
Brenner von der Kategorie der nicht gemwerbsmäßigen Brenner _ 
in diejenige Der gemwerbsmäßigen übergehe. Wir erhalten 
daher vom Jahre 1873 an wenigjtens über die Kategorie der 
gewerbsmäßigen Brenner, deren Zahl fich von jebt an zioifchen 
500 und 700 bewegt, einläßliche Berichte, aus welchen fich er- 
gibt, daß die Aufficht Jnetntuge eine Menge von Verbeiferungen 
gezeitigt hat. — 

Auch die fisfaliiche Aufgabe des en it 
nicht in befriedigender Weife gelöft. Das Gejeb ($ 3) verlangt 
je nach der Ausdehnung des Gewerbes vom 
Brenner eine jährliche Gebühr von Fr. 10 bis Fr. 5000; da 
e3 aber nicht jagt, bei welcher Marimalproduftion die Fr. 5000 
zu bezahlen find, jo wilfen wir auch nicht, bei welcher Pro- 
dultion Fr. 500 oder Fr. 100 gefordert werden follen. 
Dieje Frage wird exit gelöft duch das PVollziehungs- 
defret vom 9. März 1870, aus welchem fich ergibt, daß 
die Sr. 5000 bei einer Produktion von 100,000 Ma fällig 
merden umd. daß daher für eine Maß jährlicher Produftion 
5 &8. zu zahlen find, daß ferner für eine Produktion itber 
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100,000 Maß eine weitere Steigerung der Gebühr nicht beiteht, 
und daß auch fein Unterjchied gemacht wird zwifchen der 
Produftion von Branntwein und von Sprit. Eine Durchlöche- 
rung des Shitems ijt die Beitimmung, daß für die Branntwein- 
brennerei, und zwar bei der Sartoffelbrennerei jowohl wie bei 
der Obitbrennerei, für eine Produftion von weniger al3 100 Maß 
per \sahr Feine Gebühr bezogen, ferner daß eine Gebühr 
von 50 Ct8. per Jahr bei Auswirkung der Bewilligung des 
Regierungsitatthalters als genügend erachtet wird. Cine flon- 
trolle darüber, ob der nicht gewerbsmäßige Brenner die Pro- 
duftion von 100 Maß überjchreite, befteht nicht, und die 
Regierung fennt weder die Zahl diefer Kartoffelbrenner, noch 
die Quantität ihrer Gejamtproduftion. Da die Einrichtungen 
diefer Brennerei denn doch etwas komplizierter find, als die- 
jenigen der Objtbrennerei und bei Heinen Bauernfamilien fich 
wohl nicht ventieren, wenn nur für den eigenen Hausftand ge- 
brannt wird, da ferner das PWroduft ein fufelhaltiges, d.h. 
gejundheitsichädliches ijt und da e3 zudem, wie wir aus der 
Broichüre von Dr. Schild erfahren haben, auch in moralifcher 
Beziehung auf den Brenner und feine Familie und die all- 
fälligen näheren Stunden der Brenners einen üblen Einfluß 
ausübt, jo fann man dem Gejeke wirklich nicht nachrühmen, 
daß e3 die Beiteuerung der Fabrifation „in befriedigender 
Veije ordne”, wie die Botjchaft des Großen Rates verkündete. 

Die Direktion des Innern fpricht nunmehr wiederholt den 
Wunjch aus, e3 möchte diefe Kleinbrennerei durch Dorfbrenne- 
reien oder Genofjenichaftsbrennereien, ähnlich den Släfereten, 
erjegt werden, wobei ein befjeres Produkt erzielt und weniger 
Perjonen oder Familien mit dem Brenngefchäfte in Kontaft 
gebracht würden. Als alles Wünfchen nicht half, fam fchließlich 
der im Jahre 1864 von Herrn Negierungsrat Kurz fo iibel auf- 
genommene Gedanfe des Herrn Dr. Schild: E follen die Grof- 
brennereien gegenüber den Kleinbrennereien vom Staate be- 
günftigt werden, doch zu Ehren: Herr Direftor Bodenheimer 
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Ihuf das Projeft der Errichtung einer Mufterbrennerei auf 
dem Genofjenjchaftsmege und er forgte dafür, daß diefer Ge- 
danfe, welcher duch die Bauernfame ausgeführt werden Sollte, 
in einer Jahresperfammlung der öfonomifchen Gefellichaft des 
Kanton3 Bern Gegenftand der Berhandlung wurde. Dort 
fand er gute Aufnahme und es förderte diejelbe namentlich 
Herr Apotheker Fueter von Burgdorf, welcher al3 erfahrener 
Brennereiinjpeftor mit Yahlen nachivies, welche enorme Er- 
Aparnifie mit dem Großbetrieb der Spritbrennerei im Ber- 
gleich mit der Stleinbrennerei verbunden find. Obichon hierauf 
der Negierungsrat unterm 25. Juni 1874 den drei eriten 
Brennereien, welhe auf Grundlage des Genofjenjchafts- 
prinzip3 gegründet werden und reftifizierten Spiritus erftellen, 
einen Staatsbeitrag von 10 % der Stojten der Apparate zu= 
jicherte, wollte e8 Damit nicht voriwärts gehen; exit al3 die Ne- 
gierung auch noch einen anjehnlichen Baroorjchuß bewilligte, 
bereinigten jich in Hindelbanf einige Landivirte zur Gründung 
einer Genoffenjchaft für Spritbrennerei. 

Das Beijpiel fand nicht Nachahmung, aber man hatte bei 
diefer Disfuffton die Ausjichten, welche das hohe bexnifche 
Dhmgeld der Brennerei eröffne, jo rojig dargeitellt, dat fremde 
Snouftrielle jich entichlojfen, den Kanton Bern mit der Sprit- 
brennerei zu begliden. 

Dieje Wendung der Dinge war im Fabrifationsgejege nicht 
borgejehen; diefes hatte ja die Aufgabe, durch Beiteuerung und 
daherige größere oder geringere Berteuerung der Branntwein- 
fabrifation dem Schnapsübel entgegenzumirfen; jeßt haben mir 
im Gegenteil: eine durch ftaatlihe Begimftigung ins Leben 
gerufene Verbilligung der Branntweinproduftion und eine da- 
herige Verdrängung der Stleinbrennerei, jomweit diejelbe Die 
Abficht Hatte, beim Gejchäft zu verdienen. 

Der Shitemmwechjel erwies jich auch für den Fisfus un- 
günftig; denn mit der Abnahme der Spriteinfuhr war eine 
bevenflihe Einbuße an Ohmgeld verbunden. Nicht wegen 
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diefer Einbuße, fondern wegen der durch die Spritbrennerei 
gejchaffenen fehweren Konkurrenz petitionierten im Zahre 1877 
161 gemwerbsmäßige Brenner beim Großen Rate um Nebijion 
der beiden Branntweingejebe vom Jahre 1869. Die Haupt- 
punfte der Petition waren: 

Die Beitenerung und die Kontrolle der nicht gemwerbs- 
mäßigen Brenner, der Steuermodus, die Beiteuerung der 
Wirtfchaftsinhaber, welche den Branntweinhandel im großen 
betreiben, die Erhöhung des eidg. Zolles auf Sprit. 

Eine Nevifion der Branntmweingejege von 1869 hätte freilich 
der damaligen politifchen Situation wegen wenig Erfolg ge- 
Habt. ES wurde daher duch ein Vollziehungsdefret vom 
13. Mai 1879 und die Verordnung vom 31. Mai 1879 die jchon 
erwähnte einläßliche Verordnung vom 7. April 1873 revidiert 
und mäßig verbeflert, mober auch der Modus der Bered- 
nung der Jabrifationzftener (durch Urt. 20 der Verordnung 
bom 31. Wat 1879) neu geordnet wurde und bei richtiger Ne- 
vifion eine löbliche Zeiftung gemefen wäre. Darüber vernehmen 
toir ein fonıpetentes Urteil von dem fchon genannten Brennerei- 
injpeftor, Apothefer Fueter in Burgdorf, das enthalten ift in 
einer Nede, welche derielbe in einer Situng Des gemeinnüßigen 
und dfonomiichen Vereins des Amtsbezirfes Burgdorf am 
12. Dezember 1880 gehalten hat; die damaligen Verhandlungen 
jind auf Beichluß diejes Vereins im Drud erfchienen (Burgdorf, 
Berlag von E. Langlois 1881). Wir entnehmen dem a 
folgenden prägnanten PBaljus diejer Rede: 

„Bas num die Produktion anbetrifft, jo gibt der lebte Ber- 
‚waltungsbericht der Direktion des Innern diefelbe [pro 1878/79] 
auf 1,741,288 Liter an, welche dem bernischen Fisfus Tr. 55,624 
an Sabrifationsfteuern eintrugen. 

„Der Berechnung der Fabrifationsfteuer wird der Raum- 
inhalt der Maifchblaje zugrunde gelegt: ein Modus, der zur 
Beit nur noch) im Großherzogtum Baden angewandt wird. Es 
wird angenommen, daß bei einem Snhalte (der Maifchblafe) 
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bon 100 Map bei direkter Feuerung monatlich 150 Maß, bei 
Dampfbrennereien 300 Maß und bei fontinuierlichen Apparaten 
mit Stolonnen, mwobet die Maifche oben hereingelaffen wird und 
unten entgeijtet abläuft, 1200 Maß fertiger Produfte fabriziert 
werden. Dabei fällt zur Berechnung der Steuer nicht in Be- 
tracht, ob der Brenner Sprit oder gewöhnlichen Branntwein 
fabriziere. 
„Wie entjpricht num diefe Berechnungsweife den Verhält- 
 niffen der Wirklichkeit? Nach meiner Erfahrung verhält es fich 
dabei aljo: Wenn einer eine Dampfbrennerei hat, mit 100 Maß 
Blajeninhalt, jo brennt er täglich 4—5 Säde (Doppelzentner) 
Kartoffeln; per Sad erhält er je nach Umftänden 8, 10, bis 
12 Mab Schnaps von 50 % Tralfis, durchjchnittlich alfo, Falls 
die Kartoffeln nicht zu mäfjerig find, 10 Maß, find fie mehlig, 
noch mehr: das macht per Tag im Minimum 40 Maß, in der 
Woche 240, im Monat IEOMa$. Um ung ja feiner Übertreibung 
Ihuldig zu machen, jegen wir die monatliche Produktion auf 
900 Map an, immerhin alfo das Dreifache des zur Steuer 
in Berechnung gezogenen Quantums. Bei direkter Feuerung 
- berarbeitet einer mit einem 100mäßigen Keffel täglich 3 Säde; 
jeben mir das täglich erzeugte Produkt auf nur 8 Maß per Sad 
an — eine Annahme, für die und mancher Brenner fchlecht 
Danten würde — jo macht das im Monat ca. 450 Ma$, alfo 
wieder dad Dreifacde der Annahme beim Steuermoduß. 
Bei größeren Apparaten, wo 3. B. zwei Piftorius-Wechfelblafen 
in Tätigfeit find, ftehe ich nicht au, den Beweis zu erbringen, 
daß das Fünf- bis Sechsfache des verfteuerbaren Quan- 
tums fabriztert wird.” 

„as die Heineren, nicht gewerbsmäßigen Brennereien 
anbetrifft, von denen das Gefeß annimmt, daß fie im Mari- 
mum nur 100 Maß Branntwein fabrizieren, fo find darunter 
biele, welche DObjt und Dbitabfälle (Bäzi), Kirfchen, Enzian 
und dergleichen brennen und das erlaubte Quantum nicht 
überjchreiten; aber andere, nicht gewerbsmäßiae Brennereien 


20* 


308. 


mit direfter Feuerung, deren Blajeninhalt unter 100 Maß hält 
md für welche eine Brennbemilligung von 4 Wochen mit 5 Fr. 
bezahlt werden muß, fabrizieren das Doppelte oder das Drei- 
fache des angenommenen Duantıms. 

„Aus diefem Nachweis ergibt fich zur Eoivenz, daß in Wahr- 
heit das von den Brennereien im Kanton Bern fabrizierte Qutan- 
tum Branntmwein auf das dreifache des verjteurerten Quantunis 
 angejeßt werben darf, aljo 5,223,864 oder rund 51/, Mill. 
Liter! 

„Mit diefem ungeheuern Schnapsauantum, zu dem nod) 
der aus dem Auslande eingeführte Sprit (foweit er nicht zu 
technischen Ywecen Verwendung findet) laut Verwaltungs- 
bericht der Direftion des Innern mit 1Y/, Millionen Liter hin- 
zuzurechnen tft, wird nun das Bernerland fürmlih erfäuft. 
Sch gebe gerne zu, daß ein großer Teil des importierten Sprits 
zu technischen Ziveden verwendet, ein anderer Teil Denaturiert, 
das heißt zum Teinfen unbrauchbar gemacht wird — im ge- 
nannten Verwaltungsbericht wird das Quantum des Denatu- 
vierten Sprits auf 225,000 Liter angegeben, welche m ven 
1'/, Millionen Liter inbegriffen find — und alio für unjere 
Sache nicht in Betracht fällt; aber immerhin wird die Haupt- 
majje desjeiben zu Irinfbranntmein coupiert oder zu ber- 
ichtedenen Arten von Lifören verarbeitet. 

‚Meine Herren! Aller Schnaps, welcher im Lande pro- 
Duziert wird, und noch ein enormes Quantum importierter 
dazu, wird getrunfen bis zum legten Tropfen; denn unjer 
Schnaps ijt fonjt zu feinen andern Ymeden verwendbar; er 
fann nicht einmal zur Bereitung von Speije-Ejjig gebraucht 
werden, weil der ihm anhaftende Fufel teils jo darin bleibt, 
teil® durch DOrhdation fi in unangenehm riechende oder 
ichmecfende Produkte (Butterfäure, Baldrianjäure) 2c. ver 
wandeln mirde. 

„Wenn mir dDiefe ungeheuren Zahlen, nebjt den eingeführten 
Dmantitäten fremder fertiger Spirituofen, wie Rhum, Cognac, 
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Doppelfümmel 2c., welche hauptjächlih don den Städtern 
fonfumiert werden, der Ziffer unferer Bevölkerung von zirka | 
500,000 Seelen entgegenhalten, jo beichleicht wohl jeden, deijen 
Herz nicht von Caoismus voll, in dejjen Bufen vielmehr die 
edlen Triebe der Nächftenliebe das Fühlen und Wollen be- 
itinnmen, eine tiefe Wehmut darüber, daß die jtarfen Wurzeln 
unferer Bolfskraft in diejer Weile mit Keuermwafjer verbrannt 
werden. — — 

Raffen wir einftweilen dieje umrichtigen Produftionsbe- 
rechnungen der gewöhnlichen gewmerbsmäßigen Brennerei 
ruhen, deren Korrektur auf dem Berordnungsiwege möglich 
gemwejen wäre, jedoch ohne Zweifel von den 161 Betenten 
des Sahres 1877 nicht gewünfcht worden ift. 

Was fie wirnfchten war, daß auf dem Wege der Gejeges- 
repifion auch die nicht gewerbsmäßige Fabrifation zur Steuer 
herangezogen und die Spritbrenneret richtig bejteuert und daß 
endlich auch der importierte Branntwein und Sprit einer 
höheren Steuer unterworfen werde, wenn man im Exnjte den 
Alkohol durch höhere Beiteuerung befämpfen wolle. 

Sn der Tat, das Fabrifationsgejeb von 1869 Hatte bei jeinem 
Anfat der Branntmweinbefteuerung, abgejehen davon, daß diejer 
‚iiberhaupt mit 5 &t8. per Maß zu niedrig war, noch einen 
weiteren, doppelten Martgel, exjtlich, indem es für Branntmein 
und Sprit denfelben Anfab von 5 Ct2. aufitellte, während man 
aus einem LXiter Sprit von 95 % Trallis durch Zufa von 
Wafjfer 2 Kiter Branntwein macht, und zweitens dadurch, daß 
die Steuer nicht über 5000 Fr. anfteigen darf, auch wenn die 
Produftion weit über 100,000 Maß hinausgeht, 5. ®. bei der 
Rabrif in Angenftein mit einer Produktion von über 700,000 
Liter Sprit, mobei die wirkliche Steuer per Liter jtatt 31/, Ct3. 
nicht einmal 1 Ct3. beträgt. Das Unrecht war jo grell, daß die 
Fabrik [chon im Jahre 1881 ohne weiteres bereit war, der Steuer 
von 5000 Fr. roch 20,000 Fr. hinzuzufügen, wobei der Liter 
Sprit immer noch wie einfacher Branntmwein behandelt wurde. 
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Dazu fam exit noch Der ungeheuere Vorteil, den die große Sur 
gegenüber der Kleinen Brennerei hat. 

Eine Erhöhung des Schweizerischen olles auf importierten 
Branntwein war duch Bundesbeihluß vom 20. Juni 1879 
bereit3 in der Weife vorgelehen, daß damals der Bundesrat 
ermächtigt wurde, fobald er e3 für tunlich erachtet, auf Brannt- 
wein, Weingeiit, Sprit, und andern geiltigen Getränfen, mie 
Cognac, Lilöre ze. ın Fällern, Zlaichen oder Strügen einen 
Boll zu erheben bis 20 Fr. vom Heftoliter abjoluten Alfohols, 
d.h. zu 100 %. Von diefer Ermächtigung hat der Bundesrat 
jofort nad) Abjchluß Des franzöfiichen Handelsvertrages am 
12./17. Mat 1882 Gebraud) gemacht und den Beichluß auf 
21. Mat 1882 in Straft gejebt. Derjelbe bedeutete, da der big- 
herige Schweiz. Zoll auf Branntwein und Sprit nur 7 &t3. per 
Kiter betrug, eine Erhöhung von 13 &t3. bei 100 % Mfohol- 
gehalt, oder (da abjoluter Alkohol nicht eriitiert) von 19 Et3. 
per Liter zu 9 %. Dieje Erhöhung des jchmweiz. Schußzolles 
bedeutete eine enorme Gefahr, wenn nicht Die Kantone jofort 
in gleihem Maße die Steuer auf dem inländischen Fabrikat 
erhöhten, aljo bei Sprit um 12 &t3., bei Branntwein von 45° 
bi3 50° um 6 &t3. per Liter. Die Spritfabrifen des Kantons . 
erhöhten jofort die Produktion und es wurde im Kanton Bern 
noch in demjelben Jahr 1882 eine fünfte Opritfabrif 
{in PBruntrut) gegründet Fürwahr, e3 war hohe geit, Daß 
die Regierung (am 27. Januar 1883) eine Gejetesporlage 
vor den Großen Nat brachle, um den veränderten Ver- 
hältnifjen zu entjprechen und auch dem berniichen Fiskus 
einen feinen Era für den großen des DOhnt- 
geldes zu verjchaffen. 

Das „Gejeg für Abänderung des $ 3:deS 
Bejeges betreffend die Branntwein- und 
Spiritusfabrifationvom31.DFftober1869, 
welches der Große Nat am 2. Februar 1884 erließ, hat folgen- 
den Wortlaut: 
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„Der $ 3 de3 Gejebes betreffend bie Branntwein- und Spiritusfabri- 
fation vom 31. Oftober 1869 wird durch folgende Beitimmungen erfjeßt: 

I. Zabrifationsjteuer. 

Wer die Yabrifation gebrannter geiftiger Flüfligfeiten gewerb3- 
mäßig betreibt, hat eine jährliche Gebühr zu entrichten, welche per Liter 
beträgt: 

für Branntmwein 5 Rp.; 

für Spiritus bei einem Quantum bis 1000 Heftoliter 8 Rp., chf einem 
zu diejer Gebühr fommenden Sulhlag bon 1 Rp. von je ferneren 1 bis 
1000 Heftoliter. e 

As Branntweinfabrifation wird betrachtet die Deitillation mit Ap- 
parateı, mit welchen ein Gejamtproduft von höchjtens 70 % (Tralfes) 
Alfoholgehalt erhalten wird, — al3 Spiritusfabrifation diejenige mit 
Apparaten, welche ein Gejamtproduft von über 70 % Mkoholgehalt Tiefen, 

Die Berechnung des zu beriteuernden Duantums findet ftatt: 

a) bei der Yabrifation von Branntwein nach der Größe der Brenn- 
blaje und der Art und Weije des Betriebs, 

b) bei der Yabrifation von Spiritus nach der amtlich beglaubigten 
Fabrifationgfontrolfe. 

Us gemerbsmäßiger Betrieb wird betrachtet: 

‚1. alle Brennen von Kartoffeln, Cerealien, Rüben und ähnlicher 
mehl- oder zuderhaltiger Nohmaterialien, 

2. dasjenige von Kern- und Steinobft, Weinbeeren, Treben, Trufen, 
Bierabfällen, Enzianwurzeln, Wachholder- und andern Beeren, jo» 
fern das jährlihe Gejfamtfabrifat 150 LXiter überfteigt umd jene 
Stoffe nicht ausfchlieglich eigenes Gewäckhs oder Produkt find. 

Für dasjenige Produft der gemerbsmäßigen Brennerei, welches nach- 
gewiejenermaßen außerhalb des Kantons fpediert wurde, werden °/,, der 
durchjichnittlichen Yabrifationsfteuer abgezogen. 

II. Stenerfreie Brennerei. 

Us nicht gewerbsmäßiger Betrieb wird betrachtet und it unter Bor- 
behalt der Einholung einer jährlichen Bewilligung beim Regierungsitatt- 
halter ($ 1 de8 Gejeßes) von der Entrichtung jeglicher Gebühr enthoben: 

das Brennen von den unter Ziffer 2 genannten Stoffen, fofern die- 
jelben ausjchlieglich eigenes Gewächs oder Produft find, oder wenn das 
jährliche Gejamtproduft das Quantum von 150 Kiter nicht überjchreitet. 

Diejes en tritt nach jeiner Annahme durch das Volk auf den 1. Juli 
1884 in Kraft." 


Hier wird dor allem der wichtigjte Grundjaß de3 ganzen 
Gejebes aufgeitellt, daß das Brennen von Kartoffeln oder 


' 312 


andern mehl- oder zuderhaltigen Stoffen — fei es in großer 
oder Heiner Quontität — ganz unter dem Fabrifationsgejeß 
von 1869 umd der vorliegenden Modififation desfelben ftehe, 
und andererfeit3 alles Brennen von anderen Stoffen (Obit, 
Trufen, Enziantwurzeln 20.) unter bloßem Vorbehalt einer jähr- 
lichen unentgeltlihen Berwilligung des Regierungsitatthalters 
frei fei, e8 fei denn, daß der Betrieb ein gemerbsmäßiger, d.h. 
iiber 150 Liter produzierender oder nicht auf eigenes Gemächs 
beichränfter jei. Hier wird endlich gewürdigt und ins Werl 
geiegt, was jchon im Jahr 1868 die damalige Großratstom- 
miffion für das Fabrifationsgejeg vorgefchlagen hatte. Wie viel 
hat die Mikachtung diejes Antrages jeither gefchadet und welche 
Dpfer müffen jest gebracht werden, um dasjenige zu erringen, 
was damals bei einiger Entichloffenheit mwahrjcheinlich erreich- 
bar gemwejen wäre! 

Wir haben bereits gejehen, daß das neue Gejeg durch eine 
Petition von 161 gewerbsmäßigen Brennern veranlaßt worden 
it, und man hat fich in der Disfuffton desjelben im Großen 
Nate gar nicht verhehlt, daß alle Arbeit damit umfonft ift, 
wenn nicht eine Berftändigungmitdenjelbenbe 
züglich der an fie zu ftellenden Anforderungen erreicht wird. 
3 handelt fi alfo um die Aufjtellung einer von ihnen an- 
nehmbaren (!) Fabrifationziteuer. | 

Erinnern wir ung, daß durch den eidgenöfliihen Zollzu- 
ichlag der fremde Sprit zu 9 % um 12 (13. per Liter, aljo 
der fremde Branntwein um 6613. verteuert worden ift und daß 
alfo, wenn man diefen Zufchlag auch auf die jchweizerijche 
Produktion legte, im Grunde eine Verteuerung diefer Pro- 
duftion gegen früher noh gar nicht vorhanden gemwejen 
märe. 

Die Negierung hatte nun in ihrem Gejebesporjchlag vom 
27. Sanuar 1883 die ganze Steuer (mit Anrechnung der Zoll- 
erhöhung) auf 8EtS. per Liter—fei es Branntmwein oder Sprit — 
angejett. Das geht nicht, fagte die von Herrn Brennerei-iinjpektor 
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Apotheker Fueter in Burgdorf präfidierte Großratsfommifjion, 
e3 dürfe nicht mehr Branntwein und Sprit gleich beiteuert 
werden, und die Kommifjion Schlug für den Sprit eine Fabri- 
fationsjteuer von 9 Ci3. per Xiter und für Branntwein von 
5 &t3. vor. Die Regierung ging über auf den Vorjchlag von 
10 &t3. und 6 Et3. und der Große Rat nahm am Schluffe der 
eriten Beratung diefen Antrag an. Indem nun in der zweiten 
Beratung die Regierung ımd die Großratsfommiffion einander 
entgegenfamen, langte man jchließlich bei jenem Sompromiß 
an, den mir in Dem bereit mitgeteilten neuen Gejeße finden: 
die Kommiljtion jeßte e8 Durch, daß für Branntwein bis zu 70% 
Gehalt nicht mehr als 5 Et. zu bezahlen jeien, daß dagegen 
die Spritbrennereien für das erite 1000 Heftoliter 8, für das 
zweite 9, für das dritte 10 Et2. per Liter und fo weiter zu be- 
zahlen Haben, wobei die große Spritbrennerei in Angenitein 
bei einer Produktion von 700,000 Liter Durchjchnittlich 11, Die- 
jenige von Pruntrut mit 300,000 Liter Ducchichnittlich 9, die- 
jenige von Hindelbanf mit 200,000 Kiter dDurchichnittlich 8Y/, Ct8. 
zu bezahlen hatte. 

Wir jehen hieraus, daß die Negierung, um überhaupt etivas 
zu erreichen, jich mit einer Fabrifatiteuer begnügen mußte, 
melche nicht einmal der gollerhöhung vom 12. Mat-1882 aleich- 
fam, jondern den Brenner gegenüber der auswärtigen Kon- 
furrenz günftiger Itellte, als er im Jahre 1868 por der Ein- 
führung der Fabrifatiteuer geitanden hatte (allerdings erit, 
nachdem Die infolge des eidg. Zollzufchlags entjtandene momen- 
tane Preisihwanfung vorübergegangen war). 

Uber nicht bloß relativ, d.h. im Vergleich mit dem 
importierten Mfohol, ftund die inländische Brennerei von 1882 
an günftiger da, al3 vor dem Sahre 1868. Der Branntwein 
überhaupt — der fremde wie der einheimijche — war troß der 
Beiteuerung billiger geworden und wurde auch fernerhin durch 
die Fortfehritte der Technik immer billiger, jo daß an der 
Schweizergrenze der Liter 50-gradigen Schnapfes Ichließlich 
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billiger wurde, als der LXiter Milch, wenn nicht ganz andere 
Berteuerungsmaßregeln ergriffen wurden. — 

Doch wir haben ja noch gar nicht gefprochen von der neuen 
Berechnung des zu verjteuernden Duantums, wovon im 
dritten Alinea lit. a und b des neiten Gejetes die Nede ilt. 

Diejer Bafjus des Gejekes it von der Negierung und der 
Sroßrat3fommiffion erft bei der zweiten Beratung in ihre Vor- 
Ihläge aufgenommen worden und zwar offenbar exit, nachdem 
zwilchen Diejen beiden vorberatenden Behörden über die Aus- 
führung eme VBerftändigung(!) erzielt war. Denn ob- 
gleich Das Vollziehungspdpefret vom 29. DE£t. 
1884in 86 fürdie Berehnungde3ponden 
gewerbsmäßigen Brennern produzierten 
Duantumsgeradedenjelben(!) Maßftabarn- 
Legtewtierdie porn Heriw Firetertjerneraeıt 
w.ihari. txritsfterte"Boliziehungsperdrn- 
nung dom 31. Mai 1879, Art. 20, jehen wir mit Er- 
ftaunen, daß bei der Beratung des in Frage ftehenden neuen 
$ 6 der Bertreter der Regierung (Herr d. Steiger) und der- 
jenige der Großratsfommiljion (Herr Fueter) miteinander 
übereinftimmten und diefer Baragraph ohne Disfuffion an- 
genommen» wurde (!). Herr dp. Steiger fand zwar die Be- 
hauptung, daß die Brenner ein viel höheres Duantum als das 
hier vorausgejeßte produzieren, zum Teil richtig, aber 
ebenjo richtig ei, daß mancher Brenner aus diefen oder 
jenen Gründen viel weniger als ‘andere verjelben Slategorie 
produziere; Herr Fueter jeinerjeit3 bemerkte, daß er nad 
der großen Mühe (!), welche er bei der Gejeßesberatung 
gehabt habe, um emen einheitlichen Stommifjionalantrag zu-- 
ftande zu bringen (!), „nie dafür ftimmen werde, den Steuer- 
modus zu ändern (!) und auf diefem Wege eine weitere Er- 
höhung der Branntweinjteuer durch die Hintertüre ein- 
zuihmuggeln (!)”. 3 jeien dafür in $ 8 der Verordriung 
für ausnahmsweife Produftionserhöhungen folgende Be- 
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ftimmungen vorgejehen: — — „Eine Brennzeit von mehr ala 
einem halben Monat wird als ein ganzer Monat berechnet”. — 
— „Eine Unterbrechung von einzelnen Tagen wird nicht in 
Abzug gebracht." — „Wer zwischen 9 Uhr abends und 5 Uhr 
morgens Branntwein brennt, bedarf dazu einer befondern Be- 
wilfigung und wird hiefür bejfonder3 befteuert.” 

Für die Spritbrennerei jtellt das Gejeb die amtlich be- 
glaubigte Fabrifationsfontrolle, jefumdiert von der Verififation 
durch die Aufjicht3beamten, als Norm auf. Die Vollziehungg- 
verordnung behält jedoch der Oberbehörde vor, bei den Brenne- 
teren mit fontinuierlichen Apparaten jelbitregiftrierende Kon- 
troflapparate einzuführen. | | 

Dieje Heinen Anderungen in der Berechnung der Produk 
tion bemeijen immerhin, daß die Produktion bisher vecht 
ungenügend in Berechnung gezogen worden ift, ja mir 
dürfen jagen, Daß troß der fleinen Korrekturen, welche die 
Sroßratsfommiifion aus DOpportunitätsgründen bei der Be- 
tatung Diefer Berechnungsweife im Großen Nate gemacht hat, 
die Behauptung des Heren Apothefer Fueter in feiner ge- 
drudten (!) Rede vom 12. Dez. 1880 bezüglich des Schnaps- 
fonfums im Kanton Bern aufrecht beitehen bleibt, daß nämlich 
diejer berniiche Konjum mwenigjtens 51/, Millionen Liter per 
‚sahr betrage. Dann ftünde der Kanton Bern mit über 10 Liter 
per Kopf der Bevölferung unter den europäifchen Staaten im 
zweiten Range (obenan ftund nämlich Dänemark. Siehe Bot- 
- fchaft des Bundesrates vom 20. Nov. 1884, Seite 15). — 

Benn wir auc) leider die genauen Ziffern für den alljähr- 
hen Konjum von Branntwein im Kanton Bern nicht befiten, 
jo lajjen doch jchon die vorhandenen, viel zu feinen Biffern 
auf eine ununterbrochene Zunahme jchließen und die bejtändige 
Abnahme des Preies des Branntweins macht diejelbe wahr: 
Icheinlih. Auch darf man ich ja nicht irre führen laffen durch 
den Umstand, daß die Yahl der Brennereien namentlich infolge 
unjere3 Tabrifationsgejeßes von 1884 in ftarfer Abnahme be- 
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griffen it. Wir brauchen uns nur diefe Abnahme vom Jahre 
1880 an nach den verjchtedenen Kategorien genau vor Auge 
zu halten, fo macht diefelbe einen ganz anderen Eindrud. Be- 
zeichnen twir mit I die Bemilligungen zu nicht gewerbsmäßigemn 
Brennen von Obit, Treftern, Enzianen 2c., mit II die Bemilli- 
gungen zu nicht gewerbsmäßigem Brennen von Startoffeln und 
Zerealien und mit III die gewerbsmäßigen Brennereien, jo 
haben mit: 








1| 5837 | 2701 | 2265| a0 | 2? 2 2 
11 | 814.138. 3701 era eo 0 
II | 587) 6790| 548, 601 | 616] or | “m 








Nur der Sachlage ganz Unfundige fünnen durch Diele 
Tabelle fi zu dem Glauben verleiten lajjen, daß vom Tahre 
1884 an die Produktion der Brennereien und folglich auch der 
Schnapsfonfum im Kanton Bern abgenommen habe, und zwar 
infolge des Gejebes von 1884. 

Kicht einmal die Abnahme der Zahl der Brennereien iftficher! 

Sedenfalls haben die Brennereien von jog. QDualitäts- 
iptrituofen (Kategorie I) zugenommen, objichon deren Zahl 
von 1884 an nicht mehr angegeben it, und zwar enorm, jchon 
deshalb, weil von nun an jede gejebliche Beläftigung, jogar Die 
fleine Gebühr für die Bewilligung des Negierungsitatthalters, 
weggefallen und die auswärtige Konkurrenz verteuert ift, 
jodann weil duch die Bejeitigung der Kategorie II (nicht 
gewerbsmäßige Sartoffelbrennereien) das Bedürfnis eier 
anderweitigen Brennerei für Den SHausgebrauh ver 
mehrt wurde. Der Wegfall der Kategorie II bietet auf feinen 
Fall einen Beweis für die von einigen behauptete Abnahme 
des Schnapsfonfums. Daß infolge der Unterdrückung der 


* Das Brennjahr beginnt am 1. Juli und endigt am 30. Juni des 
folgenden Sahre2. 
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Kategorie II eine faum jpürbare, vorübergehende Vermehrung 
der Zahl der gemwerbsmäßigen Kartoffel- und Getreidebrenne- 
reien (Kategorie III) von 601 auf 616 jtattgefunden hat, ob- 
ichon die den nicht gemwerbsmäßigen nunmehr zugemutete 
Steuer nur 5 Et3. per Xiter (tichtiger per 3 Kiter, alfo 1?/, Ct2. 
per Kiter) beträgt, das beweilt am allewweutlichiten Die Kon- 
furrenzunfähigfeit diefer Kategorie, welche eben den Brannt- 
wein jo teuer produzierte, daß die Brenner beijer taten, wenn 
fie die überflüffigen Kartoffeln verfauften und aus dem Exlöje 
den notwendigen Branntwein fauften. Das neue Gejeb hat 
einen Sterbenden die Augen gejchlofjen. | 

Auf demjelben Gang zum Grabe befindet jich eine große 
Bahlder Brennereien der Kategorie III, deren im Jahre 1886/87 
nur noch 499 vorhanden find, von welchen bereits 339, über 
2/, zur Dampfbrennerei übergegangen find. Sp müljen eben 
die Heinen Brenner den großen Wlab machen! Ohne das Ein- 
greifen des Bundes wirden auch nach der neuen bernijchen 
Geießgebung von 1884 jchließlich Die großen Spritbrennereten 
bei der Konkurrenz ald Sieger das Feld behauptet Haben. 

Diefe produzierten nach der bernifchen Statiltif 


nach) Abzug 

im Brenmjahre Riter der Ausfuhr 
Kiter 

1884/85 1,436,833 1,138,586 

1885/86 1,723,462 1,019,645 

1886/87 2,310,293 1,334,935 


Nach den berniichen Ohmgeldtabelfen bleibt nad) Abzug 
der Wiederausfuhr noch eine Netto-Spriteinfuhr in den Kanton 
Bern bon: im Salenderjahre 18855 769,117 Liter, 

n 1886: 700,038: =, 

vom 1. San, bis 1. Sept. 1887. 533,247 „ 

Diefe Nettveinfuhr, verbunden mit der fantonalen Pro- 
duftion Spricht nicht für Abnahme des Schnapsfonfums (!), 
mochten num auch die Heineren, nicht gewerbsmäßigen Bren- 
nereien auf Null heruntergehen. 
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Der Schnaps wird dabei m fo billiger. Das genügte bereits 
für die Yunahme de3 Konfums, den man durch Berteuerung 
zu befämpfen gedachte. 

Bon ganz befonders jchlimmer Wirkung war aber, Daß Die 
Regierung auch dem Stleinhandel mit Schnaps durch Die 
Brenner ohnmädtig zufehen mußte. 

Koch in einem Freisichreiben vom 25. Sanutar 1884 muß 
die Direktion Des Innern darüber Stlage führen, „Daß die Vor- 
Ichrift des neuen Wirtjchaftsgejeßes vom Jahre 1879, wonach 
zum Betriebe des Stleinhandels, d.h. zum Verkaufen von 
geiftigen Getränken in Quantitäten unter 15 Litern ein Ber- 
faufspatent erfordertich tft, vielfah umgangen werde, 
indem insbejondere auch von Joldhen Branntweinbrennern, 
welche fein Verfaufspatent bejien, Kleinverfauf getrieben 
werden foll. Diefe Bermutimg werde nun neuerdings duch 
die Tatfache unterftüht, daß von 670 gemerbsmäßigen Brennern 
de3 Kantons nur 29 ein Berfaufspatent für die Periode 
1884/85 gelöit haben, jo daß mit Sicherheit anzunehmen it, 
daß ein ungejeblicher Stleinverfauf von Branntmwein jehr Häufig 
borfomme, ohne daß die Polizeibehörden Dagegen einjchreiten. 
Kamentlich Scheint Das Gejeb von manchen Brennern in Der 
Weife umgangen zu werden, daß fie ihren Branntmwein in der 
porgejchriebenen Minimumsgquantität von 15 Litern nicht auf 
einmal, jondern zu verjchtedenen Malen an die refp. Käufer 
abgeben.” — Wir fragen, was hat num die Beiteuerung Der 
Tabrifation und des Kleinverfaufs genüst und was fonnte 
eine jolhe Beiteuerung nüben? 


Noch) weniger günftig find die Leiftungen, welche wir Berner 
bezüglich) de3 andern Prinzips der Branntweingejeßgebung 
von 1869 — Berbilligung der weniger jtarfen geijtigen 
Getränfe — - aufzumeifen haben. | E 

Da man damals? die bejtehenden Ohmgelder, welde 
bon der Berfafjung von 1848 in ihrem damaligen Betand 
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weiter geduldet wurden, wenn nicht fiir immer, fo doch auf 
abjehbare Zeit, gejichert hielt, fo jprach man im Großen Rate 
bon 1868/69 gar nicht davon, und war bernifcherfeits förmlich 
überrafjcht, als im November 1871 bei der Beratung des neuen 
eidg. Verfaffungsentwurfs im Nationalrate ernitlich der Antrag 
auf ihre Aufhebung geftellt wurde. Die meiften Vertreter der 
Ohmgeldfantone, und namentlich die bernifchen, wehrten fich 
gegen diefe Zumutung fo gut al3 möglich, da eine Entfchäbdi- 
. gung nicht zu erwarten Stand. Wenn man diefe Frage rein für 
ich und abgefehen von anderen Berwaltungsfragen behandelte, 
jo mußte man freilich dem Thurgauer Deputierten, Dr. Deucher, 
recht geben, welcher den Bernern erwiderte, da3 Ohmgeld fei 
ein Stüd der foztalen Frage, e3 verteure Dem Arbeiter den 
Wein, der für die Arbeitsfähigfeit fajt fo unentbehrlich fei, wie 
das Brot. Der teure Wein verdränge in den Ohmgeld- 
fantonen den mwohlfellen; in Bern wäre es unmöglich, wie 
dies in der Bolflsfüche in Frauenfeld geichieht, dem Arbeiter 
einen Schoppen Wein fir 10 &t2. zu verabreichen. Die Er- 
leichterung des Weinfonfums empfehle fich auch al3 ein Mittel 
zur Bekämpfung der Branntweinpeit. Wenn auch bei der 
Frage de3 Ohmigeldes nur Steuerwerhältinffe in Betracht 
fümen, fo hätte der Bund doch auch ein greifbares Synterefje 
daran, daß nicht ein ganzer VBolfsteil aus Mangel an gehörigen 
Lebensunterhalt Degeneriere. Herr Deucher findet es übrigens 
recht und billig, daß den durch die Abjchaffung des Ohmgeldes 
betroffenen Kantonen eine Entjchädigung geboten werde. Da 
aber die übrigen Befämpfer desfelben mit dem Grundfa der 
Entihädigung nicht einverftanden waren, jo fonnten Doch die 
bernischen Deputierten nicht wohl eine SJahreseinnahme des 
bernifchen Fisfus von mehr aß 1 Million fofort preisgeben, 
nachdem fie exit vor furzem in Ausführung des Neferendums- 
gejeßes vom ahre 1869 das erite vierjährige Budget des Stan- 
tond Bern Hatten vom VBolfe genehmigen lafjjen; wenn jie 
jelber fehon im erften Jahre der vierjährigen PBeriode jo rüc- 
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fichtslos von diefem Budget abwichen, jo mußten jie rishteren, 
daß das Bernervolf eine derartige neue Bundesverjajjung 
verwerfe. So wurde denn der Termin für Die Bejeitigung 
der Ohmgelder jchlieglich auf Ende des Jahres 1890 feitgejeßt. 
Das war nun für zwei Jahrzehnte ein erjtes großes Hindermis 
des Wohlfeilerwerdens der nicht gebrannten geiltigen Getränfe. 


(53 war dies leider der Anfang zu weiteren Schritten in Der- 
iefben Richtung. Die bernijchen Finanzen wurden nämlich nicht 
heffer mit der Durchführung der Juragemäljer-Storreftion, der 
Ausführung der Bein—Luzern-Bahn und der Ausführung des 
ganzen Surabahnnebes. Während die erite pierjährige bernifche 
Finanzperiode (1871-74), welche in die Gründerzeit fiel, ein 
gutes Nefultat lieferte, fiel die zweite vierjährige eriode 
(1875—78) in die Zeit de3 allgemeinen Krachs, infolgedejjen 
in der bernifchen Staatsverwaltung die Jahrespdefizite von 
einer Milfton zur Negel wurden. | 

Ein Vorurteil fam dem Gefeßgeber zu Hilfe bei der großen 
Erweiterung einer andern Einnahmequelle, welche nunmehr 
zu einer Milfion, einer zweiten Ohmgeldsmillion, anfchwolt. 

Noch im Kahre 1868 legte die Regierung dem Großen Rate 
ein Gefeß vor, welches das im Jahre 1852 eingeführte Willfitr- 
inftem einer amtsbezirfsmweije zu bejtimmenden Kormal- 
zahl der Wirtfhhaften erjegen follte Durch die Bor- 
ichrift, daß die Berilfigung zur Eröffnung einer Wirtihaft 
(Gafthof oder Pinte) einzig abhängig gemacht werde von der 
moraliihen Qualität des Bewerber und feiner Anı- 
gehörigen und andererjeitS von der Eignung der zur Ausübung 
der Wirtjchaft beftimmten Lofalitäten. IS jedoch diejer 
Sefegesentwwurf duch die Verjchiebungsanträge der Gegner 
(d.h. der bisherigen Wirte) befeitigt und die im Kanton Bern 
verurteilte Normalzahl durch die bundesrätliche Jnterpretation 
des neuen Art. 31 der Bundesperfafiung dahingefallen war, 
gelang e8 gewiffen Bolfkreifen, mit der Anficht Durchzudringen, 
daß die Wurzel alles Üibels und namentlich des Altoholübels 
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im Wirtshaus (ja nicht in der Schnapsbrennerei) zu fuchen 
jei und daß eine höhere Beiteuerung der Wirtichaften das 
geeignete Mittel wäre, um jomwohl die Zahl der Wirtichaften, 
als auch — das Defizit des Kantons Bern zu vermindern. 
Ein eriter Gejeßesentwurf erlag zwar im Jahre 1877 dem 
Neferendum, hauptjächlich wegen allzu rücdjichtzlojer Form 
der Befeitigung des Privilegtums der patentiteuerfreien og. 
„fonzeffionierten Wirtjcehaften”. Ein zweiter Entwurf, welcher 
diefes Privilegium in etwas milderer Form bejeitigte und von 
einer ganz neuen, das Volfszutrauen in vollem Daße bejiben- 
den Negierung vorgelegt wurde, erhielt die Mehrheit des 
Großen Nates und des Volfes. E3 war dies das „Gele über 
das Wirtfchaftsmwefen und den Handel mit geiftigen Getränken”, 
vom 5. Dezember 1878, vom Volke genehmigt und jofort in - 
Kraft getreten den 4. Mat 1879. 

Zur Charafteriftif des neuen Gejebes teilen wir mit: wäh- 
rend das bisherige Wirtfchaftsgeje in 17 Slaffen WBatent- 
gebühren in der Höhe von Fr. 100 bi 800 (n. W.) aufitellt, 
Hat das neue Gejeg 19 Mlaffen mit Patentgebühren von Fr. 300 
bis 2,000 (neben der jtet3 wachjenden Einfommeniteuer). 

Um für ein jolches Gejeb die Mehrheit zu erhalten, mußten 
ihm jedoch einige Verfügungen beigemischt werden: 

Erxitlich gegenüber den Gemeinden allein: die Beltimmung, 
daß !/. der Einnahmen an Wirtfchaftspatentgebühren den 
Gemeinden zufällt und zu Vermehrungen der Schulgüter der 
Primar- und der Sefundarjchulen zu verwenden it. 

Zmeitens gegenüber den Wirten und den betreffenden Ge- 
meinden: 

In Abänderung des Gejeges vom 31. Dftober 1869, welches 
den Handel mit den nicht gebrannten geijtigen Getränken, auch) 
den ganzen Kleinhandel, freigibt — neue Beichränfung 
diefes Necht3 (d. h. des Verkaufs unter 15 Liter) auf die Wirte 
und die patentierten Kleinverfäufer, welch lebtere dafiir jähr- 
Sich zu bezahlen haben: 


Kummer: Bundesrat Schent. 21 
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a) fiir den Kleinverfauf von Wein. . . . 50-300 Ft. 
b) fiir den Sleinverfauf von gebrannten Wafjern 200600 „, 
c) für die Kätegorien audb . . .... 280-800 „ 
d) für Feinfprit, Kirfch, Cognac c. ... . . 50-800 „ 


(Kleinverfauf von Eigengewächswein, von Mojt und Bier 
bleibt dagegen frei.) 

Die Gemeinden erhalten die Hälftel!) dDiefer Ge- 
bühren. In Wirklichkeit werden aber nur ducchjchnittlich 125 
Patente für leinverfauf von Wein erteilt (bei mehr als 
500 Gemeinden (!). Die Wirte haben faktisch wieder das 
Monopol des Kleinverfaufs wie vor 1852. Folgende Tabelle 
zeigt die Früchte diefes Vorgeheng:. 








Bernifche Einfuhr abzüglich Ausfuhr von Wein in Fäfjern 
in den Kanton Bern 











Sahr | Liter | Fahr | Liter 
1871 18,040,316 1879 18,079,994 
1872 20,443,137 1880 16,804,250 
1873 20,731,406 1881 17,658,240 
1874 18,918,978 1882 16,682,357 
1875 23,966,465 1883 15,377,937 
1876 24,333,285 1884 16,426,217 
1877 20,136,684 1885 16,135,457 
1878 17,851,176 1886 17,154,803 
1871/78 |  164,411,447 1879/86 |  134,319,255 
Duchiehn.! Durchichn. 


per Sahr 20,551,431 ber Sahr 16, 789,907 
1887 (v.1. San. bi3 1. ©ept. 
(Sitiiemin des Ohmgeldeg) 
9,570,610 


Die eigene Weinproduftion des Kantons Bern, welche da- 
mals durchfchnittlich 3 Millionen Liter per Jahr betrug und 
zum größeren Teil in den betreffenden tmeinbauenden Ge- 
meinden fonfumiert wurde, hatte auf die obigen Eraebnijje 
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geringen Einfluß; auch ftehen den guten Weinjahren am An- 
fang der erjten achtjährigen PVeriode die guten Sahre 1884, 
1885 und 1886 gegenüber. Übrigens ift im ganzen genommen 
der Umfang des bernifchen Weinlandes in beitändiger Ab- 


nahme beatriffen, wie folgt. 


Das bernijche Nebland maß 
im Sahre 1851: 
1881: 
1887: 
1897: 
1905: 


900 Hektaren, 
788 
765 
645 
556 


Nejultat: Nüdgang der Einfuhr in den 8 Kahren 1879/86 
gegenüber 1871/78 um 19,18 %! 

Nach) den Anftrengungen von zwei Sahrzehnten ift der 
Kanton Bern infolge jehr ungünftiger äußerer Umstände und 
mißlungener Gejeßgebung bei dem Nejultat angelangt, daß 
der Branntmwein billiger, dagegen der Wein für 
diejenige Bevölferumg, welche ihn nicht im großen anfaufen 
fann, teurer und [hmwerer zugänglich geworden 
it. Dieje Abnahme des Weinfonfums ift fonftatiert, die Zu- 
nahme des Branntweinfonjfums fehr wahrscheinlich, wenn auch 
nicht in ganz genauen Zahlen berechenbar. Bier und Moft 
haben gegenüber den an Branntwein Gewöhnten im Verhält- 
ni3 zum WPreije zu wenig Ufoholgehalt und find al3 Haus- 
getränf noch nicht verwendbar. Bier fommt nur in jtädtiicher 
Bevölferung mit höheren Löhnen in barem Gelde in Auffchtvuna. 


Unter diefen Umjtänden ift Befjerung nicht zu erzielen, in- 
dem Ddieje durch die Preisverhältnijie mejentlich bedingt tit. 
Dazu fann dem Kanton Bern nur der Bund verhelfen. — 

Wenn wir nun weiter unterjuichen, welchen Verlauf Die 
Alkoholfrage in Den andern Kantonen genommen 
habe, fo müffen wir uns zunächit durch die beiliegende Tabelle 
über die Ohmgeldverhältniffe orientieren. Wir fehen aus diefer 
Tabelle, daß die viel beflagten Ohmgelder nicht bloß im Kanton 

32 721% 
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Bern, fondern noch in 15 anderen Kantonen und in 2 Städten, 
entgegen Art. 11 de3 Wiener Bertages von 1815 entjtanden und 
notgedrumgen in Art. 32 der Bundesverfaffung von 1848 im bis- 


Dhmgeldtafel * 














Fr | Auständ. | Schweiz | Auztänd. |O.-Extrag 
Wein in Fäffern I Sprit in Fäljfern | im Jahre 
Kantone 1882 
pro Liter Gentimen Sue 
Beam 4.50 5.33 39.00 43.00 || 1,139,386 
derart 10.60 28.00. 33.30 389,917 
Re 5.00 6.00 15.00 20.00 55,780 
Obwalden . . . . || 2.80 3.73 10.93 16.00 16,109 
Nidwalden . . - . | 2.00 4.00 10.00 10.00 13,389 
Slarıs DNA 2.90 15.00 15.00 45,755 
Ar Mi ae 1.33 3.33 — _ 17,368 
Ssreibiige. a 4.80 8.00 19.30 23.30 374,153 
Solotyuen.. . - 1 25.67 6.67 24.30 27.00 236,138 
Bajeljtadt” ....." ... _ 0.67 10% de3 Werts 55,962 
Balellanpı ner 1.00 10.00 | 20.00 54,034 
Sroubifkben a = 2.40 9,30 13.50 183,278 
Roraat ar al 1.00 4.00 4.66 9.33 167,712 
EU EEE El 2.60 _ 5.70 151,587 
Se En 3.00 as 12.00 |; 331,971 
Maler a. zen — 4.40 — 40.00 38,329 
Stadt Genf . . .|| 2.40 3.25 20.00 20.00 498,119 
Stadt Barouge . . . 4.66 — 10.00 DI 30086 30,536 











Ganzer NReinertrag Fr. 3,799,923 


herigen Umfange beibehalten worden find, undinallendenjenigen 
Kantonen, in welchen fie den Wein erheblich verteuerten, in der- 
jelben Richtung gewirkt haben wie im Kanton Bern. Nicht in allen 
Kantonen hatten fie den Charakter eines Schußzolles. Sn den 


* Am eine überfichtliche vergleichbare Tafel zu erhalten, nehmen wir 
nur die Anfäbe für zwei Hauptartikel auf, und zwar nur für Wein und 
Sprit in Fäffern, Yeßterer zu 95 oder 96°. 
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Städten Genf und Carouge lafteten folche Abgaben nicht allein 
auf geiltigen Getränken, fondern fie waren ein Dftrot auf allen 
mafjenhaft importierten Lebensbedürfnijjen, wie lebendes 
Bieh, Fleisch, Obit, Brennmaterial 2c.; in den Gebirgsfantonen 
waren fie ein Zoll für die Benugung der Straßen, welcher im 
Kanton Teffin auch auf Bauholz; und Marmor gelegt wurde. 
Sn den Kantonen Bern, Luzern, Freiburg, Solothurn, Yar- 
gau und Bafellandicheft dagegen haben jte zur Erhöhung des 
Weinpreijes und als eine Prämie und Schußzoll für den Be- 
trieb der Schnapsbrennerei gewirkt, von deren Folgen die jeit 
dem Jahre 1876 für Die ganze Schweiz berechneten Miortalttät3- 
ziffern Sprechen (wenn die Stantone Neuenburg, Waadt und 
Genf ähnliche oder höhere Mortalitätsprogente aufweisen, jo tit 
wohl auch hier neben reichlichem Weingenuß eine Art von 
Schnaps, der Abfinth, die wefentliche Urfache). Nirgends in 
diefen Ohmgeldanfägen tft darauf richtig Rüdficht genommen, 
daß der Branntwein jechgmal und der Sprit zmölfmal fo ftark 
it al der durchjchnittliche Schweizerwein, während 3.98. ın 
der englüchen Steuergejeggebung dieje Berehnungsart nad) 
dem Alkoholgehalt durchgeführt ift. 

Aber nicht allein bei den Ohmgeldern finden wir Dieje hohe 
Belajtung der weniger jchädlichen Getränfe zugunjten der 
Ihäpdlichiten, dasjelbe it der Fall bei noch manchen anderen 
Abgaben auf geiftigen Getränken; auch die 3t. 1,818,892, welche 
im Sahre 1882 von den Kantonen für die Wtrtichaftspatente 
bezogen wurden, belajteten ja befanntlich hauptfächlich den 
Wein, ebenjo die Fr. 28,730, welche die Kantone al3 Stlein- 
handelöfteuern und die Tr. 593,437, welche jte ebenfalls als 
Getränfeabgaben bezogen, nicht gerechnet mehrere Fr. 100,000, 
welche von Bezirten und Gemeinden unter denjelben Titeln 
eingenommen wurden. Noch im Jahre 1882 war der Stlein- 
verfauf für die hauptjächlichiten geiltigen Getränfe Monopol 
der Wirte in den Stantonen Yuzern, Obwalden, Solothurn, 
Bafelland, Schaffhaufen, Margau, St. Gallen, oder (mas fait 
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auf dasjelbe hinausfommt) von bejonderen mehr oder minder 
hohen Sleinverfaufspatenten abhängig gemacht, wie in ven 
Kantonen Bern, Uri, Zug, Freiburg, Waadt. 

Angefichts diefer Zuftände werden wir ums nicht wundern, 
wenn wir vernehmen, daß die Gejchichte der lebten zwei Jahr- 
zehnte in der Alfoholfrage für die unferer Brennzone mit- 
angehörenden Kantone Yuzern, Freiburg, Solothurn, Bajel- 
fandichaft und Yargau nicht teöftlicher lautet al3 für den Stan 
ton Bern. 

Auch die Kantone Luzern, Freiburg, Solothurn und Bajel- 
landjchaft Hatten beim Ausbruch der Kartoffelftanfheit oder 
im Anfcehluß an diejelbe das Kartoffelbrennen verboten. eur 
der legtgenannte Kanton hat exit infolge des Art. 31 der Bun- 
desverfaffung von 1874 diejes Berbot als dahingefallen erklärt, . 
die anderen fchon lange vorher, geitüßt auf die Einficht, daß 
dDiefes Verbot gegenüber der Einfuhr aus andern Stantonen 
und dem Muslande einem geringeren Wert hat. 

Und mas haben die genannten Slantone bei der Bekämpfung 
der auch bei ihnen eintretenden fchlimmen Folgen des Schuß- 
zolle3, d. h. der fteuermäßigen Ermutigung der Startoffel- und 
Getreidebrennerei erreicht ? 

Am Kanton Glarus hätten fie ein Beifpiel nehnten können, 
welcher dem Ohmgeld auf importierten gebrannten Wajjern 
eine Fabrifationsjteuer auf dem Brennen von Kartoffeln und 
Getreide von 15 Ct3. per Liter gegenüberitellte und jo den ım 
Dhmgeld liegenden Schuß der einheimischen Fabrifation von 
vornherein ducch diefe Steuer wett machte, und dag Brennen 
. bon Obft nur bis auf das Quantum von 22%/, Liter freigab. 
(Zandratsbeichlüffe aus den Fahren 1853 und 1864.) Damit 
verzichtete er auf Gewinn aus der gemerbsmäßigen Brennerei; 
fein rühriges Völffein gab damit ein Beifpiel, wie auch ein 
Bergland von bejchränfter landwirtichaftlicher Produktion, die 
durch diefelbe nicht befchäftigte Bevölkerung durch lebenzfähige 
und nüsliche Snduftrie ernähren Tann. 
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Einen heroifchen Beichluß im gleichen Sinne hat, freilich ın 
der elften Stunde (17. Mai 1884), der Große Rat des Stanton 
Freiburg gefaßt, indem er ein Gejeß annahm, nach wel- 
chem er auf die Fabrifation von Branntwein eine Steuer von 
10 &t8., von Sprit von 20 Ct3. per Liter legte, und für Die 
Verfaufsbemilfigung 50 bis 200 Fr. per Jahr verlangte, Da- 
gegen das Brennen von jelbjt gezogenen Baumfrüchten mit 
einer Kontrolfgebühr von 3 r. belegte; diejeg Gejeg wurde 
jedoch, als die freiburgifchen Behörden von den Anträgen des 
Bundesrates hörten, nicht in Kraft gefeßt. Ein Gejeßesentwurf 
der Regierung des Kantons Quzern, welcher die Brennerei 
der Kontrolle und Befteuerung unterwerfen Sollte, lag jeit Dem 
Jahre 1880 vor dem Großen Nate, ftieß jedoch auf die Schiwierig- 
feit, daß derfelbe im Syntereffe der Landrirtichaft und weil ein 
ifofiertes Vorgehen des Kantons Luzern nichts nüße, Darauf 
nicht eintreten wollte. 

Ein analoges Gefeg des Kantons Aargau vom 30. Aug. 
1881 wurde vom Bolfe verworfen. 

Ein vom Großen Rate des Kantons Neuenburg am 
17. März 1882 beichlojfenes Gejeß, weiches die Fabrifation 
und den Verfauf (im großen und im fleinen) von deitillierten 
Getränfen mit einer Polizeigebühr (zur Dedung der Kolten 
der Aufficht) von 100 Fr. per Jahr belaiten wollte, murde eben- 
fall3 vom Bolfe verworfen. 

Sm Sahre 1882 fam auch in Lie ftal, am Ende des Jahres 
1883 in Bajel eine Spritbrennerei zuftande, ohne daß die fanto- 
nalen Behörden etwas dagegen tun fonnten, nachdem jie dor- 
her in den amtlichen Berichten Über die großen Summen ge- 
Hagt hatten, welche für geiftige Getränfe aus dem Lande gehen. 
Die neue Snduftrie fämpfte alfo auch in diefen Kantonen mit 
Hilfe des, wenn auch bejcheidenen, Ohmgeldes erfolgreich für 
den Abfab ihres Produktes. | 

Wohin jollte e8 noch fommen, wenn tiberall, two das Ohme 
geld der Brennerei die Konkurrenz mit dem Auslande ermög-. 
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fichte und ein unternehmender Jnduftrieller fich diefen Schub 
zunuße machte, neue Brennereien entjtunden? um wie viel 
befier waren diejenigen Kantone daran, in welchen diefer Schuß 
nicht bejtand und in welchen fein Bollprivileg, Ohmgeld ge- 
nannt, die Zufuhr von Wein und Bier verteuerte und der- 
minderte! — 

Wir Haben gefehen, wie ohnmächtig in den Brennlantonert 
überhaupt die Behörden gegen die zunehmende Yabrilation 
und den damit zunehmenden Sonfum des Branntweins an- 
fämpften und notgedrungen die Hilfe des Bundes anriefen, 
und daß auch wirklich der Bund durch Aufitellung des At. 32 
der Bundesverfaffung bereits einen Anlauf genommen hat, 
das Übel zu befämpfen. Der Bund wollte mit diefem Artitel 
nicht alfein die fchon Dem $ 11 des Bundesvertrags vom 7. Aug. 
1815 mwiderfprechenden, von einigen lantonenujurpierten 
und von 1848 an nur ausnahmsweife und für einjtweilen ge = 
duldeten Sonderrechte, im Namen der Sleichheit aller 
Eidgenoffen einen Endtermin ftellen. Er hat diefe Ohmgelder 
auch aus fachlichen Gründen al3 eine Schädigung Des allge- 
meinen Wohls verınteilt, indem fie eimerjeit® die leichteren 
geitigen Getränfe in den betreffenden Kantonen dem ge= 
meinen Mann unzugänglicher machen, andererfeit die  ujel- 
produftion in verderblicher Weije begünftigen (Votum von 
Dr. 3008). Durch Art. 32 der Bundesverfaffung ijt aljo it 
Wahrheit von Bundes wegen anerfannt, daß das Schnapsübel 
eine Folge der vom Jahre 1815 an in einem Teile der Schweiz, 
welche vorher ein Weinland mar, eingeriffenen, unrichtigen 
Befteuerung der geiftigen Getränke fei, und daß das Übel auch 
dadurch zu befämpfen fei, daß die leichteren geiftigen Getränfe 
von Steuern entlaftet, die Fabrikation der jchweren dagegen 
bei der Steuerfrage zum mindeften nicht begünftigt werde. 
Der Bund hat bei der Verfaffungsrevifion von 1872/74 nur 
vergeffen zu jagen, wie der durch die Bejeitigung des Ohm- 
geldes entjtehende Ausfall in den Fantonalen Finanzen gededt 
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werden folfe. Diefe Unterlaffung jtellte noch jeßt die vom Bunde 
gewollte Reform in Trage. Die Finanzen der Kantone find 
nach 1874 nicht beffere geworden, als fie im \Sahte 1848 ge- 
weien jind; das Hindernis der Befeitiguug der Dhmgelder 
beftand jedoch nunmehr nicht nur in den finanziellen Zultänden 
der Kantone fort, ein neues, größeres Hindernis it Hinzuge- 
fommen: e8 find das die Millionen, welche in die Branntiwein- 
und Spiritusfabrifation geitecft worden und die landwirtichaft- 
“ fichen Intereffen, welche mit diefer neuen nduftrie verbunden 
find und mit dem Wegfall des Ohmgeldes verloren icheinen. 
Daß troß dem den Ohmgeldern geftellten Endtermin (Ende 
des Jahres 1890) eine große Branntweinfabrif nach der andern 
entfteht, beweift deutlich, daß der Glaube an einen jolchen End- 
termin gefehwunden ift und daß man Jich darauf vorbereitet, 
zu gelegener Zeit dem genannten Art. 32 entgegenzutreten. 

Wenn aljo die Bundesbehörden im Sinne hatten, im Öeilte 
des Art. 32 eine Umfehr in der Benußung der geiftigen Ge- 
 tränfe herbeizuführen, jo mußte e3 ihre exjte Sorge fein, dar- 
über nachzudenfen, wie e3 den Ohmgeldfantonen möglich ge- 
macht werden fann, der Vorschrift des Art. 32 nachzuleben. 
rn der Tat, wie fann heutzutage ein Gejeßgeber Steuer ab- 
ichaffen, ohne fich näher mit der Exrjegung Derjelben zu be- 
ihäftigen? Kann eine Bevölferung, welcher man bie De- 
Schaffung der ihr zuträglichen geiftigen Getränke erleichtert, | ich 
darüber beflagen, wenn man ihr zu gleicher Zeit die Beihaffung 
der ihr nicht zuträglichen nicht mehr erleichtert, jondern er- 
ichwert? Und mwerm man nun dem Bunde ausdrüdlich die 
Aufgabe zufchiebt, den Konfum der gebrannten Wafjer be- 
ichränfen, d. h. verteuern zu helfen, exjcheint es da nicht zimeck- 
mäßig, wenn er diefe von den Kantonen ohne Erfolg ange- 
ftrebte hohe Steuer einführt und wenn er den Ertrag der 
Steuer auf die Kantone verteilt? 

Bis zum verfaffunggmäßigen Endtermin (Ende 1890) wird 
er jedoch den betreffenden Kantonen eine Dem durchichnitt- 
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fichen Extrage der Ohmgelder entjprechende Summe vorweg 
zufichern müffen, von jenem Termin an dagegen den Nein- 
ertrag der neuen Steuer gleichmäßig unter jämtliche tantone 
erteilen dürfen. | 

Die in Frage fommenden Summen find gar nicht jo hohe, 
daß man vor diejer Aufgabe zu erfchreden braucht. Wenn man 
die 11,400,000 Liter Sprit, welche nach der Erfahrung von 1883 
teils in die Schweiz eingeführt, teils inderjelben (in Diefer oder 
jener Form) fabriziert wurden, mit einer Steuer von 50 &t8. per 
Liter belegt, fo erhält man bereits eine Summe von Tr. 5,700,000, 
während diein Frage jtehenden Ohmgelder (inbegriffen dieDftrois 
bon Genf und Carouge) im Jahre 1882 nur rund Fr. 3,800,000 
abgemworfen haben. Dazu fommen noch andere Öetränfeabgaben 
von ähnlicher Wirkung. Wenn wir aber nach Dem Borbilde vorn 
Schweden, Norwegen und Finnland mit Erfolg das Brannt- 
meinübel befämpfen wollten, jo mußten wir annähemd auf 
die Doppelte Steuer gehen, wie in der dem bundesrätlichen 
Antrage beigelegten internationalen VBergleichung der Ylfohol- 
gejebgebung der anderen Staaten, einläßlich auseinandergejeßt 
it. Das ijt der Grundgedanke des vom Bundesrate am 17. Junt 
1884 vom Bundesrate angenommenen und am20.November1884 
der Bundesverfammlung vorgelegten Entwurfes eines neuen 
Berfaflungsartifels, Art.32bis, welchen wir hier nachfolgen lafjen. 
(Entwurf.) 
Bundesbeichlug : R 

betreffend 

Zujat zur Bundesverfajjung der jehtweizeriichen Eidgenpojjenichaft. 
Artikel 32bis. 

1. Der Bund ift befugt, im Wege der Gejeggebung Borjchriften über 
da3 Brennen von mehlhaltigen und von Hadfrüchten, jowie über den Ver- 
fauf gebrannter Waffer überhaupt zu erlaffen. Bei diefer Gejebgebung 
jolfen diejenigen Erzeugnifje, welche nicht zum inländifchen Verzehr be- 
ftnimt find, fondern entweder ausgeführt werden oder eine Genußzmwede 


ausfchliegende Zubereitung erfahren haben, feiner Befteuerung unter- 
mworfen werden. 
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Wenn vor Ende de3 Jahres 1890 ein Bundesgejeg im Sinne diejes 
Artikel3 eingeführt wird, fo fallen fehon mit dejjen Inkrafttreten die von 
den Kantonen und Gemeinden nach Art. 32 bezogenen Eingangsgebühren 
auf geiftigen Getränfen dahin. 

Tak) dem Wegfall diefer Eingangdgebühren fann der Handel mit 
nicht gebrannten geiftigen Getränken von den Kantonen feinen anderen 
bejondern Steuern unterworfen werden, noch andern Beichränfungen als 
folchen, welche zum Schuße vor gefäljchten oder gefundheitsichädlichen Ge- 
tränfen notwendig find. Sedoch bleiben hiebei in betreff des Betriebes 


. don Wirtjchaften und des Kleinverfaufs von Quantitäten unter zwei Liter 


die den Kantonen nad) Art. 31 zuftehenden Kompetenzen vorbehalten. 

Die aus der Beiteuerung des Berfaufs gebrannter Waller erzielten 
Neineinnahmen verbleiben den Kantonen, in welchen fie zum Bezug 
gelangen. 

Die Neineinnahmen de3 Bundes aus der Belaftung de3 einheimti- 
ichen Produft3 und aus dem entjprechenden Zollzufchlag auf eingeführte 
gebrannte Wafjer werden unter die fämtlichen Kantone nach Verhältnis 
der durch die Yeßte eidgenöffifche Volkszählung ermittelten faftiichen Be- 
völferung verteilt. 

Wenn diefe Bundesgefeßgebung fehon vor Ende des Jahres 1890 
in Kraft tritt und die gemäß der obigen Beltimmung auf die einzelnen 
Kantone und Gemeinden entfallenden Anteile an der zur Verteilung 
fommenden Summe nicht hinreichen, um die dahingefallenen Gebühren 
auf geiftigen Getränfen nach dem durchjchnittlichen jährlichen Nettvertrage 
in ven Sahren 1880 bi3 und mit 1884 zu erjegen, jo wird den betroffenen 
Kantonen und Gemeinden bis Ende des Jahres 1890 der daherige Ausfall 
aus der den übrigen Kantonen zufommenden Sunme gededt und evjt der 
Net auf die Yegtern nach ihrer Volkszahl verteilt. 

2. Diefer Zufaß ift der Abjtimmung de3 Volfes und der Stände zu 
unterbreiten. 

3. Der Bundesrat ift mit der Vollziehung diejes Bejchlufjes beauftragt. 

Nachdem mir gezeigt haben, daß der bundesrätliche Bor- 
ichlag nichts anderes ijt, al3 eine notwendige Ergänzung Des 
bisherigen Art. 32, wird man begreifen, warum der Bundes- 
tat bei diefer ütberaus fompfizierten und jchwierigen Trage 
gerade diefe Nichtung eingejchlagen hat und dabet gerade jo 
weit und nicht weiter gegangen ilt. 

Mit Rückicht darauf, daß es fich hier um eine Verfajjungs- 
änderung handelte, bei welcher die Kantone als jolche ein Wort 
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mitzufprechen haben, ja deren Ausführung im Falle ihrer An- 
nahme gar fehr von dem guten Willen der fantonalen Be- 
hörden. und des Schweizerbolfes abhängt, indem eine joziale 
Umgeftaltung, wie die Bekämpfung des Alloholismus, nicht 
vom Bunde allein, fondern nur vom gefamten Schweizervolfe 
durchgeführt werden fann, hat der Bundesrat am 18. Juni 
1884 bejchloffen, die ganze Alfoholvorlage (Botiehaft mit Ber- 
faffungsvorfchlag und internationale Bergleichung der beitehen- 
den Gejeßgebungen) den Santonsregierungen zur Prüfung 
und Eingabe ihrer Wünfche mitzuteilen, mit der Yuficherung 
feiner Bereitwilfigfeit, den bon ihnen geäußerten Wünfchen 
jomweit möglich entiprechen zu mollen. 


Erinnern unfere Lefer fich noch, unter welchen politischen 
Konftellationen der Chef des eidg. Departements des Innern 
im Juli 1882 die Mfoholfrage an die Hand, genommen hat? 
Und welche Niederlagen er und die Bundesbehörden itber- 
haupt von da an bis zum Ende des Sahres erlebten? 

Das Jahr 1883 verbefjerte die politiihe Situation nicht, 
was auch der Bund auf dem Gebiete des Eifenbahnmejens tun 
mochte, um dasjelbe aus feiner jchlimmen Lage herauszuziehen 
(Sorge für die Moratoriumslinien, erjtes Nechnungsgejeß, ver- 
fuchter, jedoch mißlungener Nücdfauf der Kordoftbahn, Bejchluß 
betreffend die Garantieftädte der Kantone Zürich und Yargan). 
Daf die Bundesverfammlung am 21. Dezember 1883 zuhanden: 
der vier Garantieftädte der Nationalbahn: Winterthur, YMarau, 
Baden, Zofingen, ein Anleihen von Fr. 2,400,000 zum Ying- 
fuß von 3, % bemwilligte, wovon 1% für Amortifation, und 
diefen Beichluß als Dringlich erklärte, das wurde ihr jogar zum 
Verbrechen angerechnet, objchon er formeli und materiell be- 
rechtigt war; jedoch gab die unpopuläre Ausgabe der Oppo- 
fition neue Nahrung. Sie wuchs zu folcher Stärke heran, daß 
e3 ihr gelang, im folgenden Fahre gegen vier eidg. Vorlagen 
von fehr ungleicher Zmecbejtimmung, die Volßabitimmung 
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vom 11. Mat 1884 herbeizuführen und diefe Vorlagen ohne 
Ausnahme zu Falle zu bringen. 

Die Oppofition fühlte fich nunmehr ftarf genug und Durch 
die Situation geradezu aufgemuntert, eine Nevifion der Bun- 
desverfaffung in ihrem Sinne an die Hand zu nehmen. Ein 
Komitee, beitehend aus den Herren Nationalräten Zemp, Steel 
und Pedrazzini, erhielt den Auftrag, nach Maßgabe der Be- 
fchlüffe einer vorberatenden Berfammfung, in der nächiten 
Seffion der Bundesverfammlung folgende Poitulate aufzu- 
nn 

1. Neue Wahlfreiseintetlung. 

2. Nevifion de3 Art. 27 der Bundesverfallung im Sinne 

freierer Bewegung der Privatjchulen. 

3. Revifion des Art. 31 der Bundesverfaffung im Sinne 

einer Befchränfung der Freiheit des Wirtjchaftsgeierbes. 

4. Revijion des Art. 32 (Ohmgeld). | 

5. Ausdehnung der Volfsrechte (Eriveiterung der Zahl der 

Dbjefte des Neferendums, nittative). 

Den Kern diejer Poftulate und die piece de resistance war 
in den Augen der Oppofition offenbar die Abänderung des 
Ihmgeldartifels, an welcher 17 Kantone mit ?/,; der jchmeiz. 
Bevölferung fehr beteiligt waren. Mit diefer Ausrüstung fonnte 
ein föderaliftifcher Feldzug gegen die Bundesverfajlung unter- 
nommen werden. 

Herr Nationalrat aehtn) welcher in der Sigung Des 
Nationalrates vom 19. Juni 1884 die oben genannten fünf 
Poitulate mit ftaatsmännifcher Sicherheit und, mo es ihm be- 
gründet erfchien, auch mit Sarlasmus begründete und da3 bis- 
herige Verhalten dev Mehrheit gegenüber dev Minderheit jcharf 
fritifierte, war jedoch nicht allein ein tapferer Parteiführer, 
fondern auch ein guter Eidgenofje. Er hatte von den Anträgen 
des Bundesrates betr. die Alfoholfrage joeben Kenntnis ge- 
nommen; der ernite Anlauf desjelben imponierte ihm; er er- 
flärte, wenn e3 fich herausftelle, daß die Anträge des Bundes- 
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rates jich als mohlbegründet erweifen und den Kantonen für 
das Ohmgeld Erfab bieten, jo müfje er fich die Freiheit vor- 
behalten, denjelben entgegenzufommen. 

Bon diefem Momente an atmeten die Freunde de3 ater- 
fandes im ganzen Lande auf. Sie prüften ruhig die Vorlage 
mit dem Wunfche, daß eine VBerftändigung gelinge, um der tief 
beflagten Zandplage Einhalt zu tun. 

Der Nationalrat nahm die von der Oppofition aufgeftellter 
Roftulate an in dem Sinne, daß fie an den Bundesrat zur 
Berichteritattung und Antragitelfung zu mweifen jeien; er nah 
aber zugleich auch eine nicht geringere Anzahl von anderen 
Roftufaten an, welche bei diefer Gelegenheit von liberaler 
Seite geftellt wurden, jo daß von einer rüchchrittlichen DBe- 
megung in diefer Seffion jedenfalls nicht gejprochen werben 
fonnte. 

Sn dem Schoße der fantonalen Regierungen mußten nun- 
mehr die Anträge des Bundesrates infolge des bundesrätlichen 
Kreisfchreibeng dom 18. Juni 1884 bejprochen und von dens- 
felben beantwortet werden. Auch die Prefje war in der Lage, 
über die große Vorlage nach und nach fi auszujprechen. 

Die öffentliche Meinung trat mehr und mehr den Anträgen 
des Bundesrates bei; von den Negierungen gingen, fajt gleich 
wie bei andern Anfragen, die Antworten, weldhe auf Ende 
September verlangt worden waren, nur langjam ein, jo daß 
Mahnungen erfolgen müßten. Anfangs November wurden 
die Antworten, obfcehon fie noch nicht volljtändig eingelangt 
waren, zufammengeftellt und dem Bundesrate vorgelegt, weil 
diefer auf die Dezember-Geffion eine definitive Vorlage machen 
mußte. 

Die Regierungen von 13 Kantonen, zu welchen namentlich 
die bolfreichiten (auch Bern)- gehörten, prachen fich grundjäß- 
ich für die Vorlage aus und wichen nur ın untergeordneten 
Bunkten, welche man noch erwägen fonnte, nach Imis oder 
nach rechts dom Bundesrate ab; nur wenige Kantone, vorab 
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Ruzern und Freiburg, ftellten fich grundfäglich den neuen Vor- 
Iichlägen entgegen: wenn man den Slantonen die ihnen ent- 
zogenen flompetenzen wieder geben wollte, jo würden fie im- 
Itande fein, jelbit, ohne Bundeshilfe, gegen das Alkoholübel 
mit Erfolg einzufchreiten; das wolle man aber nicht, die Haupt- 
jache jet dem Bunde, feine Stompetenzen wieder einmal zu er- 
weitern und das eidg. Beamtenheer zu vermehren. 

Sinfolge diefer Sachlage verblieb der Bundesrat in feiner 
- Botschaft an die Bundesverfammlung vom 20. Nov. 1884 betr. 
die Alfoholfrage bei den fchon im Sun 1884 gejtellten An- 
trägen. Nichtsdejtoweniger beachtete er Die noch weiter ein- 
gehenden Hußerungen der Kantonsregierungen und der Mit- 
glieder der von der Bundesverfammlung gewählten Begut- 
achtungsfommiffionen. Und nachdem ihm von jonjt der Vor- 
lage grundfäglich jehr gemogenen Stimmen tiederholt Der 
Wunjch geäußert wurde, es möchte im Art. 31 der Bundes- 
verfaffung den Kantonen das Necht zurücgegeben merden, 
über das Wirtfchaftswefen und den Kleinverfauf geiitiger Ge- 
tränfe zu legiferieren, fo jtimmte der Bundesrat noch vor Ende 
de3 Kahres 1884 dem Frieden zulieb dDiefem Begehren zu und 
injteuierte feine an die Beratungen der beiden Bequtachtungs- 
fommiffionen Delegierten dahin, im Namen des Bundesrates 
diejem Begehren zuzuftimmen, da dasjelbe jest nicht mehr in 
der Meinung geitellt werde, daß das Wirtshaus die Urjache 
des Schnapsübel3 und mit der Einjchränfung der Wirtichaften 
und des Sleinverfauf3 auch das Schnapsübel bezmwungen jet. 

Mit der beftehenden Brennerei dagegen war, jo lange fie 
„auf ihrem Schein”, d.h. auf den Ohmgeldprivilegien fußte, 
ein Kompromiß ausgejchloffen. Das zeigte ich namentlich bei 
unjerer bernifchen Brennerei. An demjelben 11. Mat, an 
welchem unfer Bernerbolf die vier eidgenöffiihen Vorlagen 
ohne Ausnahme verwarf, nahm es vier Fantonale Gejeßes- 
borlagen an, unter diefen das Seite 311 von ung mitgeteilte 
neue Gejeß über die Befteuerung der Branntweinfabrifation, 
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und zwar das legtere mit 63,4 % (!) der Stimmenden. Das 
war bereits deutlich gefprochen. Den Kommentar bildete die 
unmittelbar darauf folgende BVerfammlung der (im Dezember 
1882 gegründeten) bernifchen Volkspartei in Dberburg, deren 
Haupttraftandum die Ausdehnung des Vereins auf die andern 
Kantone war (um namentlich die fonftitutionelle Befeitigung 
des Ohmgeldes.durd die andern beteiligten Kantone zu 
betreiben). Diefer Antrag wurde (unter Mitwirkung des greifen 
alt-Bundesrat Ochfenbein und unter lebhafter Afflamation 
oppofitionsfreundlicher Gäfte aus andern Kantonen) arnge- 
nommten. | 

Nach der Anficht der Nefornfreunde dagegen wat eine 
vationelle Getränfefteuergefeßgebung unmöglich, jolange nicht 
mit den Ohmgeldprivilegien tabula rasa gemacht war. 

Die beiden Bequtachtungsfommifjionen der eidg. Räte 
hatten bald genug Gelegenheit, zu Diejer Alternative Stellung 
zu nehmen. 

Während die nationalrätliche Altoholfommiljion tm Yanuar 
18855 in Zürich tagte, erhielt fie ein vom 24. Januar 1885 
datiertes „Memorial der ichweizerifchen Spritfabrifanten betr. 
die bundesrätlichen Vorfchläge zur Befämpfung des Alkoholis- 
mus”, welches mit den Anträgen jchloß, 

1. „es fei das fantonale Ohmgeld auf gebrannte Waller 

bis 1890 in Kraft zu erhalten, 

2, e8 jei nach Ablauf des genannten Termins ein Gejeß 
zu erlaffen, durch welches der Eingangszoll für Sprit 
um  mindeftens 15 Sranfen per hundertprozentigen 
Spiritus erhöht wird.“ 

Die nationalrätlihe Kommiffion für die Bequtachtung der 
Altoholvorlage trat am 27. Januar 1885 unter dem Präfiorum 
von Neg.-Nat Dr. Stöffel in Zürich zufammen. Da Schenf 
fitr das Sahr 1885 (zum fünftenmal) als Bundespräfident das 
pofitifche Departement zu bejorgen hatte, wurde Dr. Deucher, 
nunmehr für diefes Jahı Chef des Departements des Sonnen, 
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al3 Vertreter des Bundesrates an die Stommiljionsfigung ab- 
geordnet und mit ihm der Neferent al® Direktor des eidg. 
Itatiftiichen Bureaus, in welcher Eigenfchaft er die Alfohol- 
enquete durchgeführt und der Schriftführer des Bundesrates 
in diefer Frage gewejen war. E83 darf hier hervorgehoben 
werden, daß der Neferent, gejtüst auf lange Erfahrungen in der 
berniichen Verwaltung, bezüglich der Ohmgeldfrage genau zu 
denjelben Überzeugungen gelangt war, wie Bundesrat Deucher 
amd der ganze Bundesrat und Daher mit allem Eifer die im 
Sahre 1815 vom Kanton Bern eingeführte und jeither feit- 
gehaltene Ohmgeldordnung und die diefen Beifpiel folgenden 
Dhmgeldordnungen der andern Kantone al3 den Anfang alles 
Böjen auf diefem Gebiete befämpfte, wobei er jtch bemußt 
war, daß der Bund mit der Durchführung des jchon in der 
Bundesverfaflung von 1874 enthaltenen Gedanfens der Ver- 
Drängung der Starken geiltigen Getränfe durch leichtere, auf dem 
Wege einer Änderung der Steuergefeßgebung zugunften der 
leichteren, den Ohmgeldfantonen und namentlich dem Kanton 
Bern den beiten Dienit Leifte. 

Was eritrebten dagegen die jechs petitionterenden Brenne- 
reien? Erhaltung des fantonalen Schubzolles bis Ende 1890, 
nachher Erjebung des fantonalen Schußzolles Durch Erhöhung 
des fchweizerifchen golles für Sprit auf 35 Tr. per Heltoliter, 
d.h. ein Monopol zugunften der inländischen Spritbrennerei! 
Und was wollten unjere Bauernbrennereien? Beibehaltung 
des Ohmgeldes und des status quo! Das Ohmgeld und deijen 
- Ausnugung war in ihren Augen ein ihnen von Nedts 
megen gehörender Birgernuben, und deifen Antaftung ein 
Einbruch in ihre „Gewwerbefreiheit”, wobei man nicht weiter 
gehen durfte, als fie freiwillig zugaben (f. das bernifche Gejeb 
vom 11. Mai 1884). So lange diejfer Nechtstitel beitand, fonnte 
auch der Bund nichts ausrichten; exjt wer diejfer Nechtstitel 
zerriffen war und derjelbe Bund, welcher die Yölle mit andern 
Staaten feitjeßte, nach dem neuen Verfaffungsentwurf auch 
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erklären fonnte, unter welchen neuen Bedingungen er von nurt 
an das Brennen und die Einfuhr von Branntmwein gejtatte, 
war Ordnung in die Sache zu bringen. Die Parole blieb daher: 
„Fort mit dem Ohmgeld!“ 

Der in der nationalrätlichen Kommiffion gejtellte Antrag, 
die Ohmgeldfrage nicht in die Diskuffion Hineinzuziehen, mußte 
daher ohne meitere3 dahinfallen, war ja da3 Ohmgeld das 
Hauptübel und die proponierte Alfoholiteuer ein Mittel zunt 
Erjage des Dhnmigelde2. 

Die Kommiffionen der beiden Näte haben mit einigen 
Kedaktionsverbefferungen alle Anträge der bundesrätlicheit 
Vorlage angenommen und ebenjo die eidg. Räte. Die im 
Seifte der Vorlage angenommenen Zufäge find als Gemini 
zu betrachten. Der exite dDiefer Zufäße, zu welchem der Bundes- 
rat zum voraus im Snterefje einer Verjtändigung feine Zu- 
ftimmung gab, fügt im Art. 31 gegenüber der in demjelben 
_ gemwährleifteten Handels- und Gewerbefreiheit folgende weitere 
Borbehalte Hinzu: 

b) „die Fabrikation und der Verkauf gebrannter Wajjer, 

nach Maßgabe des Urt. 32bis. 

c) das Wirtjchaftswefen und der Kleinhandel mit geiltigen 
Getränken, in dem Sinne, daß die Kantone auf dem 
rege der Gejeßgebung die Ausübung des Wirtichafts- 
gewerbes und de3 Hleinhandels mit geiftigen Getränten, 
den duch das öffentlihe Wohl geforderten Bejchrän- 
fungen unterwerfen fünnen.” | 

Der erjte Abfa von Art. 32bis erhielt, um die Bundes 
fompetenz ohne Nachteil für die Kantone in noch unbedingterer 
Weife auszufprechen, folgende neue Faljung: 

„Der Bund ift befugt, im Wege ver Gejebgebung 
Borfhriften über die Fabrifation undden 
BerfaufgebrannterWaffer zu erlaffen. Bei Diejer 
Sejebgebung follen Diejenigen Erzeugniffe, welche entweder 
ausgeführt werden oder eine den Genuß ausfchließende Zu- 
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bereitung erfahren haben, feiner Beiteuerung unterworfen 
werden. Das Brennen von Wein, Obit und deren Ab- 
fällen, von Enzianwurzeln, Wachholderbeeren und ähnlichen 
Stoffen fällt betreffend die Fabrikation und Bejteuerung nicht 
unter die Bundesgefeggebung.“ 

Am Schluffe des neuen Art. 32bis wurde noch folgender 
Sat angefügt: 

„Bon den Daherigen Einnahmen [Bollzuichlag und Brannt- 

weinfabrifationgsteuer] haben die Kantone mwenigitens 10 % 
zur Belämpfung des Mlloholismus in feinen Urlachen und 
Wirkungen zu verwenden.“ 

Sn die „Übergangsbeftimmungen” der B. ®. wurde nicht 
‚allein das Alinea 6 des vorgeschlagenen Art. 32bis mit einigen 
Nedaktionsveränderungen veriwiejen, jondern e8 wurde mit 
Kücficht auf die Berhältniffe im Teffin und in Genf noch eine 
weitere Übergangsbeitimmung Hinzugefügt, welche nunmehr 
den Schluß unferer Bundesverfaffung bildet, folgenden Inhalts: 

„ANußerden ift auf dem Wege der Bundesgejebgebung zu 
bemwirfen, daß denjenigen Kantonen oder Gemeinden, für 
welche das Smerafttreten diefes Beichlufies eine fisfaliiche Ein- 
buße zur Folge Haben fann, diefe Einbuße nicht auf einmal in 
ihrem vollen Umfange, fondern nur allmälig, bis zum Jahre 
1895 erwachle. Die hiezu erforderlichen Entfchädigungsjummen 
find vorweg aus den im rt. 32bis, Mlinea 4, bezeichneten 
Keineinnahmen zu entnehmen.” — 

Nachdem die in diefer Weile amendierten und ergänzten 
neuen PVerfaffungsartifel von den eidg. NRäten mit großen 
 Mehrheiten angenommen worden waren, mußten diefelben 
nach Art. 123 der Bundesverfaflung noch die Abjtimmung des 
Schmweizervolfes.und der Kantone pafjieren. &3 erfolgte eine 
Agitation, welche fait denjenigen in den Jahren 1872 und 1874 
gleichfam. Der Hauptführer der Oppofition war Herr National- 
rat Curti, welcher fchon in der nationalrätlichen Kommiffion 
die Anficht vertreten hatte, daß e8 Die ärmere Bevölkerung 
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jei, welche die neue Altoholjtener bezahle, und aus diefen 
Grunde der legtern 5—10 % zur „Bekämpfung des Alfoholis- 
mus” entnehmen wollte, während die Majorität der Kommiffton 
den Zufa annahm, in der dem neuen VBerfallfungsartifel zu- 
grunde liegenden Meinung, daß nicht nur der Bund, fondern 
auch die Kantone und die Bürger an der Belämpfung des 
Alkoholismus mitzumirken haben und daß der neue Yufak die 
Kantone und die private Initiative dazu ermuntern jolle. Won 
der richtigen Einficht geleitet, daß die Mkoholiteuer und Die 
Befeitigung de3 Ohmgeldes einander gegenjeitig bedingen, 
befämpfte er beide, und damit auch das „Demofratifche DI” 
in jeinem gefchietten Platwdoyer nicht fehle, befämpfte er Die 
Wiedereinführung der Bedürfnisfrage im Wirtichaftsmwejen 
und die Verteuerung „des Gläschens des armen Mannes“, 
worin er vom „Srütlianer” im Höhnischen Auseinanderjegungen 
über das Wejen der Neform unterjtüst wurde. 

Am 25. Oftober 1885 wurden die neuen Verfaljungsartifel 
mit 230,250 gegen 157,463 ©timmen und von 13%, gegen 
62/, Ständen angenommen. 

Die verwerfenden Stände waren: Bern (60 % Wein), 
Glarus (75 %), Treiburg (53 %), Solothurn (76 %), Appen- 
zeit AU-NH. (50%), Appenzell F.-Nh. (60 %), Graubünden 
(58 %), Genf (80 %). 

Diefe Abjtimmung gab beiden fämpfenden Barteien zu 
venfen. Die Minorität wußte jebt, daß fie fich nicht mehr auf 
das Ohmgeld jtüsen fonnte und daß jte an den Prätenfionen, 
welche jie auf ihre Ohmgeldrechte jtüßte, einen Abitrich machen 
mußte; andererjeitS war aber auch die fiegreiche Majorität fich 
num Deutlich bewußt, daß te ein annehmbares Gejeß nicht zu= 
tande bringen werde, wenn Dasjelbe nicht den Snterejfen der 
damaligen Landwirtichaft, jo weit jie N, DELGEHEISE er- 
ichtenen, gerecht werde. 

Das hatte übrigens der Bundesrat und namentlich der Chef 
des Departements de3 Innern, Bundesrat Schenf, von Ylt- 
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fang an im Sinne; von ihm jelbft find die Worte der Botjchaft 
von 20. November 1884, ©. 113, verfaßt: „Man Fann fich die 
Ausführung jehr verfchieden denken: entweder freie Stonhur- 
renz aller den Anforderungen entjprechenden Spivitusfabrifen 
und Beiteuerung nach Maßgabe der erzeugten Quantität, oder 
Konzeffionierung einer bejtimmten Anzahl von Fabrifen, oder 
endfich Monopol des Bundes unter Ausjchluß aller Konkurrenz, 
wobei die Möglichkeit, die Grenze des inländiihen Konjums 
feftzuftelfen, gewahrt wäre. Wir betrachten dieje Fragen einjt- 
weilen al8 offene.” 

Der Umitand, daß nach Art. 26 des hier. maßgebenden 
Handelsvertrages mit Frankreich (dejfen Beltimmungen auch 
fir unfere anderen Nachbarftaaten wegen der in den Verträgen 
mit denfelben enthaltenen Meiftbegünftigungstlaujel Geltung 
haben) „diejenigen Handelsartifel, welche in einem der beiden 
Staaten Gegenftand eines Mono poL13jind, den VBorjehriften 
des Vertrages nicht unterliegen”, — bot dem Gejeßgeber in 
der Alfoholfrage allerdings den Vorteil, daß fein Gejeg niemals 
mit den beftehenden Handelsverträgen Schwierigfeiten be- 
fommen fonnte, wenn er die Fabrifation oder den BVerfauf 
eines Artifel3 oder beide ald Staatsmonopol erflärte. Diejen 
Ausweg des Monopol3 hatte nicht er erfunden; Herr Franl 
Lombard, Bankier in Genf, hat denfelben jchon in einer Ein- 
gabe vom Sahre 1883 in einem jehr einläßlichen und gründ- 
lichen Referat empfohlen; auch gab e3 damals in Deutjchland 
Sachblätter, welche für dasjelde eintraten. Die VBotichaft hat 
alfo eventuell auch einen die Branntweinbrennerei jchügen- 
den Entwurf zum voraus vorgefehen, und wenn jie fich über 
die Art und Weife der Ausführung nicht näher ausjpradh, jo 
geichah dies einfach deswegen, weil die Behörden bis jet noch 
gar nicht Zeit gehabt hatten, die Trage der Ausführung des 
neuen Berfaffungsartifels grundfäßlich zu ftudieren und daher 
abfolut feine Zufiherung machen fonnten, wenn fie nicht für 
etwas behaftet zu werden risfieren wollten, was jich jpäter 
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bei näherem Eingehen auf die Sache als unhaltbar erwies 
(wie Herr Bundesrat Deucher jchon in der nationalcätlichen 
Kommiffion ausgeführt hat). 

Sn dem Momente, wo infolge der Volfsabitimmung über 
die Alfoholvorlage die Aufgabe an den Bundesrat herantrat, 
die neuen Verfafiungsartifel auszuführen, erwuchs ihm aud) 
eine andere fchwere Aufgabe, indem am 1. November 1885 das 
neue Bundesgejeß vom 25. Juni 1885 über die Beauffichtigung 
der privaten Verficherungsgefellichaften in Kraft trat. Dieje 
leßtere Aufgabe veranlaßte ihn, den Neferenten zu der Durd)- 
führung diefes Gejebes zu berufen und algdann an feine Gtelle 
den bisherigen Adjunften des eidg. Statiftiichen Bureaus, 
ER. Milliet, zum Direktor des lebteren zu ernennen, womit 
auch die Aufgabe an ihn überging, gleich jenem Vorgänger, 
mitfamt feinem Bureau, die Weiterführung der Mfoholfrage 
zu unterftügen. Er war hiezu in ganz befonderer Weife geeignet, 
infolge mehrjähriger Tätigkeit in der Hauptverwaltung der 
ichmweiz. Zentralbahn in Bafel und feiner gleichzeitig betriebenen 
- dvolfswirtichaftlichen Studien, jowie jeiner nachherigen großen 
Arbeit über die Gejeßgebung der Hauptitaaten Europas und 
Kordamerifas betreffend die Alfoholfrage. 

Dak man in diefem Moment, wo der neue Verfajjungs- 
artifel "ausgeführt werden follte, noch fein fertiges AUlfohol- 
gejeß vorweijen fonnte, war jehr natürlich, denn der Bundes- 
rat durfte und fonnte, fo fange er dazu die verfafjungsmäßige 
Kompetenz nicht befaß und die Erteilung derjelben jogar auf 
das Außerfte beitritten wurde, nicht umfaljende Arbeiten unter 
nehmen, welche diefe Kompetenz vorausfegten. Das Fehlen 
eines folchen Gejeßesentwurfes in diefem Momente war jogar 
ein Glitef: wären alle die Streitfragen, welche das Ausführungs- 
gejeß herbeiführte, jchon bei der Debatte über ven Verfajfungs- 
artifel vorgelegen und mit der Verfaffungsdebatte verquict 
worden, wäre da eine Verftändigung überhaupt noch möglich) 
gewejen? 


343 


Seßt, nachdem die Ohmgeldfchiffe verbrannt waren, und 
auch eime Fortfegung der fantonalen Gejeggebung über das 
Sahr 1890 hinaus auf dem Gebiete der Branntweinfabrifation 
verunmöalicht war, durfte bereit3 über die Liquidation 
von Brennereien offen gejprochen werden. Um jedoch mit Dem 
Gedanten eines eidgenöffischen Branntweinmonopols und der 
Liquidation von 9/,, der beitehenden Brennereien von bunde3- 
fteuerpflichtigem Branntwein fich vertraut zu machen, dafür 
war für ein referendumsberechtigtes Schweizervolf mindeitens 
ein weiteres Jahr notwendig. 

Das neue Gefeß follte u. a. auh ein Steuergejeß 
Sein und als folches nicht allein den Kantonen einen Erjah 
bieten für den Wegfall der bisherigen Ohmgelder und der 
andern, die weniger jchädlichen geiftigen Getränfe verteuernden 
Gebühren, fondern allen Kantonen, auch denjenigen, welche 
bisher folcher Beläftigungen gefunder Getränke ji enthalten 
hatten, nach der Volfszahl berechnete Bundesbeiträge in gleicher 
Höhe verichaffen (aljo etwa 7 Mill. Fr. per Jahr), ferner dem 
Bunde den Fortbezug der 2 Millionen fichern, welche er bis- 
her al3 Zoll auf gebrannten Wafjern bezog, und ihn auc für 
die aus den von nun an bedeutend zu erhöhenden Grenz 
gebühren erwachfenden Mehrausgaben für Die Srenzbemahung 
entfchädigen (ca. Fr. 300,000 per Jahr). Das Gejeb jollte ferner 
gegen ein gefundheitsfchädfiches Getränk und einen Demorali- 
jierenden Bertrieb desjelben Borjorge treffen. 

Das Gefeg hatte jomit eine ähnliche Aufgabe, wie die bi3- 
herige Brannttweingejeggebungen in Deutfchland und im Stanton 
Bern, jedoch mit höheren Steueranjäßen. 

68 ift daher zu begreifen, wenn das eidg. Departement des 
Innern noch dor dem Schluffe des Jahres 1885 die Herren 
Rrof. Dr. Julius Wolf in Zürich und Direktor Milliet in Bern 
um die Vorlage eines folchen Gefebes, zunächit auf der Orund- 
lage der freien Konfurrenz unter den den borgejchrie- 
benen Bedingungen entjprechenden Bewerbern, erjuchte. 


344 

So entitand das offizielle Projekt 1, von welchem mir, 
gleich wie nachher von den anderen Entwürfen*, hier einige 
Hauptpunfte erwähnen. 

Nach $ 2 des Entwurfes wird die eidg. VBerwilligung zur 
Herftellung de3 bundesftenerpflichtigen Branntweins in der 
Schweiz nur für foldhe Brennereien erteilt, welche nach ihren 
Betriebseinrichtungen in einmaliger Deftillation einen Spiritus 
don durchjchnittfich mindejtens SO % Alfoholgehalt 
nad) Tralles, fowie ein Gefamtquantum diejer Stärke von nicht 
weniger al zwei Heftolitern pro 24 ftimdigen Brenntag 
zu erzeugen imftande jind. Die Brenner haben für die 
Reinigung des duch fie erzeugten Spiritus zu jorgen. 
Die Remigungsanftalten ftehen ebenfall® unter Bun= 
desaufjidt. 

Art. 3. Auch die nach) ihrem Alkoholgehalt zu verzollendent 

eingeführten Spirituofen dinfen nur in gereinigtem gujtande 
und bloß in denjenigen Eingangsftationen importiert werden, 
welche die BZollbehörde al Unterfuchungsftationen erklärt. 
_ Borbehalten bleibt der Tranfit von Rohfpiritus und die Einfuhr 
der zur Denaturierung an der Grenze bejtimmten Spirituojen. 

Nach Art. 4 unterliegt die Herjtellung gebrannter Waljer 
in den diefem Gefebe unterworfenen Brennereien einer Steuer 
von 80 Franken von jedem Heftoliter abjofuten** Altohols. 


* Eine bis in alle Detaild eingehende Darftellung unferer ganzer 
neuern fcehweizerifchen Alfoholgefeßgebungsgeichichte findet der diejelbe 
erforfchende LXefer in Dr. Neichenbergs Handwörterbuch der jchmwei- 
zeriichen Volfswirtichaft, Abichnitt „Geiftige Getränke”, Band IL, 
Ceite 122 bis 202, unterzeichnet von dem fompetenteften Bericht- 
erftatter €. W. Milliet, Direktor der eidg. Afoholverwaltung, Bern. 

** Abioluter Alkohol, d. H. Afohol von 100%, Weingeijt, ohne 
anderweitigen Stoff, gibt e3 nicht, fondern der Sprit mißt in Wir 
Yichfeit höchftens 95 bis 96%/,; für die Preigberechnung dient jedoch 
der abfufute Mfohol al3 Einheit, ebenjo für die Steuerberechnung. 
Beträgt 3. B. die Steuer bei 100°, für den Heftoliter Fr. 80, jo be- 
trägt fie bei 80%, Tr. 64, d. h. */, des Steueranjaßes, 
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Die zu verfteuernde Menge toird feitgejtellt auf Grund der 
Anzeigen von amtlich geeichten Kontrollapparaten. 

I der Negel hat die Bezahlung der Steuer monatlich 
Itattzufinden. 

Nach Art. 5 unterliegt die Einfuhr gebrannter Wafjer aller 
Art in die Schweiz einem der Fabrifationsfteuer gleichen u - 
ihlag zudem beftehenden Örenzzoll, mwelder 
Zufchlag bei der Wiederausfuhr zurücvergütet wird. Opiri- 
tuofen, welche bei der Einfuhr nad) Vorjchrift denaturiert 
werden, find der Zufchlagsiteuer enthoben. 

Auch fire inländischen Sprit, welcher zu gewerblichen oder 
Haushaltungszweden denaturiert wird, ift die Fabrifations- 
fteuer zurücdzupvergüten. 

Nach Art. 14 find die Brennereien verpflichtet, allen Yor- 
schriften nachzufommen, welche der Bundesrat hinfichtlich der 
Beauffihtigung aufitellen wird. — 

Wir übergehen die verfchiedenen Strafbeitimmungen und 
führen nur nod) die Übergangsbeitimmung (Art. 20) an, durch) 
welche den vor dem 25. Dftober 1885 entitandenen Brenme- 
veien von bumdesftenerpflichtigem Branntmwein, welche den 
Anforderungen diefes Gejeges zu genügen nicht imftande oder 
nicht" woilfens find, ohne Anerfennung eines NRechtsanjpruchs 
eine bilfige Entf hädigung angeboten wird. — 

Da die Mais brennenden Spritbrennereien ihren Sprit in 
Bafel und in den ohmgeldfreien Kantonen zu Fr. 60 (und dar- 
unter) verfauften, fo fteigt der Preis durch die neue Steuer 
nicht über Fr. 145, und da nach dem Projekt der importierte 
Sprit in demjelben Maße wie der inländijche verteuert würde, 
jo würde fidh die gefchäftliche Situation des leßteren mit diefem 
Entwurf nicht verfchlechtert Haben. Der Konfum würde freilich 
wohl fofort mit Annahme diefes Gejeges auf ca. 12'/, Millionen 
 Kiter abfofuten Alkohol zurücgegangen jein; der Bund 
erhielte fomit eine Branntweinteuer von 10 Millionen, von 
welcher nach Abzug der Verwaltungsfoften und bei Amorti- 
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jation der Entihädigungskoften für eingegangene Brennereien 
noch genug für die Entichädigung der Kantone und eventuell 
des Bundes übrig blieb. — 

Kac) den im Kanton Bern gemachten Erfahrungen fonnte 
gleichwohl weder an die Annahme, noch an die Durchführung 
eines jolchen Gefeges gedacht werden. Um von allen anderen 
Schmierigfeiten zu jchiveigen, fo war foviel Far, daß bei einem 
jolhen G©ejebe höchitens die Mais brennende Spritinduftrie 
beitehen fonnte. Db die Spritbrennerei beim Brennen von 
Kartoffeln mit einem Zollfihuß von nur Fr. 20 per Heftoliter 
abjoluten Mfohols beitehen fonnte, durfte bezweifelt werden; 
daß jedoch) die Bauernbrennerei mit den weniger vollfommenen 
Apparaten ihren Betrieb nicht fortzufegen imftande war, fchien 
gewiß. Der neue Berfaffungsartifel jeßt jedoch das Fort- 
beitehen einer inländifchen Fabrikation voraus, über welche 
der Bund zu legiferieren habe. 

Man fonnte freilich die Situation mildern durch Fulante 
Berechnung des fabrizierten Duantums und der Nückver- 
gütungen bei Denaturierung oder Export; doch das wäre alles 
nicht zum Biel führend. Unfere Brenner wären meijtenteils 
auch nicht imftande, allmonatlich die Hohe Steuer zu bezahlen, 
mährenDd ihnen Die Bezahlung für ihr SL exit nach Jahr 
und Tag einging. 

Der Bundesrat verhandelte daher fofort in betreff der Er- 
höhung des eidg. Schußzolls; er hatte dabei nur mit Frank 
reich zu verfehren, mit welchem er einen Tarifvertrag hatte, 
während die Verträge mit den andern Nachbarjtaaten als 
Meiitbegünftigungsverträge fich nach demjenigen mit Frant- 
reich richteten. Und Frankreich, dem das Wegfallen der Ohm- 
gelder auf Wein die Hauptjache war, nahm eine Erhöhung des 
Spritzolls auf Fr. 40 per Heftofiter abjoluten Alfohol3 an. — 

Selbftverftändfich fegten die Brenner, die großen und die 
Heinen, und zwar wieder gefordert, den Kampf für ihre Snter- 
ejjen fort. 
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Dem Sntereffe der Großbrennerei diente die im Februar 
1886 erjchienene Schrift: „Die Bedeutung der Spiritus-n= 
duftrie für die Schweizerische Landwirtfchaft. Auf Veranlajjung 
des Voritandes der Gefellfchaft fchweizerifcher Landivirte her- 
ausgegeben von Dr. WU. Krämer, Prof. der Landmirtichaft 
am eidg. Polytechnifum in Zürich.“ 

Wenn auch Landwirte fich für diefe Arbeit interefftert Haben 
und diejelbe die genojjenjchaftliche Brennerei empfiehlt, jo üt 
diefe Schrift doch eine Schubichuift für die beitehende, auf 
Tapitaliftifcher Grundlage beruhende Großbrennerei, 
gleichiwie die anfangs 1885 von unferen jech3 jchmweizerijchen 
Spritbrennern herausgegebene Schußichrift, mit dem Unter- 
ichtede, daß die neue die Notwendigkeit eines noch höheren 
Schubzolles, nämlih von 39 Franken per Heftoliter 
Sprit, oder abgerundet von Jr. 40 herausrechnet. 

Diefe Großinduftrie verwendet aus jpefulativen Gründen 
den rentableren importierten Mais jtatt der Kartoffeln und 
 jie fäßt die daraus geivonnene wertoollere Schlempe in den 
Bach laufen, wenn fie diefelbe nicht zu annehmbaren reifen 
bei Landwirten abjegen fann (vide Angenftein). Und man 
muß zugeben, daß, während e3 den norddeutihen Großgrund- 
befigern, welche je 200—300 Stüd Großpieh zu füttern haben, 
ein leichtes ist, die Schlempe ihrer großen Brennereien zu der- 
füttern, diefe Verwertung der Schlempe großer Brennereien, 
welche al3 ein Hauptzwed der Brennerei angerühmt wird, bei 
den Sleinbauernmirtfchaften der Schweiz jchmwieriger it. 

Die bernifchen Befürworter der Branntmweinbrenneret, die 
öfonomifche und gemeinnüßige Gejellfchaft des Kantonz Bern 
und andere Interefjfenten empfahlen daher in jchriftlicher Ein- 
gabe und mündlich dem eidg. Departement des Innern, Prof 
Krämers Schrift indem Sinne, daß die zu jchügende 
Brennerei einen einheimischen Nohjtoff verwende und die Lanıd- 
 wirtfchaft auch wirklich durch die Schlempefütterung fördere. 

Durch den Schuß dDiefer Brennerei leifte der Bund etwas 
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für die jchweizeriiche Landwirtichaft, während er durch den 
vorgeichlagenen erhöhten Schußzoll nur die Spekulation, und 
zivar teilmeife eine. ausländische, auf Unfoften der ländlichen 
Konfumenten begünitige. 

Sebt Ichten Schenf der Wioment gekommen, der dem Slapi- 
taliısmus dienenden freien Konkurrenz zum ©chuße des jchmwä- 
chern, jedoch gemeinnüßigen Stonfurrenten da Monopol 
gegenüberzujtellen, und zwardas Kaufs3-ımd Berfaufg- 
monopol. Er jagte fich: Wenn der Bund fi) als Stäufer 
und Großhändler zwilchen die landwirtichaftlichen Branntwein- 
produzenten und die Ktonjumenten ftellt, jo bejeitigt er eine 
ganze Menge von Schwierigkeiten und Mißbräuchen Durch 
das einfadhite Mittel: 

Die Schwierigkeit und die Gehälligfeit des Steuerbezugs 
verichwindet, denn die Steuer jtecdt jeßt unbemerkt im Preije 
de3 noch immer notwendigen Genußartifels (f. Salzmonopo!l); 
die Prüfung der Quantität und zugleich der Qualität des Ge- 
nußmittel3 wird für den Bund als Engrosfäufer und SJmpor- 
teur ungemein vereinfacht und der Slauf verbilligt; Der Tabrı- 
fant erhält den zahlungsfähigiten Abnehmer; die Demorali- 
ierende Bertriebswetje der Brennerei hört mit einem Male auf. 
Üenn nur noch der Bund dem Brenner den Branntmwein ab- 
faufen darf und bar bezahlt, jo ift das jehr einfach durchzus 
führen. Mit den Spritbrennereten (und andern zu bejeitigenden 
Brennereien) fann man ji) — mit dem Hinweis auf das 
Ssahr 1890 — durch Erpropriation abfinden; fie haben jich 
Ihon in ihrem Memorial vom 24. Sanuar 1885 darauf gefaßt 
erHlätt. 

©o entjtand das von Schenf jelbit herrührende Projeft2 
(zu welchem die Motivierung exit am 31. August 1886 erjchten). 
Wir entnehmen diefem jchon im März 1886 der Experten- 
- fommiffton ausgeteilten Projekt 2 folgende Hauptbeitimmungen: 

Kach Art. 2 wird die Gemwerbebemwilligung nur für jolche 
DBrennereien erteilt, welche ihren Betriebseinrichtungen nach 
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in einmaliger Dejftillation einen Nohjpiritus von durcchichnittlich 
mindeiteng 80% Alkoholgehalt nah Tralles, jomtie 
ein Gejfamtquantum in diefer Stärke von nicht weniger als 
;mwei Heftoliter per 24 jtimdigen Brenntag [aljo wie 
Projeft 1] zu erzeugen imstande und welche mit den erforder- 
ihen Kontrollmeßapparaten zur Ermittlung des Erzeugniljes 
verjehen find. — 

„Sobald die inländifhe Erzeugung 75 % der Verlaufs- 
menge [das heißt wohl: des damaligen Bedarfs!] erreicht hat, 
ilt der Bundesrat befugt, eine Ausdehnung der Erzeugung der 
einzelnen Brennereien über ihre Durchichnittsproduftion mäh- 
rend der unmittelbar vorausgegangenen drei Jahre zu unter- 
fagen und den Betrieb neuer Brennereien nur für eine be- 
jtimmt bemefjene Produftion zu erlauben.“ 

Art. 3. „Die Brennereien find gehalten, die ganze von 
ihnen erzeugte Menge an Rohfpiritus (Art. 2) ausjhlie- 
lihanden Bundabzugeben. 

Der vom Bunde zu bezahlende Normalpreis wird je für 
ein Brennjahr zum vorausinnerhalbeinesAnjaßes 
von $r. 60— 70 per Heftoliter abjoluten Wl- 
foho13 für Spiritus, der zu Trinfbranntwein verarbeitet 
werden fann, und von Fr. 40-50 für Spiritus, bei dem eine 
Verarbeitung zu Trinfbranntwein nicht möglich it, von eimer 
durch die Bundesbehörde zu bejtellenden, aus Landwirten, 
Brennereibefißern und Vertretern des Fisfus beitehenden 
Kommiffion beitimmt. 

-Snnerhalbderangegebenen Breisgrenzen findet 
eine Abftufung in dem Sinne ftatt, daß für jolche Ware, welche 
von Heinen Betriebsftellen oder landwirtfchaftlichen Genojjen- 
ichaftsbrennereien ftammt, jowie für befjere Qualitäten ein 
höherer Preis bemilligt wird.” 

Art. 7. „Der dem Bunde zu bezahlende Normalpreis be- 
trägt per Heftoliter Fr. 160-170.” [Das Verhältnis des 
Bundes zu den Reinigungsanftalten und dem Publikum denft 
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fich Schenf in verjchiedener Weije. Schließlich tft aber Doch der 
Bund verantwortlicher Käufer und Wiederverfäufer und die 
Keinigungsmitalt ein Drgan des Bundes. ] 

Art. 11. „Die Einfuhr von Spiritus, Sprit und gebrannten 
Waffern jeder Art fteht nur dem Bunde zu.” — 

Auch in diefem Projekt, wie auch in den nachfolgenden, {it 
eine Abfindung zurüdtretender Brennereien vorgejehen. — 

Sn feiner gedruckten Motivierung vom 31. Auguft 1886 zu 
diefem feinem Berfaufsmonopolprojefte pricht jih Schent 
fehr deutlich dahin aus, daß er die ganze Produktion der ein- 
heimischen Iandwirtichaftlichen Brennerei bi3 auf ?/, de3 da- 
maligen Bedarfs zuzumenden beabjichtige, wodurch Die be= 
ftehende Großbrennerei und die Einfuhr infolge Der notwendig 
eintretenden Reduktion des Bedarfs auf den Ausfterbe-Ctat 
gefett wird. 

Folgendes foll nach diefer Motivierung das finanzielle Jie- 
- Sultat de3 Projektes jein: 

Nach der vorausfichtlihen Reduktion des Konjums um 
31/, Millionen Liter abfoluten Altohols bleibt ein Stonjum 
von 10 Millionen Liter = 100,000 Heftoliter, übrig, deren 
Produktion der inländischen Mittel- und Kleinbrennerei, wenn 
fie dazu ausgerüftet ift, vorbehalten mird. 

Fire diefe bezahlt der Bund nad) dem angeführten Art. 3 
des Projeft3 2 zu Fr. 60 per Heftoliter ablojuten Alfohol3 


*t. 6,000,000 


Er muß für die Kantone haben . . . .  „.. 7,000,000 
Dem Bundezfisfus für den weggefallenen Zoll 

und fir Mehrausgaben der Hollverwaltung ,„  2,300,000 
Für Bermwaltungskoften der Monopolverimal- 

‚tung . „700,000 


Ausgaben Summa Fr. 16,000,000 


Diefe Summe wird gedeckt Durch Verkauf von 100,000 Helto- 
liter zu Sr.160. Wenn der Bund mehr als Fr. 60 Anfauf3- 
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preis bezahlte, 5. B. Fr. 70, fo wiirde der Vreis des Heftoliter 
bis auf Fr. 170 fteigen!! 

Ein folder Verkaufspreis ift num, jo lange der mäßige Ge- 
nuß von Branntwein noch in weiten Umfange landesüblich 
und unvermeidlich ift, eine fühlbare Laft. Yuden tjt der Unter- 
Ichted des Preifes des Branntmweins in der Schweiz und in den 
Nachbarländern Deutfchland und Dfterreich eine folche Ver- 
juhung zum Schmuggel, daß wir in Gefahr find, bei allen 
 Bußandrohungen, Berhältniffe zu befommen, wie jie Stalien 
tro8 großer Bemachungsfoiten an feiner Nordgrenze hat. 

Und was jagen unjere Brenner zu dem (unmöglich höher zu 
fteigernden) Anfaufspreis von bloß Fr. 60 bis höchitens 70 für 
ven Hektoliter abfoluten MloholS (allo für SOprozentigen 
nur von Tr. 48 bis 56 per Heftoliter)? Das Hilft ja der Mehr- 
zahl der bernifchen Brenner nicht! 

Daher war unjeren meilten Brennern das von Schenf für 
fie verfaßte Wflichtenheft zu fchwer, ja unerfüllbar, indem 
es in Art. 2 die Gemwerbebemilligung nur für folche Brennes= 
reien exteilbar erklärte, welche imftande find, mit ihren Ein- 
richtungen in einmaliger Deitillation einen Rohipiritus von 
durchichnittlich mindeitens 80% Mltoholgehalt, jowie ein Ge- 
Jamtquantum bon nicht weniger als 2 Heftoliter pro 24 ftün- 
digen Brenntag zu erzeugen und andererjeit3 für ihr Brenn=- 
prodult nicht mehr als Tr. 60 bis höchitens 70 per Heftoliter 
abjoluten Alfohol3 anbieten fanı. Wären die berntichen 
Brenner auf diejfer Höhe geitanden, fo würden fie nicht folche 
Anjtrengungen für Diejenigen Brenneretien gemacht haben, 
deren Broduft unter 70 % Steht und welche bei genauer Meffung 
eine Steuer von 5 Cts. per Liter nicht vertrugen, — als im 
Großen Rate das am 11. Mat 1884 angenommene berntjche 
Tabrifationsgejeb beraten wurde. 

Die Schwierigkeiten des Projektes 2 Herausfühlend, zu- 
gleich aber die im Brinzip des Wonopols Ttegende Wftions- 
fraft erfennend, erfühnte fich der neue Direftor Milfiet, ein 
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PBrojeft 3 aufzuftellen, im welchem er ein Monopol de3 
Bundes für die Kabrifation der gebrannten Wajjer 
 borfchhug. ” | 

Er fagte fich: auf Dem importierten Rohipiritus allein farın 
der Bund fir jich und die rantone eventuell eine reine Einnahme 
bon im ganzen Ir. 1 per Liter abjoluten Alkohols erzielen, 
ohne Dejien Preis über Sr. 1Y/, zu Steigern; auf der inländtichen 
Tabrifation dagegen verdient der Bund troß der Mlfoholiteuer 
wenig. Um ftet3 die verfaffungsmäßigen Einnahmen für den 
Bund und die Kantone zu Jichern, muß er darüber je frei ent- 
jcheiden können, mie viel er jeweilen von außen beziehen wolle, 
und tie viel-aus dem Inlande, und in legterem Falle, twieviel 
durch Pacht und wieviel Durch eigenen Negiebetrieb. Mittelit 
des majlenhaften Anfaufs der ausländischen gebrannten Wajjer 
erhält der Bund als zahlungsfähiglter Abnehmer nicht alleın 
den günitigiten Preis in der zum Ankauf günftigiten Zeit und 
in der gewünjchten Qualität, Sondern noch einen neuen Einfluß 
auf die Handelsverträge. hnliche Vorteile hat er auch als Be- 
jteller oder Leiter der inländiichen Yabrifation zu erwarten. 

sm Projekt 3 tft nicht gejagt, wieviel Nohjpiritus vom Yus- 
lande, wieviel vom Snlande zu hiefern jei. Das jedoch tjt er- 
jichtlich, Daß auf möglichit billige Erwerbs- und Berfaufspreije 
großes Gemicht gelegt it und der Produktion im Irlande nicht 
mehr zugejchteden werden foll, al3 durchaus notwendig tik. 

Sm übrigen jchließt jich das PVrojeft 3 den von ihm ver- 
wendbaren Beitimmungen der beiden eriten Projekte an. 

uch Diefes ihm nicht zujagende Projekt fieß Schenf, um 
ja nichts zu verfäumen, mit den anderen zmwet offiziellen Pro- 
jeften gedrudt feiner Expertenfommilfion zur Prüfung zu- 
ltellen. | 

sn der im März 1886 durchgeführten Beratung der Er- 
pertenfommilftion gingen die Anfichten weit auseinander und 
der Entwurf 1 ftegte Schließlich mit einer Mehrheit von nur 
einer Stimme. 
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Im Bundestate ftieß der Gedanke, daß die Mutter Helvetia 
felbft fich mit dem Branntweinhandel oder gar noch mit der 
Fabrikation desfelben beläjtigen folle, auf mehr Wideritand, als 
einem anderen Monopol entgegengebracht worden wäre. Der 
Srundfaß der freien Konfurrenz jchien durch unjere Tradition 
und unfere politiiche Organifation gefordert. 

Erit am 8. Dftober 1886 fam ein Mehrheitsentiwurf — 
bereit das vierte offizielle Brojeft — in diefem Sinne 
zuftande, welches jedoch freilich auch, und zwar in weitgehen- 
der Weile, — troß des Grundjages der freien Konkurrenz — 
protegieren mußte. Nicht im Gejegezentwurf, wohl 
aber in der bundesrätlihen Botichaft vom 8. Dftober 1886 
iit zu lefen, daß von einem nad) der Verteuerung de3 Brannt- 
meins noch vorausgejesten Bedarf von 120,000 Heftoliter ab- 
joluten Alfohols zugedacdht jeten: 


dem Ssmhort . .._. 03T 
den inländiichen ÖStohbetrieben (ao über 1000 
Heftoliter per Jahr) . - re OD 
den inländtichen Sleinbetrieben (von 200 bi3 
Beton en 28,000; 


Zufammen 120,000 HE. 


Wie diejes Nefultat herbeigeführt werden jolle, werden 
wir bald vernehmen. 

Nach Art. 2 diefes Entwurfes wird die Gewerbebemilligung 
nur für folche Brennereien erteilt, welche imftande jind, mäh- 
rend eines 12ftündigen Brenntages und in einmaliger De- 
filfation ein Gejamtquantum von zwei Heftoliten Noh- 
ipiritus don durchichinttlich 80° Alfoholgehalt nach Tralles 
zu erzeugen. | 

Nach Art. 3 haben die Brenner für die Reinigung des Durch) 
fie erzeugten und nicht denaturierten Spiritus zu jorgen. 

Art. 4. Auch die Neinigungsanftalten bedinfen der ©e- 
mwerbebewilfigung und jtehen unter Bundesauflicht. 


Kummter: Bundesrat Schenf. 23 
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Art. 5. Die zu verzollenden Spirituojen dürfen nur in 
gereinigtem Zuftande an von der HBollbehörde bezeichneten 
Eingangsitattonen importiert werden, welche die Zollbehörde 
al Unterfuchungsftationen erflärt. Vorbehalten bleibt der 
Tranfit von Rohfpiritus und die Einfuhr der an der Grenze 
denaturierten Opirituofen. 

Art. 6. Die Herftellung gebrannter Waljer in den diejem 
Sefege unterrworfenen Brennereien unterliegt einer Steuer, 
welche Fr. 85 bon jedem Heftofiter abjoluten Alfohols beträgt. 
— — Wenn die Sahresproduftion einer Brennerei umter 
1000 Heftofitern abjofuten Alfohols bleibt, aber 00 Heftoliter 
erreicht, fo werden für jeden verjteuerten Heftoliter Fr. 3 rüd- 
vergütet, weitere Nüdvergütung von Fr. 3 per Heltoliter bei 
einer Broduftion von 800—900 Heftofiter und jo fort bis zu 
der jährlichen Produktion innert 200 und 300 SHeftoliter, bei 
welcher 8x 3 = Fr. 24 von der Normaltage von Fr. 85 per 
Heftoliter rüiclvergütet, d.h. von der Steuer von Ft. 85 ab- 
gezogen werden, jo daß jchließlich die Fabrifationsfteuer noch 
Rr. 61 per Heftoliter beträgt. 

Nach Art. 8 bezahlen die eingeführten Spirituofen nicht 
allein diefelde Steuer, welche die inländifche Fabrilation trifft, 
fondern auch der bisherige Zoll wird.noch erhöht. Derjelbe 
beträgt fir die Einfuhr von Weingeift, Alkohol, Trinfbrannt- 
wein und andern aus gebrannten Wafjern erjtellten Getränten 
in Käffern fir jeden hundertteiligen Grad abjoluten Alfohols 
9540 Ct3. per Liter [bei anderer Verpacdung find die Anjäge 
übungsgemäß entfprechend höher berechnet]. „Der Bundesrat 
hat das Recht, innerhalb der vorjtehenden Grenzen den Re 
des Bolles feitzuftellen und jederzeit abzuändern.” 

Die iibrigen aus Projeft 1 herübergenommenen Beitim- 
mungen itbergehen mir. — 

Am 11. Dftober verfammelte fich in Bafel unter dem Prä- 
fidium des Herin Geigy-Merian die nationalrätlihe Bor- 
beratungsfommiffion von 11 Mitgliedern. Der Bundesrat 
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war vertreten duch Bundesrat Schenf und Direktor Milliet; 
al3 Sefretär fungierte Hr. Dr. Brüftlein. Sp weit auch bei der 
eriten Umfrage die Anfichten auseinandergingen, fo fonnte 
doch bi3 zum 16. Dftober ein neues Projekt, mit welchem aud) 
der Bundesrat einveritanden mar, einjtimmig angenommen 
werden umd diefes Projeft ging in der Dezemberjejltion der 
Bundesperfammlung mit einigen Redaftionsverbeiferungen 
. beinahe einjtimmig durch. 

Wie war das zuftande gefommen? 

Die der Beratung zugrunde fiegende, von Schenk pflicht- 
gemäß vertretene bumdesrätliche Vorlage führte die Abklärung 
herbei. Diefer fünftliche Verfuch, den Grundjaß der Handels- und 
Semerbefteiheit mit Ddiverfen, al8 notwendig erjcheinenden, 
einander entgegengejebten Privilegierungspoftulaten zu fom- 
binieren, brachte die Klärung. Wenn e3 notwendig erjcheint, 
um ein gemifje3 Handelspolitifches und mathematifches Nefultat 
- zu fichern, der Erefutivbehörde die Vollmacht zu geben, zwifchen 
ven zwei Sollanfäben von 62%/, und 100 % des bisherigen 
Durchjchnittswertes eines bejtimmten internationalen Fabri- 
fationg- und Handelsartifels jederzeit beliebig hinauf- und 
hinabzufteigen, wobei jede Budgetierung, jede Spekulation 
des TFabrifanten und des internationalen Kaufmanns aufhört, 
jo jage man doch lieber: hier fünnen mir die Handels- 
und Gemerbefreiheit nicht mehr brauchen, wir müffen aus 
Gründen des öffentlihen Wohles die Fabrifation und den 
Handel mit geiftigen Getränfen ganz einer planmäßigen 
Leitung der Staatlichen Behörden unterftellen und mir 
greifen aus diefem Grunde zu dem für diefen Bmed 
bewährten Mittel de Monopol3! 

Der Grundjat des Monopols überhaupt war durch die ver- 
ichiedenen Projekte bereit3 jo weit gediehen, daß er in der Kom- 
miffion mit 7 gegen 3 Stimmen angenommen wurde und nad)- 
her die Ausdehnung des Grundjages auf Fabrikation und 
Berfauf mit 8 gegen 2 Stimmen. 
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- Nachdem man genugjam die Erfahrung gemacht, daß mar 
beim Privatbetriebe e8 mit einer nicht mehr fontrollierbaren 
Menge von Brennereien zu tun hat, welcher man mit aller 
Bureaufratie nicht mehr beifommen fann, erwartete man jet 
ein fichereres Nefultat, wer der Bund Fabrikation und Ber- 
fauf nach dem Monopolprinzip direft an Die Hand nahm. 
Was half e3, zum Schuge der Fleinern Jnduftrie gejebliche 
Beltimmungen aufzuftellen, wenn die Großinduftrie jie aus- 
nußte? wenn man gejeßliche Beftimmungen erfand in der Yb- 
ficht, der bisherigen Iandwirtichaftfichen Kartoffelbrenneret zu 
helfen und dann dieje von neuen fleinern Maisbrennereien in 
der Oftjchweiz ausgebeutet wurden? 

Wie vereinfachte fich nun das Vorgehen des Bundes! Die 
Brennereien mit einem Kahresproduft von mehr als 1000 Helto- 
fiter, welche nicht im Spmtereffe der Landwirtichaft arbeiteten, 
schloß er einfach ganz aus, ebenjo diejenigen mit einer jähr- 
fihen PBroduftion von weniger al3 150 Heftoliter abjoluten 
Alfohols, weil fie den notwendigen Anforderungen nicht ge 
nügen fonnten. Bon der Anficht ausgehend, daß eine Aus 
dehnmg der bisherigen inländifchen Produktion der mittleren 
und fHeineren Betriebe in der Kartoffelbrennerei weder not- 
wendig noch wünfchbar jei, fontingentierte die Kommijjion 
ihren fünftigen Anteil zuexft auf 1/, des Bedarfs, und als der 
Bundesrat — dem die Kommiffion vor der definitiven Be- 
ichlußfaifung ihre Anträge mitteilte — diejen Anteil auf den 
bisherigen Marimalbetrag zu bejchränfen beantragte, auf !/, 
de3 jeweiligen Gejamtbedarfs. Durch die Vorichrift des Se- 
feßes (Art. 3), daß das Brennen ein eimischer Nohmaterialien 
und der Brennbetrieb in landwirtichaftlichen Genojjenjchaften 
vorzugsweife zu berücfichtigen jei, it der bisherigen heimijchen 
Kartoffelbvennerei, jo weit fie leiftungsfähig it, ver Fortbejtand 
gelichert. Und mit dem Verlangen, daß nur inländtiches 
Material verwendet und demgemäß die inländiiche Produktion 
auf Y/, des Gejamtverbrauchs eingejchränft werde, mar der 
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Zunahme derjelben gewehrt und jogar eine allmähliche Ylb- 
nahme, ein Ausfterben der Branntmweinbrenner mit dem Yus- 
jterben der Branntweintrinfer porbereitet. 

Wir treten nicht weiter in die Detailberatung eu, N 
welche fchließlich der Bundesverfammlung am 23. Dezember 
1886 die fait einftimmige Annahme de3 Bundesgejehkes 
betreffendgebrannteWaffermöglich geworden tft. 

Man ficherte alfo der Landwirtichaft für eine ziemlich weit 
* bemeffene Übergangszeit in bisherigem Umfange die Ber- 
wertung der überjchüffigen Kartoffeln durch die Brennerei, 
jedoch unter Befeitigung der bisher mit der Fabrikation und 
der mit dem Bertrieb des Produfts verbundenen Ülbelitände; 
andererjeit3 war die arbeitende Bevölferung gegen die Auf- 
drängung des Schnapfes als eines obligatorifchen Haus- 
getränfes gefchüst durch Abänderung der Steuergrundfäge in 
dem Sinne, daß der Schnaps nunmehr am jchweriten belaitet, 
die anderen geiltigen Getränke Dagegen nach Verhältnis ihres 
geringern Mfoholgehaltes erleichtert und die ganze Daherige 
neue Einnahme zur Bezahlung der Koften der Reform und 
nicht zur Bereicherung der Spritbrenner verwendet wurde. 

Um Diele Haupttendenzen des gelungenen, neuen Gejebes 
nachzumeifen, teilen wir im folgenden die daherigen Haupt- 
beitimmungen desjelben mit. 

Art. 1. Das Nedht zur Ser tere und zur Einfuhr ge 
brannter Waffer aus Stoffen, deren Brennen der Bundesgejesgebung 
unterftellt ift, fteht ausjchlieglih dem Bunde zu. 

Der Bund ijt verpflichtet, dafür zu jorgen, daß die für Verarbeitung zu 
Getränten beftimmten gebrannten Wafjer genügend gereinigt feien. 

Soweit der Bedarf durh inländifhe Produftion gededt 
werden joll, überträgt der Bund die erforderlichen Lieferungen ar 
die Brivattätigfeit nah Maßgabe von Art. 2. 

Art. 2. Annähernd ein Biertel des Bedarfs an gebrannten Wafjern 
wird duch Kieferungsperträge beichafft, welche der Bund mit 
inländifhen Produzenten abzujchliegen hat. 

Die Lieferungen werden vom Bundesrate, nad Feititellung des 
Pflichtenheftes, in Zojen von mindeftens 150 und Hödhiten 
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s 
1000 Heftolitern abjoluten Alfohols, für Übernahme ausge- 
Ihrieben und auf Grund der für Die einzelnen oje eingelangten 
Angebote an diejenigen vergeben, welche bei zureichender Garantie die 
günftigften Bedingungen ftellen. 

Bei der Vergebung ift da3 Brennen einheimijherXRohitofie 
und der Brennbetrieb in gormlandmwirtfhaftlider®enofjen- 
Ihaftenvorzugsmeife zu berüdjichtigen. | 

Keine Brennerei erhält mehr al ein 808 zugeichlagen. 

Art. 3. Die Einfuhropon Dualitätsjpirituofen wird 
zu den vom Bundesrat aufzuftellenden Bedingungen und gegen eine feite 
Monopolgebührvon Fr. S0 per Meterzentner Bruttogewicht 
nebfit Eingang3zoll, ohne Rüdficht auf den Alkoholgehalt, auc) 
Brivatperjonen geitattet. 

Art. 4. Die gebrannten Waffer werden vom Bunde in Mengen 
von mindeftens 150 Litern gegen Barzahlung abge 
geben; der Berfaufspreis wird vom Bundesrat zeitweije feitge- 
ftellt und im Bundesblatt veröffentlicht. Derfelbe fol per Heftoliter ab- 
iofuten Alfohols, ohne Gebinde, nihtmwenigeral3F$r.120 und 
niht mehr als Tr. 150 betragen. 

Art. 5. Bei der Ausfuhr von Erzeugniffen, zu deren Heritellung jteuer- 
pflichtiger Alkohol verwendet wird, ift die Menge dezjelben nach Dem Ber- 
hältni3, in welchem er bei der betreffenden Fabrikation Verwendung findet, 
zu ermitteln, umd e3 ijt für den entjprechenden Monopolgemwinn 
am Ende des Nechnungzjahres Rüfvergütung zu leiften. 

Für Ausfuhr unter 20 Liter wird die Nücvergütung nicht geleiltet. 

Art. 6. Zur Verwendung für tehnijhe und Haushal- 
tung3zmwecde werden die hiezu geeigneten, in der Regel den mohl- 
feilften Vorräten zu entnehmenden gebrannten Waljer aus den Magazinen 
de8 Bundes in Mengen von 150 Litern an zum Selbjtfoftenpreig, 
bei importierter Ware unter Hinzurechnung des betreffenden Eingangs- 
zo0lles, venaturiert abgegeben. \ 

Art. 7. Das Haufieren mit gebrannten Wafjern jeder Art, jomwie 
der Ausihanf von folhen und der Kleinhandef mit denjelben 
in Brennereien und jolchen Gejchäften, in denen der bejagte Auzjchanf und 
Kleinhandel nicht im natürlihen Zufammenhang mit dem Verfauf: der 
übrigen Handelsartifel ftehen würde, find verboten. Borbehalten 
bleibt der leinhandel mit denaturiertem Sprit und der Kleinhandel aus 
Brennereien nach Art. 8, Ulinea 4. 

Art. 8. Der Verfauf von gebrannten Waffern aller Art in Quanti- 
- täten bon mindeftens 40 Litern ift ein freie Gewerbe (Großhandel). 
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Der Handel mit Heineren Quantitäten (Kleinhanpel) zerfällt in 

1. den Ausfchanf zum Genuß an Ort und Stelle, 

2. den Kleinverfauf über die Gaffe. 

Die Bewilligungen zum Ausichanf und Kleinverfauf werden von den 
fantonalen Behörden erteilt und find an eine der Größe und dem Werte 
des Umfabes entiprechende Verfaufsfteuer zu Mrüpfen, melde bis zum 
Erlaß eines Bundesgefeges von den Kantonen feitgeiebt wird. 

Brenner jedoch, weldhe im nämlichen Jahre höchitens 40 Liter nicht 
bundesjteuerpflichtigen Branntwein dartellen, dürfen ihr Erzeugnid in 
Duantitäten von mindeftens 5 Litern frei verfaufen. 

Art. 9. Die Kantone find verpflichtet, die Aufjicht über 
den Handel mit den vom Bunde abgegebenen gebrannten Wafjern, 
fowie über die Fabrikation und den Berfauf des nicht bundes- 
fteuerpflichtigen Branntweing zu üben. 

Art. 10. Ausführungsbeftimmungen betr. Koften der Verwaltung. 

Art. 11. Der Bund bezieht von allen eingeführten Spirituofen [mit 
der Monopolgebühr] die betreffenden Zollgebühren und hat die Kojten 
der Monopolverwaltung und die der Zollverwaltung durch da3 Monopol 
verurfachten Mehrfoften in Anrechnung zu bringen. 

Urt. 12. Die Reineinnahmen der Monopolverwaltung werden, dot- 
behältlich der Vorfchriften in Art. 6 der Übergangsbeitimmungen zur 
Bundesverfaffung unter die fämtlichen Kantone nach Verhältnis der durch 
die jeweilige eidgenöffiihe Vollszählung ermittelten faktiichen Vebölfe- 
rung verteilt. | 

Art. 13. Die Kantonsregierungen haben über die Verwendung der 
zur Bekämpfung des Afoholismus nad) Art. 32bi3 der Bundesverfafjung 
beitimmten 10 % ihrer Einnahmen jedes Jahr an ven Bundesrat Bericht 
zu eritatten, und e3 find die bezüglichen Berichte der Bundesverjammlung 
gedrucdt vorzulegen. - 

Yrt. 14 bi8 17. Buß und Strafbeitimmungen. 

Art.18. Die Eigentümer derbeftehenden Brennereien 
werden vom Bunde für den Minderwertentjhädigt, welchen 
ihre zur Fabrifation von gebrannten Waffern verwendeten Gebäude und 
Einrichtungen durch die Vollziehung des Art. 1 diefes Gejeßes erleiden. 

Bei der Ausmeffung diefer Entjehädigung darf der bisher durch die 
Brennerei erzielte Gewinn nicht in Rechnung gebracht werden. 

Der Anspruch auf Entfhädigung ift auf diejenigen Eigentümer be- 
ichränft, deren Brennereien vor dem 25. Dftober 1885 errichtet und bis 
- zu diefem Beitpunfte betrieben wurden und welche überdies auf die Durch 
Art. 32bi3 der Verfaffung geftattete Fabrikation verzichten, 
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Wo eine gütliche Verftändigung über die Höhe der Entichädigung nicht 
itattfinden fann, hat die Ausmittlung derjelben durch Schabungsfom- 
miffionen zu gejchehen. 

Diefe Schäbungsfommiffionen follen aus je drei Mitgliedern bejtehen, 
wopon das erfte durch Das Bundesgericht, da8 zweite durd) den Bundesrat, 
das dritte durch die Regierung dezjenigen Kantons zu ernennen it, in 
deflen Gebiet die zu entichädigende Brennerei fich befindet. 

Gegen den Enticheid der Schäbungsfommiffion fan jeder Beteiligte 
innerhalb 30 Tagen nad) Zuftellung des Entjcheides beim Bundesgericht 
Bejchiwerde führen. 

Gejchieht dies nicht, fo ift der Enticheid der Schäßungsfommifjion als 
in Rechtskraft erwachjen anzujehen. 

Das don dem Bundesgericht und den Schäbungsfommiljionen einzu- 
haltende Verfahren wird durch eine befondere, von dem Bundesgericht 
aufzuftellende Verordnung geregelt, für welche das Gejes vom 1. Mat 
1850 betr. die Abtretung von Privatrechten al3 Grundlage zu dienen hat. 

Art. 19 bi8 21. Übergangs- und Schlußbeitimmungen. 


So fchmwierig auch die Aufgabe diefes Gejebes gemejen tt, — 
der Gejeggeber, Fräftig in feiner fachlichen Überzeugung, jedoch 
milde in der Aufitellung der Übergangsbeitimmungen, hat die 
Aufgabe mit Glükf gelöft. Troß Neferendumsjturm mwurde 
unfer Bundesgejeß am 15. Mai 1887 mit 267,122 Ja gegen 
138,496 Nein angenommen (im Stanton Bern mit 34,323 gegen 
32,489) ; nur die vier Kantone Freiburg, Solothurn, Appenzell 
K-NRH. und Genf wiejen eine verneinende Mehrheit auf. 

Der Gejeßgeber, dem Fortjchritt und der Zufunft vertrauend, 
fieß die Iebensfähige Kartoffelbrennerei da, wo fie mit ein- 
heimifhem Material betrieben wurde, fortbeitehen dadurch, 
daß der Bund ihr den Rohfpiritus, den man vom Auslande einit- 
weilen franfo Bafel zu Fr. 40 per Heftoliter abjoluten Alkohols 
erhielt, um den doppelten Preis (Tr. 5—85) abnahm, wodurch 
da3 Alfoholamt auf der Fabrifationziteuer einen jährlichen Aus 
fall von ca. Fr. 1,200,000 erlitt. Ferner hatte der Bund für Die 
eingehendenBrennereien vonbundesiteuerpflichtigen gebrannten 
Waffern in den eriten Betriebsjahren unter dem neuen Gejeße 
Entiehädigungsfummen im ©ejamtbetrage von rund 4 Mil- 
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lionen Fr. zugefichert. Sie ruhen janft, die vielen Entjchädigten; 
denn wenn fie — im Falle der Nichtannahme des Gejehes — 
auch vielleicht noch eine Zeitlang gegenüber der Konkurrenz 
der Spiritusbrennerei ihr LZeben mit Mühe und Not hätten 
friften fönnen, — auf eine Fortdauer iiber das Jahr 1890 hin- 
aus durften fie nicht mehr hoffen. — 

Diefe Konzefjionen durfte man — auf often der neuen 
Aftoholiteuer — jhon machen, wenn man damit das Gejeb 
rettete und mit der Verdrängung des Schnapsgenufjes Durd) 
die weniger fchädlichen Getränfe einmal den Anfang machte. 
Der Umschlag mußte ja fommen. 

Um unfere LXefer nicht mit bloßer Zufunftsmufif, jondern 
mit Tatfachen zu unterhalten, erlauben wir uns, für einen 
Augenblick ein Jahrzehnt zu überfpringen und aus dem ahres- 
bericht des eidg. Alfoholamts pro 1900 einige Zahlen anzu= 
führen. 

Da (mit Ausnahme der im Inland aus Wein, Obit, Enzian- 
wurzeln 2c. gewonnenen Qualitätzipirituofen) alle im Inland 
erzeugten und (abzüglich Ausfuhr) alle importierten, nicht 
denaturierten gebrannten Wafjer der AUloholfteuer unter 
morfen waren, fonnte nunmehr das Ulfoholamt den Konjum 
diefer Getränfe genau berechnen. Er betrug an Trinkbrannt- 
wein per Kopf unjerer Bevölkerung 

im Sahre 1896: 4,76 Liter, 
1897: 4,96 
1898: 5,04 
1899: 4,82 
| 1900:.4,47: . 5, 

Im Sahre 1885 Hatte er über 10 Liter per Kopf betragen! 

Während des Brennjahres 1885/86 war die in ihren Wir- 
fungen bejonders bedauerliche gewerbsmäßige einheimijche 
Branntweinbrennerei der Schweiz von nicht meniger als 
985 Brennereien betrieben worden, von welchen nur 
6 Betriebe eine Jahresproduftion von mehr al3 1000 Hefto- 
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liter aufwiefen. Wie ift der Bund mit Diejer Wienge von Brenne- 
reien fertig geworden? 

Diefe Aufgabe wurde als eine jehr jchwere angejehen. 
Unfer eidg. Finanzminister Hammer glaubte in der Junijejjion 
der eidg. Räte vom Jahre 1887, es fei für die Vorbereitung 
der Ausführung eine Friit von mehreren Jahren notwendig. 
Er bezog fodann die üblichen Sommerferien und als er aus 
denjelben zurücfehrte, war die Ausführung des Gejeßes jchon 
im vollen Gange! 

 Wephalb diefe Eile? Wir wurden dazu gezwungen 
durch eine Vorfehr der deutjchen Neichgregierung, welche, um 
fire die Durchführung eines im Dftober 1887 in Kraft tretenden 
neuen Branntweinfteuergefege8 mit den vorhandenen Vor- 
räten aufzuräumen, die bisherige Steuerrücdvergütung im 
Falle ver Ausfuhr von 16 Mark per Heftoliter abjoluten Alto- 
Hol3 auf da3 Dreifache, 48 Mark, erhöht hatte, tvas einem fol- 
hen Breisiturze rief, daß 3. ®. derjelbe Breslauerfprit, welcher 
dem eidg. Ulfoholamte noch am 11. Juni 1887 zur Lieferung 
fir den Monat Juli zu Fr. 50 angeboten wurde, am 1. uli 
ichon zu M. 23.25 per Heftofiter zu Haben war. Da durd) 
eine daherige Überjchwenmmung der Schweiz mit billigem 
deutfchen Sprit vor der Ausführung unferes neuen Alfohol- 
gejeßes die Ießtere eine bedenkliche Erjchwerung erlitten hätte, 
fo mußte der Bundesrat, objchon ein Detailplan für 
die Vollziehung des Gejeges noch gar nicht vorlag, diefe Voll- 
ziehung gleichwohl fo fo rt ins Wert fegen, wobei die billigen 
Spritpreife dem Alfoholmonopol und nicht der Privatipelu- 
lation zugut famen. 

Durch Bundesratsbejchluß vom 15. Juli 1887 betr. den 
jufzeffiven Vollzug des Alfoholgejeges wurden jchon auf den 
20. Suli die Einfuhr inddie BProduftion des inlän- 
diichen Alfohol3 durch Private verboten, die Einfuhr von Duali- 
tätsipirituffen von demfelben Tage an mit einer Monopol- 
gebührt von Fr. 80 brutto vom Meterzentner belegt, die Ohm- 
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 . gelder und Dftroi3 auf den 1. September als dahingefallen 
erklärt und der Anfang des eidg. Verkaufs von Sprit auf den 
2. September angejebt. 

Der Ihon Durch Bundesratsbeichluß vom 6. Juni 1887 an 
die Leitung des neuen Wlfoholamts berufene Direktor des eidg. 
jtatijtijchen Bureaus hatte jofort für die Bejchaffung des nötigen 
Terjonal3 und der reglementarischen Vorlagen zu forgen. 

Die Einjtellung des Betriebes der jämtlichen Brennereien 
war zum Glüde in eine Satlon gefallen, wo ohnehin fait 
alle jtille jtanden; den menigen im Betriebe befindlichen 
Brennereien, die jich verpflichteten, ihr ganzes Erzeugnis dem 
Bunde abzuliefern, wurde durch das Finanzdepartement bis 
zum 1. Dftober proviforiich der Weiterbetrieb geitattet und 

‚überhaupt alle Schwierigfeiten beim Übergang auf gütlichem 
Wege erledigt. 

Gejtüßt auf die Ermächtigung des Finanzdepartements 
wurden zmwilchen dem 15. und 20. Juli mit 9 Spritfabrifen 
und 29 Stleinbrennereien proviforiiche, bis Anfang Dftober 
laufende Lieferungsverträge abgefchloffen, wobei freilich noch 
jehr einfache Beitimmungen zugrunde lagen. Auch das Pflichten- 
heft vom 9. September, nach welchem die Lieferungsver- 
träge für die Brennfampagne vom September 1887 bis Mai 
1888 geregelt wurden, war noch fein vollftändiges; ein jolches 
wurde erjt am 23. Mai 1888 erlafien. 3 

Ssmmerhin wurden fchon bei den Verträgen vom September 
1887 folgende Forderungen geitellt: Werwendung von aus- 
ichließlich jchweizeriichem Nohftoff, und zwar per Brenntag 
von wenigjteng 5 Meterzentnern Kartoffeln, und Rohipiritus von 
mwentigitens 65%. — Nach diefen Bedingungen famen 128 Ver- 
träge für 1887/88 zultande, infolge welcher dem Bunde 8353 
Meterzentner Spiritus abgeliefert wurden. 

Wir Schließen die Gefchichte diefes Übergangs mit der Mit- 
teilung des Nefultats, Daß die Zahl Der fonzefifionierten Brenne- 
reien im Sahre 1889/90 nur noch 68 betrug, von welchen auf 
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den Kanton Bern 39, die übrigen auf die Kantone Aargau, 
Bajellandichaft, Freiburg, Luzern, Solothurn, St. Gallen, 
Thurgau, Waadt und Zürich entfielen. Eine Bundesfabrik in 
Delsberg forgte für die Reinigung der angefauften Spiritus- 
majjen nach Bedarf des Konfums. 

Und diejer Wandel der Berhältniffe ging in aller Ruhe vorfich. 


Der Schluß des Jahres 1888 war in Schenfs LXeben eine 
bedeutfame Station. Eine ganze Serie ununterbrochener 
Kämpfe lag hinter ihm, während welcher er oft jagen mußte: 
Gegner ringgum! Wie ein jiegender Feldherr, welcher alle 
Scharten ausgemest hat, fehrte er von den Schlachtfeldern zurüf. 

Am 1. Dezember 1888 hatte er fein 65. Alterzjahr zu- 
rüdgelegt; im Dezember 1888. vollendete er aber auch jein 
25. Dienftjahr als jchweizeriicher Bundesrat. Dieje 
25 ‚jahre waren jogar für die Schweiz jelbft eine Periode 
beinahe ununterbrochenen Revifionsfampfes, in welchem 
Schenf ein Führer und Ducchführer gemefen. 

Defjen erinnerten fich der Bundesrat und die bemifchen 
Deputierten der Bundesperfammlung. Auf Freitag den 
21. Dezember abends 8 Uhr wurde von ihnen im großen 
Saale des damaligen Stafinos (an der Stelle des jegigen Barla- 
 mentögebäudes) ein gemütliches Jubiläumsfeit angeordnet. 

Der Bundesrat hatte auf dem Podium des Saales an einem 
runden Tiihe Pla genommen, die Freunde Schenfs und das 
Iympathilierende Publikum füllten den Reit des Saales. 

Herr Bundespräfident Hammer eröffnete die Feier mit 
einer freundlichen Begrüßung des Jubilars und einem Rück 
blide auf dejjen Reiftungen; dann überreichte er ihm namens 
des Bundesrates als Andenken eine filberne Platte und einen 
jülbernen Briefbejchwerer in der Geftalt eines „Muten“. 

Nun trat Eifenbahndireftor Marti auf und überreichte 
Scenf namens der bernifchen Deputation der Bundesper- 
jammlung, in A,erfennung feines ftetigen mannhaften Ein- 


365 


itehens für die höchiten Güter des Volfes, ein funfelndes fil- 
bernes Teejerbice. 

Dann meldeten fich, um bejonvdere Partien in Schenfs 
Leben und Wirken danfend hervorzuheben, noch eine Menge 
Feftlich geitimmter Redner zum Wort: Brofejjor Hilty, Dr. Neali, 
Redaktor Dr. Widmann, de Stoppani, Ständeratspräfident 
Dr. Shod, Scherb, Bundesanwalt. Die berniiche Lieder- 
tafel brachte dem Jubilar ein feterliches Ständchen, der joa. 
Übeichichor der LKiedertafel jtreute während des ganzen Abends 
ernite und heitere Xieder zwilchen die Reden hinein. — 

Wir willen, daß die damaligen älteren Mitglieder des 
Bundesrates jih den Nüdtritt von ihrem jchweren YUnte, 
wenn jie diefen Schritt in allen Ehren und ohne das Gefühl 
einer Pflichtverlegung gegen ihr Baterland tun fonnten, als 
eine Erlöjung betrachteten, und auch Schenf dachte jo, da er 
wußte, daß er damit jedenfalls nicht zur Untättgfeit, jondern 
nur zu einer bejcheiveneren und weniger durch Hader gejtörten 
Tätigfeit übergehen würde. ber wer jagte ihm offen md 
wahr: jegt darfjt du gehen — oder nicht gehen! 

Sebt hatte er Darüber eine unzmweifelhafte Belehrung. Mit 
der ihm eigenen Nuhe, aber mit der größten Aufmerkjamtfeit 
ließ er die Demonitration an fich vorübergehen und achtete 
auf alles, was feine Freunde und Gejinnungsgenofjen ihm 
zuliebe veranjtaltet hatten. | 

Dann fagte er wohl beim Nachhaufegeben zu Jich Jelbit: 
‚Gott jei gedankt, ich habe Doch nicht umjonit gearbeitet, — 
wenn auch zuweilen mir Ymeifel aufgetaucht waren. 

Und jett fehrte auch nicht mehr in ihm jene leidige Frage 
wieder, ob er damals am Scheidewege, wo er zwifchen einem 
ruhigen Xeben der Spekulation und einem Leben des Stampfes 
zu wählen hatte, die richtige Wahl getroffen habe, jondern er 
jagte jich: ich habe damals den Auf des Baterlandes vernommen 
und ich bin ihm gefolgt, und ich werde diefem Rufe auch ferner 
folgen! — 
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Und e3 lagen dem eidg. Departement de3 nnern nad 
gerade fo viele und fchwere neue Arbeiten vor, daß man dem- 
felben bald die ihm im Jahre 1887 auferlegte Aufgabe, beziig- 
lich der Ausführung der Art. 7, 8, 9 und 13 des Altoholgejebes 
das Finanzdepartement zu ergänzen, wieder abnehmen mußte. 

Auch diefes Ießtere fonnte fich mit diefem Teil der Alfohol- 
angelegenheit nicht regelmäßig befajjen. 

Und die Kantone verloren meiftenteil3 die Alfoholfrage 
auch aus den Augen, troß des neuen Art. 31 der B.-Berf. und 
troß des Alfoholzehntels. 


Daß jedoch die Führer der Berner Wirte dem tt. 32bis, 
Abjah 2, feindlich bleiben werden, davon hatte Der Neferent 
ichon im Zahre 1885 einen deutlichen Win erhalten. ir 
meinen die Beitimmung: „Nach dem Wegfall der in Art. 32 
der B.-Verf. erwähnten Eingangsgebühren auf geitigen Ge- 
tränfen fann der Handel mit folchen, welche nicht gebrannt find, 
von den Kantonen feinen befondern Steuern unter 
worfen werden, noch andern Bechränfungen als denjenigen, 
welche zum Schuße vor gefälfchten oder gejund- 
Hheitsihädlihen Getränfen notwendig find. Se- 
doch bleiben hierbei in betreff des Betriebes von Wirtichaften 
und des Kleinverfaufs3pon Quantitäten unter 
zwei Liter die den Kantonen nach Art. 31 auftehendent 
Kompetenzen vorbehalten.” 

Diefer Artikel hatte eigentlich einen bemifchen Urjprung. 
Das bernifche Gejeß vom 29. Mai 1869 über den Handel mit 
geiftigen Getränken war in Art. 1 viel weitgehender und Die 
Botichaft des Großen Rates an das Volf empfiehlt die liberale 
Beftimmung der Handelsfreiheit fir die nicht gebrannten 
geiftigen Getränfe al ein Hauptfampfmittel gegen 
die Branntweinpeft. Allerdings ift man dann im Jahre 1879 
aus Finanznot von diefem fchönen Grundfab abgegangen und 
hat ven Weinhandel im fleinen wieder den Wirten ausgeliefert 
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tie mehrere andere Slantone. Daher mußte der Bund die fis- 
fafiichen Beläftigungen der weniger gejundheitsmwidrigen ©e- 
tränfe mitfamt den Ohrmgeldern bejeitigen und er jtattete dafür 
die Kantone mit dem Ertrag der Mfoholiteuer aus. Das Ge- 
ichäft der Wirte hatte dabei auch einen Gewinn Durch die Be- 
jeitigung des Ohmgeldes; aber ihre alten Weinhandelspripi- 
legten fonnten fie eben noch immer nicht vergejjen. 

Als im Fahre 1888 dem Bernervolfe ein neues Wirtichafts- 
 gefeß vorgelegt wurde, in welchem das feinerzeit (1879) von 
den Wirten ergatterte Brivilegium fich nicht mehr vorfand, 
führten diefe dejien VBerwerfung herbei. — Dann wurde vom 
ichmweizerifchen Wirteverein bei den Bundesbehörden das Ber- 
langen geftellt, daß der Mleinhandel mit geiftigen Getränken 
jo beiteuert werden dürfe wie das Wirten, d. h. daß in dem zitier- 
ten Art. 32bis Statt „2 Xiter” gejagt werde „1OLiter” (Dez. 1893). 

AS die notwendige Nevifion des bernijchen Wirtichaftsgejeges 
von 1879 im Jahre 1894 wieder aufgenommen werden mußte, 
und zwar in Der Borausficht eines neuen großen Verwaltungs- 
defizits, und Daher Diele NRevifion von derjelben Gefahr bedroht 
war wie im Jahre 1888, mußte an eine Bejchwichtigung der 
Wirte gedacht werden. Durch das Zufammenmirfen des Herrn 
Direktor des Innern und des Herrn Großrat Fueter (Apothefer 
in Burgdorf), welcher leßtere al Brennerei-nipeftor und als 
Lebensmittelpolizei-fnjpeftor dejjen rechte Hand mar, Tam 
nun ein Beichluß des bernischen Großen Rates zuftande, durch 
weichen vie Regierung eingeladen wurde, ein 
Berftändigung mit andern Kantonöregie- 
rungenbetreffendv \bänderungde3s Art. 32bis 
der Bundesperfafjung im Simne der Betition 
DderWirteanzubahnen. (1. Februar 1894.) Auch die Wein- 
bauern waren den jteuerfreien Kleinverfäufern von — impor- 
tiertem — Wein iiber die Gafje nicht gewogen, da je Ddiejen 
jteuerfreien Kleinverfauf ald ein Privilegrum für ihren jelbit- 
‚gepflanzten Wein betrachteten. 
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Am Neujahr 1895 erichien die Brofchüre: „Zum Slampfe 
gegen die Zweiliter- Wirtfchaften oder die Notwendig- 
feit der Nevifion des Art. 32bis der Bundesverfafjung. Von 
Dr. Hans Tiehumi, bernischer Xebensmittel-njpeftor”, welche 
u. a. auch die Berjtändigung mit andern Slantonsregterungen 
zu begründen bejtimmt war. So entjtand die Motion Steiger 
(St. Gallen), welche von 18 Nationalräten verjchtedener Kan- 
tone inteseidmet und am 4. Juni 1895 vom Nationalrate an- 
genommen worden it: 

„Der Bundesrat wird eingeladen, zu Sr und Ddar- 
über Bericht und Antrag vorzulegen, ob nicht in Art. 32bis, 
Abjah 2, der B.-VBerf. das fteuerfreie Verfaufsminimum 
nicht gebrannter geiftiger Getränke von 2 auf 10 Liter zu er- 
höhen, bezw. der Schlußfab von Abjab 2 dahin abzuändern fei: 

„iedoch bleibe hierbei in .betreff des Betriebes von Wirt- 
ichaften und des Sleimverfaufs von Quantitäten unter 10 Liter 
die den Kantonen nach Art. 31 zujtehenden Kompetenzen vor- 
behalten.“ 

Scenf Hatte umjonit diefen Antrag eimläßlich befämpft 
und behauptet, mit dejfen Annahme würde eine Hauptjäule des 
Baues von 1885 meggerifien, die Abficht jener Verfafjungs- 
revifion habe nicht nur darin beitanden, dem Bolfe ven Schnaps 
zu verteuern, fondern man habe den Arbeitern auch einen ge- 
fundheitsunschädfichen Erjag zu billigen PBreijen jichern wollen, 
während die Kantone darauf ausgehen, die leichtern Getränfe 
fisfaltiich auszubeuten. 

Zwei Monate nachher itarb Schenf, welcher bereit3 mit der 
Beantwortung der Motion Steiger beichäftigt war. hm 
folgten in dem mit Arbeiten der verjchtedenjten Art iiber- 
bürdeten Departement des Innern innert fünf Jahren drei 
Chefs, alle drei der franzöfiichen Schweiz angehörend, von 
welchen die zwei erften big zu ihrem Austritte aus dem Bundes- 
- rate faıım die nötige Zeit hatten, jich in ihr Departement hinein- 
zuarbeiten und fich in diefer Angelegenheit darauf bejchränften, 
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den Kantonsregierungen einige Fragen vorzulegen. Der dritte 
Nachfolger exit (Nuchet) hieß die Antworten zujammenitellen; 
fie waren fo lüdenhaft, daß fie über den tatfählihen 
AZuftand in den Kantonen eine genügende Auskunft in Zahlen 
nicht gaben. Das jedoch wurde erreicht, daß jchließlich eine Wtehr- 
heit von Regierungen, welche die Mehrheit der fchmweizerifchen 
Bevölferung Hinter fich zu haben meinten, mehr oder weniger 
überzeugt oder nachgiebig, fich der Motion Steiger anjchlojjen. 
Der Bundesratund die Bundesperfammlungglaubten mohl, einer 
erledigten Frage (chose jugee) gegenüberzuftehen undden Stanton 
Bern zu retten, ohne die andern Kantone zu einer Änderung, 
welche fie nicht begehrten, zu verpflichten, als fie eine Der Wirte- 
Petition wörtlich entiprechende Abänderung der Bundesper- 
faffung annahmen (Botfchaft des Bundesrates vom 15. März 
1901 und Bundesbeihluß vom Juni 1903). 

Sn der Vollsabitimmung vom 25. Dftober 1903 — dem 
Sahrestage der Verfaffungsnovelle vom 25. DOftober 1885 — 
erffärte jedoch das Schweizerbolf mit 228,094 gegen 156,777 
Stimmen: wir wollen bei den Berfaffungsartifeln von 1885 
bleiben! Nur die Kantone Luzern, Freiburg, Graubünden und 
Wallis wiefen eine Mehrheit für das Begehren der Wirte auf. 
Sogar Bern, dem die andern Kantone hätten zu Hilfe fommen 
folfen, toies diefe Hilfe mit 33,437 gegen 22,144 Stimmen 
zurüd. 

Die vom bernifchen Großen Nate am 1. Februar 1894 an- 
genommene Motion Fueter hatte ausdrücklich das Verlangen 
an die Spiße geitellt, daß auch der in Quantitäten von 2 bis 
10 Kitern gefaufte und außerhalbdesWirtähaujes 
getrunfene Wein fisfalisch dem im Wirtshaufe getruntenen 
gleich belaftet werden dürfe. Diefer der Wirtepetition zugrunde 
liegende Zunftanfipruch fonnte im Kanton Bern nicht an- 
erkannt werden. Wenn dagegen zur Unterftügung desjelben 
allerlei lagen, zu welchen einzelne Sleinhandelsgejchäfte Ge- 
fegenheit gegeben hatten, jo borgebracht wurden, al3 ob diefe 
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Migbräuche im Kanton Bern allgemein wären — un- 
befugtes Wirten, Verkauf von gefälichten oder gefundheit3- 
ichädlichen Getränken durch die jog. Zmweiliterwirtjichaften, — 
jo fagte das Bolf: gegen jolche Mißbräuche Haben wir den Be- 
hörden in einem ftrengen Xebensmittelgejege von 1888 und in 
einem guten Wirtfchaftsgefege vom Sahre 1894 die nötigen 
Kompetenzen erteilt und der Bund findet fie in Übereinjtim- 
mung mit feiner Berfaffung. Wenn die Berner Erefutive von 
Diejen Kompetenzen nicht Gebrauch macht, jo wird e8 auch nichts 
nüßgen, wenn man in Vrt. 32bis der B.-Verf. jagt: 10 Liter 
Halt: 2 Sıret. 

Das war jedoch nicht das lebte Wort des Bundes in diejer 
Trage, jondern er hat den Kantonen in der Ausführung der 
Reform von 1885 in der Kolge auch Beiltand geleijtet, wo e3 
notwendig war. — | 

Der Kanton Bern konnte freilich mit Necht jagen, Der Bund 
habe allerdings in Art. 32bis Beichränfungen zum Schube 
von gefälfhtenopdergefundheitsfhädliden 
Getränken zugelajlen; jedoch jeien die Kantone für jich 
zur Ausführung der Xebensmittelpolizei, welche je länger dejto 
Ichwieriger werde, nicht jtarf genug. Das it richtig, und darum 
it auch am 11. Juli 1897 ein Artikel 69bis betreffend den Ver- 
fehr mit Xebensmitteln in die Bundesverfaflung aufgenommen 
und vom Bundestate jchon am 28. Februar 1899 ein eidge- 
nöffifche3 Zebensmittelgefeg nebit Botjchaft vorgelegt worden 
und der bemnijche Direktor des Innern, welcher wie für das 
bernijche, jo auch für das eidgenöffiiche Xebensmittelgejeg Jh - 
große Berdienjte erworben hat, fonnte Dabei diejenigen fröhlich 
mitwirken jehen, welche im Oftober 1903 ihn gegenüberjtanden. 

Welche Arbeit nimmt nicht das am 10. Juni 1906 vom 
Schweizerbolfe angenommeneeidpgendöjfilhetXeben>- 
mittelgefeb den Kantonen dadurd) ab, daß der Bund an 
der Grenze in einem einzigen Aft ganze Wagenladungen einer 
Ware unterfucht, welche bisher, ununterjucht in die Stantone 
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verzettelt, Dußende von Lebensmittelinfpeftoren beichäftigten! 
Und welche Unterftügung ift das für die in diefer Sache fich 
Mirhe gebenden Kantone, wenn der Bund nach Art. 10 diejes 
Gefeges die Hälfte der Koften übernimmt 

a) an die Eritellungs- und Eintichtungsfojten neuer, jomie 
an die Koften des Umbaues und der Erweiterung be- 

stehender Unterfuchungsanftalten, fofern die Pläne vom 
Bundesrate genehmigt worden find; 

b) an die Unterhaltungs- und Betriebsfojten der Unter- 
fuchungsanitalten, inbegriffen die SKtojten der bafterio- 
logijchen Unterfuhungen; 

c) an die Befoldungen der Chemiker und des Perjonals 
der Unterfuchungsanftalten und an die Bejoloungen der 
Lebensmittelinipeftoren; 

d) an die often der fantonalen Injtruftionskurfe. 

Art. 11 diefes Bundesgejebes lautet: 

„Die Auffichtsbehörden [der Stantone] haben die Befugnis, 
die Räumlidhfeiten, Apparate, Gefäße und 
Borrihtungen, melde zur Herftellung, Gewinnung, 
Behandlung, Aufbewahrung und zum Verkauf der der Beauf- 
fichtigung unterftelften Waren und Gegenftände dienen, wäh- 
rend der üblichen Gejchäftsftunden oder während die Räun- 
fichfeiten dem Berfehr geöffnet find, behufg der Seheiing 
ihres Zustandes zu bejichtigen. 

Sie find berechtigt, von den vorgefundenen Waren oder 
NRohmaterialien nach einer VBorprüfung oder auch ohne eine. 
folche, Proben zum Zwecke der Unterfuchung zu entnehmen. 

Das Necht der Beauffichtigung exjtreckt fich auch auf Die 
Maren und Gegenftände, welche an öffentlichen Orten oder im 
Umpherziehen verkauft oder feilgehalten werden.” — 

Da hat nım ein Kanton, dem e3 mit der Sanierung des 
feinen und großen Handels mit geiftigen Getränfen Ernit ift, 
von feiten de3 Bundes nicht bloß Kompetenzen, jondern auch 
materielle Unterjtügung! — 

24* 
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Sit aber nicht, wird man ung vielleicht fragen, im Verlaufe 
der neunziger Jahre durch die internationale Konkurrenz ein 
folcher Preisfturz des Weines eingetreten, daß der Ubjab 2 des 
Art. 32bis der Verfaffungsnovelle von 1885 zwedfos, ja zweck 
midrig geworden 1jt? 

Sn diefer Beziehung ift nur das zuzugeben, daß eines 
der in diefem Lemma gemeinten geiltigen Getränfe billiger 
geworden tft, al3 man damals (1885) möglich hielt, nämlich der 
Wein, während bezüglich des Bieres und des Apfelweins die 
Vorfchrift dDiefes Lemmas noch immer eine ganz zeitgemäße üt. 

Sndem der Bund für den auf einen abnormen Preisjab 
gefalfenen Wein im neuen golltarif vom Jahre 1902 von dent 
jebigen Einfuhrzoll im Betrag von 3'/, Ct8. auf einen Boll bis 
10 Et3. per Liter zu fteigen geftattet, und diejen Zoll faktiich 
in den Handelsverträgen einftweilen auf 8 Ct3. angejeßt hat, 

hat er da3 dem Art. 32bis zugrunde Tiegende Prinzip, die 
geiftigen Getränfe nach ihrem Alfoholgehalte zu behandeln, 
nicht preisgegeben. 3 ift recht und billig, daß die jchwereren 
Sidmeine durchichnittlich teurer werden als Die leichteren 
Schmweizerweine und auch teurer feien al3 Bier und Apfelmein; 
der Wein ift gleichwohl jet noch billiger, als man ihn zur Zeit 
der Reform von 1885 machen wollte; er foll nicht durch einen 
allzu billigen Preis die viel leichteren Getränke Bier und Apfel- 
wein verdrängen! Wir find auch geneigt, denjenigen beizus- 
ftimmen, welche die ftarfen italienischen Weine, die in ihrer 
Heimat mit Waffer vermifcht getrunfen werden, ungemijcht 
nicht al3 palfendes alltägliches Hausgetränf anjehen, jondern 
demfelben eher die Beltimmung zumeien, allzu fchwachen und 
zu wenig füßen Rotweinen der deutichen Schweiz ettvas nac)- 
zuhelfen. — 

AS eine befonderg hoffnungerwedende Exrjcheinung dürfen 
wir die Zunahme des Moftfonfums und die demfelben 
zugrunde liegende Hebung der Moftproduftionin quali- 
tativer und quantitativer Beziehung begrüßen. Schon der im 
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Frühling 1905 in Bern abgehaltene dritte jchweizeriiche Mojt- 
marft hatte einen Aufihiwung der Berner Miofterei erfennen 
Yajfen; noch viel mehr zeichneten fi am vierten im Mai des 
Sahres 1907 in Baden abgehaltenen Moftmarft einige bernijche 
Produzenten aus; jechs derjelben haben emeneriten Breis 
erhalten, vorab unfere auch durch ihre Moftereifurfe hervor- 
tragende landwirtfchaftliche Schule auf der Rütti bei Bern. 
Auch fängt man nunmehr in landwirtichaftlichen Streijen 
des Kantons Bern an, den Apfelmojt als das jelbjtverjtändfiche 
zufünftige Hausgetränfdes Bauers anzujehen. 

Wenn man doch etwas mehr Vertrauen und Hingebung an 
einen al3 lebenzfähig erfannten Gedanken hätte! 

Schon im Sahre 1863, am 10. November, waren im Sajıno 
zu Bern, unter dem Präfivium des bernifchen Negierungs- 
rates Joh. Weber (des fpätern Gottharddirektors), Delegierte 
der öfonomifchen Gefellichaft des Kantons Bern und ihrer 
Seftionen in zahlreicher Verfammlung zujammengetreten, um 
im Wetteifer mit den Kantonen Thurgau, Zürich, St. Gallen 
die Mittel zur Hebung des Obftbaus und insbejondere Des 
Moftobftes mit Rücdficht auf die Mfoholbefämpfung zu 
beraten. Die von jener Berfammlung aufgeftellte fanto- 
nale fommiffion für Hebung de3 DObitbaus 
hat denn auch, vom Staate (Kanton Bern und Bund) unterjtüßt, 
vieles geleiftet, um unfern Obftbau zu heben, namentlich durch 
die Aufftellung eines „Stammregifters (mit Atlas) vorzüglicher 
Kernobftforten für den Kanton Bern, nebit furzer Anleitung 
zur Pflege der Objtbäume und zu zwecmäßiger Verwertung 
Dde3 Dbftes”. ES erfchtenen auch Anleitungen zur Mojtbereitung 
von Sefundarlehrer Koh. Gut und Marti, Vorfteher der berni- 

- jchen landwirtfchaftlichen Schule. 
Die Früchte hießen auf fich warten. Man meinte, den Mojt 
nur fo niebenbei bereiten und aufbewahren zu fünnen und er- 
hielt einen meift trüben Moft, der alsdann auc dem Magen 
nicht gut tat, ihn angeblich erfältete, da man eben nicht „Erd- 
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äpfler” jchludte. Man erwartete nunmehr bei ung nicht viel 
Beiferung vom Mofte. Jedoch befamen wir nac) und nad) eine 
neue vetedelte Obitfultur, durch die wir einen jchönen Erport 
erzielten. Wir überzeugten ung dann auch, daß wir mit einer 
rationellen fachmännifchen Bereitung und Aufbewahrung des 
Moftes in größerem Maßftabe und mit dem bejjeren Material 
einen guten handelsfähigen Mojt Tiefern fünnen. — 


Sr demjelben Jahre (1895), wie das Bojtulat Steiger, wurde 
vom Nationaltate auch ein Poftulat SHochftraßer und 
Häberlin angenommen: 

„Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und Bericht - 
zu erftatten, ob nicht das Bunidesgejeg über gebrannte Wafjer 
vom 23. Dezember 1886 im Sinne der Reduktion oder gänze 
lichen Bejeitigung der inländifchen Produktion monopol- 
pflichtiger gebrannter Wafjer abzuändern jei.” 

Das Poftulat jah ja wie eine Bombe aus! 

Der Bundesrat wußte e3 jedoch dahin zu bringen, daß die 
Bundesverfammlung im März 1897 den Bejchluß fakte: „Der 
Rat nimmt Alt von der Erflärung des Bundesrates, wonac) 
derjelbe die ducch das Postulat Hochitraßer-Häberlin angeregte 
Trage betr. die Snlandsproduftion vor Ablauf der Brennerei- 
verträge einer eingehenden Prüfung unterwerfen und innert 
nüßficher Frift den Näten Bericht und Antrag unterbreiten 
werde, ob und in welherMWeife das Mlfoholgejeß ın 
diefer Beziehung oder allfällig auch in anderen Punkten (Art. 8) 
zu revidieren fei. Mit diefer Erklärung wird das Pojtulat 
Hocitrager-Häberlin als erledigt betrachtet.“ 

Der Bundesrat hatte freilich nach 10 jähriger Handhabung 
des Alfoholgejebes von 1886 einige feine Ergänzungen und 
Modifikationen vorzufchlagen, aber feine Luft, den tom= 
promiß von 1886 radifal umzujtoßen. 

Sn feiner Botfchaftzummeuen Entwurfedes eidg. Branntmwein- 
gejeßes, vom 6. Kuni1898, Spricht er fich in dDiefer Hinficht alfo aus: 
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„tr halten im SHinblid auf die durch jedes Gefeß ge- 
Ichaffenen Sinterejjenverhältnifje eine gemilje Stabilität der 
Gejeßgebung an und für fih al eine fo berechtigte Forderung 
des Staatslebens, daß wir und nicht entjchliegen können, den 
vollen Kampf der mwideritreitenden Meinungen neuerdings 
heraufzubeichwören, welcher in dem unjerer Auffaffung nad 
im ganzen glücklichen Kompromiß der Alfoholgefeggebung von 
1886 zum Austrag gebracht worden ift.“ | 

Freilich enthielt der vom Bundesrat vorgelegte neite Ge- 
jebesentwurf auch einen Antrag auf Abänderung des vom 
Pojtulate Hochitraßer-Häberlin fo jehr bedrohten Art. 2 des 
Alfoholgejeges, jedoch in anderer Tendenz. Der Bundesrat 
wollte den mit der Landwirtichaft gejchloffenen Kompromiß 
nicht brechen, wonach „annähernd ein VierteildesBe- 
darfesangebrannten Waffern durch Lieferungs- 
berträge bejchafft wird, welche der Bund mitinländifchen 
Broduzenten abzufhliegen hat” (Art. 2 des Gef. vom 
23. Dez. 1886). ber ift unter der Bezeichnung „Des Bedarfes” 
der Bedarf an Trinfbranntmwein oder aber der Bedarf 
an gebrannten Waflern überhaupt gemeint? Der Wort- 
laut des beitehenden Gejebes jpricht nun zwar für die lebtere 
Auffalfung. Da indejjen auch die eritere Auffaffung möglich 
it und da diejelbe in fisfaliicher Beziehung ein viel günftigeres 
Nejultat liefern würde, jo durfte der Bundesrat nicht von fich 
aus die Trage Löfen. 

Die Frage gewann dadurd) an Bedeutung, daß der Bedarf 
an Trinfjpiritus feit 1887 fehr abgenommen hatte und bei An- 
nahme der engern Auslegung das Recht auf Lieferung eines 
Biertels des Bedarfes die inländische Produftion in demjelben 
Mape reduziert würde, während die weitergehende Auslegung 
Erjaß böte durch die progreffip wadhjende indu- 
trielle Verwendung von Sprit. Aber — der 
für gewerbliche Ywede beftimmte Sprit muß mie bisher zum 
Selbitfoftenpreis abgegeben werden, während Der 
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bon der inländiichen Brennerei gelieferte Sprit vom Bunde 
etrva 40 x. höher als zum Normalpreis angefauft wird! Allo 
erleidet der Bund (d. h. die Alfoholfaffe), wenn er fire den Be- 
darf der nduftrie inländiichen Sprit abgibt, auf jedem Hefto- 
fiter inländischen Denaturierten Sprit einen baren Berluft 
bon menigitens 40 Fr.! 

Gleichwohl behält Art. 2 des neuen Gejebes die Borjichrift: 
„Annähernd ein Viertel des YLandesbedaris an Sprit und 
Spiritus [bisher: „ein DBiertel des Bedarfs an gebrannten 
Wafjern“ ] wird durch Lieferungen bejchafft, welche der Bund 
mit inländischen Brennen abzufchliegen hat.” Dann folgt 
jedoch die nee Marimalbejtimmung: „Diefer der inländiichen 
Produktion vorbehaltene Teil darf jedoh 30,000 Hefto- 
Iiterabjoluten Altohols im Kalenderjahre nicht überjchreiten.“ 

Sn Art. 3 des neuen Gejebes haben wir die etwas ver- 
Ihärfte Boriehrift, daß die „für Rechnung Des Bundes ar- 
beitenden Brenner ausfhlieglic inländiichen Nohjtoff 
zu verwenden haben“. Der Bundesrat fann zwar, bejonders 
bei inländischen Mißernten, Ausnahmen zulafjen, jedoch unter 
erichmerenden Bedingungen. „Bei der Vergebung der Loje 
find Angebote aus Yandesteilen, in denen die 
KRartoffelernte inderKegellüberfhüffe über 
den Ernährungs- oder Futterbedarf ergibt, vorzugsmeijse 
zuberüdfidtigen.“ 

Die übrigen Neuerungen des Bundesgejebes vom 29. Juni 
1900 über gebrannte Wafjer dürfen wir hier übergehen. 

Dak angefichts des VBerluftes auf dem inländischen Anteil 
der Lieferungen zu gewerblichen Ymeden diejer Anteil zu Y, 
des Bedarfs fontingentiert wird, gleichiwie bei der Lieferung 
des Anteil an Trinkbedarf, ift zu veritehen. 

Bei alledem tft zu jagen: die Bundesbehörden jind bei der 
Revifion des Alfoholgejebes, troß der VBerfuchung zum Gegen- 
teil, gegenüber der Landwirtichaft jehr mohlmollend vorge- 
gangen, jie haben den Kompromiß von 1886 gehalten. 
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Die Landwirtfchaft hat noch immer ein Intereffe daran, 
daß diefer Kompromiß auch ferner gehalten werde. Sie fichert 
fich diefes Sntereffe Dadurd), daß fie jelbit an diefem Stomipro- 
miß fefthält und nicht mithilft, wenn daran gerüttelt wird. 

Wie weit hat e3 die bernifche Branntweingejebgebung mit 
ihren Nımaveränderungen gebraht? Die eidgenöffiihe hat 
zwar ihr Ziel noch nicht erreicht; jte it jedoch in der Lölung 
. der auf eine lange Beitperiode berechneten Aufgabe durch 
Tefthalten an der verfaffungsmäßigen Grundlage troß 
vieler Mängel in der Vollziehung der Gejege dem geitecten 
Biele um ein gutes Stüc näher gelommen. 

Wir haben alle ein Snterefje, daß das durch das Zujammen- 
wirfen gemeinnüßiger Männer verichtedener Lager des ganzen 
Landes dor zwei Sahrzehnten aufgeitellte Programm au) 
ferner feitgehalten und durchgeführt werde. 

Wer fich erinnert, bi8 zu welcher bedenflichen Höhe vor 
zwei Sahrzehnten in einem großen Teile der Schweiz und 
befonders im Kanton Bern der Schnapsfonjfum geitiegen war 
und welche fichtbaren Folgen in fanitarifcher und moralifcher 
Beziehung daraus erwuchfen, und daß man bereit3 nahe daran 
war, die Möglichkeit einer Befferung zu bezmeifeln, der wird 
fich bei dem Anbficke der heutigen Zuftände doc) jagen müfjen: 
es ift um vieles beffer geworden und wir müfjen auf Diefem 
Wege meiter fchreiten. Die Vorherrfchaft des Schnapjes in 
den Brennfantonen, zumal im Kanton Bern, tft gejtürzt. 

Diefen Teil der Reform von 1884/86 mußte der Bund 
übernehmen. Den gefundheitsichädlichen, übrigens jogar bun- 
deswidrigen Steuergrundfäßen, welche im Laufe des 19. Jahr- 
hundert3 in einem anfehnlichen Teile der Schweiz die Herr- 
ichaft des Schnapfes begründet hatten, fonnte nur der Bund mit 
Erfolg entgegentreten. Wohl uns, daß durch das Fabrilations- 
und Verfaufsmonopol demfelben der Niegel gejchoben worden 
‚it, bevor der Branntwein ringsum an der Grenze zu einem 
internationalen Preife auftrat, nach welchem der Liter Star- 
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toffelichnaps billiger zu Haben wäre, als ein Liter irgend eines 
andern noch jo unfchuldigen geiftigen Getränfes, jogar bilfiger 
als ein Liter Milch. 

Dank diefer Steuerreform ift in einem großen Teil des 
einjt verjumpften Gebietes der Schweiz der Schnaps nicht 
mehr das herrichende Hausgetränf für die arbeitende Klaffe; 
er hat weniger jchädlichen geiltigen Getränken Pla machen 
müfjen, wodurch nachweisbar auch die Sterblichkeit herab- 
gemindert worden ilt. 

Mehr Hat man bei der Reform nicht verjprochen. Man hat 
mit Bemwußtjein das gefährlichjte geijtige Getränfe durch andere 
minder gefährlihde erjfest. Daß der Konfum geiftiger Ge- 
tränfe, nach ihrem Alfoholgehalte gemeffen, auf die Hälfte 
herabgejeßt oder gar befeitigt werde, hat man damal3 nicht 
nur nicht dverfprochen, fondern man hat die Herbeiführung 
eines folhen Nefultates dich Gemaltmaßtegeln ausdrückich 
als ein unausführbares Postulat abgelehnt und befämpft. 

Die Befürworter der Reform haben jedoch nicht die weiter 
gehenden Biele, jondern nur einige für diefelben angerufene 
Mittelbefämpft. Einverjtanden mit dem Wunjche der Ber- 
minderung der Trumffucht und der Genußfucht iiberhaupt, hat 
die das ganze Neformprogramm entmwicelnde bundesrätliche 
Botjchaft vom 20. November 1884 an drei Hauptmächte appel- 
hert: 1. an die Privatinitiative, welche landmirt- 
Ihaftlihe und andere Mäßigfeitsvereine, Kaffeehallen, Wolfg- 
füchen, Lejejäle 2c., ferner Kochichulen, Haushaltungsichulen, 
bilfige Kofthäufer, Bolfshäufer, Voltsbibliothefen zc. ins Leben 
ruft; 2. an die Kantone, welche die Wirthaus- und die 
Lebensmittelpolizei handhaben und durch Erziehumggmittel 
aller Art pofitiv zur Hebung der Sitten umd des Gejchmades 
des Volfes beitragen, und exft in dritter Zinie (unter 3) an den 
Bund, welcher durch eine Umkehr der Befteuerungsgrund- 
jäge eine andere Benubung der geiftigen Getränfe herbei- 
führen foll. 
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- Daß der Bund damit andere wirffame Kampfmittel nicht 
_ bejeitigt, fondern ebenfalls gefördert wifjen will, daS beweilt die 
Zumeifung vs Alfoholzehntelsandie Kantone behufs 
der Bekämpfung der Ürfachen und Wirkungen des Alfohofismus. 

Die Verwendung des Alfoholzehntels könnte awar mancher- 
ort3 mehr leilten; immerhin bleibt er eine Mahnung und Auf- 
munterung zue Bekämpfung der Trunffucht mit moralifchen 
. Mitteln. 

Eine Sozialgejeßgebung, welche mit bloßen Ywangsmitteln, 
ohne eine moraliihe Hebung des WVolfes, dasfelbe glücklich 
machen wollte, würde ihren Ywed nie erreichen. 


Noch einmal Art. 27 der Bundesderfajjung. 


1. Die Subventionierung der fantonalen 
Hobjhulen und Ulademien. 

Nach der Bundesverfaflung von 1848 war der Bund befugt, 
eine Univerjität und eine polytechniiche Schule zu errichten. 

Ss es fich jedoch um die Ausführung handelte (1854), er- 
hielt von den beiden vorgeichlagenen Schulen die eine, die eidg. 
Univerfität, im Ständerate die Majorität nicht, und es fan 
nur die eidg. polytehnifhe Schule zuitande, welcher 
fein Nivale im Wege jtand. Das Lob der pädagogischen Vor- 
züge der feinen Hochjchulen mwuwde jchon Damals gejungen 
(und zwar nicht bloß von Profefforen der Medizin), jo armfelig 
auch unfere fantonalen Hochjchulen Damals ausgejtattet waren; 
es jchien das Doch noch beijer, al3 gar nichtS dergleichen im 
eigenen Kanton zu bejigen. Se länger die erhoffte eidg. Hoch- 
Ichule ausblieb, und je mehr durch Die Gründung neuer fan- 
tonaler Hochjchulen und Afademien die usjichten der eidge- 
nöjfiichen noch erjchwert wurden, dejto mehr faßten die fanto- 
nalen Negierungen Mut zur Selbithilfe und zu beijerer Aus- 
ftattung ihrer Antalten. 

Die verworfene Bundesverfaflung von 1872 bereicherte in 
diefer Beziehung die bisherige Borfchrift ın Art. 27, Abjab 1, 
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nur um den Zujaß: „und andere höhere Unterrichtsanftalten” 
[zu errichten). 

Die Bundesrevifion von 1873/74 brachte einen meitern 
Zufaß in folgender Form: 

„Der Bund tjt befugt, außer der beitehenden poly- 
techniijhen Schule eine Univerfität und andere höhere 
Unterrichtsanftalten zu errihten oder Solche Anftalten 
zu unterjtüßen.“ 

Daß diejes „Unterftügen“ fich nicht allein auf die „andern 
. höheren Unterrichtsanftalten”, fondern auch auf die fantonalen 
Hodhichulen beziehe, fonnte damals, al3 diefe Nedaktion im 
Nationalrate von feiner vorberatenden Kommiffion vorge- 
Ihlagen wurde, noch zweifelhaft jein; nach der Disfuffion der- 
jelben durch beide Räte ift fein Zweifel mehr dariiber, daß der 
Bund auch die fantonalen Hochichulen fubventionieren fann. 
Und went dies auc) in der Bundesverfaffung nicht vorgejehen 
märe, jo dürfte diefer Gedanke nicht mehr abgemwiefen werden, 
nachdem der Bund, ohne durch die Bundesverfaffung dazu 
ausdrüclhich autorifiert zu fein, mit Berufung auf Art. 2 der 
B.-Berf. das Iandroiitfchaftliche und das gewerbliche Bildungs- 
wejen (1884) und fchließlich (1888) auch die Kunft auf fein 
Büdget genommen hat. 

Aus diefen Vorgängen erklärt e3 fich, dag der Gedanfe der 
Subventionierung der fantonalen Hochichulen im Dezember 
1887 ım Großen Rate des Kantons Bafelftadt aufgegriffen 
und nach Storrejpondenz der Regierung diejes Kantons mit den 
Regierungen der andern beteiligten Kantone eine Petition 
der Regierungen von Bajelitadt, Bern, Genf, Waadt, Neuen- 
burg und Hürich um Subventionierung der fantonalen Hoch- 
Ihulen vereinbart und am 28. Upril 1888 dem Bundes- 
‘ rate übergeben wurde. 

Gegen ein folche3 Begehren war nicht nur in formell-recht- 
fiher Beziehung nichts einzuwenden, e3 fprachen auch ge- 
wichtige materielle Gründe dafür. 
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Dieje höheren Bildungsanftalten leifteten nicht allein ihren 
Schülern, fondern unferm ganzen öffentlichen Leben durch ihr 
Dafein und ihren Einfluß einen großen Dienst. Diefe Anftalten 
hatten fich in den legten ‘Jahren, dank den Anftrengungen und 
dem Wetteifer der Stantone ganz bedeutend entmicelt, ihre 
Frequenz mar in demfelben Grade geitiegen, dank der Opfer- 
milligfeit des Staates, der Korporationen und der Privaten. 
sa, bei den stets fich fteigernden Anfprüchen an den Staat und 
‘ ben vermehrten Dpfern, welche die Konkurrenz mit den gut 
fundierten Lehranftalten des Uuslande3 uns auferlegt, erjcheint 
e3 billig, Daß der Bund den an der Grenze der Leiftungsfähig- 
feit angefommenen Kantonen zu Hilfe fomme, mobei mit einer 
Summe von 3—400,000 Franken Wefentliches geleistet würde. 
Die Repartition diefer Summe würde fich in analoger Weife 
gejtalten, mie diejenige der Subvention an die gemwerblichen 
Bildungsanftalten. Diefe Organifationzfrage könne jedoch ohne 
Gefährde auf eine fpätere Zeit verfchoben werden. 

©o die Petition. Der Bundesrat überiwies diefelbe feinem 
Departement des Innern, und deflen Vorfteher, Schenf, ver- 
anitaltete auf den 20. Suli 1888 eine Konferenz der ErziehungS- 
direftoren der fechs beteiligten Kantone, mwefentlich zu dem 
Bmede einer eingehenden Beiprechung der Wünfche und Pläne 
verjelben, mobei fich eine volfftändige Einigkeit unter ihnen 
heraugitellte. Herr Erziehungsdireftor Dr. Zutt in Bajel über- 
nahm den Auftrag, die geäußerten Anfichten in einer Dent- 
Schrift zufammenzufafjen und als Ergänzung der Eingabe vom 
28. April dem Bundesrate einzureichen. 

Die genannte Denkichrift gibt una wertvolle Mitteilungen 
über die Sachlage in den einzelnen Kantonen; fie enthält aber 
auch) Dinge, welche wirklich zum Nachdenken einladen. 

Die Repartition der Subvention denft fie fich jo: einen Teil, 
etwa die Hälfte, nach Verhältnis der Xeiftungen der betr. an- 
tone, Gemeinden, Storporationen und Privaten an ihre An- 
ftalten, die andere Hälfte nach der Zahl der Schüler. — 
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Der Kreis der zu fubventionierenden Hochfcehulen ift mit 
der Zahl von [ech8 als gejchlojien zu betrachten, alfo nicht 
Anstalten mit fonfeffioneller Tendenz einzubeziehen (©. 15), 
während Neuenburg ein willfommener Bundesgenoffe tjt, ob- 
fchon auch feine Anstalt Feine Medizinftudierenden aufweiit. — 

Ein bejonderer Kredit behufs der Erhaltung tüchtiger Lehr- 
fräfte, ähnlich wie ein folcher im Jahre 1873 dem eidg. Poly- 
technifum bemilfigt worden ift, follte auch den fantonalen Hoch- 
fchulen al3 Subvention gewährt werden [auch gegenüber fon- 
furrierenden fantonalen Inftalten ?]. — 

Die Konferenz vom 20. Juli 1888 hat einjtimmig erklärt, 
daß die Kreierung eidgenöffischer Fakultäten oder die Subven- 
tionierung einzelner Fakultäten „etwas gänzlich Verfehltes“ 
wäre; eine jolche wide die andern fantonalen Fakultäten zum 
Eingehen zwingen [?], das übliche Urteil über bloße Facı- 
Ichulen palle auch hier. 

Was jchließlich die Stellung des Bundes gegenüber den 

fubventionierten Stantonen anbelangt, To ift far, daß dem Bunde 
 angefichts einer jo bedeutenden Dotation das Recht eines 
maßgebenden Einfluffes eingeräumt werden muß. Sraglid 
ift nur, ob es für den Bund notwendig und für die Sache felbit 
förderlich ift, wenn gleich von Anfang an von diejem Rechte Ge- 
brauch gemacht und dasjelbe gejeßlich geregelt wird. Die Ston- 
ferenz ift der Anficht, daß nichts gefährdet wäre, wenn der Bund 
fich vorläufig darauf bejchränfte, die Subventionierung an Die 
Bedingungen zu fnüpfen, unter welchen [?] die Unterjtügung 
der gewerblichen und induftriellen Bildungsanftalten gewährt 
wird, und wenn ein direftes organifatorifches Eingreifen einer 
ipätern Zeit itberlaffen wirrde, falls ein folches dann, auf Grund 
der gemachten Erfahrungen, itberhaupt für nn erachtet 
werden jolite. 

Die Denfichrift gibt freilich dem Bunde das echt, bon der 
ganzen Einrichtung der jubventionierten Hochjchule Einjicht 
zu nehmen und fich über die ganze Organifation, Betrieb ıc. 
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detailfierte und motivierte Auskunft geben zu laffen. Er darf 
„jedoch zu den Hochichulfantonen das volle Zutrauen haben, 
daß fie auch ohne eingehendere gefegliche und reglementarifche 
Vorfchriften die bewilfigten Subventionen gewilfenhaft und 
zmwecfentiprechend in gemeineidgenöfjiichem Sinne verwenden 
werden. Das Opfer, welches dem Schweizervolf zugemutet 
wird, foll fein vergebliches fein. ES wird reiche Früchte tragen 
und e3 foll der Wifjenjchaft mie der ganzen Stulturentmwiclung 
* zur Förderung, dem fchweizeriichen Vaterlande zum Wohl und 
zur Ehre gereichen.” — 

Steichzeitig mit der Eingabe der fech$ genannten Hochjchul- 
fantone behandelte der züccherifche Hochjchulperein die Sub- 
ventionsfrage und bejchloß die Abfaffung eines Memorials zur 
Unterftüßung der Eingabe der Kantonsregierungen, welches 
fodann vom Bundesrate ebenfalls den eidg. Räten übermittelt 
wurde. 

Das Protokoll der Sibung des zürcherifchen Hochjchulvereing 
vom 28. April 1888, in welcher die Abfaffung des Memorials 
beichlofjen worden ift, enthält außer den im Memorial ent- 
widelten Speen auch einige Gedanfen über die an die Sub- 
bention zu fnüpfenden Bedingungen (Begriff einer fubventiong- 
fähigen Hochichule, Minimalleiftungen, Aufnahmebedingungen) 
und dann namentlich iiber die Frage, wer foldhe Bedingungen 
aufzuftellen und die Verwendung der Subvention und ihre 
Erfolge zu fontrolfieren habe und ob nicht überhaupt für Die 
Behandlung folcher Fragen betr. das höhere Schulmwejen eine 
ftändige, aus Gelehrten und Staatsmännern beitehende Er- 
pertenbehörde wünjchbar wäre. — 

Diefen Mangel fühlte niemand jo jehr, mie Bundesrat 
Schenk felbit, zumal in diefem Moment. Fir die Angelegen- 
heiten de3 Volytechnifums ftund ihm ein tüchtiger Schulrat mit 
einem firbejoldeten Präfivdenten, für die Medizinalprüfungen 
Prüfungsfommiffionen von Fachmännern zur Seite, für alle | 
übrigen Fragen des höheren Schulwefens mußte er in jedem 
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einzelnen Falle die — darauf vielleicht nicht vorbereiteten — 
Berater exit aufjuchen. 

Welche-Verantiortung lag da jebt auf ihm! Auf der einen 
Seite fchloß ein großer Leitartikel der Neuen Zürcher Zeitung 
(vom 9. März 1888) über „die Unterftügung der jchweizerijchen 
Hodhichulen und Ufademien durch den Bund“ mit dem Zuruf: 
„Warten wir eine bejjere Zeit ab, eine Veriode des nationalen 
Auffehwungs, dann foll mit fräftiger Hand zugegriffen werden. 
Snzwijchen mögen die fantonalen Anftalten fich jelbit zu helfen 
fuchen und ihre Erxiftenzfähigfeit beweifen. Uberverzetteln 
wir nicht die Bundesgelder und nicht eine nationale dee.” 
Und auf der andern Seite verlangt bereit3 der leitende Aus- 
ichuß des Schweizerischen Arbeiterbundes bei der Verwendung 
der Bundesgeder Schaffung von Freiplägen und Stipendien 
an Unvermögliche an den verjchiedenen Fakultäten unter Auf- 
ficht einer neuen, durch den Bund, die Kantone und die betr. 
Schulbehörden geichaffene Kommission. 

Dann fteht auch bereits die fchmeiz. Urztefommiffion da 
und streckt ihre Hand aus für die Förderung der Volfsgefund- 
heit3pflege durch Die Subventionzgelder. 

Und im Dftober 1888 fchließt fich auch die Negierung Des 
Kantons Sreiburgim Namen einer zu gründenden fath o- 
Lifchen Univerfität dem Begehren der Hochichulfantone an. 
[Diefe Universitas literarum zählt zwar, gleichwie die Aca- 
de&mie von Neuchätel, noch heute feine Studierenden derMedizin 
und doch ift diefes Studium das Hauptargument für die Not- 
mwendigfeit einer Mehrheit fchmweizerifcher Hochichulen.] 

Bei jo meit auseinandergehenden Beltrebimgen in jehr 
vitalen Smterefjen durfte nicht von einem einzelnen, wenn auch 
hochbegabten Manne der erjte enticheidende Schritt getan 
werden. Schenf beitellte daher vor allenı eine Menge von 
Gutachten betreffend die Frage einer eidg. Nechtsichule und 
einer eidg. Hochjchule bei den Herren Prof. Menger in Wien, 
Prof. Stammler in Halle, Prof. Meili und Jul. Wolf in Zürich, 
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Dr. Simon Kaifer in Solothurn und Prof. Htlty in Bern, und 
publizierte fofort die erfchienenen Gutachten. 

Sodann berief er auf den 30. Dftober 1889 eine Experten- 
fommiffion nach Bern ein, beitehend aus den Herren: National- 
rat Curti in Zürich, Nationalrat Favon in Genf, Oberit Frey 
in Arlesheim, Dr. Guillaume, Direktor des eidg. jtatiltiichen 
Bureaus, in Bern, Nationalrat Häberlin in Frauenfeld, Bro. 
Hilty in Bern, Nationalrat Künzli in NHyfen, Bundesrichter 
Morel in Laufanne, Ständerat Munzinger in Solothurn, 
Tationalrat Pedrazzini in Bellinzona, Ständerat Schmid in 
Altorf, Prof. Soldan in Laufanne, Dr. Sonderegger in ©t. 
Gallen, Prof. Zul. Wolf in Zürich und Regierungsrat Zutt 
in Balel. 

Schenf fagte in feinem Eröffnungsworte, daß er bei aller 
Anerkennung und Sympathie für die Bemühungen der Hoch- 
Schulfantone in Zweifel darüber geraten jei, ob wir den 
proponierten Weg einfchlagen follen, und es jet diefer Zweifel 
um fo beunruhigender, al3 e3 fich hier wohl um einen Scheide- 
weg handle, der, einmal eingejchlagen, ung feityält und ein 
Zurücfgehen auf einen andern, für des Landes Wohl vielleicht 
befieren Weg ausfchließt. Se höher die in Frage jtehenden 
Snterefjen uns gelten, dejto mehr jet VBorficht geboten. 

Sndem num die Konferenz eventuell auf die vorliegenden 
Begehren eintrat, ergaben fich fofort abweichende Poltulate: 
1. Ausfchliegung der bloßen Akademien; 2. Einjchränfung der 
Subvention auf die Totalfumme von Fr. 350,000; 3. Eins 
Ihränfung der Subvention auf höchitens die Hälfte der neuen 
Ausgaben; 4. Beltimmung der Arten der zu fubventionieren- 
den neuen Ausgaben; 5. Beitimmungen betr. die Überwachung 
der Verwendung der Subvention. 

Und fchließfich fei auch mit all diefen Amendements nod) 
nicht dasjenige erreicht, mag der Art. 27 in erjter Linie ins 
Auge gefaßt hat. Sei auch zur Zeit die eidg. Hochjchule nicht 
ausführbar, jo fünne ihre Grundgedanke nicht aufgegeben 
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werden, und eg müfje wenigitens folgendes angeitrebt und den 
Bundesbehörden beantragt werden: 

A. Der Bund errichtet in Ausführung des Art. 27 folgende 
höhere Unterrichtsanftalten: 1. eine Nechts- und jtaats- 
wilfenfchaftlihe Schule, 2. ein Hygienijches Smititut, 
3. eine Tierarzneifchule, 4. eine Kunftichule. 

B. Der Bund unterjtüßt diejenigen Hochichulen, an deren 
Sit nicht eines der vier genannten Snititute errichtet 
ywoird, mit Subventionen bi8 Fr. 50,000 per Jahr nad) 
den vorhin, Ziffer 4 und 5 angedeuteten Bedingungen. 

C. Förderung der Pilege der Wiljenjchaften an den fanto- 
nalen Hocichulen Durch Stipendien an jchmweizeriiche 

- Studierende derjelben bis zum Betrage von Fr. 20,000. 
Wir fünnen hier nicht weiter in das noch vieler Modifi- 
fationen fähige Detail der Stonferenzbejchlüfje eintreten. Dieje 
Beichlüffe waren fichtlich beitrebt, dem Bunde die ihm nad) 
Art. 27 zufommenden Rechte und Pflichten im höheren Schul- 
wejen zu wahren. Wenn der Bundesrat in feiner Antwort auf - 
die Petition der nunmehr auf jieben angewachjfenen Hochjchul- 
(und Afademie-)fantone den Konferenzbejchlüfien Rechnung 
trug, fo durfte er fich jagen, daß er nicht bloß einer indivivuellen 
Anfchauung gefolgt jei und das allgemeine Wohl im Geijte des 
Art. 27 im Auge gehabt habe. 
Die am 23. Mai 1890 erfolgte Antwort des Bundesrates 
auf die Eingabe vom 28. April 1888 erklärte: 2 
„&3 ijt jelbitverjtändlich, daß eine bleibende Unter- 
ftügung fantonaler Univerjitäten und Akademien, welche 
nennenswerte Nejultate zutage zu fördern imjtande wäre — 
die Eingabe berechnete diejelbe auf Fr. 350,000 bi3 400,000 — 
nicht auf dem Wege des jährlichen Voranjchlages eingeführt 
werden fann, fondern ein ®efe exrheifcht. Wenn ein folches 
Sefeh bis jet nicht vorgelegt wurde, jo hat dies feinen Grund 
in folgenden Umständen und Erwägungen. Der Art. 27 der 
Bundesverfaffung, welcher in Alınea 1 dem Bunde Befugnijje 
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bezüglich des höheren Unterrichtswejens exteilt, jieht in eriter 
Linie die Errichtung eigener Unftalten vor, außer der 
polytechnifchen Schule „die Errichtung einer Univerfität und 
anderer höherer Unterrichtsanftalten”.  Unjer vorberatendes 
Departement nahm hiervon mit Grund VBeranlaffung, die Frage 
zu unterjuchen, ob die Errichtung emer fehmweizeriichen Uni- 
verfität in Ausficht genommen werden jolle und fönne, ob und 
welche höhere Unterrichtsanftalten vom Bunde zu errichten 
feien umd welche Mittel die zu errichteniden Schulen erheiichen; 
ob die Erfüllung diefer Aufgaben mit einer gleichzeitigen Sub- 
ventionierung der fantonalen Hochjchulen und Afademien jich 
vereinigen laffe. Die vorgenommenen jpeziellen Studien und 
bezüglichen fonferenziellen Beratungen ergaben nach dem DBe- 
richte unserer Departements vorläufig das Refultat, daß von 
dem Gedanken der Errichtung einer Schweizerifchen Univerjität 
Umgang zu nehmen jei, daß hinmwieder von höheren Unter- 
richtsanftalten die Errichtung einer jchweizeriichen Nechtsichule, 
eines fchweizerifchen hygienischen Inftituts, einer [hweizeriichen 
Tierarzneifchule und einer fehweizerifchen Kunftichule, melde 
beide Ießtere von der Bundesverfammlung bereits erheblid) 
erklärt feien, in Ausficht genommen werden jolle: daß Der 
Betrieb diefer Anftalten eine jährliche Ausgabe von zirka 
Fr. 380,000 exheifche und daß überdies Die Sahrespdotation 
der polytechnifchen Schule einer namhaften Erhöhung bedürfe. 
Was die Fantonalen Hochichulen und Alademien anbelange, jo 
jei anguerfennen, daß auc) die Errichtung fäntlicher genannten 
ihmweizerifchen Anftalten vorausgejegt, den Bedürf- 

niffen, welche die Stellung des Subventionsbegehrens ver- 
anlaßt haben, durch jene nur teilweife abgeholfen werde und 
daß e3 wejentlich eine Frage der finanziellen Mittel lei, ob 
und in welchem Umfange neben jenen Bundesaufgaben aud) 
dem Subventionsbegehren entjprochen werden fünne. Der 
Bundesrat war nun nicht im Falle, dermalen diefer Trage 
überhaupt näherzutreten. Wie diejelben fachlich noch) gelölt 
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werden mögen, fo handelt es fich unter allen Umftänden unt 
neue bleibende Ausgaben von fo großem Belange, daß e3 un= 
ftatthaft erfchtene, der Bundesverfammlung bezügliche Anträge 
vorzulegen, ohne mit einiger Sicherheit nachweijen zu Fünnen, 
daß und wie die erforderlichen Kahresausgaben gededt werden 
fünnen. Da dies nın gegenmwärtig nicht möglich erjcheint, und 
nachdem die Bundesverfammlung fi mit Nüchicht auf den 
gegenmwärtigen Stand der Bundesfinanzen veranlaßt gejehen 
hat, an den Bundesrat die Einladung zu richten, mitneuen 
Ausgabenpvongrößerer Bedeutung, melde 
nihtabfolutdringlidjeien, zurüdzuhalten, 
haben wir uns genötigt gejehen, die Beratung der den höheren 
Unterricht betreffenden Poftulate und damit auch das geitellte 
Subventionsbegehren bis auf den Yeitpunft zu verichieben, 
Yo jene Hinderniffe in genüigendem Maße befeitigt fein werden.” 

Als die Vetenten auf der Vorlage ihres Gejuhhes an die 
- Bundesverfammlung beharrten, itberiwies der Bundesrat das 
Begehren der Kantone am 20. uni den eidg. Näten, jedoch 
mit der Bemerkung, er fei dermalen nicht in der Lage, über 
diefe Angelegenheit Bericht und Antrag zu jtellen, worauf der 
Nationalrat diejelbe jofort (21. JZunt) wiederum dem Bundes- 
tate im Sinne feiner Zufchrift vom 20. Juni zumies. 

Die Frage der eidg. Nechtzfchule wurde nun von Befür- 
twortern derjelben am 21. September 1891 vor das Forum 
de3 in Genf tagenden fchweiz. Juriftenvereins und am folgen- 
den Tage vor dasjenige der nach Zürich eingeladenen jchieiz. 
gemeinnüßgigen Gejellichaft gebracht, jedoch an beiden Drten 
mit entjchiedenem Erfolge von denjenigen befämpft, melche 
darin eine Schädigung der bejtehenden juriitiihen Fahultäten 
erbfickten und dabei jogar behaupteten, eine vom Bunde als 
Beitandteil einer fantonalen Hochjchule errichtete und bedeutend 
erweiterte Nechtsfakultät fei eine bloße Fachjchule und ein Ber- 
laffen des Gedanfens Der Universitas literarum und daher ein 
entjchiedener Nückjchritt. Diefe Polemif wurde jodann auch 
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in der Beitfchrift für jchmeizerifches Necht und andermwärts 
fortgefeßt und fodann von den Freunden der Subvention die 
Subvention in dem Sinne befürwortet, daß por ihrer Ein- 
führung der Bund darauf verzichte, nad Art. 27 Snititutionen 
zu gründen, welche den fantonafen Hochjchulen Konkurrenz 
machen fönnten, während dies jedem mit wenn auch noch jo 
Heinen Mitteln auf den Kampfplag tretenden Stanton ge- 
ftattet bleibt. 

Solcher Sachlage gegenüber jah fich Schenf Dazu verurteilt, 
für fein Wirfen auf diefem Gebiete günjtigere geiten abzuwarten. 
2. Die eidgendffifhe Primarfhulfubvention. 

Daß der Bund ein hohes Intereffe an dem gefamten Dil- 
dungsitande der Nation habe, auch an der Volfsichulbildung, 
das wurde fehon vom Unterrichtsminiiter Stapfer ausge- 
iprochen. Man hat auch beim Entwurf der Bundesverfajjung 
von 1848 daran gedacht, objehon damals zunäcdhjit viel Dringen- 
deres geschaffen merden mußte. Aber wenn man Damals 
von der Hebung des Volfsichulwefenz jpradh, jo war es jtets 
in dem Sinne, e8 müffe hier der Bund Helfend eingreifen, 
wenn die Hilfsmittel der Kantone zu jchwach jeien. 

Bei den Bundesrevifionen von 1872 und 1874 ging e3 auf 
unferm Gebiete nicht ganz jo. Man entwarf weitgehende Vor- 
ichriften oder fteflte folche in Ausficht; aber die Helfende 
Hand Tieß man vermifjen; dahingehende Anträge machten in 
 auffälfiger Weife Fiasfo. Noch mehr. Man jchnitt der Primar- 
Schule eine Einnahmequelle, die Schulgelder, ab, ohne zu willen, 
wie viele Kantone, twie viele Gemeinden man damit traf und 
auf welchen Betrag fie im einzelnen und im ganzen jic) be= 
liefen. Das hat nicht der Lehrertag in Zürich von 1871 ver- 
fchuldet, auf welchen die Politifer fich gemöhnlich beriefen, 
diefer hatte im Gegenteil finanzielle Bundeshilfe empfohlen, 
die Befeitigung der Schulgelder dagegen nicht. 

Aber man baute eben nicht mit vereinten Kräften und an 
einem Friedenswerf; man mar in einem, alferdings uns auf- 
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gedrungenen Kulturfampfe begriffen und meinte, auch diejer 
duch den Schulartifel fördern zu jollen. 

Wir haben gefehen, wie mühlelig nach der jo hoffnungspolt 
unternommenen und durchgeführten Nevijion der Bundes- 
verfaffung ein ganzes Jahrzehnt hindurch die Gejeßgebung 
de3 Bundes vorrücdte und welche uns unbegreiflichen Nieder- 
lagen wir dabei erleben mußten; nach der Niederlage von 
26. November 1882 find ung die Schuppen von den Augen ge= 
fallen, wir erfannten eine Haupturjache diefer Niederlagen und 
de3 beitändigen Mißtrauens: Unfere fchweizerifchen Stantone 
wollten von ihrer Souveränität nur jo viel opfern, als für Die 
Erhaltung des Gejamtvaterlandes durchaus notwendig jchien; 
aber fie hatten durchaus nicht im Sinne, im Primarjhul- 
weien auf das Recht der Gejeggebung zu verzichten. Die 
Bolksichule war dasjenige Gebiet Der öffentlichen Berwaltung, 
welches fie am allerwenigften abzutreten gedachten, weil es 
ihnen ohne Ausnahme am meiften am Herzen lag, — und 
wenn gleichwohl die Nefultate derjelben in den einzelnen Stan- 
tonen fehr ungleiche waren, fo war das in der Hauptfache eine 
Folge der Ungleichheit einerjeits der Hilfsmittel und anderer- 
feits der Bedürfniffe, wie fich ein jeder aus eigener Anjcehauung 
überzeugen fonnte. Die Ungleichheiten in den jich als fort- 
gefchritten haltenden Kantonen waren nicht weniger groß als 
in den Gebirgsfantonen. 

Diefe einer uniformen Drganifation der Voltsichule ent- 
gegenitehenden Schwierigkeiten verfannte man vom “jahre 
1883 an nicht mehr; Schenf fonnte fogar fich überzeugen, daß 
die Pädagogen von Fach nunmehr zu größeren Stonzejjionen 
gegenüber der fantonalen Souveränität geneigt wären; aber 
e3 war zu jpät. | 

Das eidg. Departement des Innern bejchränfte jich Daher 
vom Sahre 1883 an bezüglich der Primarjchule auf diejenige 
Tätigfeit, zu welcher e3 ohne jpezielles Gejeg jchon bisher er- 
mächtigt war, wobei ihm das gejeblicher Adminiftrativfonpe- 
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 tenzen entbehrende Erziehungsbureau der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika in Walhington al3 Vorbild diente. ES fuhr 
alfo fort, erftlih die Refultatedereidg. Refruten- 
prüfungen ftatiftifch bearbeiten zu lajfen und zu publi- 
zieren, womit nachweisbar ein jehr heilfamer Einfluß auf die 
Hebung des Schulwefens in den Kantonen verbunden war. 
E3 fuhr ferner fort mit der Förderung dereidg. Schul- 
ftatiftif, jedoch, um die Empfindlichfeit der jouveränen 
Kantone zu fchonen, wie bisher, nicht Durch das eidg. ftattjtiiche 
Bureau, jondern durch nicht im eida. Dienite jtehende Facı- 
männer. So war jchon im Jahre 1871 die Beteiligung der 
Schweiz an der internationalen Schulftatiitif zugejagt worden, 
welche von dem Ausftellungsfomitee der internationalen Jrdu- 
ftrieausftellung in Wien von 1873 in Ausficht genommen war 
und der die Schweiz betreffende Teil diefer Statiftif Herrn 
Prof. Dr. Kinfelin in Bafel übertragen worden. — Für eine 
neue fchmweizerifche Statiftif des Schulwefens der Kantone Hatte 
fich das eidg. Departement des Innern im Jahre 1881 von der 
Bundesverfammlung einen Sredit von Fr. 30,000 bemilligen 
faffen. Diejelbe, vom Erziehungsfefretär des Kantons Zürich, 
Herrn &. Grob, ausgeführt, war ein vorzügliches Förderungg- 
mittel für die Hebung des Schulwefens der Kantone, indem 
eine der erften Aufgaben derjenigen, welche für das Schul- 
rejen eines Slantonz zu jorgen hatten, jewetlen darin beitand, 
ih nach den erzielten Fortichritten der andern Stantone, den 
dazu erforderten gejeglichen Vorjehriften und finanziellen Hilf3- 
mitteln umzufehen und jodann die gemachten Erfahrungen im 
eigenen Kanton zu verwerten. Dieje für die eidg. Landeg- 
ausitellung in Zürich von 1883 ausgeführte Schulitatiftif hatte 
u. a. allerdings auch die Beitimmung, einen Teil der jtatiftiichen 
Vorarbeiten für die dem Bunde obliegende Ausführung des 
Art. 27 der B.-Verf. zu liefern, freilich nur eimen Teil, 
denn da e3 dem Bearbeiter, Herin EC. Grob, nicht zujtand, 
Durch nach gleichfürmiger Inftruftion durchgeführte Jnipel- 
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tionen die Nejultate der mitgeteilten Schulgejeße zu ermitteln 
und durch Enqueten jich ein Urteil über die Leijtungsfähigkeit 
der Schuladmimiftration der einzelnen Kantone zu bilden, jo 
fehlte dem gewonnenen ftatiltifichen Bilde die friiche LXebenz- 
farbe. 

Nachdem die Schulitatiftif von 1883 publiziert war, fonnte 
man e3 nicht mehr ein weiteres Jahrzehnt bei Derjelben 
lich bewenden lajjen. Das eidg. Departement de3 Innern 
Jorgte aljo fir die Fortjegung diefer Statiftif durch ein „Sahı- 
buhdeslUnterrihtsmwejensinder&6Shmeiz", 
welches vom Jahre 1887 an, zunädhit wiederum von Herrn 
 &. ©rob verfaßt, erichtenen ıft. Aber auch mit den bloß jtüc- 
weten jährlichen Ergänzungen fonnte jich das eidg. Departe- 
ment des nnern nicht begnügen. &3 traf daher, nachdem in 
Genf fih ein Siomitee für eine im Jahre 1896 in Genf zu 
organiierende Landesaußsitellung gebildet hatte, jchon 
im Jahre 1894 die nötigen Vorfehren, um durch eine neue 
Ichweizeriiche Schulftatiftif ein neues, alles zujammenfafjendes 
Bild der Schulorganijation und der Schulverwaltung der 
Schweiz zu liefern. — 

Auch an den ferneren internationalen Ausstellungen, welche 
die Schule berücjichtigten, beteiligte jich der Bund und jorgte 
fiir die Mitteilung ihrer Ergebniffe (Paris, Chicago 2c.). 

Die internationale Snduftrieausitellung in Wien von 1873, 
an welcher auch unfere jchweizertische Bädagogenmwelt mit wirt 
jamer Bundesunterjtügung zahlreich erfcheinen durfte, und hier 
zum eritenmal ein Gejamtbild des jchmweiz. Schulmejens er- 
hielt, hat auch noch in anderer Zorm auf die Entwiclung unferes 
Ichweiz. Volksichulmejens fortgemirft. 

Der Ichweizertiiche Generallommifjfär der Wiener Aus 
tellung, Herr Oberit Nieter von Winterthur, der von einem 
ganz bejonderen Interejfe für die der Schule gewidmete Ab- 
teilung der Ausftellung und ihre Bejucher bejeelt war, fonnte 
den Gedanken nicht ertragen, daß die jchweiz. Abteilung der 
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Schulausitellung mit dem Ablaufe des Sommers von 1873 
gleich den Blättern eines Baumes wieder auseinanderflattern 
iolfe, fo daß von derjelben nicht3 übrig bleibe als die gedrudte 
Statitif. 

Hatte Doch die ganze jchweizerische Sammlung und nament- 
fich das in der Statiftif nur aufgezählte Ausitellungsmaterial 
einen bleibenden Wert, wenn man daheim im Baterlande das 
Ausgeitellte beifammen behielt. Dazu gehörte freilich ein Aus- 
jtellungsfofal, ein Berwalter und außer dem hierzu nötigen 
Kredit wohl auch die Fürjorge für die Weiterführung der 
Sammlung. So entjtund die im Jahre 1877 in Bürich_ er- 
öffnete, mit Beiträgen der Iofalen, fantonalen und Bundes- 
behörden unterftügte „Bermanentefhmeizeriicde 
Schulaudftellung in güridh”. 

Daß in der Schweiz eine jolche permanente Schulausitel- 
Yung zuerft in Zürich, der Vaterftadt Peitalozzts, des Schöpfers 
des auf Anfchauung gegründeten Unterrichts, zuftande fan, 
war diefer Stadt wohl zu gönnen. 

Doch fonnte diefe Anstalt nicht ein Monopol beanjpruchen, 
iondern mußte zugeftehen, daß, menigjtens in ettwas voli3- 
reicheren Kantonen, folhe Anftalten ebenjo notwendig und 
berechtigt jeien, al3 fantonale Lehrerfeminarien, it doch der 
Bundesbeitrag, welcher nunmehr (1906) für die beitehenden 
fünf Schulauzftellungen in Hürich, Bern, Freiburg, Neuenz- 
burg und Laufanne zufammen nur Fr. 13,500 beträgt, gewiß 
feine Berzettelung von Hılfamitteln. 

Den durch die öffentlihe Meinung unteritügten Anregungen 
diefer Anftalten und der geographifchen Gejellichaften folgen, 
durfte die Bundesperfammlung e8 auch wagen, ca. Tr. 100,000 
fir die Eritellung einer handlichen, Herrlich ütberjichtlichen, 
die Konfiguration des Landes funftgerecht daritellenden 
Schulfarte der Schweiz zu opfern ımd nach Deren 
Ericheinen (1894) jeder Brimarfchule des Landes ein Erem- 
plar zu ichenfen. 
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Das find jedoch nur unbedeutende Beiträge an die Koften 
der Volfebildung in Vergleichung mit denjenigen, welche bald 
nach der Verwerfung des eidg. Schuljefretärs regelrecht ein- 
geführt worden find Durch: 1. den Bundesbeichluß vom 10. Sunt 
.. 1884 betr. die Förderung der Landwirtichaft Durch den Bund 
(Abteilung A, Landwirtichaftliches Unterrichtsweien und Ver- 
juchganftalten) und 2. Bundesbeichluß betr. die gewerbliche 
und industrielle Berufsbildung, vom 27. Suni 1884, für welche 
beiden Gruppen von Berufsbildung allein innert zwei Jahr- 
zehnten die regelmäßige SJahresausgabe im Bundesbudget auf 
mehr als 1/, Million Franken angejchiwollen ift, — und zwar 
in Yusführung des Art. 2 der Bundesverfaffung von 1874, 
lautend: 

„Der Bund hat den Hwed: Behauptung der Unabhängig- 
feit Des Vaterlandes gegen außen, Handhabung von Ruhe und 
Ordnung im Jrnern, Schuß der Freiheit und der Rechte der 
Eidgenofjen und Förderung der gemeinjamen 
Bohlfahrt.” 

Welche Föltlihe Vorgänge zuaunften des Primarichul- 
wejens! Da fann ja der Bund ganz frei auch das Primarfchul 
wejen jubventionieren? — Nein, Iauteten die in der Solge 
eingeholten juriitiichen Gutachten; inwiefern durch die Bumdeg- 
verfafjung die Nechte der Kantone eingejchränft werden 
dürfen, davon Handeln erjt die Art. 3 ff. der B.-Verf.; wenn 
jedoch der Bund der Primarfchule gegenüber in derjelben 
tejervierten Haltung fich zu bewegen bereit ift, wie gegenüber 
der beruflichen Bildung, aljo den Kantonen feinen Zwang 
auferlegt, jo it gegen eine Brimarjchulfubvention an diejenigen 
Kantone, welche jich darum bewerben und gegebenenfalls die 
daran gefnüpften Bedingungen freiwillig erfüllen, nichts ein- 
zumenden. — 

Sir nehmen für die Zukunft von diefer Sachlage Notiz. 
Vorderhand Hatte das eidg. Departenıent des Innern einen 
andern großen Handel auszufechten, die Alfoholfrage; und als 
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dieje Durch die Bolßabitimmungen vom 25. Dftober 1885 und 
vom 15. Mat 1887 und die darauf folgenden Ausführungs- 
beichlüffe einigermaßen ins Geleife der Ausführung gebracht 
war, trat die Frage der Subvention der fantonalen Hoch- 
Ihulen auf. | 

Bon derjelben Zeit an (1888) wurde in verjchiedenen Xehrer- 
freifen die Subventionierung der Bolfsichule durch Den Bund 
beiprochen, namentlich am 13. März 1892 in Bem durch eine 
größere Berfammlung von Lehrern, welche bejchloß, den Yen- 
tralausichuß des jchweizerifchen Lehrervereing aufzufordern, 
die Frage der Unterjtügung dee Bollsichulmwejens durch Den 
Bund im Verein mit geeigneten Treunden der Sache zu prüfen 
und das weitere zu veranlaffen. Sm gleichen Stimme dotierte 
eine Berfammlung von Lehrern am 21. Mat 1892 in Olten 
und im Laufe des Jahres noch andere Berfammlungen von 
Pädagogen. Hierauf gejtüßt, richtete der Yentralausichuß des 
ichweiz. Lehrervereins am 20. Dftober 1892 eine Denkichrift 
an die Bundesperfammlung mit dem Gejuche, jte möchte den 
Bundesrat beauftragen, Bericht und Antrag über die Frage 
vorzulegen, ob nicht durch eine Subvention des Boltsichul- 
wejens die Kantone injtand gejebt werden fünnten, für einen 
wirklich genügenden PBrrmarunterricht zu jorgen. 

Schon am 20. Juni 1892 beantragte indejlen im 
Kationaltate Hen Theodor Curti mit 9 Kollegen 
die Weotion: | 

„Der Bundesrat wird eingeladen, zu unterfuchen und Dar- 
über Bericht und Ylntrag einzubringen: 

1. ob nicht zur Ausführung der Beitimmungen des Art. 27 
der B.-Berf., welcher genügenden Primarunterricht 
vorichreibt, Die Kantone vom Bund finanziell unter- 
tigt werden follen, und 

2. ob nicht Durch das Mittel der Bundesbeiträge auch Die 
Unentgeltlichfeit der Lehrmittel und Schulmaterialten 
für den Primarunterricht einzuführen fe.“ 
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Die Motion wurde — e8 ift das für die Situation bezeich- 
rend — erft im Juni 1893 behandelt. Herr Eurti beiprach 
die Angelegenheit mit großer Borficht: 

Mit der Verwerfung der ihm zu meit gehenden Bor- 
lage von 1882 habe das Volk nicht auf jede weitere Aus- 
führung des Art. 27 verzichten wollen. Die Motion bezmede 
feine Änderungen im Konfeffionellen, aber materielle Hilfe 
gegeniiber Mängeln des Primarjchulmweiens (Lehrermangel, 
zu geringe Bejoldungen, Mangel an Lehrmitteln der Schule 
und: der Sinder, Mangel an Fortbidungsichulen, ungenügender 
Turmunterriht). Man wünjche nicht Bundeseinmischung, 
jondern Bundeshilfe, wie fie dem landwirtjchaftlichen und dem 
gewerblichen Unterricht zuteil geworden jet. Sn gleicher Weife 
fönne man den Kantonen, welche das wünfchen, geftatten, für 
dieje und jene Berbejlerungen im PBrimarjchulmejen, welche 
fie gerne einführen möchten, aber au8 Mangel an den nötigen 
Mitteln nicht einführen fünnen, da mo dies am Dringenpditen 
ericheint, Hilfe gewähren unter ähnlicher Kontrolle wie bei 
den Gemerbejchulen, und zwar gejtüßt auf denjelben rt. 2 
der B.-Verf. Zum Nechte, einen genügenden Primarumnterricht 
zu verlangen, gehöre auch die Pflicht der Hilfe. — 

Die Behandlung der Motion dauerte zwei Tage (6. mo 
7. $uni 1893). 

Unter den Befitwortern der Motion waren zwei, Die Herren 
Seanhenry und Dr. Gobat, welche dafür noch eine Nevijion 
des Art. 27 der B.-Berf. notwendig hielten und der in diefem 
Punkte etwas ängjtlich gewordene Herr Schenf fchloß ich 
diejer Anficht an. e 

Die Motion wurde mit 81 gegen 35 Stimmen in der etwas 
abgeichwächten Redaktion Steiger angenommen: | 

„Der Bundesrat wird eingeladen, zu unterfuchen und dar- 
über Bericht und Antrag einzubringen, ob nicht zur Ausfüh- 
rung der Beitimmungen des Art. 27 der B.-Verf., welcher ge- 
nügenden PBrimarunterricht vorschreibt, nad) Maßgabe des 
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Standes der Bundesftinangen, die Kantone vom Bunde finan- 
ziel unterjtübt werden jollen.” 

Koch in demjelben Jahre publizierte Schenk ein von ihm 
verfaßtes Projekt auf folgenden Grundlagen: 

„Der Bund fann den Kantonen Beiträge für nachfolgende 
Berbefferungen im Primarfchulmeien erteilen: 

1. Bau neuer Schulhäufer, 

2. Errichtung neuer Lehritellen infolge von Trennung zu 

großer Slajien, 

3. Beichaffung von Lehr- und Veranjchaulihungemitteln, 

4. unentgeltliche Abgabe von Schulmaterialien an Die 

- Schulkinder, 

5. Verjorgung von Schulfindern während Der Schulzeit 

mit Speife und Slleidung, 

6. Ausbildung von Lehrern, 

7. Aufbejlerung von Lehrerbefoldungen, 

8. Einrichtung von Turnplägen. 

Für die nächiten fünf Jahre, vom 1. Januar 1897 an, wird 
zu genanntem Ymwede eine Summe von Fr. 1,200,000 in das 
eidg. Budget eingeitellt. Diefe Summe fann, wenn Die 
Finanzlage des Bundes es geftattet, nachher erhöht werden. 
Aus diefem Gejamtbeitrage wird jedem Santon für Die 
fünfjährige Periode ein beitimmter ahresfredit zuge- 
ichteden, welcher bei dejjen Interjitügung nicht überjchritten 
werden darf. 

AS Grundlage zur Beitimmung des Kahreskredits für Die 
Kantone wird einerjeitS deren Wohnbevölkerung, andererjeit3 
deren öfonomijche Leijtungsfähtgkfeit angenommen. 

DBetreffenn die Senöllerung macht die lebte eidg. Volfg- 
zählung Negel. 

Nücichtlich der öfonomijchen Leiftungsfähigfeit werden die 
Kantone in drei Klajjen eingeteilt: 

I. lafje: gürich, Glarus, Zug, Bajelitadt, Shafrnauien, 
Waadt, Neuenburg, Genf; 
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II. Slafie: Bern, Luzern, Obwalden, Freiburg, Solothurn, 
Bafelland, Appenzell U.-Rh., St. Gallen, Graubünden, 
- YVargau, Thurgau; 
III. Slaffe: Uri, Schwyz, Nidwalden, Appenzell %-Rh., 
Teffin, Wallis. 

63 fteht jedem Kanton frei, die ihm vorbehaltene Sub- 
ventionsfumme anzunehmen oder darauf zu verzichten. AS 
Berzicht gilt die Nichteinreichung eines mit den erforderlichen 
Nachweifen verjehenen Subpentionsgefuches innert der feit- 
gejesten Frilt. 

Die erforderlichen Vorlagen der Kantone jind: 

1. Aufitellung der von Kanton und Gemeinden in den 
feßten fünf Jahren für die Primarjchulen aufgewendeten 
Summen nach beitimmten Kategorien; 

2. begründeter Plan für Verwendung der Subvention in, 
den nädlten fünf Jahren; 

3. pezieller Verwendungsplan für das nädhite Jahr (Stapi- 
talifierung der Subvention 1jt ausgejchlojjen). 

Tach Ablauf des Jahres Nachweis der feitgejebten 
Berwendung. 

Genehmigung des Planes wird ganz oder teilmeije ver- 
weigert, | 

wenn eine nicht jtatthafte Verwendung der Subvention 
in Ausficht genommen wird, oder bei Verminderung der eigenen 
Reiftungen eined Kantons oder jeiner Gemeinden. 

Bei Ausführung diefes Subventionsmodus jteht dem eidg. 
Departement de3 Smnern eine vom Bundesrate gemählte 
Kommiffion von 7 Mitgliedern zur Seite." — 

Die richtige Formel für eine maßhaltende und Doc, frucht- 
bare Mitwirfung des Bundes im Primarjchulmejen der Ktan- 
tone war gefunden. 

Wenn auch der Bund bereit ift, Verzicht zu leiten auf 
direftes Vorfchreiben deffen, was die Kantone auf diefem Ge- 
biete zu tun haben, fo will er doch ein Wort dazu jagen, wozu 
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die Subvention verwendet werden -Dürfe und wofür nicht, 
wobei den Kantonen eine große Auswahl unter Dem unziweifel- 
haft Notwendigen und Nittfichen gelafjen wird. 

Analog den fantonalen Schulgejegen jollen hier auch allen 
Kantonen an ihre Mehrausgaben infolge des neuen Gejeßes 
Beiträge geleijtet werden, jedoch unter Berücjichtigung ihrer 
öfonomischen Berhältnilie. 

Die hierfür aufgeitellten drei Gruppen von Stantonen find 
nicht eine wilffirfiche Erfindung Schents, fondern e3 find die-. 
felben drei Gruppen, nach welchen eventuell das Finanzdeparte- 
ment, in Ausführung von Art. 42 lit. f der B.-Verf., von den 
Kantonen allfällige Geldfontingente „nah Maßgabe Der 
Steuerfraft derfelben” beziehen würde. Das Finanzpepartement 
hat wiederholt diefes Leijtungstableau auf Grundlage einer 
Bergleichung der fantonalen Staatsrechnungen umter Herbei- 
ziehung der Ergebniffe der neueiten Volkszählung berechnet. 

Selbitverftändfich ift nun für die öfonomiih günittgite 
Gruppe der Kantone der Bundesbeitrag der fleinite und vice 
versa, aljo die Ordnung der drei Gruppen eine umgefehrte. 

Durch die vorgejchlagene Siebnerfommifjion wollte Schenf 
eine den Subventionsmodus objektiv und fachlich gerecht aus- 
führende Behörde garantieren. — 

Der Entwurf wurde von der fortjchrittlichen Preiie wohl 
aufgenommen. 

Diefer Imftand und der ganze Harmloje und mohlmwollende 
Charakter der Vorlage machte diejelbe den unverjöhnlichen 
Gegnern des Art. 27 verdächtig. Nicht mit einer Kappeler 
Milchfuppe konnten jie die angebotene Schuljubvention ver- 
gleichen, fordern eher mit dem trojanijchen Pferde, aus welchem 
nach der Betörung der Trojaner die Zerjtörer ihrer Stadt ent- 
ftiegen. Timeo Danaos et dona ferentes. Ein Danaergejchent 
folfte die Subvention fein. Diejes Gejchenf mußte aljo über- 
trumpft, d.h. itberboten werden, damit fich niemand mehr 
Durch dasjelbe füdern lajfe. 
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Wozu haben wir die neue Erfindung der formulierten 
‚snittative? Wir brauchen ja weder Bundesgejege, noch Bot- 
- Ichaften des Bundesrates und der parlamentarifhen Kommij- 
jionen, noch parlamentariiche Verhandlungen, um emen 
Bundesbeichluß herbeizuführen, nach welchem der Bund von 
jeinen Solleinnahmen den Kantonen altjährlich 6 Millionen 
— 31.2 per Kopf — bedingungslos auszubezahlen hat! — 
Sp entjtand im Mai 1894 die Boll-Smitiative, pulgo „Beute 
zug” genannt. 

Die Unterjcehriften für diefe Initiative wurden in derfelben 
geit gefammelt, in welcher über die Herftellung des Gleich- 
gewicht im den etdgenöfjtiihen Finanzen Studien gemacht 
wurden, mie e3 ein Boltulat vom 23. Dezember 1892 ver- 
langte. Welch eine Yumutung in folcher Zeit! 

Die jtund e8 dann mit der Kriegsbereitichaft des Schmeizer- 
bundes, mern jolches unverfrorene Yugreifen in die gemein- 
jame Saffe der Eidgenofjen Familienbrauch würde? Welcher 
Staat würde noch mit uns über den Bau einer neuen Alpen- 
bahn verhandeln? Diefe Snitiative zeigte fich bald einmal als 
eine jo gefährliche, daß alle, welchen an der Freiheit und Wohl- 
fahrt des Vaterlandes gelegen mar, mobil machten, jo daß 
am 4. Kovember 1894 die Zollinitiative mit 145, “2 3 Sa gegen 
350,639 Nein unterlag. 

Allein auch andere weniger erfennbare Ssertiimer konnten 
dem Friedenswerfe Gefahr bringen. 

Der Schenffche Entwurf wurde zum Disfuffionsthema des 
Ichmweiz. Lehrervereins im Jahre 1894 gemacht, welcher am 
1. bis 3. Juli 1894 in Sürich verfammelt war und die ganz 
außerordentliche Zahl von ca. 2400 Anmefenden zählte, zu 
welchen auch Bundesrat Schenf gehörte. 

Der Hauptreferent, Dr. Largiader aus Bajel, empfahl 
die Subvention des Bundes exftlich zuguniten der Hochfchulen, 
zweitens zugunften Der Müttelichulen und nur bedingt drittens 
zuguniten der Primarjchulen, nämlich nur da, wo ein unge- 
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nügender Primarunterricht, und zwar "ein infolge man- 
gender Geldmittel ungenügender, Fonftatiert wird; Der 
Schenfihe PVorjchlag gehe zu weit und fee die GSub- 
vention toillfürlich. feit; einen wefentlihen Erfolg miürde 
er nicht herbeiführen. 

Öadard aus Genf begrüßt den Entwurf, warnt jedoch 
bor der fiebenköpfigen Kommiffion und vor bureaufratifchem 
Smwange Dann fpricht der Berner Weingart in furzer 
ferniger Nede der großen Berfammlung aus dem Herzen: 
lajjen mir Tiegen, was nicht hieher gehört, trennen wir ung 
nicht wegen geringer Differenzen, fondern halten wir zu- 
janımen und vertrauen wir den Bundesbehörden, da unfere 
Sache auf gutem Wege ift und wir Ausfichten haben, endlich 
zum Biele zu gelangen! Er Ichlägt eine Rejolution vor, twelche 
die Borlage ohne Vorbehalt empfiehlt. | 

Nachdem nocd) die Lehrer Ga $ von Bafel ud Widmer 
bon Langnau (Bern) diefen Antrag unterftüßt und die zwei 
eriten Redner ihre Thejen fallen gelafien hatten, wird der An- 
trag Weingart3 einmütig angenommen. — 

Die am 5. Juli 1895 vom Bundesrate angenommene Vor- 
lage jteht auf dem Boden derjenigen von Schent aus dem 
Ssahre 1893, welche jte noch mehr prägifiert. E3 wird 3. DB. der 
Beitrag an Gruppe I der Kantone auf 30 Ct3. pro Kopf, der- 
jenige der Gruppe II auf 40 und derjenige der Öruppe III auf 50 
feitgefeßt. Die Siebenerfommiifion wird fallen gelaffen und dem 
Bundesrat der Erlaß einer Vollziehungsverordnung vorbehalten. 

gu diefem Projekt jollte nın Schenk eine e3 motivierende 
Botichaft abfafjen. Da ereilte ihn jchon am 8. Juli 1895 auf 
vem Wege zu feinem Bureau der Unfall, infolgedefjen er am 
20. desjelben Monats jtarb. — 

Noch in demjelben Jahre 1895 war die große Vorlage betr. 
die Stranfen- und Unfallverficherung Ipruchreif geworden und 
bejchloß deshalb der Bundesrat, laut Gejchäftsbericht pro 1895, 
daß der Gejegesentwurf über die Unterjtüßung der Primar- 
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ichule demjenigen über die Kranfen- und Unfallverficherung 
den Bortrittzulaffenhabe. 

Die beiden wichtigen Entwürfe folfidierten mirklih in 
finanzieller Beziehung fo, daß fie nicht miteinander, jondern 
nur furzeffiv vorgefchlagen werden fonnten. Die Sranfen- und 
Unfallverficherung beanspruchte nämlich im Falle der vollen 
Benugung der fafultativen Verficherung einen Bundesbeitrag 
don 77/, Millionen Franken per Jahr, und die bezügliche (in 
976 Drudfeiten verfaßte) Botjchaft des Bundesrates bom 
21. Sanuar 1896 belehrt uns (©. 26), daß neue Mehrein- 
nahmen in ganz beträchtlichen intange geichaffen merden 
müffen, um das neue Projekt auszuführen; e3 habe Daher Der 
Bundesrat von Anfang an auf das bereits ftudierte und be- 
rechnete Tabafmonopol mit feinem vollen budgetierten Nein- 
ertrane bon 6%/, Millionen reflektiert; er jei indeijen allerdings 
auch beveit, anderweitig aufgetauchte Vorjchläge zur Löjung 
der finanziellen Schwierigkeiten zu prüfen und zu miürdigen. 

Daß diefe ganze Sachlage von unferer pädagogijchen Welt 
ignoriert und daß fie die dem eidg. Verficherungsfonds zuge- 
 wiefenen Überschüffe der Bundesverwaltung al3 dijponibel für 
das Schulwesen betrachtet zu haben fcheint, hat die num folgen- 
den weiteren Berhandlungen über Erwarten vermehrt. 

Bunächit äußerte natürfich die Lehrerfchaft ihre Ungeduld; 
fie fie fich indeffen nicht zu einer Initiative hinreißen. 

Dem fam e3 auf Anregung Zürich! zu einer Konferenz 
der füntlichen Fantonalen Erziehunasdireftoren, welche fi im 
Sahre 1897 viermal, zuerft zweimal in Luzern, dann in Zürid) 
und Prern verfammelten. - 

Die Intfcheidung der Trage der Berfaffungsmäßigleit den 
eidg. Behörden überlaffend, bejchränften fie ji) darauf, auf 
Srundiage des bundesrätlihen Entmwurfes die Bmeckbeitim- 
mungen der Subvention noch etwas zu erweitern, Dagegen 
ftatt der Einteilung der Kantone in Beitragsklafjfen die Sub- 
vention nach der Zahl der Tehrftellen zu beantragen, 
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twobet man mit einem Anfabe von Fr. 200 per Lehrftelfe auf 
eine Gejamtjubvention von 2 Millionen Franken fam. 

Der den jämtlihen Santonzregierungen mitgeteilte neite 
Entwurf wurde jedoch von Den Negierungen der Slantone Uri, 
Schwyz, beiden Unterwalden, Freiburg und Waadt abgelehnt; 
die übrigen 19 Regierungen übermittelten das Projekt. am 
15. April 1898 dem Bundesrate zuhanden der Bundes- 
beviammlung mit dem Gefuche, er möchte die Beratung Der- 
artfördern, daß Sjhonindernädhften Seffion 
der Bundesperfammlung zur Behandlung fommen fünne. 

Herr Lachenal, jeit dem 1. Samıar 1898 .Chef des eidg. 
Departement des Smnern, erfuichte zunäcdhit (9. Sunt 1898) 
das eida. Juftizdepartement, die Frage der Verfaffungsmäßig- 
feit Der Schulfubvention zu prüfen. Diejes beantiwortete (am 
25. Sult 1898) diefe Trage in bejahender Weile, wobei der 
Art. 2 der B.-Berf. in dem bereit3 von uns mitgeteilten Sinne, 
interpretiert, Die Grundlage bildete. Die Abjtimmung des 
Nationalrates bei der Beratung des Art. 27 der B.-Verf. habe 
mir eine Bflicht des Bundes zur Unterftügung der VBolfs- 
Thule negiert, nicht Die Befugnis Dazu. 

Kachdem Herr Lachenal fein neues Projekt eines Bundes- 
gejeßes® mit autem rfolge einer Slonferenz bon Ber- 
frauensmänmern der Bundesverfammlung unterbreitet hatte, 
legte er es im Dezember 1898 dem Bundesrate vor. Der 
Bundesrat ftimmte demjelben zwar (am 21. März 1899) faft 
einjtimmig zur, jedoch mit dem Borbehalte, dasjelbe exit danı 
ven eidg. Näten vorzulegen, wenn die Finanzlagedes 
Bundes eS erlaube. 

Die neue Vorlage des Bundesrates vom 21. März 1899 
nahm von derjenigen der Konferenz der Exziehungsdireftoren 
zwar einen Teil der neu vorgefchlagenen Zmwecbeitimmungen 
auf, nicht aber die Berechnung der Subvention nach der Zahl 
der Lehritellen, weil man eine unbeitimmbare Zahl von 
Lehrern von Halbjahrsichulen, von Hilfglehrern, provtjorischen, 
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unpatentierten Lehrern, 2c. und damit eine willfürliche Nech- 
nungsgrumdlage erhielte. Der neue Entwurf behält al3 Ver- 
teifungsgenndlage die Wohnbevölferung und eine Klafiififation 
der Kantone bei, jedoch nur mit zwei Stlalien: 

alle antone follten eine Subvention von 60 Ct. pro Stopf 
erhalten, mit Ausnahme von Un, Schwyz, DObmalden, Nid- 
walden, Appenzell %.-NRh., Graubünden, Tejjiin und Wallis, 
welchen noch eine Zulage von 20 Et3. in Austicht geitellt wird. 

Der Schweizerische Lehrertag war natürlich mit Der neuen 
Bertröftung auf die Zukunft nicht zufrieden und faßte eine 
Rejolution im Sinne einer fofortigen Anhandnahme der Sub- 
ventionsfrage. Der Zentralvorstand des fchreiz. Lehrervereins 
übermittelte jedoch dieje Rejolution der Konferenz der Er- 
ziehungsdireftoren, welche lestere, angejichts der großen Re- 
ferendumsbewegung gegenüber dem neuen Berjicherungs- 
gefeße den Ausgang diejes Kampfes abzuwarten beichloß. — 

Nachdem das Schweizervolf am 20. Mai 1900 das DVer- 
ficherungsgeje mit großer Mehrheit verworfen Hatte, wurde 
Sofort die Erziehungsdireftoren-stonferenz auf den 5. Junt nad) 
Zuzern einberufen: nun mwille man bejtimmt [?? de3 Nef. ], 
daß der Bund über die für die Subventionen notwendigen 
Mittel verfüge, jest müjje man vorgehen, Damit nicht wieder 
andere, jüngere Projekte diejem alten den Rang ablaufen; die 
Kantone feien an der Grenze ihrer jteuerlihen Leiitungsfähig- 
feit angelangt; wichtige Projekte und Fortjchritte in den Stan- 
tonen müßten liegen bleiben, wenn nicht endlich der Bund aud) 
hier mithelfe. &3 wird eine in dDiefem Sinne abgefaßte 1teue 
Eingabe an den Bundesrat und eine diejelbe jtügende nter- 
pellation in der Bundesverfammlung beichloffen. | 

Eine vier Mann hohe Delegation der Konferenz begab jic 
zum neuen Chef des eidg. Departements des Innern, um über 
feine Stellung zu diefer Angelegenheit Auskunft zu erhalten. 
Herr Bundesrat Ruchet antwortete nicht unfreundlidh, Tonnte 
jedoch feine Zujage machen. 
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Da brachte dan am 19. Junt 1900 Herr Dr. Gobat im 
Nationaltate jeine Interpellation vor. Hier ftellte zwar Herr 
Nucet eine Vorlage des Bundesrates mit Gewährung einer 
Subvention von 2 Millionen in Ausficht, aber ohne einen 
beitimmten Zeitpunkt für diefe Vorlage zuzufichern; da der 
Bund eine Reihe finanzieller Pflichten vor fich habe, nament- 
kh den Eifendbahnrüdtauf, und vor einer Beichlußfaffung 
- einen Finanzplar aufftellen müffe hnlich fprach Herr 
Bundesrat Comteffe. 

Da die Freunde der Subvention durch dDiefen Ausgang der 
snterpellation nicht befriedigt waren, gingen fie über zum. 
Dege der Motion. Am 8. Dezember 1900 ftellten im 
Kationalrate Herr Dr. Gobat und Mithafte, am 19. Dezember 
1900 im Ständerate Herr Munzinger und die Mitunterzeichner 
diefelbe Motion: | 

„Der Bundesrat wird eingeladen, die Vorlage betr. 
Unterftüßung der Volksfchule duch den Bund den eidgenöffi- 
ihen Räten zu unterbreiten und zwar jo frühzeitig, da& die- 
jelbe in der Sommerfefjion 1901 behandelt werden fann.“ 

Da Herr ARuchet auf die nächjte Sefjton eine Vorlage zu- 
ficherte, jo wurde diefe Motion zwar in beiden NRäten mit er- 
heblihen Mehrheiten, aber auch mit bedenflichen Vorbehalten 
der Führer der oppofitionellen Gruppen bezüglich der Stellung, 
melche jie beim Eintreten in die Borlage des Bundesrates zu 
nehmen gedenfen, angenommen. 

Diefe Aufnahme mar veranlagt durch den Umftand, daf 
die Motion nur von Mitgliedern der Linken unterzeichnet 
mar ımd Daher in der Prejie zu einer Sache der radifal-demo- 
fratiichen Partei geftempelt wurde, während nur aus Zufall 
und Verjehen die Namen der beiden Herren Curti und Sonder- 
egger Rh. in der Reihe der Unterfchriften der gedrudten 
Motion fehlten. Eine nachträgliche Erflärung der Konferenz 
der 19 Erziehungsdirektoren, daß die Frage feine Barteijache 
jet, fam zu fpät. 
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Ein von dem eidg. Departement des Innern eingeholtes 
Nechtsqutachten des Herin Prof. Hilty in Bern über Die Ber- 
faffungsmäßigfeit der Schuffubvention ging in der snter- 
pretation des Art. 2 der Bundesverfaljung noch über jeine 
Borgänger hinaus (f. fein Poltt. Jahrbuch, Sahrg. 1900). 

Am 18. Suni 1901  erichten endlich die „Botichaft Des 
Bundesrates an die Bundesverfammlung betr. die Unter- 
jtüßung der PBrimarjchule durch den Bund.” 

Diejelbe erklärt, daß allerdings der Vollsunterricht noch 
fein geniigender fei, die Schuld hieran Tiege jedoch nicht im 
Mangel an gutem Willen, fondern im Nichtzureichen Der zur 
Verfügung ftehenden Mittel; wenn der Bund nicht zu Hilfe 
fomme, mweıde ein bedenfficher Stilfftand entjtehen. Grund 
der Gegnerjchaft fei einzig noch die Furcht vor der HJentrali- 
fation, welche man nicht wolle, indem der Antrag de3 Bundes- 
rates nur eine finanzielle Kontrolle der Verwendung der Sub- 
vention im Auge habe. Bezüglich der Tonftitutionellen Bered)- 
tigung der Subvention wird auf die eingeholten Gutachten 
veriwiefen. — Der diefer Botjchaft beigelegte Entwurf ijt der- 
jenige de3 Bundesrates vom 21. März 189. 

Noch jebt wird daran feitgehalten, daß e3 jih nur um Die 
Annahme des Grundfages der Subvention handle, daß da= 
gegen der Zeitpunkt des Inkrafttreten des Gejebes vom Stande 
der eidgenöffiichen Finanzen abhänge. — 

Während die Mehrheit der nationalrätlichen Kommiffion 
das Eintreten auf die Vorlage befitrwortete, beantragte die 
Minderheit NRücweifung derjelben an den Bundesrat, „zum 
Bmece der Vorlage einer Verfaffungsergänzung, melde einer- 
jeit3 die Verpflichtung des Bundes für die Unterjtügimg der 
Kantone im Brimarjchulweien fordert, andererjeit3 den Kan- 
tonen ihre Autonomie im Primarfcehulwejen mwahrt.“ 

Sn der dreitägigen Debatte fommt es zu gegenfeitigen 
Borwürfen: die Mehrheit wirft der Minderheit vor, daß fie 
der Zufage nicht trauen wolle, daß die Kontrolle des Bundes 
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nur eine finanzielle fein werde; die Minderheit antivortet, fie 
itimme ja grumdfäßlich zum SKompromiß, warum Denn Die 
Mehrheit, wern fie es nicht auf die Zentralifation des Vols- 
ichufwefens abaefehen habe, fich jträube, dies in einem Xer- 
faffunggartitel Har auszufprechen? 

Schliefich gab die Mehrheit ihre Einwilligung zu der Ahr- 
nahme des Antrages von Scherrer-Füllemann: 

„&3 fei der Entwurf des Bımdesrates zu einem Bundes 
beichluß betr. die Unterftügung der öffentlihen Primarjchule 
durch den Bund an den Bımdesrat zurliczumeijen, mit dem 
Auftrage, den eidg. Näten einen formulierten Antrag auf Er- 
gänzung des Art. 27 der Bundesverfafjung jo vecht- 
zeitig einzubringen, daß die ganze Subventionsfrage in Der 
Frühjahrsfeffion der eidg. Räte erledigt werden fan.“ 

Der Ständerat trat am 19. April 1902 auf Antrag feiner 
Kommiffion einftimmig und ohne Diskufjion Ddiejfem 'Be- 
fchlufle bei. 

Schon am 17. Mai 1902 legte der Bundesrat feinen Bericht 
und einen neuen Verfaffungsartifel, Art. 27bis, vor. Nachdem 


zuerst der Nationalrat am 24. Mai 1902 den bundesrätlichen. 


Antrag etwas erweitert, dann wieder der Ständerat, rad) 


einem Verfchiebungsbeichluffe vom 26. Juni, am 1. Dftober 


1902 am nationalrätlichen Beichluß etwas abgeändert und der 
Nationalrat endlich, am 4. Dftober 1902, diejer Abänderung 
‚beigetreten, Yautet der neue Art. 27bis folgendermaßen: 

‚Denfantonenwerdenzurlinterftügung 
inder&rfüllungderihbnenaufdem Öebiete 
dDesPrimarunterriht3ohliegenden Pflidhten 
DBesitragegekteiitet. 

DasNäherebeftimmtdas Gejeb. 

Die Drganifation, Yeitung und Beauf- 
fihtigung des Brimarfhulmefjens bleibt 
Sache der Sfantone, vorbehalten die Be- 
timmungen des Art. 27" 
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Diefer neue Artikel wurde am 23. Dftober 1902 mit 
258,567 gegen 80,429 Stimmen und von 21'/, Kantonen 
gegen den Halbfanton Appenzell ZRH. angenommert. 

Sn Ausführung diefes neuen Verfafjungsartifels legte mım 
der Bımdesrat den Entwurf eines Ausführungsgejebes um 
wejentlichen gleich demjenigen vom 18. Juni 1901 vor, deijen 
ichließliche Nedaftion folgende ilt: 


Bundesgejeß vom 25. Juni 1905 


Art. 1. Deit Kantonen werden zur Unterftüßung in der Erfüllung 
der ihnen auf dem Gebiete des Primarunterrichts obliegenden Pflichten 
Beiträge geleiitet. 

Art. 2. Die Bundesbeiträge dürfen nur für die öffentliche ftaatliche 
Primarschule mit Einfchluß der Ergänzungs- und obligatori] hen 
Sortbildungsfchule verwendet werden und zivar ausjchließlich 
für die folgenden Zmede: 

1. Errichtung neuer Lehritellen, 

9. Bau und wesentlicher Umbau von Schulhäufern, 

3. Errichtung don Turnhallen, Anlagen von Turnplägen und Xıt 

ihaffung von Turngeräten, 

4. Ausbildung von Lehrkräften, Bau von Lehrerjeminarien, 

5. Aufbefferung von Lehrerbefoldungen, forwie Ausjegung und Cr- 
höhung von NRuhegehalten, 

6. Beichaffung von Schulmobiliar und allgemeinen Lehrmittel, 

7. Abgabe von Schulmaterialien und obligatoriichen Lehrmittel ar 
die Schulfinder, unentgeltlih oder zu ermäßigten 
Pirienen, 

8. Nachhilfe für Ernährung und Bekleidung armer Schulfinder, 

9. Erziehung [hwachlinniger Kinder in den Jahren der Schulpflicht. 

Art. 3. Die Beiträge de3 Bundes dürfen feine Verminderung 
der durchfchnittlichen ordentlichen Leiftungen der Kantone für Die 
Primarfchulen (Staats- und Gemeindeausgaben zujammengerechnet) 
in den im Sahre 1903 unmittelbar vorangehenden 5 Jahren zur 
Tolge haben. 

Art. 4. WS Grundlage zur Beftimmung der Jahresbeiträge für die 
Kantone wird die Wohnbevölferung derjelben nad) der eidgenöfjiichen 
Bolkszählung angenommen. 

Der Einheitsfag zur Berechnung des Jahresbeitrages beträgt für jeden 
Kanton jechzig Rappen auf den Kopf der Wohnbevölferung. 


= 
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Sn Berücjichtigung der befonderen Schwierigkeiten ihrer Lage wird 
den Kantonen Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Appenzell 3.-Rh., 
Graubünden, Teifin und Wallis eine Zulage von 20 Rappen auf den Kopf 
der Wohnbevölferung gewährt. 

Art. 5. Die Organifation, Leitung und Beauffichtigung des Primar- 
ichulwefens bleibt Sache der Kantone, a die Beitimmungen 
de3 Art. 27 der B.-Berf. 

Art. 6. Dem Ermefjen der Kantone ift e3 anheimgeftellt, für welchen 
oder welche der in Art. 2 genannten Ziwede fie den Bundezbeitrag be- 
ftimmen wollen. 

Die Berwendung des Bundezbeitrages zur Anfammlung von Fonds 

und die Übertragung, eines Subventionsfredites auf ein folgendes Jahr 
ind unzuläflig. 
F& Die Ausrichtung der Subventionen, mit Einfluß derjenigen für Das 
Sahr 1903, erfolgt auf Grundlage der von den Kantonen einzureichenden 
Rechnungsausmweife je im folgenden Jahre, nach deren Genehmigung 
durch Den Bundesrat. 

Urt. 7. Der Bundesrat erläßt Die erforderlichen Ausführungs- 
bejtimmungen. 

Art. 8. Referendumsvorbehalt. 


Snfolge diejes Gejebes beträgt die jährliche Subventions- 
fumme vom Sahre 1903 bis nach der näcdjiten eidg. Bolt2- 
zählung Fr. 2,084,107. 80. 

So it denn endlich, nach einem Dreißigjährigen Stampfe, 
der Friede gefchloffen. Daß Diefer Friede durch einen 
eigenen DVerfaffungsartifel befiegelt wurde, war recht und 
bilfig. Gerade die überrafchenden Interpretationen Der 
Art. 27 md Art. 2 der Bundesverfaffung haben die Not- 
wendigfeit dargetan, deutlich und far zu jagen, in melchem 
- Sinne die Subvention erteilt werde. Der Friede jollte Fein 
fauler Friede fein. 

 Schent bleibt daS Verdienft, die Bundesjubvention vom 
Anfange der Bundeseinmifchung an mitverlangt zu haben; er 
hat auch im ftürmifchen Jahre 1882 diejelbe al3 conditio sine 
qua non der eidg. Primarjchulgefeßgebung feitgehalten; er 
hat im Sahre 1893 die annehmbare Formel gefunden, nad) 
welcher der Bund fie bemwilligen Tann. 
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Förderung don Kunft und Wifienichaft. 


Die Eidgenofjenschaft in ihrer Eigenschaft als Kultur- 
ftaat hat fih fo Jangjam entwidelt, daß man an der 
Gefchichte Diefer Entwicklung fürmlihe Studien machen 
fann über die leitenden Motive und Kräfte eines Bundes- 
ftaates zu eimer jolchen Entwidlung. 

8 im Jahre 1815 die Eidgenofjenjchaft fich jelbit wieder 
gegeben mar, erhielt der Bund von den Kantonen mur die 
Aufgabe und Sompetenz der Behauptung der Freiheit 
und Unabhängigkeit nad) außen und der Handhabung der 
Auhe und Ordnung im Smnern md, behufs der Aus 
führung Diefer Aufgabe, einige Kompetenzen in der Dr 
ganiation des Militärejens, Ddejjen Koften zu beitreiten 
ind durch Geldfontingente und Grenzzölle auf Bedürfni3- 
artifefn, die nicht zu den notwendigiten gehören. 

Das war wenig, aber zum Glüde genug, um die Vundes- 
verfafjung von 1848 herbeizuführen. 

Dieje lebtere hat für verichtedene Kulturbedürfniffe, nament- 
lich auf dem Gebiete des Berfehrswefens, vorgejorgt. Wie die 
Eidgenofjenichaft auf Dem ©ebiete des Bildungswejens mit 
den fantonalen Behörden in Stonflift geriet, welche auf diefem 
Gebiete ihrer Tätigkeit nicht ich beichränfen Yafjen wollten, 
haben wir im letten Kapitel gejehen. 

Was tat nun der Bund auf denjenigen Gebieten der höhern 
Bildung, auf welchen, nach dem Urteil fompetenter Bürger in 
größerer Zahl, die Leitungen der Stantone offenbar dem Be- 
Dürfnije nicht genügten, fo daß }te zur ©elbithilfe in Vereinen 
ih genötigt jahen? WUntwort: er unterjtüste folche Be- 
Itrebungen, fo weit er die Daherigen Budgetfredite auswirken 
fonnte. 

Bom Jahre 1860 an fonnte das eidg. Departement des 
Sunern zum eritenmale folgende Subventionen an Bildungs- 
vereine erteilen: 
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1860 1861 
a) an landwwirtfchaftliche Gefellichaften Tr. 6,000 Fr. 20,000 
b) an die fchmweiz. geichichtforjchende. 


Gejelihaft . . 
an die nee Gefelf- | 

fchaft der romanischen Schweiz . Ze 28 
ec) an die fchmweiz. naturforjchende ©e- 

Ken nastar us Ra 228, 8,00. rl‘ 
d) an den jchmeiz. Runftverein 23000: 22,000 


Wie man bereits fiet, ift die Zahl der unterjtüßten Vereine 
und die Höhe der Beiträge von Anfang an in der Zunahme 
begriffen. 

Indem wir diefem Hiftorifchen Entwicflungsgange folgen, 
richten toir ung in derfieihenfolge nad den auf unferer Schau- 
bühne hervortretenden Creignijjen. 

1. Die Pflege der Kunft. 

Die anfänglich nur Fr. 2000 per Jahr betragende Sub- 
vention an den fchmweizerifchen Kunftverein reichte nicht weiter 
als dazu, die Koften der Turnusausftelfungen des jhmweizerijchen 
Kunftvereind deden zu helfen; die ausgejtellten Kunftwerle, 
io weit fie verfäuflich waren, jeßte der Verein durch Verlauf 
oder Verlofung ab. 

Huch al3 dem Vereine jein Bundesbeitrag auf Fr. 6000 er- 
höht wurde, glaubte die Bundesbehörde, einem Verein feine 
Borjchriften machen zu follen, defjen Snitiative wir das jchöne 
Winfelrieddenkfmal in Stanz und die Renovation der Hafjiichen 
Tellsfapelle verdanten. 

Eine neue Wendung fchien die Angelegenheit nehmen zu 
wollen, al3 die Bundesverfammlung, auf die Anregung eines 
einzelnen Mitgliedes, de3 Herrn Nationalrates Grunholzer Hin, 
eine „erite Rate” von Fr. 5000 fürdie fünftferifche Ausihmüdung 
des Bundesrathaufes auf Das Budget für das Jahr 1865 nahm. 

Herr Bundesrat Dubs, der im Jahre 1865, während Schent 
zum erjtenmal das Präfivium de3 Bundesrates führte, dem 
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Departement des Innern borjtand, war über Das neue Bundes- 
 penjum fo erfreut, daß jich dasfelbe in feiner Rhantafie zu einem 
Ihönen Luftfchloß geitaltete. Fir diefe Ausihmüdung jollten 
nach feinem Projekt im ganzen rund Fr. 300,000, auf 15 Jahre 
verteilt, ausgegeben werden, welche für Olgemälde, Bilojäulen, 
Erzpoitamente, Treppenntalereien 2c. beitimmt waren. Damit 
gedachte er nicht allein nach dem Vorbilde von alten und 
modernen Staaten durch Werfe der Kunit dem VBolfe die 
Heldentaten der Väter und die Manifejtationen der fittlichen 
Weltordnung vor Augen zu führen, er betonte auch den durch 
die Erfahrung nachgewiejenen Einfluß, welcher von der Pflege 
der reinen unit auf das Gewerbe ausgeübt wird: wo das 
Bolf die Werfe der reinen Kumft beftändig vor Augen hat, er- 
wacht auch jein Kunftjinn und das Gewerbe wird zum ren- 
tableren Sunftgewerbe. 

Der Bundesrat trat am 11. Dftober 1865 dem von einer 
geiltreichen Botjchaft begleiteten ua eine3 Bundes- 
bejchlufjes bet. 

Aber die tonangebenden Rolitifer jener Zeit bejchäftigten 
jich mit zentraliftiichen peen ganz anderer Art. Die Bundes- 
verfammlung trat auf Ddiefe Vorlage gar nicht ein. Dem 
für 1865 bemilligten erjten Kredit für die Ausihmüchmg 
des Bundesrathaufes von Fr. 5000 folgte im Jahre 1866 
noch eine Nachzahlung von Fr. 2394.26 und dann Yange 
nicht3 mehr! ES verblieb beim Beitrag an den jchmeiz. 
Kunftverein. 

©o fonnte e3 jedoch nicht bleiben. Daß unjer Gemerbe 
und befonders das Kunftgewerbe zurücgehe, und daß andere 
Staaten ung voraus find, Hatten fchon die Weltausitellungen 
uns gezeigt; unjere Handwerfsmeiiter, welche für Arbeiten, 
die eine etwas mweitergehende VBorbildung erfordern, mehr und 
mehr fremde Arbeiter anzujtellen fich gezwungen fahen, Hagten 
über die bei ung mangelnde gewerbliche Borbildung und man 
entwarf Veranftaltungen zur Abhilfe. 
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Da rührten fich auch die Künftler und Kunftfreunde. Eine 
Retition derfelben an die Bundesbehörden vom Sahre 1883, 
Betition B uch er genannt, verlangte, dem franzöfiichen Vor- 
bilde folgend, emenfhmweizeriijhenG©&alon,d.h. eine 
direft unter dem Bunde ftehende, von jchweizerijchen Künftlern 
geleitete, regelmäßig tiederfehrende jchmeizeriihe Kunftaus- 
jtellung, Die durch eidg. Geldmittel gehörig unterjtüßt wird, fo 
daß die fchweizeriichen Künstler nicht genötigt feien, ihr Brot 
im Auslande zu juchen und dort auszuftellen. Die Petition 
nahm einen jährlichen Anjat von Fr. 150,000 im Bundesbudget 
in Ausficht, wovon jährlich Fr. 50,000 in einen Fonds für den 
Bau eines Bundesmujeums zu legen und Fr. 100,000 für 
Prämierung oder Ankauf von ausgeitellten Kunftwerfen [chwei- 
zeriicher Künftler zu dienen hätten. Die Leitung der ganzen 
Angelegenheit wäre einem Komitee vom Bundesrate auf 
Lebenszeit gewählter jchmweizerifcher Künftler zu übertragen, 
welches im Falle von Austritt oder Tod eines Mitgliedes fich 
durch Kooptation felbit ergänzt. 

Der Schweizeriiche Kunftverein ftinımte im ganzen genoms 
men diejer Petition bei. Auch eine Eingabe der Gejellichaft 
der Schweizerischen Architeften, Maler und Btlöhauer unter- 
ftüßte fie; nur das faltenmäßige Sichabjähließen des leitenden. 
Kolfegiums, in welchem nicht einmal die treuften Kunjtfreunde 
Zugang gefunden hätten, jo daß leicht eine einfeitige Richtung 
zur Herrfchaft gelangen fünnte, gefiel nicht. 

Das Departement des Innern begrüßte in diejer Frage 
auch die namhaften fchweizeriichen Künftler im Auslande und 
erhielt zahlreihe Zuftimmungen im gleichen Sinne. 

Dann berief dasjelbe noch eine Erpertenfommiljion, nicht 
bloß zur Beiprechung des Grundjages der Subvention, jondern 
namentlich auch der Form der Ausführung: bejonders ob 
vie Bundesbehörden dad Prämieren oder das Anfaufen 
fchweizerifcher Kunftwerfe direft an die Hand nehmen oder 
den Sunftvereinen auch die neuen Subventionen zur 
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Verfügung jtellen follen. Das erftere wurde als d3 itk- 
jamere borgezogen. 

Schenk machte, von den Vereinen gedrängt, im Digeibee 
1884 dem Bundesrate eine bezügliche Vorlage. Aber, wie er 
e3 jich wohl zum voraus gejagt hatte, der Bundesrat fonnte, 
angefichtS der in den lebten Jahren mit dem Neferendum ge- 
machten Erfahrungen und der zahlreihen Motionen vom 
24. Sun 1884 nicht ander handeln, als wie er fchon in der 
- Botichaft zur Mfoholvorlage vom 20. November 1884 gejagt 
hatte: Zuerft das Dringendfte! Der Bundesrat verjprach jedoch, 
die Sache im Auge zu behalten. 

Sofort bildete fich eine fehweizerifhe Runftliga, u.a. 
auch um den Bundesrat nötigenfalls an die Angelegenheit zu 
erinnern. 

Eine Motion des Nationalrates ARynifer und Sionjorten. 
vom 7. Dezember 1885, „zu unterfuchen, und darüber Bericht 
und ntrag vorzulegen, ob in der italieniichen Schweiz eine 
eidgenöfliiche Kunftichule errichtet oder eventuell eine entjtehende 
Kunftichule mit Bundesmitteln unterftüßt werden folle”, — 
führte im Nationalrate nur zu dem Beichlufje, „Daß Diefelbe 
bom Bundestate anläßlich der bei ihm anhängigen Trage der. 
Hebung der fchweizerifchen Kunft im allgemeinen mit beritcd- 
fichtigt und daß gleichzeitig iiber beide Fragen Bericht er- 
ftattet werde” (und zwar bald). Sm Gtänderat erhielt jogar 
der Antrag, die Subvention an den jchweiz. Stunftverein jofort 
auf Fr. 50,000 zu erhöhen, beinahe die Mehrheit! 

Da Ddirste der Bundesrat, nachdem feine Alfoholvorlage 
am 25. Dftober 1885 und das eidg. Branntweinfabrifationg- 
gefeß am 15. Mat 1887 angenommen waren, am 3. uni 1887 
der Bundesverfammlung eine Botjchaft und den Entwurf eines 
„Bundesbeichluffes betr. Förderung und A" der jchmweize- 

riüchen Kunft” vorlegen. 

Da der vorgefchlagene Befchluffesentwurf fich von dem von 
der Bundesperfammlung wirklich) angenommenen „QBundes- 
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beichluß betr. die Förderung und Hebung der Kunft, vom 
22. Dezember 1888" nur unmwefentlich unterjcheidet, fo werden 
wir nur den leßtern und zugleich Die „VBollziehungsperordnung“ 
vom 15 April 1888 mitteilen. 

Wie man aus den Ergebnijje jehen wird, hat fich Schenf 
durch die Berhandlungen mit den lorporationen und Perjonen, 
welche von der Angelegenheit etwas verjtunden oder Dabei 
beteiligt waren, jo gründlich orientiert, daß e3 ihm möglich war, 
dasjenige, was ausführbar und nach unjern Berhältniffen Er- 
folg verfprechend war, von dem Überfchwänglichen und Unmög- 
ihen auszufcheiden und jo eine annehmbare und praftiiche 
Vorlage zu liefern, bei welcher freilich Die eidg. Sunftafademie, 
das eidg. Kunftmufeum und die regierende Slünitlerfafte nicht 
ftaurierten. 

Reider mangelt ung der Raum, um hier aus der von Schenf 
in fehöner Sprache redigierten Botfchaft alles das zu mieder- 
holen, was er zugunsten der Förderung der jchweizerijchen 
Kımft grundfäglich erörterte. Er fchrieb u. a.: 

„ir wilfen, welche hohe Bedeutung die Kunft bei den alten 
Griechen, beionders den Athenern, dann aber auch bei modernen 
Bölfern durch Verherrlichung großer Ereignifje und der Heroen 
der vaterländifchen Geichichte, Durch Daritellung des Waltens 
einer fittlichen Weltordnung in den SOchidfalen der einzelnen 
Menfchen und der Völker überhaupt fchon ausgeübt hat, tes 
halb denn auch dDiefe Korn des Unterrichts behufs der Erhebung, 
Srhauung und Kräftigung der Gemüter mehr und mehr in 
Aufnahme kommt.“ 

AS Beweis fiir die große Bedeutung der Kunft für das 
materielle Wohl des Volfes wird in der Botichaft befonders 
Sranfreich angeführt. „Hier fuchten meitjichtige Staats- 
männer die nationale Arbeit zu einer Öejamtaftion zu fteigern; 
jie erfannten, daß da3 Gewerbe nur durch Kunft, die Funft im 
Gewerbe nur durch Kräftige Entwidlung der Kunft überhaupt 
zu heben fei; fie ftellten alle nationale Arbeit unter den ver- 
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edelnden Einfluß der großen unit und führten in der Staats- 
verwaltung eine Runstpolitif ein, deren einheitliches 
Syitem alles erfaßte, großartige, monumentale und glänzende 
deforative Aufgaben, Beitellungen, Subventionen, Prämien, 
Ermunterungen aller Art, Verherrlichung nationaler Gejchichte 
dur Skulptur und Malerei, Ausstellungen, Kunftmujeen und 
dergleichen mehr. Sie erzogen damit das franzöftfche Volk zur 
Kunft, brachten e3 zu einer allfeitigen glänzenden Leijtungs- 
tähigfeit in allem, was Kunft heißt, und begründeten feine Über- 
fegenheit, welche exit in unjern Tagen durch die ungeheuren 
Anstrengungen anderer Staaten etwas erfchüttert worden ift. 
Allein fünftlerifche und Funftgewerbliche Schulung und Gejchie- 
Yichfeit, Schönheitsfinn und Gejchmad find jest feitgemunzelt 
und find eine fapitalbildende Straft. Noch vor einem Jahrzehnt 
wurde allein die Ausfuhr folcher Arbeiten, welche von der 
Kımft abhängen und ohne fie nicht bejtehen, auf jährlich 360 Mil- 
fionen, täglih 1 Million, den fünften Teil der Gejamtausfuhr 
Franfreichs, von andern noch höher, berechnet. Dazu die ms» 
geheure Summe, welche die Hunderttaufende Paris als Ktunjt- 
ftadt befuchender Fremden und die Taujende dort ih auS- 
bildender Künftler und Kunfthandiwerfer zurüdlafjfen, Die 
Summen, welche für Neproduftionen, Prachtwerfe, Murnter 
u. dergl. nach Frankreich fließen, der fabelhafte Umjab auf 
den Kunftiteigerungen, die jährlichen Ausftellungen, die monu- 
mentalen Aufträge der Regierung und der Städte, der Kunjt- 
bedarf der Privaten u. dergl. — das alles bemeilt die unge- 
heure Bedeutung alles dejjen, was Sumnjt heißt, für das Er- 
werb3leben, den Wert aller funjtichönen Arbeit in der Oejamt- 
arbeit der Nation. 

„Biele8 von dem Gejagten paßt natürlich auch auf 
andere Länder und Städte, auf Stalien, Belgien, Holland, 
auf Mimchen und Berlin, denen allen der auf ihre Kunft- 
ichäße verwendete Betrag Hundert- und taufendfältig zurücd- 
gefommen it. 
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„Keine Arbeit ift jo jehr imftande, aus dem geringiten Roh- 
ftoff ein foftbares Gut hervorzubringen, wie die Kunft. Was 
it der Wert der Leinwand, der Tsarbe, der Steine zum Kapital- 
mert der bedeutenden Kunftmwerfe jelbit, gar nicht zu reden von 
den unjchägbaren Arbeiten der größten Meifter. Dazu fügt fich 
 erft noch der Kapitalmert der Neproduftionen diefer Werke 
durch Kupferitich, Holzichnitt und Photographie. Bom rein 
volfswirtjchaftlichen Standpunkt find bedeutende stumfaverfe 
Kapitalfhöpfungen, die alle andern übertreffen. 

„sn der Kunst gilt vor allem die perjönliche Erfindung und 
Handfertigfeit, welche durch fein Kapital und feine Majchine 
erjeßt mwird. 

„Sp tt denn die Förderung der Kunft eine Förderung der 
gejamten nationalen Yrbeit, ein Beitrag zur Löfung fozialer 
Stagen. Was einft Kurzlichtige als Luxus anfahen, tft jegt längit 
al3 etwas Notwendiges anerfannt. Das Schöne, die Kunft 
erwetit jich nicht bloß als das Hochideale, jondern zugleich als 
das eminent Natürliche, nicht bloß als eine Quelle edler Geiftes> 
bildung, jondern auch als eine a nationalen Exwerbes 
und Wohlitandes. 

„Dei der Berjchtebung aller Erwerbsverhältniife, bei der 
Notwendigkeit vieler Snduftrien mögen wir bedenfen, daß die 
nationale Arbeit exit dann im Wettbewerbe fiegreich ift, wenn 
fie auch gejchmadvoll und jchön tft, daß fie aber nur dann fchön 
werden fann, wenn jie in jtetem befruchtendem und veredeln- 
dem Yujammenbhang fteht mit allem, was Kunit heißt: Da ift 
e3 denn Dringendes Gebot jtaatlicher Fürjorge, daß auch wir, 
nachdem alle Staaten ringsum Yängit vorangegangen, diejes 
weal und materiell jo wichtige Kulturelement fördern. 

„Seit dem Bundesbeichluß vom 27. Juni 1884 über die 
gemwerblihe und induftrielle Berufsbildung leiltet der Bund 
Beiträge an Funjtgewerbliche Anftalten: Schon jegt find fchöne 
Erfolge zu verzeichnen. Ullen das Kunjtgewerbe aller Art 
bedarf der unabläfjigen Anregung, Heranziehung und Sue 
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‚ahfpruchnahme durch die Kunft großen Stils. 3 gilt, mit 
Förderung der lebtern das zu vollenden, was vor drei Jahren 
im wohlverjtandenen Spntereife des Landes begonnen worden 
it. — — 

Nachdem die Botjchaft jodann auf die Vereinzelung md 
Unzulängfichfeit der bisherigen Anläufe einzelner Städte, Kan- 
tone und Bereine einen Blic geworfen, fährt fie fort: 

„3 ilt notwendig und an der Zeit, diefer mit Mühe ar- 
beitenden, zerfpfitterten, aber die Sunjt in weite Streije tragen 
den indibiditelfen, örtlichen und fantonalen Tätigfeit den ge- 
meinfamen fehweizerifchen Mittelpunft, das allfeitig anregende 
Rorbild, die zufammenhaltende nachhaltige Straft Durch aus- 
aiebige Unterftüßung der großen nationalen Kunft zu gewähren 
und was fchon für Wilfenjchaft, Gemwerbe, Sandwirtjchaft 
u. dergf. getan worden ift, durch eine ähnliche Leijtung zu- 
gunften der Kumft zu ergänzen.” — — 

Dies bezüglich des Grundfaßes der Subvention. Die Vor- 
{age bezweckt jedoch nicht, die Kunftpflege in einer Hand zu 
fonzentrieren, wie e3 der Fall wäre bei ausjchlieklicher DBer- 
wendung der Gejfamtmittel in der Bumdesitadt, jet e3 zur Aus- 
ichmücung der Bundesgebäude oder in einem fchweizerijchen 
Kunftmufeum. Aber wenn auch die bisherige Tätigfeit des 
Kunftvereins umd die Beibehaltung feines bisherigen Bundes- 
Beitrages wünfchbar ift, fo foll der Bund doch nicht jeine Bei- 
träge an Vereine verzetteln, jondern durch eine einheitliche 
Bermwendung der Mittel Aufgaben möglich machen, an welche 
man fonjt nicht denfen oder fich nicht wagen würde. Die jo 
aus dem Sfredite von Fr. 100,000 geichaffenen Kunftwerke 
dagegen follen je nach ihrem Charakter zur Yusihmüdung 
öffentlicher Gebäude oder Pläße oder zur Vermehrung öffent- 
fiher Sammlungen in der Schweiz herum und fo zur Belebung 
und Stärkung der bisherigen lofalen Kumftbeftrebungen dienen, 

Bon einer fchweizeriichen Kunjtafademie mußte abjtrahiert 
ne Der Staatsrat des Kantons Tejjin, welchen man in 
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der Sache Doc anhören mußte, hätte fie freilich nicht von der 
Hand gemwiejen; jedoch war er einjichtig genug, die Schwierig- 
feit einer richtigen Ausführung zu erfennen und in zweiter 
Linie jich mit einer vorbereitenden Kunitichule zu begnügen, 
mie folche in Yürich, Bern, Bafel nach dem Bundesgejeb vom 
27. Sunt 1884 über gewerbliche Berufsbildung beitehen. Wie 
jollte eine tejfinishe Kunjtafademie mit einer jolchen in Paris, 
Berlin, München fonfurrieren, wo nicht bloß viel höhere Staats- 
mittel fir daS Lehrerperjonal als bei uns möglich Jind, jondern 
immenje öffentliche Yunftfammlungen und freiftehende Kunft- 
werfe, Vrachtbauten, und ein großes und reiches, viele Kumjt- 
werfe fonjumierendes PBublifum den Schüler einer jolchen 
Anftalt zur Verfügung jtehen! 

Der Bundesbejihluß betr. Die Förderung 
und Hebung der Kunjt vom 22. Dezember 1887 ent- 
halt folgende Beltimmungen: 

Art. 1. Der Bund beteiligt jich an den Beitrebungen zur Förderung 
und Hebung der jchweizeriichen Kunjt durch VBeranftaltung periodijcher 
nationaler Kunftausftellungen, die in der Negel alle zwei Zahre jtattfinder 
joffen, jowie durch Ankauf von Werfen der nationalen Kunjt, zur Aus» 
Ihmücdung der öffentlihen Gebäude und zur Bereicherung öffentlicher 
Sammlungen. Überdies fann der Bund öffentliche morumentale Kunit- 
werfe hiftoriichen und nationalen Charakters eritellen oder ihre Ausfüh- 
rung unterjtügen. 

Urt. 2. Zu dieiem Ziwerde wird in den eidgenöjliichen VBoranjchlaa 
alyährlih eine Summe von Hundertt aufend Ftranfen auf- 
genommen. Dieier Kredit fan erhöht werden, wenn das Bedürfnis hiefür 
fich geltend macht und wenn die finanzielle Lage des Bundes e3 erlaubt. 

. Wird der für ein Jahr bewilligte Kredit in demjelben nicht aufgebraucht, 
jo it der übrigbleibende Betrag behufs jpäterer Verwendung einem be- 
fonderen Fonds, „Schweizerifcher Kunftfonds” genannt, über welchen jedes 
Sahr befondere Rechnung zu führen ijt, einzuverleiben. 

Art..3. Über die jährliche Verteilung des ausgefegten Gejamtfredits 
- auf die verjchtedenen genannten Aufgaben, jowie über defjen Verivendung 
‚im einzelnen beichließt der Bundesrat auf den Antrag des Departements 
des Innern, welches jeinerjeit3 alle bezüglichen mwejentlichen Tragen der 
Borprüfung und Begutahtung von Künftlern und 
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andern Kunftverftändigen unterftellt, welche vom Bundesrate 
zu bezeichnen find. 

Ein vom Bundesrate zu erlajjertdes Negfement wird hierüber die nähern . 
Borichriften aufitellen. 

Art. 4. Der Bundesrat wird mit der Vollziedung diefes Beichlufjes 
beauftragt. 

Urt. 5. ReferendumsHaufel. 

Aus der Vollziehung3pverordnung zu Ddiejem 
Beichluffe, vom 15. April 1888, notieren wir nur das: 

Die vorgefchriebene Kunftfommiffion beiteht aus 
11 Mitgliedern, von welchen jemweilen 6 Stünftler Der ver- 
ichiedenen Kunftgattungen fein müffen. Den jchmweiz. Vereinen 
für diefen Bmwed ift Gelegenheit zur Einreichung von Bor- 
ichlägen zu geben. 

Die Kommiffton hat nicht bloß alle wefentlihen Vorlagen 
der Oberbehörden zu begutachten, jondern auch von fich aus 
die geeigneten Anträge zu ftellen. Die Mitglieder der eidg. 
Kunftfommiffion werden entfchädigt wie andere eidgenöfjtiche 
Kommiljionen. — — 

Das neue eidg. Snititut ift dem bejtehenden jchweizeriichen 
Kunftverein nachgebildet, hat jedoch wirfjamere Hilfsmittel. 

63 veranftaltet gleich jenem Ausftellungen und zwar (jo- 
lange Schenf noch Departementsvorfteher war) alle zwei Jahre 
in Bern (1890, 1892 und 1894). Die Kunftfommiljion, wie 
> diejenige des NHunftvereins zufammengefeßt, fauft vorzügliche 
Werke an und überläßt fie öffentlichen Kunftiammlungen in 
der Schweiz herum oder jchmücft damit öffentliche Gebäude 
oder Pläße hier oder dort; e3 wird jedoch jtets Durch einen 
Kevers das Eigentumsrecht des Bundes, auch guter Unterhalt 
und Verficherung derjelben gegen Feuer vorbehalten. Die an- 
gefauften Kunftwerfe machen auch den nädhjiten Turnus des 
ichtweiz. Kunftvereing mit und der Jahresbeitrag des Bundes 
an den Kunftverein wird auf Fr. 12,000 erhöht. 

Sp werden auf der ganzen Linie die Kunjtbeitrebungen 
ermutigt. Die Kantone pflegen mit neuem Eifer ebenfalls 
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ihre Sammlungen; die Künftler, für gute Leiftungen des 
lohnenden Abjabes ficherer, arbeiten mit Treudigfeit und 
Wetteifer. | 

Bergabungen für Kunftzwede jteigen in der Wertung durch 
die öffentliche Meinung. 

Im Sahre 1890 erhält der Bund ein jolhes Gejchent von 
23/, Millionen: wir meinen die Gottfried Steller- 
Stiftungder Frau Lodia Welti-Ejcher, abgefaßt in Champel 
bei Genf den 6. September 1890. Die Schenkung ergänzt Die 
Aktion des Bundes in ehr zwedmäßiger Weife. Nach der 
Stiftungsurfunde joll nämlich der Neinertrag Dderjelben ver- 
wendet werden: | 

a) zur Anfchaffung bedeutender Werke der bildenden Kumit 
des Sn- und Auslandes, ober jedoch zeitge- 

 nöffifhe Kunftwerfe nur ausnahmzsmeife be 
rücfichtigt werden dinfen. Der Bundesrat bezeichnet 
den Ort und das Imititut der Aufitellung; 

b) zur Erjtelfung von neuen umd zur Erhaltung von jolchen 
beitehenden Kunftwerfen, deren öffentliche Ymwedbe- 
stimmung dem Lande bleibend zugefichert it. Diele 
feßtere Verwendung ift nur zuläfftg, wenn jich zu andern 
Anfhaffungen feine Gelegenheit bietet und darf auch) 
in diefem Falle höchjtens die Hälfte des jahresertrages 
in Anspruch nehmen. 

Im Kriegsfalle foll der Neinertrag zur Pflege dabei er- 
_franfter oder verwundeter eidgenöfiiicher Wehrmänner ber- 
wendet werden. 

Die Schenkung ift an folgende zwei Bedingungen gemmüpft: 
eritlich, daß die gegenwärtigen Leiftungen des Bundes für Die 
‚Kunft, folange die finanziellen Verhältnifje des Bundes es 
erlauben, fortdauern, und zweitens behält jich die großmütige 
Schenferin eine lebenslänglihe Nente von Zr. 0,000 vor 
Twelche jedoch infolge ihres frühen Todes jhon im Jahre 
1890 wieder exrlojh ]. 
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Eine „eidg. Kommilfion der Gottfried Keller-Stiftung” von 
fünf durch den Bundesrat auf je drei Jahre gewählten Mit- 
gliedern, wie andere eidg. Kommifjionen entfchädigt, und Durch 
einen firbejoldeten Sekretär unterjtüßt, fteht dem Departement 
des Innern und dem Bundesrate in der Geichäftsführung zur 
Seite. | | 

Sehr wertvolle alte Kunftwerfe, auch jchmweizeriichen Ur- 
iprungs, fonnten nunmehr gelegentlich durch unfere Kunft- 
fommifftonen vermittelt der Yinfen Ddiefes Fonds aus dem 
Auslande geholt und im Landesmufeum oder in einer andern 
öffentlichen Sammlung untergebracht werden. — 

Wir wollen hier gleich auch einer andern teftamentarischen 
Schenfung gedenfen. Am 23. Yult 1895 vergabte der an Diefem 
Tage geitorbene Spartacco Bela, Maler, Sohn des berühmten 
Bildhauers Vincenzo Bela, der Eidgenofjenjchaft fein väterliches 
Haus in Lignoretto (Kt. Teffin) mit allen darin (befonders indem 
hohen großen Atelier) befindlichen Kunftwerfen und mit Ein- 
Ihluß der Gemälde und der Bibliothek, jowie den zur Befibung 
gehörenden Grund und Boden, unter der Bedingung zum 
Eigentum, dad niemal3 etwas von jenen Kunitwerfen und 
Sammlungen aus dem Haufe entfernt, fondern daß Diejes, 
jei e8 als Mufeum, jei e8 al Kunftjchule, im öffentlichen 
Sntereffe verwendet und dem Publifum offen gelaffen werde. 
Ganz intakt folle gelajien werden das Sterbezimmer des Vaters 
"DVela mit dem Borzimmerden umd ebenjo das daran jtoßende 
Bimmer des Teftators. Zu dem väterlichen Befibtum hat Herr 
Spartacco PVela der Eidgenoffenfchaft ferner legiert die in 
jeiner Wohnung in Mailand befindlichen, von ihm herrühren- 
den Gemälde und eine Summe von Fr. 10,000 zur Ausführung 
der fiir die Zmwecbeitimmung nötigen Einrichtungen. In dem 
Haufe Velas foll jedoch vor allem der Onfel des Teftators, Herr 
Lorenzo Bela, lebenslängliches Wohnungsrecht haben. — 

Die Gejchäftsberichte de3 Bundesrates erzählen von jo 
vielen andern Gefchenfen und Stiftungen zu Kunjtzweden, 
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da mir wirklich ein Wiederaufleben der Kunjt im Schmeizer- 
fande zu verjpüren glauben. — 

Der Bıundesbeichluß vom 22. Dezember 1887 fommt Der 
Eritellung monumentaler Stunjtwerfe zugut. Wird 
damit nicht, unter Anrufung der Pflicht der Pietät, des Guten 
bereit3 zuviel getan? 

Dat die Bundesfubvention nicht ein jolches Yupiel be- 
günftige, dafiir hat der Bundesrat bereits durch dag am I. Mat 
1889 exlafjene und am 6. Mai 1892 etmas modifizierte Negle- 
ment über die Gewährung von Bundesjubventionen 
an die Erftellung öffentliher monumentaler 
Kunstwerke vorgeforgt. 

Nach den beitehenden Borjchriften fommt eine folche Sub- 
vention des Bundes nur in Frage, wenn die Koften des pro- 
jeftierten Werkes Fr. 30,000 überfteigen und wenn der Charakter 
de3 projeftierten Werkes dem Bundesbejchlujie vom 22. De- 
zember 1887 entipricht. 

Dann unterjcheidet das Neglement zwei Fälle: ob nämlicd) 
das Gefuch von einem Snitiativfomitee oder von einem Künjtler, 
der fo ein Monument verfertigen möchte, ausgehe. 

. Mit dem Begehren tft jedenfalls ein Programm und Stoften- 
voranjchlag vorzulegen; ift Aussicht auf die Ausführung vor 
handen, fo it vor allem der Bericht und Antrag der Kunft- 
fommiffion anzuhören, bevor grumpdfäßlich eingetreten wird. 

Seht die Bewerbung von einem Snitiativfomitee aus, jo 
hat dasjelbe eine öffentliche Ausfchreibung zum Wettbewerbe 
mit Anfegung von Preifen für die drei beiten Lölungen und 
für Ausstellung der eingelangten Entwürfe zu jorgen. Cine 
Sury von 3—5 Mitgliedern, welche vom Snittativfomitee aus 
einer don der eidg. Kunftfommiffion aufgeitellten Doppelliite 
ı gewählt wird, hat die eingelangten Arbeiten zu beurteilen und 
die ausgejegten Preife ganz oder zum Teil den beiten Löfungen 
zuzufprechen. Das Snitiativfomitee bezeichnet aus den Bor- 
lagen die von ihm gewünfchte Arbeit und verfaßt die definitive 
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Koftenberechnung unter Beifügung des „Finanzplanes; Die 
fchweiz. Kunitflommifjion begutachtet den Vorfchlag, inbegriffen 
die Plabfrage und die Höhe der zu leijtenden Bundesfubvention, 
iiber welche auf Ylntrag des Departements des Senen! der 
Bundesrat bejchließt. 

Wenn dagegen ein ünitler jelbjtändig mit einem Entwurfe 
auftritt und findet diejer jolche Yultimmung, daß die Yus- 
führung desjelben unter Beihilfe des Bundes ernithaft in Aus- 
jicht genommen wird, fo hat die Kunitfommiljion auf einge- 
fangtes Subventionsgejudh Hin Die Prüfung des Ent- 
wurfesdurheine‘urdH zu veranlafjfen und auf Orund- 
lage des von leßterer abgegebenen Urteils darüber Antrag zu 
jtelfen, ob der Entwurf grumdjäßlich — notwendig befundene 
Abänderungen vorbehalten — anzunehmen und für Dejien Aus 
führung ein Bundesbeitrag zu gewähren oder auch im gegebenen 
Falle eine öffentliche Wettbewerbung zu verlangen je. m 
legtern Falle find dann noch alle bereits mitgeteilten- Wor- 
ichriften zu erfüllen, welche jchon bezüglich Des Wettbemwerbes 
auf Anregung eines Smitiativfomitees mitgeteilt worden jind. 
Wird eine jolche Konkurrenz abgelehnt, jo gilt Das als ein 
Verzicht auf Die Bundesjubvention. 

zür die Berechnung der Subventton fallen nur Die Summen 
für Ktonfurspreife und für Ausführung des Entwurfs in Be- 
tracht; fie beträgt 20-50 % diejer often. 

Nachträgliche Subventionen, ohne vorausgegangene Aln= 
frage an die Behörde und ohne Prüfung und Begutachtung 

der eidg. Kunltfommillton, finden nicht jtatt. — — 
| Bi3 zum Sahre 1895, aljo bei LXebzeiten Schenke, famen 
nach diejen Beitimmungen folgende Monumente zujtande: 
zu Ehren von Heinrich Peltalozzi, in Mperdon, 

ER, „ Sean Richard, in Locke, 

er „ Bilhelm Tell, in Altorf, 

BArBEHE „ dr. von Bubenberg, in Bern, 

ESEEHT „. Rouis Favre, in Chene-Bourg bei Genf, 
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zu Ehren von Heinrich Zichoffe, in Yarau, 
ai „ Bundesrat Dr. Jonas FZurrer, in Winterthur. 

Kon fünftlerifcher Ausihmüdung von Bundesgebäuden in 
diefer Veriode find zu nennen: die Treppenmalereien im Ge- 
bäude de3 Bundesgerichts und die Bildhauerarbeiten für die 
vier Nifchen der Hauptfafjade des eidg. Polytechnilums. 

Die unfern Lejern befannte reichlihe Verwendung der 
jchweizeriichen SKunft und Kunftinduftrie beim Bau des eidg. 
Parlamentsgebäudes durfte Schenf zivar vorbereiten, jedoch 
nicht miterleben. 

8. Erhaltung vaterländifher Kunjtalter- 
timer undsihmeiz. Landesmufeum. 

Der erite Anlauf, welchen unfer unermüdficher Kunftapoftel, 
PVrofeffor Bögelin, im Jahre 1880 im Nationalrat zu- 
aunften der Errichtung eines Landesmufeums machte, hatte 
zwar num die Folge, daß fich in Demfelben Jahre eine „Ochtei- 
zerifche Gefelfichaft zur Erhaltung Hiftorischer Kunftdentmäler” 
- bildete. Nach der gelungenen Ausitellung von AUltertümern 
in Verbindung mit der Landesaugitellung in Zürich (1885) 
hatte Vögelin einen befjern Erfolg; feine Motion wurde vom 
Nationalcate erheblich erflärt. Das Auffaufen von alten Kunjt- 
werfen, namentlich von Glasmalereien und Fumftooll geichnisten 
Stühlen in Kirchen und alten Schlöffern und das Verichachern 
derfelben im Auslande wurde jedoch nachgerade jo jlandalös 
betrieben, daf die Mahnungen zu eidgenöfjiihem Aufjehen 
immer dringender wurden. Im Jahre 1885 wurde daher aud) 
im Ständerat eine Motion Muheim-NRufc betr. Die Mit- 
wirfung des Bundes in der Erhaltung der Kunftaltertüimer 
erheblich erflärt. Bei der Begründung derjelben Hang Die 
Befürchtung durch, die Motion Vögelin verfolge einen zen _ 
trafiftiichen Sived; die Motionsitelfer machten derjelben gegen 
über geltend, unfere Kunftaltertümer feiendenstantonen 
zu erhalten, welche bis zum Jahre 1848 die Schweiz repräjen- 
tiert hätten umd derjelben bei der Einführung der ihnen ob- 
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fiegenden gewerblichen Bildung auch bedürften. Der Chef des 
Departements des Innern, Schenf, konnte diefe Anficht nicht 
teilen, .er wollte die Motion annehmen al3 mit derjenigen 
Vögelins zu behandeln, da man an eine tum fünne, ohne das 
andere zıı lafjen. 

Der Bundesbeichluß betr. die Beteiligung de3 
Bundes an den Beftrebungen zur Erhaltung 
und Erwerbung vaterländijher Altertümer, 
bom 30. Juni 1886, bejtimmt jchließlich folgendes: 


Art. 1. ES wird zur Erhaltung und fäuflichen Erwerbung vaterländi- 
jcher Altertümer, jofern der jeweilige Bejtand der eidg. Finanzen dies ge- 
ftattet, ein jährlicher, im Budget zu beftimmender Ftredit, welcher Tr. 50,000 
nicht überfteigen darf, angejeßt: 

a) für Anjchaffung folher Altertümer, welche ein ausgeiprochenes 
gemeines Interejje Haben und über welche fich der Bund das Eigen- 
tums- und Verfügungsrecht vorbehäit, 

b) in der Beteiligung an Ausgrabungen, 

c) in der Beteiligung an der Erhaltung Hiftorifch oder fünftlerijch be= 
deutender Baudenfmäler, 

d) in der Unterjftüßung fantonaler Mtertumsfammlungen in Fällen, 
two dieje eine ihre Kräfte überfteigende Anichaffung von gefchicht- 
lihem Snterejje zu machen wünjcen. 

Art. 2. Gegenftände, welche mit Bundesunterftüßung erworben 
werden, dDirfen ohne Genehmigung des Bundesrates nicht veräußert oder 
abgetreten werden. | 

Art. 3. Über die Bedingungen, unter welchen eine Bundesfubvention 
verabjolgt werden fannı, wird ein vom Bundesrat zu erlafjendes Reglement 
‘das Nähere feitjegen. 

Diefe Bollziehungsverordnung, vom Bundesrate erlajjen 
ven 25. Tebruar 1887, enthält folgende Beitimmungen: 


Die Vorberatung der bezüglichen Gejchäfte wird einer vom Bundesrate 
auf drei Sahre zu mählenden Fahfommillion, „Eidg. Kommifjion für Er- 
haltung sichweizerijcher Mtertümer”, übertragen, welche auch Experten 
mit gleicher Entjchädigungsberedhtigung mie ihre Mitglieder befibt, 
beiziehen darf. Das Pepartement de3 Innern mird ermächtigt, dem 
Borjtand der „Gejellihaft für Erhaltung Hiftoriiher Kunftdenfmäler” 
für die erjte dreijährige Periode die Funktionen diefer Fachlfommillion 
zu. übertragen. 


| 


Die Bundesfubvention fann nur bewilligt werden, wenn das 
bezüigliche Gejuch vor der Erwerbung oder Ausgrabung eingereicht 
worden ilt. 

Für die angefjchafften Gegenftände behält jich der Bund entweder das 
Eigentumsrecht vor oder er überläßt fie einer öffentlichen Sammlung mit 
der Verpflichtung, fie ohne Bewilligung des Bundesrates nicht zu ber- 
äußern. — 

Aber fo hisig war auf dem Marfte der Kampf um bie 
fchtweizerifchen Altertümer geworden, daß die Bundesber- 
fammlfung fich in die Notwendigfeit verjegt jah, Mräftig aktiv 
vorzugehen, bevor fie nur einen grundfäglichen Beichluß be- 
züglich der Motion Vögelin gefaßt hatte. 

Die Pfahlbautenfammlungen von Dr. Groß in Neuenjtadt, 
wegen ihres NReichtums und der Volljtändigfeit ihrer Typen 
den Paläontologen der zivilifierten Welt befannt, drohte der 
Schweiz verloren zu gehen, indem ein mit reichen Mitteln 
ausgeitattetes amerifanifches Inftitut fich um dejjen Anlauf 
bewarb. Dr. Groß hatte während Sahrzehnten Durch Grabungen 
und Anfäufe behufs der mwiffenichaftlichen Vewolfftändigung _ 
feiner Sammlung Zeit und Geld an die Sache gewagt. Cr 
überließ jedoch die Sammlung gerne jenem Vaterlaude, wenn 
er wenigftens eine billige Entfehädigung für die gebrachten 
Opfer erhielt. An empfehlenden Stimmen fehlte es nicht; - 
nicht nur don feiten jchweizerifcher Experten, jondern auch 
europäifche Autoritäten anerfannten den Wert der allfeitigen 
erichöpfenden Sammlung. Die Bundesverfammlung Taufte 
im Sahre 1884 die Sammlung um die verlangten Tr. 60,000 
an und diefe wurde vorläufig im Bundesrathaufe untergebracht. 

Aber noch war der Gedanfe eines Nationalmufeums in 
dDiefem Jahre nicht reif; vielmehr exteilte eine aus Fachmännern 
beitehende Kommiffion dem Chef des Departements des ‚srnerm 
den Rat, emmitweilen mit folchen Anfäufen von Fall zu Fall 
vorzugehen. 

Schenf fonnte warten. Der durch den Bundesbeichluß vom 
Kahre 1886 gewährte Stredit Ieiftete viel mehr, al3 man aus der 
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Summe jelbit jchließen fonnte. &3 war eben jeßt ver Bund 
als Käufer auf Dem Markfte, dem mancher feine Lieblingdware 
um des allgemeinen Zmweces willen am Tiebiten abtrat, und 
der Bundesrat hatte weile gehandelt, al3 er das Departement 
de3 Innern ermächtigte, dem Vorjtande der feit fechd Fahren 
jo vorzüglich wirkenden „Gejellichaft für die Erhaltung hilto- 
riiher Kunftvenfmäler” die Funktionen der vom Bunde zu 
mählenden Stommijjion zu übertragen: Diefe befaß nicht allein 
das volle Vertrauen der fantonalen Behörden, fondern te 
fannte auch das Sagdrevier gründlich, wo gute Beute zu haben 
mar, und jie zählte in ihren Neihen Die berufeniten Schüßen. _ 
Zu diefen gehörte der ganz bejonders eifrige und fachkundige 
AUltertümer-Liebhaber 9. Angit in gürich, britifcher Konful für 
die Deutjche Schweiz und Tejfin, welcher nicht nur den Bundes- 
fredit am awechmäßigiten zu verwenden wußte, fondern, mo 
diejer etiva erschöpft war, auf eigenes Riltfo im günjtigen 
Moment zuguiff, war er ja jelbit ein eifriger Sammler, und 
zwar, wie e3 jpäter fich zeigte, nicht in gemwinnjüchtiger, Jondern 
in gemeinnüßiger Abficht. 

Aber dieje Kommijjton war nicht bloß auf Anrfäufe zuhanden 
de3 Bundes bedacht; fie bediente auch, wie bisher, die Fanto- 
nalen Sammlungen mit jolchen Gegenjtänden, welche gerade 
für diefe oder jene ein ganz bejonderes Interejje hatten, oder 
befürmwortete die Unterjtügung ihres Anfaufs; fie befiirwortete 
‚auch die Bundesunterjtübung für Die Ausgrabungen in Bajel- 
Auajt, Uvenches und Martigny und eine jehr tatfräftige Unter- 
ftüßung Der foftipieligen Nenovation der hochintereflanten 
Klofterfirche in Stönigsfelden. 

Während jo in emmer für die fantonalen Sammlungen 
befriedigenden Wetle für die Verwendung des StreditS von 
Tr. 50,000 gejorgt wurde, wuchs doc durch Ertraanfäufe, 
welche ihrer Natur nach in ein bejonderes neues Mujeum 
untergebracht werden mußten und einjtiweilen nur proviforiiche 
Unterkunft hatten, das Bedürfnis eines Landesmujeum?. 
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Das vom Bunde angefaufte vollftändige NRenaiffancezimmer 
der Nofenburg in Stanz mußte 5. B. vorläufig dort belafjen 
werden. Im einer Pianofabrit (Suter) in Zürich mußte der 
Bund folgende im Sahre 1888 gefaufte Gegenftände maga- 
zinieren: das Getäfel eines Zimmers von einem Haufe in 
Mellingen, welches früher als Rathaus gedient hatte, einen 
Dedenjchmud von 33 Holzmedaillons aus einem Ochlojje in 
Arbon, gotiiches Hausgeräte und eine gotiihe Tür aus 
Schmiedeifen aus der Sammlung des Herrn Oberit Challande 
in gürih 26. 

Kmmerhin war mit jolcdem ftüdweifen Sammeln in ab- 
jehbarer Zeit der Stoff für ein fchweizeriihes Mufeum nicht 
zu gewinnen und überhaupt nur jchiwer erhältlich. 

Aber noch im Kahre 1888 änderte jich die Situation gründ- 
(ich, al3 dem Bunde von den Kantonen und Städten Bafeljtadt, 
Bern, Zürich und Luzern die dortigen bedeutenden Niujeen 
mit den für ein Landesmujeum notwendigen Gebäulichkeiten 
angeboten wurden, wenn einer diefer Städte vom Bunde der 
Sit des Landesmujeums zugeiprochen murde. 

Dazu famen noch private Gejchenfe: ein Tejtament des 
beritorbenen Architekten Ludwig Merian in Bafel jete die 
Eidgenofjenichaft zum Erben feines Vermögens und feiner 
anfehnlichen Sammlung ein, behufg der „Erbauung rejp. Ber 
mehrung eines fchmweiz. Nationalmufeums für Fünftlerifche und 
Eunftgewerbliche Gegenjtände früherer Zeiten”. Auch der in 
demfelben Jahre verftorbene Prof. Bögelin fehenkte dem 
Bunde zur demfelben Zecke feine funftgewerbliche Sammlung. 

Diefe Teftamente durften nicht zurücigewiejen und auf Diefe 
bon vier Seiten in hochherzigem Wetteifer gemachten Angebote 
mußte eingetreten werden. War noch) vor furzem das Landes- 
mufeum eine Utopie, welcher man nicht die beitehenden Samm- 
fungen opfern durfte, jo fonnte man jebt jagen: daS Landes- 
mufeum ift da; der Bund hat fire die Erbauung desjelben nichts _ 
mehr auszugeben, und mas die Sammlungen betrifft, jo wird 
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jet fchon von Anfang an ein fo bedeutender Grumditocd por- 
handen fein, daß nur die bisherigen Quellen und Bundesjub- 
ventionen, die VBereinstätigfeit und die Oemeinnüßigfeit eines 
meitern Publifums auch ferner zu fliegen haben, um uns eine 
Galerie zu verfchaffen, welche unjere ganze Kulturgeichichte 
bis in die ältejten Zeiten zurit jichtbar darftellt und nament- 
ih ung die Früchte der größten Anjtrengungen unjerer Bor- 
bäter im Kriege und im Frieden por Augen führt. 

Die eidg. Kommiffion für die Erhaltung jchmweizerijcher 
Altertümer machte fich fofort an das Werk, um dem Bundes- 
rate ein Programm des Landesmufeums und Der aus Dem= 
jelben fich ergebenden gejeßlichen Anforderungen an die jich 
für dasjelbe bewerbenden Kantone und Städte zu entwerfen. 
Die Bundesverfammlung hatte zuerit prinzipiell diefe Yln- 
forderungen gefeßlich zu fixieren, Hemad) in einen zweiten 
Beichluffe unter den Bewerbern nad) einer Prüfung ihrer 
Angebote im einzelnen eine Wahl zu treffen. 

Mit feiner Botfchaft vom 31. Mai 1889 betr. die Gründung 
eine3 jchmeiz. Natioralmujeums begründete der Bundesrat 
feinen prinzipiellen VBorfchlag. Diefer VBorjchlag erfuhr aller- 
dings im Ständerate zwei Abänderungen, gegen welche der 
- Bundesrat indeifen nichts einzuwenden hatte: in Art. 14 des 
Bundesbeichluffes vom 27. Juni 1890 wird das künftige Ver- 
hältnis des Landesmufeums zu den bisherigen Tantonalen 
Mufeen noch etwas einläßlicher normiert, als im bundesrät- 
lichen Entwurfe, und e8 wird ferner der Bundesbeichluß mit 
dem Neferendumsporbehalt verjehen — beides, um dem don 
einem idealen Geifte getragenen Unternehmen eine von 
wechjelnden politifchen Strömungen unabhängige jolide Balis 
zu verleihen. | 

- Und al Berichterftatter der bis auf zwei Mitglieder ein- 
helfigen ftänderätlihen Kommifjion, welche dem bundesrät- 
lichen Entwurf zur Annahme verhalf, zeichnet derjelbe Gujtav 
Muheim, welcher vor wenigen Jahren in der Motion Vögelin 
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eine zentraliftiiche Tendenz befürchtet hatte. Die jahgemäße 
und taftvolle Ausführung des Bundesbejchlujies vom 30. Junt 
1886 hatte ihn überzeugt, Daß durch die bloße Förderung der ver- 
einzelt vorgehenden fantonalen Mujeen der Hauptzwed nocd 
nicht erreicht und daß einzig der Bund mit feiner Sachfennints 
und feinen Hilfsmitteln imftande ift, die ärgerliche und unjere 
Kationalehre Fränfende ausländische Konkurrenz aus dem 
Felde zu fchlagen; auch könne nur durch ein Landesmujeum 
die Aufgabe der belehrenden Yujammenitellung unjerer ge- 
famten Leiftungen in der. Technif dem neuzeitlichen Streben 
volles Genüge jchaffen. 

Der Bundesbeichluß betr. die Errichtung eines jchmweiz. 
Landesmuseum, vom 27. Juni 18%, lautet alfo: 

Art. 1. 3 joll ein fchmweizerifches Landesmujeum gegründet werden. 

Art. 2. Dasselbe ift bejtimmt, bedeutjame vaterländiiche Altertümer 
gefdjichttirher und funjtgewerblicher Natur aufzunehmen und planmäßig 
geordnet aufzubewahren. 

Urt. 3. Dem Landesmujeum werden die der Eidgenoffenfaft bereits 
zugehörenden Hiftorifch-antiquarifhen Sammlungen und einzelnen Gegen- 
ftände zugemiejen. 

E3 wird geäufnet: 

a) aus den jeweiligen Bundesfrediten für Erhaltung vaterländiicher 

Altertümer; 

b) aus der Merianftiftung und alffälligen weitern Bergabungen; 

c) durch geichentte oder unter Vorbehalt des Eigentumsrecht3 anver- 

traute fchweizeriihe Altertünter. 

Art. 4. Die durch Bundesbejchluß vom 30. Juni 1886 zugeficherte Unter- 
ftügung des Bundes darf durch daS Sanbesmhufeum nicht gejchmälert werden. 

Lebteres tritt gegenüber den öffentlichen Altertumsjfammlungen in 

‚den Kantonen nicht al8 Konkurrent auf, wern es fich um Gegenjtände 
handelt, welche vorwiegend Tantonale Bedeutung haben oder nicht zur 
Ergänzung der eidgenöffiihen Sammlungen notwendig jind. 

Die Verwaltung des Landesmujeums wird zur Förderung der gemein- 
ichaftlfichen Ziele einen Verband der öffentlichen nen 
ins Xeben rufen. 

Sie unteritüßt diefelben durch Natichläge und Vermittlung bon An 
fäufen, fowie durch Austaufch und Fauf-, leih- oder Der Überlaffung 
von Altertümern in Original oder Kopie. 
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Art. 5. Der Kanton, beziehungsweije die Stadt, in welche das jchwei- 
zerifche Landesmufeum verlegt wird, ftellt demjelben unentgeltlich zur 
Verfügung: - 

ein zweckmäßig gelegenes, für die Aufnahme der Sammlungen eit- 

gerichtete, würdiged Gebäude mit einem benußbaren Bodenflächen- 
raum bon mindeftens dreitaufend Quadratmetern, 

und in Verbindung mit dem Gebäude ein freies Areal, welches den 

nötigen Raum für jpätere Bergrößerung oder Vermehrung der 
Gebäulichfeiten und zur Aufitellung von Bautypen und Monumenten 
bietet und mindelten3 smeitaujend Duadratmeter Flächeninhalt 
haben joll. 

Der Sit des Landesmufeums trägt überhaupt die Baus, Einrichtungs- 
und Unterhaltsfoften des Hauptgebäudes und Späterer Annere. Für 
die betreffenden Pläne wird die Genehmigung des Bundesrates dor- 
behalten. 

Art. 6. Die am Site des Landesmujeums befindlichen, der Stadt 
oder einer dffentlihen Korporation oder dem Kanton angehörenden 
hiftorisch-antiquariihen Sammlungen (Art. 2) follen mit den Sammlungen. 
de3 Bundes vereinigt in den Räumen des Landesmujeums aufgeitellt 
und einheitlich geordnet werden. 

Urt. 7. Die in Art. 6 verzeigten Sammlungen verbleiben ihren bis- 
herigen Eigentümern, dürfen aber fo lange, al3 das jchweizeriiche Landes- 
mujeum bejteht, diefem nicht entzogen werpden. 

Allen übrigen Augftellern bleibt ihr Eigentums- und neies Berfügungd- 
recht gewahrt. 

Sämtliche Gegenftände werden vor ihrer Vereinigung inventarijiert 
und mit Cigentumszeichen verjehen. 

Art. 8. Die Verwaltung des Landesinujeums bejorgt, unter Ober- 
- aufjicht des Bundesrates, eine Kommiljfion von jieben Mitgliedern, von 
welchen fünf durch den Bundesrat und zwei durch die betreffende fantonale 
oder ftädtifche Vollziehungsbehörde gewählt werden. 

Unter diefer Kommifjion fteht der Konjervator des Mujeums, welcher 
auf deren Borihlag vom Bundesrate gewählt wird. 

Die Befuanifje und Obliegenheiten der Kommiffion und des Stonjer- 
vator3 werden durch eine bumdesrätliche Verordnung feitgeitellt. 

Art. 9. Die Koften der Berwaltung, Bedienung und Beheizung des 
Mufeums, fowie der Verjicherung der aufgenommenen Gegenjtände 
werden von der Bundesfalje getragen. 

Art. 10. Der Sit des Landesmufeums wird auf einen Bericht des 
Bundesrates hin von der Bundesverfammlung bejtimmt. 
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Art. 11. Der Bundesrat wird beauftragt, gemäß den Beltimmungen 
des Bundesgejeßes vom 17. Juni 1874, betreffend die Bolßabitimmung 
Über Bundesgejebe und Bundesbejichlüffe, die Befanntmadhung diejes 
Beichluffes zu veranftalten. 


Diefer Bundesbeichluß vom 27. Juni 1890 wurde nımmehr 
bom Bundesrate den Kantonen Balelitadt, Züri, Bern und 
Zuzern zur Kenntnis gebracht mit der Bitte, gegenüber den 
Anforderungen der Art. 5 bis 7 desjelben ihre Anerbietungen 
zu formulieren. | 

Behufs der Brüfung und Beurteilung diejer Anerbietungen 
berief der Bundesrat eine Kommiljion von drei auswärtigen ° 
und daher zu einem ganz unbefangenen freien Urteil geeigneten 
Autoritäten, den Direktoren des britiichen Mufeums in London, 
de3 Hotel Eluny in Paris und des germaniichen Mujeums in 
Nirenberg, legte diefen ein einläßliches Fragenjchema vor be- 
zügfich der Anerbietungen der Kantone (geographiihe Lage, 
Bevölkerung, Bildungsanftalten der fich bewerbenden Städte, 
Rage und Raumverhältniffe des für das Mufeum angebotenen 
Plabez, jowie der dafür vorhandenen oder geplanten Gebäude, 
gemefjen an dem Bedürfniffe der vorhandenen und projeltierten 
Sammlungen, endlich Beltand und Neichhaltigfeit der ange- 
botenen Sammlungen unter Berücichtigung der verichtedenen 
darzuftellenden Kulturepochen) und ließ die drei Herren, be- 
gleitet von Herrn Oberft de Saufjure aus Genf, Dem gemejenen 
Mitaliede (fogar Bräfidenten) der Kommiljion für Erhaltung 
ichweizerifcher Mltertümer, einen Rundgang nach den fich be- 
mwerbenden Städten machen. 

Tach dem jehr einläßlichen Berichte der drei Experten fielen 
nun zunächit Bafelitadt und Luzern aus der Wahl, eriteres 
hauptfächlich wegen der erponierten Lage der Stadt und der 
Snfuffizieng und der Lage des angebotenen Gebäudes und 
Rlabes, lebtere3 wegen bedenflicher Lage des Plabes und der 
Gebäude. Vorzüglich günitig lautete das Urteil für Bern, 
nicht nur wegen feiner günftigen geographiichen Lage und Der 
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Größe und Lage de3 angebotenen Naumes, jondern auch 
wegen der Vieljeitigfeit und des Wertes der angebotenen 
Sammlungen; auch das Angebot Zürich wird ehr günftig 
beurteilt, ausgenommen feine geogtaphijche Lage. Der Bundes-. 
rat, welcher nach Art. 10 des Bundesbeichlufjes glüdlicherweije 
nur Bericht zu erjtatten, jedoch feinen Antrag zu ftellen hatte, 
übermittelte der Bundesverfammlung mit Botjchaft dom 
20. November 1890 in extenso den ganzen Bericht, worauf, 
am 18. Suni 1891, beide eidg. Räte Zürich den ©iß de3 
Randesmufeums zufprachen. 

Der Kampf um den Mufeumsfig hatte einigen Staub auf- 
getoirbelt, welcher fich indeffen bald legen mußte. Denn es 
ftanden große hiltorifche Feite bevor, an melchen die Eidge- 
noffen fich im Feftkleide begrüßten und die alten Bünde er- 
neuten; e3 traten neue Aufgaben in den Vordergrund, welche 
die Gleichgefinnten zufammenführten. 

Am 14. März 1892 erließ der Bundesrat eine Verordnung 
über die Verwaltung des — exit noch zu erbauenden — Landes- 
mujeum3. 

Die gemäß dem Bundesbeichluffe ausführende Mujeums- 
fommiffion hat dem Bundesrate jemweilen ein Arbeitsprogramm 
fiir eine dreijährige Amtsperiode, ferner alljährlich das 
Budget und den Geschäftsbericht und vierteljährlich einen Bericht 
über die gemachten Anfäufe mit den Preisangaben vorzulegen. 
Für Ankäufe über Fr. 4000 ijt die Bewilligung einzuholen; 
iiber Subventionsgefuche der fantonalen Sammlungen hat 
jeßt die Mufeumsfommiffion nad) Beichluß vom Jahre 1886 
Bericht und Antrag vorzulegen. Die Kommiljtion hat für den 
Verband der öffentlichen Altertimerfammlungen ihren Ber 
treter zu bezeichnen (Art. 4 des Bejchluffes vom 27. Juni 18%). 
Sie verfaßt eine Statiftif der fehtweiz. Kumnftdenfmäler, macht 
einen Wahlvorichlag fin die Wahl des Pireftor3 und des 
Kuftos. Der Direktor wohnt den Gibungen der Stom- 
miffion mit beratender Stimme bei. Er verfügt über 
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einen Sahteskrebit bon Ft. 2000, für SE ORRE 
im Werte bis Fr. 300. 

Die Mujeumsfommiffion mird entjchädigt nach den be- 
ftehenden Borfchriften fir eidg. Kommüffionen, fie fan auch 
Experten mit gleicher Entfchädigung beiziehen 2e. ıc. 

Am 18. März 1892 berief der Bundesrat al3 Direktor Herin 
Dr. ©. Angft von Negensberg, zurzeit britifchen Konful in. 
günieh, „einen Mann, welcher fich al3 Mitglied der bisherigen 
Altertumsfommiffion durch feine hervorragende Sachfenntnig 
im Fade der Antiquitäten, durch ausgezeichnete Gejchäftg- 
gewanptheit- und unermüdlichen Eifer für die Nettung von. 
Dentmälern der nationalen Kunst die größten Verdienfte um: 
diefen Zweig der Tätigkeit des Bundes erworben hat, und 
daher wie fein anderer für diefe Stelle geeignet fchien.” (&e- 
jehäftsbericht des Bundesrates pro 1892.) 

Det oberflächlicher Leltire der oben mitgeteilten Stompe- 
tenzen der Mufeumsfommifftion könnte man fich zu dem Schluffe- 
berleiten lafjen, die Funktionen der bisherigen Fachlommiflion 
für die Erhaltung von Altertümern mit dem ihr nach dem Be-. 
ichluffe von 1886 gewährten Kredit von Fr. 50,000 feien einfach 
auf die Kommiljftion des Kandesmufeums übergegangen. Das 
märe ein trriger Schluß. Man hatte jebt eingejehen, daß der 
Kredit von Fr. 50,000 ungenügend jei, um jowohl für feine 
bisherigen Zwede, al3 auch für die Verwaltung des Landes- 
mujeums aufzulommen, und man übertrug Daher mit vollem 
Bemußtjein num die oben ausdrücdlich aufgezählten Funktionen 
bon der bisherigen Sachfommifion auf die neueund überließ dent 
Boritande der „Ichweiz. Sejellichaft für Erhaltung Hiftoriicher 
Kunitdenfmäler” die Prüfung der Gefuche um Beteiligung des 
Bundes an Ausgrabungen und an der Nejtauration Hiftoriich 
oder Fünftleriich bedeutjamer Baudernfmäler, jowie die Auf- 
ficht über die Daherigen Arbeiten (rt. 1, lit. b und c des Bundes- 
bejchluffesg vom 30. Sunt 1886) und im mweitern auch noch die 
graphische Aufnahme folder altertiimlicher Baudenkmäler, die 
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unabmwendbar einer Veränderung [z. B. durch Straßenbauten] 
entgegengehen, — nebjt dem entfprechenden Anteil an dem 
Kredit von Fr. 50,000. — 
° ‚Die eidg. Landesmufeumstommiffion war in der Tage, den 
fantonalen Beftrebungen diefes Opfer zu bringen; denn ihr 
half ftets, wo e3 einen fchönen Ankauf zu machen gab, ein 
Crtrafredit des Bundes oder es ftund im Notfalle der Merian- 
fonds zur Verfügung; überdies erhielt das Mufeum jo viele 
größere und Kleinere Gefchente, daß wir diefelben hier gar nicht 
aufzählen Fönnen. 

Pur vom Bau des Landesmufeums jelbit müfjen mir 
Yioch einiges erwähnen. Derjelbe wurde umfajjender 
ind beanfpruchte auch mehr Zeit und, Geld, als anfangs 
borgejehen mar. 

Die Stadt Zürich, welche fich zu dem Bau verpflichtet hatte, 
forgte dabei nicht nur für den in abjehbarer Beit nötigen Raum, 
im die Sammlungen tberfichtlih und nad Kulturperioden 
eingeteilt aufzuftellen, fondern fo, daß (ähnlich wie beim Bau 
de3 eidg. Wolytechnitums) in einem nordöftlichen Seitenbau 
noch zivei zwedverwmandte fantonale Anjtalten, das fantonale 
Gewerbemufeum md die Tantonale Kunftgemwerbeichule, Unter- 
funft fanden. 

Der Bau des Hauptgebäudes wurde jehr erjchwert Dadurch, 
daß bei dejfen Anlage überall Die in ven betreffenden Räumen 
unterzubtingenden Gegenjtände mit in Betracht gezogen 
werden mußten, waren ja ganze Yimmereinrichtungen mit 
Wänden, Dede und Fenftern oder Türpfoiten, Türen und 
Öfen aus alten Gebäuden in das neue Haus einzubauen und 
zivar fo, daß das Ganze dadurch nicht entitellt wurde. Da 
dürfen wir uns nicht darüber verwundern, daß die Direktion 
zu diefem Zmerde im Jahre 1896 noch ein eigenes Baubureau 
eröffnen mußte und dab das Mufeum ftatt im Jahre 1894 erit 
im Sahre 1898 eröffnet werden fonnte, aber dann auch ın 
Verbindung mit einem fchweizerifchen Trachtenfeite (25. Juni). 
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Einen fummarjchen Begriff von diefer Schöpfung gibt 
r „Offizielle Führer durch das fchweizer. Landesmufeum” 
mit feinen einladenden Slluftrationen; wer jedoch die Frucht 
diefer Schöpfung richtig genießen will, muß jelber fommen 
und jich zu dem großen Studium einige geit gönnen. — — 

E3 ijt geradezu eritaunlich, was auf diefem Gebiete Durch 
alfjeitige Anfpannung der Sträfte der Bereinstätigfeit, der fan- 
tonalen und der eidg. Behörden zuftande gefommen it. 
E3 it ung nicht möglich, alle diejenigen aufzuzählen, welche 
fich dabei verdient gemacht haben. Uber von demjenigen, . 
welcher die Seele diefer Bewegung war, müjjen wir noch einige 
Worte anfügen. | 

Herr Dr. Angft, zueft in einem großen industriellen 
Gejchäfte in England tätig, hatte im jich den Beruf verjpürt, 
ein Apostel der Arbeitsfreudigfeit und Berufstüchtigfeit unferer 
Ahnen zu werden, und er förderte zu diefem Zwecke nicht allein 
da3 Durch andere betriebene Sammeln von Kunftaltertümern 
Durch Nat und Tat, jondern er jammelte auch mit einen A 
Hıfamittehn. 

Nachdem die Trage des Landesmufeums und ihres Sihes 
gelöft war, bot ihm die Säfularfeier in Schwyz die Gelegenheit, 
um dem Bunde zuhanden der neuen Anitalt einen Teil feiner 
Sammlung, zu Fr. 100,000 gejchäßt, zu fchenfen. Diejer Teil 
beitand aus Dfen aus den legten Jahrhunderten des Mittel- 
alter3, wie fie im Kanton Zürich al3 architektonische Sierden 
der Gebäude eritellt wurden, und aus Ofenfacheln der darauf 
folgenden Sahrhunderte, in welchen die Malerei jich auf diejei ent 
Gebiete betätigte. 

An jeinen übrigen Sammlungen auf den andern Bebieten 
(namentlich Glasmalerei, Bijouterie und Schniblerei) arbeitete 
er weiter und ließ jeine Funde jchon jebt als m im eidg: 
Mufeum der Gejamtheit dienen. 

Kachdem er gerade am Schluffe feines elften Ymisjohes 
als Direktor des Landesmujfeums angefommen mar, reichte 
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er, im Bewußtjein, bei den fich einftellenden Altersbeichwerden 
Den Anforderungen feines wichtigen Amtes nicht länger ge 
grügen zu fünnen, am 12. März 1903, dem Bundestate jeine 
Demiljton ein. 

Mit dDiefem Demifjionsgefuche verband er eine große lebte 
Schenfung: er anerbot Dem Bundesrate feine Jämtlichen übrigen 
‚bereit3 im Landesmujeum Ddeponierten Sammlungen unter 
vem Borbehalte einer einmaligen Yahlung von Tr. 50,000 
und einer vom Tage feines NRüdtritts an laufenden lebens- 
Aänglihen Nente von Fr. 16,000 per Sahr, welche Gegen- 
eiftung faum den halben Wert der Depotichägung Der bes 
treffenden Sammlungen, nach dem Urteile von Kennern weit 
weniger, ausmachte. 

Sn feinem rührenden Dankichreiben zählt der Bundesrat 
diejfe Liberalität „unter die großartigiten, Deren die Ans 
nalen unjeres Landes Erwähnung tun!!” 

Glücklich der Mann, dem die Vorjehung einen jolchen 
Nebensgang bejchieden hat! 

3. Die Pflege der Erforfhhung Der pater- 
dländifhen Gejdhidte. 
Wenn es uns einen großen Genuß bereitet, in unjfern Landes- 
mufeen die Wohnungen, die Hauseinrichtungen und Werkzeuge, 
De Trachten, Münzen, die Kunjtwerfe und die Waffen zu be- 
trachten, in welchen unjere Vorfahren uns Broben ihres Getites 
amd ihrer Tüchtigfeit Hinterlaffen haben: muß unjere Wiß- 
begierde nicht ein noch viel größeres Bedürfnis empfinden, 
fich zu unterrichten, wie ein anderer interejfanter Bau, unjere 
chweizeriihe Eidgenojjenichaft, Ddiefes uns fo teure Untfum 
eines Staatlichen Gebildes troß der Ungleichheit feiner Bejtand- 
teile, troß der bedrohlichen N vingsum, entitehen 
und fich befeftigen fonnte? | 

Das jagt unsja Schon in der Dorfichule der Unterricht in der 
Schweizergejchichte, das zeigen uns unter freiem Himmel unjere 
Hiftorischen Erinnerungsfejte! — wird man und antworten. 
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Freilich ift das jebt fo. Aber nach welchen Anjtrengungen! 
Exit feit dem Jahre 1891 feiern wir ja den Tag der Begründung 
de3 Schmweizerbundes am 1. Auguft 1291. Fünf Jahrhunderte 
fang war der Dreiländerbriefvom I, Dezember 
1315 , welcher nach dem Siege von Morgarten den Schweizer- 
bumd — nicht fehuf, Tondern den in glänzender Waffentat be- 
währten Bund nun auch vor aller Welt betätigte, die ältejte 
befannte, jchriftliche Urkunde des Bundes der damals noch 
weniger ausgedehnten drei Urfantone. Der Bundesvertrag 
dom 1. Auguft 1291, welcher von nun an durch den Dreiländer- 
brief vom 9. Dezember 1815 erfeßt war, ruhte während diejer 
Sahrhunderte, von den Beteiligten nicht mehr gefannt, im 
fantonalen Archiv von Schtoyz. Er trägt die Stegel und Unter- 
ichriften der Edelften der drei Länder, welche ihn im Einver- 
ftändniffe mit ihren Landsleuten abgefchloffen Haben. Daß er 
nicht für die Offentlichkeit bejtimmt fein fonnte, bemeilt jchon 
feine Abfaffung in lateinifcher Sprache. Da jah man 
denn in einer Verfammlung im Rütli, welche in Anbetracht 
der Zeitumftände mwahrjcheinlich ftattgefunden hat und den 
vorhandenen Bund wohl nur erneuern jollte, als den Anfang 
degjelben an. 

Sp mußten überhaupt die im Staub begrabenen Akten aus- 
gegraben werden, um allmählich eine aftengetreue Schweizer- 
geichichte zu erhalten. 

3 ift das Verdienit des Iuzernifchen Gejchichtsforichers 
Profeffor F.Eutyh Kopp, diefen Bundesvpertrag vom 
1. August 1291 der Bergefjenheit entriffen und zum eritenmal 
mit der Strenge des Fritiichen Forfchers in der jchönen ©e- 
ichichte von der Begründung der Eidgenofjenjchaft die alten- 
mäßig erwiejenen Tatjachen von der bloßen Tradition aus 
zujcheiden verfucht zu haben. 

Ohne Zweifel diejes feines Verdienftes wegen haben Die 
eidg. Behörden ihm, dem gründlichen Hiftorifer, den Auftrag 
erteilt, „die alten eidgenöfliichen Abjchiede zu jammeln und 
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nach Möglichkeit zu einem Ganzen zu ordnen; der Druck follte 
die gewonnenen Ergebnijfe außer den Behörden auch dem 
größern Streife der Sreunde unjeres Freijtaates und feiner 
Geichichte zugänglich machen”. Dies war die Aufgabe des im 
Sabre 1839 in Luzern erjchtenenen eriten Bandes der „EiDd= 
genöjjifhen AbihiedeN. 

Der Herausgeber verhehlt ich Die Schwierigkeit des Werfes 
nicht. „Eine Genofjenjchaft, die fich nur allmählich und auch 
dann nicht zu einem alle gleich umjchließenden Bunde zu- 
Jammentat, konnte in der eriten Beit nur in beichränftem Um- 
fange und jelten mit gemeinjamem Nachdrud handeln. Bir 
jehen noch feinen eigentlichen Vorort; jede Stadt und jedes 
Land mochte zu jich oder anderswohin einen Tag verkünden; 
nicht allezeit nahmen alle Eidgenojjfen an den Verhandlungen 
Anteil; die Tage jelbit fanden nur jelten jtatt in miederfehrender 
Sahresfriit; meiltens wurden fie am gelegenjten Orte und zu - 
jeglicher Zeit des augenblicflichen Bedirrfniffes gehalten. Über 
die,Gejchäfte führte man noch fein Buch, und wohl bon der 
größern Zahl der ältern Tage, durch welche die Eidgenofjen 
auf die Geftaltung unferes® VBaterlandes bedeutjam gemirit, 
gibt fein Buchjtabe Zeugnis oder Meldung." (Bormort von 
Prof. Stopp.) | 

: Wenn die VBorrede zu diefem erjten Bande der Eidgenöf- 
ichen Abfchtede jo lautet, war e3 nicht Hohe Zeit, auch Dieje 
“„etertüimer” zu retten, die abjoluten VBorbedingungen einer 
richtigen vaterländiichen Gejchichte, bevor diefe offiziellen Alten 
ein Raub des Feuers oder des Wafjers, der Ratten und Mäufe 
oder der Vermoderung, der Faulnis oder anderer Zerjtörungs- 
mittel wurden? 

Das Jahrzehnt, welches auf die Publikation diejes erjten 
Bandes der „Eidg. AUbichiede” folgte, war num freilich nicht 
eine Zeit der Hiltoriichen Bejchaulichkeit, jondern e3 führte 
unter heißen Kämpfen geradezu eine neue Periode der fchiwei- 
u Gejchichte herbei. 
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Aber e3 war dabei doch echter Schweizergeiit tätig, welcher 
unterdeffen gegen das Eindringen uns von jeher nicht |ym- 
pathiichen fremden Wejens reagierte; man wollte nicht einen 
ganz neuen, aber einen gefejtigteren Schweizerbund, wie er 
den zentralifierten Nachbarftaaten gegenüber mehr und mehr 
notwendig wurde. Wir konnten und wollten die Kontinuität 
mit unferer bisherigen Gejchichte nicht aufgeben, alfo auch 
nicht das Bedürfnis, die Kenntnis unjerer bisherigen Seichichte 
zu berbollitänpdigen. 

Sobald aus dem Negenerationsfampfe endlich der Bund von 
1848 fich entwiceltund derneuefiebenföpfige Bundesrat ich orga= 
anifiert und feine regelmäßige Tätigkeit aufgenommen hatte, trat 
der erite Direktor des eidg. Departements des innern, Stefano 
Franscini, vorden Bundesrat mitdem Verlangen eines Stredits 
für die Fortführung der Herausgabe der „Eidg. Abjchiede”. 

Die Leitung der Arbeit fiel dem eidg. Archiv unter der 
Dberaufficht des Direftor3 des Departements des jinern zu; 
e3 mußte jedoch die Mitwirkung unferer Öefchichtsforjcher in An- 
{pruch genommen werden, wobei man natürlich bei der Ber- 
teilung des Stoffes auch auf die Konvenienzen und die Studien- 
richtung der betreffenden Bearbeiter Nüchicht zu nehmen hatte. 

Auf diefe Weife fonnte im Jahre 1856 der die Zeit von 1778 
bi8 1798 behandelnde Band (don Gerold Meyer von Stnonau), 
im Sahre 1858 die Abjchiede der Jahre 1478 bis 1499 (bon 
PH. U. Segeffer), im Jahre 1863 ein fernerer Band über die 
Sahre 1420 bis 1477 (ebenfall3 don Segejjer, welcher jpäter 
auch noch eine vermehrte neue N des eriten Bandes von 
1839 publizierte) erjcheinen. 

Mit dem Sahre 1864 übernahm ein neuer Bundesrat, 
Schenf, die FTortfegung der Oberleitung diefer ihm jehr 
hinpathifchen Bundesaufgabe. Er Hatte auch die Freude, 
den Abfchlug der Publikation der fäntlihen Eidg. Abjchiede 
(24 {chiwere Duartbände) und des größern Zeil3 der Sur 
lungen der „Helvetif” zu erleben. 
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Und nachdem er erfahren hatte, daß die Möglichkeit vor 
handen jei, in einigen Nachbaritaaten Zugang zu den Archiven 
zu befommen und Dadurch fehr wichtige, Die Schweiz betreffende 
Akten zu erhalten, jo jaumte er nicht, von Ddiejfer Gelegenheit 
Gebrauch zu machen. ©o find dem eidg. Archiv aus den Archiven 
namentlich von Paris und Venedig (und anderer italienifcher 
Städte) jehr viele wertvolle Kopien von Akten zugefommen, 
welche, objchon größtenteils noch nicht gedruckt, Doch von 
ven jchweiz. Gejchichtfchreibern jchon reichlich benußt werden 
fonnten. — 

Hand in Hand mit dem Bunde und durch fein Vorgehen 
ermutigt, arbeiteten nicht weniger al3 20 Hiftoriiche Vereine 
der Schweiz an der VBervollitändigung der Schweizergejchichte. 
HSmwei derjelben erhielten von 1860 bezw. 1861 an eine Sub- 
vention de3 Bundes, welche von der im Sahre 1841 gegrimdeten 
„gemeinen gejchichtsforichenden Gejellichaft der Schweiz“ 
vom Sahre 1860 an für die Sammlung und Herausgabe des 
„Schweizerischen Urfundenregilters” und von 1884 an auf die 
Publifattion von jchweizeriichen Chroniken und ihres Jahr: 
buches, und von der „Societe d’historie de la Suisse romande“ 
(gegr. 1837) auf die Herausgabe ihrer „Memoires et Docu- 
ments“ verwendet wurde. | 

Der Raum genügt nicht, um uns hier mit den umfafj en 
andern hiltoriichen Arbeiten diejer und der übrigen hiltorifchen 
Sejellichaften der Schweiz zu bejchäftigen. 

Eine Schöne Frucht diefer Hiftorifchen Studien find unjere 
ergreifenden SJubiläumzsfeite, mit ihren Hiltorifschen Umzügen, 
Seitreden, Feitipielen und neuen hiftoriichen ©elegenheits- 
ichriften, welche namentlich in den lesten drei Jahrzehnten 
vem Schweizervolfe eine große Herzenzfreude und jeinem 
PBatriotismus neue Nahrung bereitet haben. Wir fönnen hier 
auf diejen jympathiichen Stoff nur jo weit eintreten, alö der 
Bund und fpeziell Schenf al Chef des eidg. en 
des Snnern Dabei en haben. 
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Ergab fich aus unferer Gejchichtsforihung nicht die heilige 
Pflicht, daß endlich einmal — e3 war das erftemal— am 1. August 
1891 dur) eine Säfularfeier von der ganzen Schweiz 
der Tag gefeiert werde, an welchem vor 600 Jahren der Grund 
der Eidgenoifenjchaft gelegt worden tft? 

Schon am 14. Dezember 1889 richtete der Bundesrat auf 
den Antrag des Chefs des eidg. Departements des Innern, 
diefe Frage in der Form eines Beichlufjegentwurfes an Die 
Bundesverfammlung. In dem Beichluffesentwurf wurde vor- 
ausgejeßt, daß dieje Feier mit der Feier der Gründung der 
Stadt Bern im Jahre 1191 verbunden werden Fönne, indem 
man in Bern, wo man fich ohnehin zu einer großartigen Feier 
rüftete, aus derjelben gerne ein Doppelfeft gemacht hätte. 
Der Koftenpunkt war dann Nebenjache. 

Aber wenn für die Feier von Bern: Grümdung Bern der 
einzig richtige Feltort war, war er das auch für Die Feier des 
Bundes vom 1. Auguft 1291, wo die Urfantone auf ich allein 
angetviefen waren, nicht nur gegenüber dem Haufe Habsburg, 
fondern eventuell auch gegenüber dem Ddeutjchen Reiche, 
und wo der Kern der ganzen Tat von 1291 gerade dar- 
in bejtand, im diefer Vereinfamung gleichwohl im Ber- 
trauen auf den Sieg des Rechts das Schub- und Truß- 
bündnis zu gründen! 

Bei der Feier diejer Tat mußten die uralten Zeugen diejer 
Tat, der malerische See und die heilig ernit auf ihn herab» 
ichauenden Berge zugegen fein. Das begriffen die Berner 
und ftimmten mit ein, al die Bundesverfammlung am 26. Juni 
1890 feitfegte, daß zur Erinnerung an den am 1. Yugujt 1291 
ztwifchen Uri, Schwyz und Unterwalden errichteten exiten 
ewigen Bund am 1. August 1891 in der Urfchmweiz eine 
Säfulargedenkfeier der Gründung der Eidgenoffenjchaft abzu- 
halten fei, zu deren Beranftaltung der Bundesrat in Verbindung 
mit den betreffenden Regierungen die nötigen Anordnungen 
zu treffen habe. 
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Da tritt nun wieder das eidg. Departement des Snnern 
auf den Plan. 

Ein Komitee, zujammengejeßt aus den Herren Schenf, 
Dr. Stößel und Th. Virz in Samen (die beiden letern als 
gewejene Bräfidenten der Kommijjionen der eidg. Räte für 
dieje Angelegenheit) bejprac) und Yölte (Zuftimmung des 
Bundesrates roch vorbehalten) einige Hauptfragen (Feitort: 
Schwyz mit Einbeziehung des NRütli, Herausgabe zweier Teit- 
Ihriften, artiftiiches Erinnerungsblatt für die Schuljugend, 
Denfmünze, Teitipiel, Teitvauer). 

Auf den fpätern Antrag diejes Stomitees wählte der Bund &- 
tat für die Durchführung des Teites zwei Kommilfionen: 
1. eine eidg. Bundesfeitfommifjion für die Organifation der 
Bundesfeier, bejtehend aus Deputierten von 13 Kantonen, und 
2. eine mehr Iofale Kommifjtion von 15 Mitgliedern, meijten- 
teils aus der Drtichaft nn au Ausführung der Iofalen 
Aufgaben (Bauten, Feitipiel 2c.) 

Das Felt ijt herrlich gelungen. Bundeapräfibent Welti pries 
in marfiger Eröffnungsrede die im richtigen Hiltorifchen Mo- 
ment bemiejene Tatfraft der chlichten und fühnen Landleute 
der drei Urfantone und den nachher von ihnen und ihren Mit- 
berbündeten bewiejenen Heldenmut im Kampfe für die Frei 
heit und Unabhängigfeit des Vaterlandes und die dadurch, be- 
gründete Ehre und Machtitellung der Eidgenoijenfchaft, be- 
- Hagte fodann den Mißbrauch der Waffen im Dienjte fremder 
Herricher und das damit verbundene üppige Xeben, den Miß- 
brauch der Gewalt gegenüber den eigenen Zandeseinwohnern, 
die Schmädhung des Bundes durch Glaubensleidenschaft und 
den durch alle diefe Übel herbeigeführten Untergang der alten 
Eidgenofjenichaft. Dann bliett er mit Dank gegen die Vor- 
jehung, welche bei der Verwirrung der Menjchen unjere Re- 
gterung in ihre Hand genommen und ung in einem neuen 
Bunde jchöne Fortfchritte und die Achtung der Völker ver- 
Ihafft Hat, in die Zufunft und fordert alle Anmwefenden auf, 
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ewigen Bund zu erneuen und in getreuer Pflichterfillung und 
Bertrauen auf den Ulmächtigen dem neuen Jahrhundert ent- 
gegenzugehen. 

Sn Diefem Getite vollzog ih das ganze Feitprogramm: 
Banfett, Neden, Feitipiel, Mufif und Gefang, und der Bejuch 
des Nütli am zweiten Feittage. 

Und entiprechend dem Beichluffe der von allen Kantonen 
beichictten interfantonalen Konferenz in Bern vom 3. April 
1891 feierte Die ganze Schweiz mit, indem am bend des 
1. Augujt 1891 alle Gemeinden des Landes durch ein viertel- 
tündiges Lauten der Kirchengloden und Teuer auf den Höhen, 
und Sonntags den 2. Auguit im Gottesdienfte an Der Feier 
teilnahmen. | 

Keben der jeitherigen alfjährlichen Wiederholung Diefer 
Feier im ganzen Lande forgen für die fortdauernde Wirkung 
diejes Feites die auf Bundeskoften eritellten zwei vorzüglichen 
Feitichriften vom Sahre 1891: | 

1. Brof. Dr. EC. Hilty, Die Bundesperfafjungen ver 

Ihmweiz. Eidgenoffenjchaft. Bern 1891. 
2. Brof. Dr. ®. Dedhösli, Die Anfänge der Ichmeiz. 
Eidgenofjenichaft. HYürich 1891. 

Der Bund Selbit jteht nunmehr darın eine Bedingung jeines 
Lebens, daß feine Bürger die Gejchichte ihres Landes fennen. 

Wer in Bern Das neue PBarlamentsgebäude bejucht, fteht 
fowohl finfs als rechts vom Eingang eine Nifche, in welcher 
ein aus Erz gegofjener Mann jtst: derjenige in der öftlichen 
Kiiche hält in feinen Händen ein gegen den YJufchauter geöffnetes 
Bud, welches ihm unfere Landesgefchichte vormweilt; derjenige 
in der weitlichen Nifche mit dem Stifte in der erhobenen Hand 
und dem vor ihm liegenden Protokoll horcht auf Die Verhand- 
ungen des Parlaments, welche er behufs der Beröffentlichung 
zuhanden der Mit- und Nachwelt in das Protokoll einträgt. 
Die Beiden find Kollegen in der Erfüllung derjelben Aufgabe. 
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4. Pflege der fhweizeriihen Landeskunde. 

Gejchichte lehren ohne Geographie d.h. ohne Karte wird 
zum Gedächtniswerf. Befonders das Drama unferer Schweizer- 
geichichte ruft einer Bühne, welche uns den Schauplaß der er- 
zählten Ereignifje vor Augen führt. CS handelt fich da nicht 
bloß um Die geographiiche Lage von Schlachtfeldern. 

Kur eine reliefartige Karte unferes Alpenlandes fann dem 
Lernenden unjere Stellung zu unfern Nachbarftaaten, unfere 
gerflüftung in verfchiedene Völferfchaften, Sprachitämme, Kon- 
felltonen, Berufsgruppen, Parteigruppen vergegenmärtigen. 

Freilich it Diefe Mefjung und Zeichnung eine viel jchmwie- 
rigere, al3 die Mejjung und Zeichnung einer fandigen Ebene. 

Und mer jollte in frühern Jahrhunderten, wo nur die Not- 
mendigfeit der vereinten Notwehr gegen außen den Staaten- 
bund zujammenhielt, diefe Aufgabe bejorgen? 

ie die Gejchichtichreibung, fo war auch die Geographie, 
die Startographie, die Landesfunde überhaupt unferm Staaten- 
bunde PBrivatjache. 

Das große zentralijierte Rachbarland Stanfreich hatte Schon 
im achtzehnten Jahrhundert feine auf technifcher Grundlage 
beruhende Yandesvermefjung und feinen Satajter. Um diejes 
Kulturwerf auszuführen, Hatten feine Ingenieure durch Grad- 
meljjungen in Peru und in Lappland berechnet, um mieviel 
die Diltanz des Mittelpunkt der Erde vom Nordpol hinter 
der Dijtanız vom Aquator zurücbleibe, und von diefem Ergebnis 
aus die Beitalt und die Größe der Erde und für die HYauptpunfte 
in Frankreich die geographifche Länge und Breite beftimmt. 

a3 hatte der fchmweizeriiche Staatenbund diejer Leitung 
entgegenzuftellen ? 

Unter allen Umjtänden mußten wir, gleich den übrigen 
Staaten de3 Kontinents, uns an die Vorarbeit Franfreichs 
anjchließen. 

Die Slartenmwerfe der alten Eidgenofjenfchaft und auch in 
den eriten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts waren, wenn 
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auch allmählich fich vervolffommmend, nicht auf technischen An 
forderungen entiprechende Mefjungen bafiert, daher großem 
Srrtum ausgejeßt. 

Wie hat man es nun in unferm Staatenbunde fertigge- 
bracht, Diejes jchwierige und foftipielige Penfum zu löjfen? 

Zuerft wird ein amtlicher Anlauf gemacht. Bon der Grenz- 
bejegung in der nordöftlichen Schweiz von 1809 an, bei welcher 
Dberitquartiermeiiter (d. i. Oeneralftabschef) Finsler dur 
ven Mangel an guten Karten bei feinen topographiichen Ne- 
fognoszierungen veranlagt wurde, feine hierzu geeigneten 
Difiziere mit trigonometriichen Planaufnahmen zu beichäf- 
tigen, wurden dem jchmeiz. Generaljtabe jährlich 1600 bis 
3200 Schweizerfranfen für folche VBermefjungen bemilligt, in 
der Hoffnung, jo allmählich zu einer guten Karte der Schweiz 
zu gelangen (!). 

Dasjelbe Hiel wollte die jchweiz. naturforichende Gejell- 
Ichaft in den Jahren 1828 und 1829 mit einem Opfer von 
tr. 16 a.%. per Mitalied (aljo ca. Fr. 3000) erreichen, jah 
jedoch bald ein, daß ihre Kräfte der Aufgabe nicht genügen 
und daß jte jich auf die eidg. Milttärbehörde jtügen mülje. 

Die Stübe, an welche fich die Gejellichaft anlehnen wollte, 
mar jedoch eine jehr jchwache. Für ein Werk, das unter allen 
Umijtänden viele Hunderttaujfende foftete, hatte Die Eidgenofjen- 
Ihaft vom Jahre 1810 bis und mit 1832 ım ganzen bloß 
31. 31,493. 433 a. BB. ausgegeben; auf diefem Fuße war gar 
‚feine Vollendung des Werfes abzujehen, indem man bereits 
bei einer Prüfung des bisher Geleilteten den Wert der eriten 
Meflungen bezmweifelte und einzig der Beltimmung Der 
geographiichen Länge und Breite der Sternwarte Bern, ihrer 
Höhe über dem Meere und ihrer Stellung zur Spike des Chajje- 
tal, einen mwiljenfchaftlicden Wert beimafß. 

Nachdem infolge politiicher Wirren im Jahre 1831 und un- 
günftiger perjönlicher Verumfjtändungen das Vermefjungswert 
beinahe ganz ins ©toden gelangt war, wurde im September 
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de8 Sahres 1832 Oberit ©. 9. Dufour an die erledigte 
Stelle des Woftens de3 Oberftquartiermeifters berufen und 
ihm am 3. November noch mitgeteilt, daß er in diejer Stellung 
auch die trigonometrifhen Vermesfungen in 
der Schweiz (al3 militäriiche Angelegenheit wie in andern 
Staaten) zu leiten Habe. Bom Stande der Arbeiten erhielt 
er erit im folgenden Jahre genaue Kenntnis. 

Suillaume Henri Dufour, geb. 1787, in jeiner Heimatjtadt 
Genf vorzüglich vorgebildet, namentlich auch in mathematijcher 
Richtung, dann von 1807—09 Schüler der von Napoleon I. 
gegriindeten Ecole polytechniquein Paris, hernad) noch 1 Fahr 
der Ecole d’application inMeb, hatte als Ingenieur der großen 
franzöfifchen Armee fehon Befeitigungs- und andere Arbeiten 
geleitet und brachte, nach der Wiedervereinigung Genf3 mit der 
Schmeiz indie schweizerische Armeeübergetreten, eine theoretijche 
und praftifche Ausbildung und überdies einen praftiichen Blid 
mit, welche ihn in ganz ausnahmsweifen Maße zu jeinem neuen 
Amte befähigten. Er beriet nun zunächjt mit den verfügbaren 
bisherigen Fachmännern in diefer Angelegenheit, von jeinen Er- 
fahrungen in Frankreich unterjtüßt, in wiederholten Sionferenzen 
das zu befolgende Programm, das Budget und die Beichaffung 
der nötigen Hilfsmittel zur richtigen LYöjung der Aufgabe. 

Selbft unter Beibehaltung der bisherigen fnappen Bejol- 
dungen fire Ingenieure fam er zu einer Ausgabe von Fr. 555,000 
(a. W.) für die trigonometriiche Vermejjung der Schweiz, jo- 
meit fie fire den projeftierten Atlas von 25 Blättern und deren 
Zeichnung nötig war, wobei die Koften der Publikation als 
durch den Erlös gedect angefehen wurden. Diefe Summe 
durfte er, al8 er im Jahre 1836 das Yulunftsbudget zuhanden 
der Tagfagung entwarf, abfolut nicht erwarten. Gejtüst auf 
die bereit3 gemachte ermutigende Erfahrung, Daß Die Negie- 
tungen von Genf und Waadt an die auf ihrem Gebiete ge- 
lieferten Arbeiten fchöne Summen, und auch Private aus diejen 
Kantonen nicht geringe Geldbeiträge gejchenkt hatten, und daß 
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überdies die fchmweiz. naturforjchende Gefellichaft für diefen 
Zmed einen Beitrag von Fr. 3000 anfündigte, reduzierte er 
die dem Bunde zugemutete Ausgabe auf die Summe von 
Tr. 254,000, indem er annahm, daß die Kantone Freiburg, 
Bern, Yargau, Zirih, Schaffhaufen, Thurgau und St. allen 
die auf ihr Gebiet fallenden Kojten der Aufnahme jelbit tragen 
und daß die Gebirgsfantone mwenigitens die Koften der Otgnale 
und der bei den Meflungen notwendigen Gehilfen und Träger 
übernehmen fönnten. Dann war, auf eine Periode von 
17 Sahren berechnet, noch ein Jahresbeitrag von Fr. 14—15,000 
bon jeiten des Bundes notwendig, wovon Dufour Fr. 6000 fitr 
ein in feiner Wohnung in Genf zu eröffnendes topographijches 
Bureau beitimmt hatte, womit er fich namentlich die für Jichere 
Ausführung des Werkes notwendigen Ingenieure heranzu- 
bilden gedachte. Die Tagjabung Hatte nun zwar feine Neigung, 
ausdriclich Die Gründung eines Bureaus in Genf zu beichließent, 
aber angefichts de3 nobeln Gefchenfes der Männer der natur- 
forichenden Gejellichaft bejchloß fie, den geforderten Stredit von 
Tr. 14,000 fir das Jahr 1837 zu bewilligen und den bejoinenen 
Führer der großen Unternehmung im übrigen gemähren zu lafien. 
Das Kulturwerf war nun gefichert, und die erjten jchön 
ausgeführten Blätter erwecten Begeilterung. Die Kantone 
griffen zu, einige verbanden (natürlich auf ihre often) mit der 
Bermejlung auch die Einführung eines Katafters. Die polt- 
tiihen Creignijje verzögerten freilid die Ausführung Des 
Wertes, welches jchließlich, Die Beiträge Des Bundes an Die 
die Arbeiten jelbit ausführenden Kantone mitgerechnet, Die 
Eidgenoffenichaft über eine Million (n.W.) gefojtet hat und 
Ende 1864 beendigt wurde. Bern bemilligte erit im Jahre 
1844 Fr. 100,000 (a. W.) für die Urbeit auf feinem Gebiete 
unter dem Vorbehalte, daß der Bund die weitern notwendigen, 
und aud in Ausficht geitellten Fr. 30,000 zufchteße; die Aus- 
führung brachte Bern exit in den Jahren 1852—1864 zu Ende, 
während welches Zeitraums der Standort vieler (unteriwdiicher) 
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Signalverficherungen in Bergefjenheit geriet, jo daß die jpätern 
Kartenaufnahmen ganz neu gemacht werden mußten. 

Dufour gab freilich im Jahre 1848 feine Stelle al3 Dberit- 
quartiermeifter auf und murde durch eimen jeiner ältejten 
Sngenieure, Buhmwalder, erjeßt; er behielt jedoch die 
Dberaufiicht über fein Werk unter dem Titel Directeur de la 
Carte topographique mit einem Gehalt von Fr. 400 bei bis 
Ende 1864, und fein prachtvoll ausgeführtes Werk trug alsdann 
ihm und der Eidgenofjenjchaft große Ehre ein.* 

Seine Beltimmung, nicht bloß als Atlas für militäriiche 
Zmede, fondern auch für den Unterricht in höhern Schulen 
erfüllt ex volfftändig, weswegen Schenf jofort nach dejjen Er- 
icheinen ausmirkte, daß der Atlas nicht nur den Offizieren der 
ichweiz. Armee, fondern auch den Sefundarjhulen 
de3 Landes um den halben Buchhandelspreis (bei Schmid, 
Srande & Cie.) geliefert werde. Viele Behörden, Vereine. 
und Eifenbahngejellichaften erfuchten das eidg. topographiiche 
Bureau um Mitteilung von der Karte zugrunde liegendem 
Material, fo erbat auch der Direktor des eidg. ftatiftijhen 
Bureau gleich nach der Gründung dezjelben die Mitteilung 
des Flächeninhalt3 der Kantone. Die Grenzen der Stantone 
find nämlich auf der Karte eingezeichnet; mit diefer Angabe 
fann das topographifche Bureau unter Verwendung eines 
ingeniöfen Inftrumentes, des Planimeters, ziemlich genau den 
Duadratinhalt innert der betreffenden Kurve der Stantons- 
grenze ermitteln. Die Kantone, welche bei der Exitellung der 
Karte auch für die Eintragung der Bezirfd- und Gemeinde- 
grenzen vorgeforgt haben, können fich auf demjelben XLege 
auch die Mitteilung des Duadratinhalts der Bezirke und der 
Gemeinden oder auch des Kulturlandes derjelben allein ver- 
ichaffen, wie dies 5. B. Zürich behufs der Erftellung 
feiner landwirtfhaftliden Gtatiftif getan hat. 

* ©. d. eidg. Landespermeffung 1832— 1864 (Gejch. der Dufour- 
farte) vom eidg. topographifchen Bureau. 1896. 


451 


se nach der größern oder geringern Borjorge der Kantone 
für mit der Landesausmeflung mögliche Nebenaufnahmen 
richtet fi) nun auch die Ausbeute de3 Dufouratlafjes für Die 
Statijtif. Das ift der Grund, weshalb wir die Kartographie 
an die Opibe Diejes Abjchnittes geitellt haben. 

Wir müljen noch einen Moment bei diefem Thema bleiben. 

Die erite offizielle Starte der Schweiz konnte, bei der Sinapp- 
heit der Hilfsmittel und dem gleichwohl bejtändigen Drängen 
auf ihre Vollendung, nicht alles leiften. Übrigens hat nicht 
durchweg die Eidgenofjenjchaft die Ausführung der Arbeiten 
jelbitändig und nach einheitlichen Grundjägen bejorgen fünnen; 
.. die Kantone machten auch die Aufnahmen bald allein oder in 
Berbindung mit- dem Bunde; einzelne Stüce find fogar von 
Privaten bearbeitet, wenn auch an Dreiede II. Ordnung an- 
geichlofjen. 

Unter diejen Umjtänden hielt e8 Dufour felbit nicht geraten, 
unjer Dreiecdneß der internationalen geodätijchen 
Kommission al ganz fichere Grundlage bei der Grad- 
beitimmung auf Schweizergebiet anzuempfehlen: Neumejjung 
Ihren ihm ratjamer. Die Schweizerischen Naturforjcher hatten 
bezüglich der Geologie mit der Dufourkarte ihr Yiel eben- 
falls noch nicht erreicht. So erteilte dann die Bundesverfanmm- 
fung auf den Antrag des Departements des nnern der Schweiz. 
naturforschenden Gefelffchaft vom Sahre 1863 an für die 
europätijhe Gradmefsfung einejährliche Subvention 
bon tr. 3000 bis Fr. 15,000 und für eine zu eritellende ge ov- 
logijhe Karte von 1866 an von Fr. 8000 bis Fr. 15,000. 
(Auh Die meteorologiihen Beobadtungen 
wurden im Jahre 1863 von diejer Gejellichaft mit Bundeg- 
jubvention begonnen, im Jahre 1881 Dagegen gingen fie ganz 
auf den Bund über.) - 

Mit Rücdficht auf die bereits angedeuteten Mängel, ferner 
auf den Umjtand, daß der Beitand der VBerjicherungen der 
Dreiefpunfte durch Verfegen oder Berfchwinden der betr. 
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Steine zujehends abnahm und daher für weitere Bermeffungen 
bald feinen Wert mehr gehabt hätte, wurde jchon am 18. Dez. 
1868 die Eritelfung einerneuengenauernKarteder 
Schweiz von der Bundesperfammlung beichloffen und vom 
Ssahre 1870 an von Oberft Siegfried, Chef des eidg. topo- 
graphijchen Burreaus, ausgeführt, und zwar in der Neihen- 
folge, in welcher die Kantone ihre finanzielle Mitwirkung be- 
willigten. Während die Dufourfarte in 25 Blättern im Maf- 
ftab bon 1 :100,000 ausgeführt war, ift der Giegfried-Atlas 
für das Hochgebirge im Maßftab von 1: 50,000 und für das 
übrige Gebiet im Maßitabe von 1: 25,000 in 546 Blättern 


gezeichnet. Hier find auch die Bezirks- und Gemeindegrenzen, 


mit dem PBlanimeter meßbar, eingezeichnet und die Höhenlage 
dutcch leicht ablesbare Kurven in der Diltanz von 10 zu 10 Meter 
Dargeftellt. Das Waldgebiet im Hochgebirge ijt (mit Beiträgen 
der SRantone) vermeflen; der Bund bezahlt auch die Hälfte 
der Koften an Kataftervermejlungen, gleichwohl befißen erit 
71/, Kantone eine volfftändige oder nahezu vollitändige Katafter- 
bermeifung nach techniichen Grundfäßen. - 

Wir find in Diefes Detail bezüglich unfereg Vermeljungs- 
und Sartenwefens in der Schweiz einläßlich eingetreten, weil 
dasfelbe eine Eriftenzbedingung des als Aufgabe des Departe- 
ments des mern bezeichneten eidg. Baumejens, ferner der 
eidg. Statiftif md bis zu einem u Maße auch 
de Schulmejens tft. 

 Diefe in fo vielen Beziehungen wertvollen Startenmerfe 
biächte unfer Staatenbund zuftande infolge des glüdlichen 
Umftandes, daß feine Aufgabe in exjter Linie eine mili- 


tärifche war und daher gute Karten erforderte, und daß 


die in ftetenn Wachfen begriffenen eidg. Zölle zunächit zur 
Speifung der eidg. Kriegsfaffe eingeführt worden find. 
>» Hätte man die von der Verwaltung des Bundes von 1848 
eingeführten periodifchen Volls- und Viehzählungen, welche 
ichon vorher in den meiften Kantonen üblich waren, von dem- 
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jelben milttärifchen Gefichtspunfte aus nicht bloß betrachtet, 
fondern auch durchgeführt, fo wiirde diefe Statiftif mit ihren 
Koften und Mühen nicht auf den geringiten Wideriiand ge 
ftoßen fein und man würde bis 1874 auf dem Gebiete der 
Statiftif fajt ebenfo viel zuftande gebracht haben. 

Nun war jedoch Here Bundesrat Stefano Franjeini, dem 
im Sahre 1848 das Departement des Jnnern zugeteilt wurde, 
ein begeifterter Pionier der Statiftil Im der Hoffnung, 
daß die neue. Bundesregierung in gleicher Weile wie andere 
Staaten eine Landesitatiftit zu erjtellen imftande jei, teilte ex 
in feinem Entwurfe eines „Bundesgejeßes über Die Organı- 
fation und den Gefchäftsgang des Bundesrates“ dem Departe- 
ment de3 Innern als achtes und legte Penjum die „Statiftit 
der Schweiz” zu, und die Herren Slollegen und Die Bundes- 
verfammlung Kiegen den Mann freundlich gewähren. (Art. 24 
des B.-Gef. vom 18. Sept. 1849.) Auch die von ihm vorge 
fchlagene eidg. Bolfszählung, bei welcher zum erjten- 
male in alfen Kantonen gleichzeitig und nach demfelben ein- 
fäßlichen Formular gezählt werden mußte, wurde (mern auch 
bielort3 mit Vertvunderung aufgenommen) mit Diszipfin ducch- 
geführt; denn fie war zur Ausführung der Bundesverfafjung 
(Art. 18, 26, 39, 61) notwendig. 

Dann aber erfuhr Herr Franfeini bald genug, daß er mit 
feinem Projeft einer Statiftif der Schweiz zu früh gelommen 
mar; al3 er, dem Beilpiel anderer Staaten folgend, die mit 
Koften erftellte Volszählung wiljenjchaftlich verwerten wollte 
und zu diefem Biere einen ZJahresfredit von Fr. 1000 forderte, 
wide ihn diefe beicheidene Forderung für die Jahre 1851 
bi3 und mit 1854 ganz verweigert, und die Statiftif erhielt auch 
fitr die fünf folgenden Jahre (1855 big 1859) nur duchichnittieh 
Tr. 2600 per Jahr. Diefe Haltung der Mehrheit der Bundes- 
verfammlung entjprach der Stimmung der fantonalen Xe- 
gierungen und der Bevölferung. Nachdem die eidg. Bolis- 
zählung für die durch die Verfaffung vorgejehenen Fälle die 
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bi8 zur näditen Zählung maßgebende Bolkszahl feitgejegt 
hatte, konnten die Kantone nicht begreifen, wozu jie jebt auch 
noch angehalten wurden, alljährlich die Veränderungen in der 
Bollszahl durch eine gemeindemweije tabellariihe Statijtif der 
-vorgefommenen Trauungen, Geburten und Sterbefälle mitzu- 
teilen. Mehrere Kantone leisteten daher feine Heerfolge, andere 
antworteten lücenhaft und fo wurde dem eidg. Statiftifer Die 
Fortfeßung der fücenhaften Arbeit verleidet. Ühnkich erging 
e3 ihm bei andern Berjuchen .diejer Art, die man als nubloje 
Arbeit einer ing Kraut gefchoffenen neuen Bureaufratie anjah. 

Um Schluffe des Sahrzehnt3 fanden die Freunde der Stati- 
jtif in der Bundesverfammlung, e3 follte eigentlich — gleichwie 
in einigen Hauptitaaten (England, Vereinigte Staaten) — 
alle zehn Zahre eine eidg. Vollszählung ftattfinden, und zur 
Drganifierung derjelben und der jchweizeriichen Gtatiftif iiber- 
haupt ein eidg. Statiftiiches Bureau gegründet werden. 

Sofort wird durch Bundesgefeb vom 21. Januar 1860 Die 
Errichtung eines eidg. ftatiftiichen Bureaus, dann durch Bundes- 
gejet vom 15. Februar 1860 bejchlofjen, daß im laufenden Jahre 
und fodann in Zufunft alle 10 Sahre eine eidg. Volkszählung 
ftattfinden folle. Ein Befchluß vom 18. Zuft 1865 fchrieb ferner 
eine von 1866 an alle 10 Jahre fich wiederholende eidg. Vieh- 
zählung vor. 

Bei der Entwerfung des Gejeßes betr. die Errichtung eine 
eidg. ftatiftiichen Bureaus hatten die Freunde der Statiftif Die 
Genugtuung, dak al3 Zweck des Bureaus bezeichnet wurde: 

a)emevollftändige(!) StatiftifvperSchmweiz 
zu erhalten, und b) periodifche Publikationen über die bemeg- 
fihen Elemente der Statiftif zu machen und allfällig über 
einzelne Gegenftände Monographien herauszugeben. 
(rt. 1.) 

Sn Art. 2 des Gejeßes drangen jedoch die Gegner des neuen 
Bundespenfums durch mit dem meittragenden Vorbehalt: 
„Das ftatiftifche Bureau hat fich behufs Beibringung des not- 
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mendigen Material3 mit den Regierungen der Kantone ins 
Bernehmen zu jegen” (!). Das heißt: die Aufgabe ift fafultativ! 

Sn Art. 3 des Gejebes wird Dem neuen Bureau für die 
Gejamtfoften der Nationalftatiftif alljährlich 
eine Summe bis auf sr. 20,000 zur Verfügung geftellt. 

Mit diefem Stredit glaubte man allen Anforderungen zu 
genügen, während man zufrieden fein mußte, wenn man da- 
mit bi3 zum Jahre 1869 die Volkszählung und bis 1870 (dem 
neuen Sählungsjahre) die Volkszählung und die Viehzählung 
vollftändig bearbeitet in den beiden Hauptiprachen gedruckt 
herausgeben fonnte. 

Man fann fich (heutzutage) die Erfolge denken. Zu allen 
möglichen Arbeiten glaubte man die Mittel gewährt zu haben, 
während von der Volkszählung und der Viehzählung und 
einigen Arbeiten von meniger Bedeutung abgejehen, nur 
füdenhafte und geringmwertige Arbeiten zuftande famen, von 
welchen die meilten nicht gedrudt werden durften. 

Eine Gejeßesnovelle von 1870 brachte an Art. 2 des be- 
Hagten Bundesgejebes eine redaktionelle Verbefjerung an, 
änderte jedoch den traurigen faktifchen Zuftand nicht. 

Die allgemeime Unzufriedenheit fand ihren Ausdruck in 
einem Beichluß der Bundesverfammlung vom 21. Dezember 
1872, welche den Bundesrat einlud, darüber Bericht zu er- 
Itatten, „auf welche Weije die Leiftungen des eidg. ftatiftifchen 
Bureaus in das richtige Verhältnis zu den auf dasjelbe ver- 
wendeten Mitteln(!) gebracht werden fünne”. Diefer Beichluß 
Hatte Perjonalveränderungen zur Folge, ımter anderm die 
Berufung des Referenten zum Direftor des angeflagten und 
unpopulären Bureaus. Die bundesrätliche Beantwortung des 
Pojtulats, welche die bisherigen bezüglichen Vorgänge bis ins 
einzelne beleuchtet, jtellt u. a. folgende neue Forderungen auf: 
Reduktion der ftatiftiichen Arbeiten auf das Notwendige, be- 
jondere Budgetierung einer jeden namhaften Arbeit, Aus- 
führung der in die Arbeitsgebiete der andern eidg. Departe- 
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mente fallenden Arbeiten durch dieje jelbit (nach einem vom 
Bundesrate gebilligten Programm) 2c. (f. Botichaft des Bun- 
desrates dom 3. Juli 1873). 

Mit der Annahme der Bundesverfaffung von 1874 ver- 
ändert fich die Situation. Das eidg. ftatiftifche Bureau betreibt 
nicht aus afademifchen, jondern nur aus praftiihen Motiven 
die BZufammenftellung der fjchwer vergleichbaren Neful- 
tate der fantonalen Verwaltungen, erhält dagegen mit der Yug- 
dehnung der eidg. Verwaltung mehr und mehr von eidgendj- 
iiichen Verwaltunggitellen geliefertes, einheitliches, mehr oder 
weniger fchon bearbeitetes Material, wenn nicht die betreffende 
eidg. Verwaltung die ftatiftifchen Ergebniffe jelbjt publiziert. 

Schon im Jahre 1874 erhält das eidg. Eifenbahn- 
Departement jenen Gtatiftifer, welcher. von 1876 an 
die Betriebgergebniffe publiziert; infolge des NRechnungsgejeßes 
vom 21. Dezember 1883 und der bezüglichen Verordnung tiber 
die Vorlage der Rechnungen der Eifenbahngejellichaften vom 
25. November 1884 erhielt das Schweiz. Eifenbahndeparteinent 
ein förmliches ftatiftifches Bureau und fchließlich alß einen 
Beitandteil desjelben eine verficherungstechniiche Abteilung für 
die richtige Drganifation der Hilfsfaffen der Eifenbahn- und 
Dampfichiffgejellichaften. 

Sn Ausführung von Art. 14 der Milttärorganijation der 
ichweiz. Eidgenofjenjchaft vom 13. November 1874 erhielt 
ferner das eidg. ftatiftiihe Bureau dom Jahre 1875 an das 
Material über die fanitarifche Unterfuchhung der Refruten und 
die Nefultate der eidg. Nefrutenprüfungen, deren ftatifttiche 
Bearbeitung von fehr bedeutendem Einflufje mar. 

Sn Ausführung von Art. 5c des Bundesgejebes vom 
24. Dezember 1874 über die Feititellung und Beurkundung 
de3 Bipilftandes und die Ehe und des Bundesbeichlujjes vom 
17. September 1875 betr. die ftatiftiihe Zujammenftellung 
der in der Schweiz vorfommenden Geburten, Sterbefälle, 
Trauungen, Scheidungen und Nichtigerflärungen von Chen 
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erhielt endlich das eidg. ftatiftiiche Bureau Material in der 
 wertovolfiten Form (von Zählfarten) fire die jeit 1850 dreimal 
mit jchlehtem Erfolg angeftrebte, aber exit vom Sahre 1876 
an ermöglichte Gtatiftil der Bevölferungsbewegung, deren 
Hauptgeminn in der Statiftif Der Todesurjachen und Der 
tationellen Berechnung einer jchweiz. Sterbetafel bejtund. 
Sn derjelben Richtung erhielt die eidg. Statiftik endlich über die 
Auswanderung vonSchweizerbürgern nach überjeeischenLändern 
pollftändige Auskunft duch die Ausführung des Bundesgejebes 
über die Auswanderungsagenturen vom 24. Dezember 1880, 
welches Gejeß Dieje Agenturen zu der Liefernng des nötigen 
Material an die Aufjichtsbehörde verpflichtet. 

Das Banknotengejeg vom 8. März 1881, in Kraft getreten 
am 1. Januar 1882, ruft einem Snpeftor, von welchem mir 
auf Prüfung der Nechnungen der Notenbanfen bafterte 
wöchentliche, monatlihe und Sahresbilanzen, vom Stand- 
punkte der Sicherheit der Noten aus angejehen, und mert- 
volle internationale Bergleichungen über die Bewegung des 
Disfontos und des Zinsfußes erhalten. 

Endlich jteht fich unfer eidg. Yolldepartement durch Urt. 4 
des jchmweiz. Yolltarifs vom 26. Juni 1884 in den Stand gejeßt, 
eine jchweiz. Handelsitatiftif zu organifieren, allerdings mit 
einem Mehraufwand von alfährlich Fr. 39,900 für 4 neue 
Haupt- und 11 Hılfsbeamte. 

Das eidg. Altoholgeje vom 23. September 1886 fichert 

vom Sahre 1887 an in einem noch nicht Dagewejenen Umfange 
Ausfunft über den Konjfum gebrannter Wafjer in der Schweiz 
und andere in Diejes Gebiet fallende Fragen. 
Das Bundesgejek über die Beauffichtigung der privaten Ver- 
iherungsgejellichaften endlich Kiefert ung vom Jahre 1886 an 
in den feit 1888 erjceheinenden Jahresberichten des eidg. Ver- 
jiherungsamtes über den Standdes PVerficherungsweiens in 
der Schweiz, joiwohl des privaten, al3 auch des ftaatlichen, 
eingehenden Aufjchluß.- 
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Auch dasdie Fabrifgejebgebung ausführende Snduftriedepar- 
tement tritt von Zeit zu eit mit ftatiftiichen Bublifationen hervor. 

Wenn mir Dieje exit durch den Bund von 1874 eröffneten 
Duellen jtatiftiicher Kenntnifje und die mit deren Benubung 
verbundenen Stojten in Erwägung ziehen, dann überzeugen 
wir uns exit vecht, wie jehr diejenigen fich verrechnet hatten, 
welche durch das Gejeß vom 21. Januar 1860 für eine „voll- 
tändige Statiftif der Schweiz” gejorgt zu haben glaubten. 

Und mwelchen Schmwierigfeiten begegnete die Dberbehörde, 
wenn jie den Verfuch machte, diefem eidg. ftatiftiichen Bureau, 
welches über alle Zweige der VBolfswirtichaft Auskunft geben 
jollte, eine zweite afademijch gebildete Kraft zu verjchaffen! 
E3 verlor jogar feine geichulten Kräfte an die beifer dotierten 
neuen Bureaus des Bundes, jo daß die Bundesverfammlung 
durch Bundesgejeb vom 29. Juni 1888 ernjte Schritte tun mußte, 
um durch eine neue Bejoldungsifala die Hilfsmittel des Bureaus 
mit jeinen noch immer jtetS zunehmenden Aufgaben in Ein- 
Hang zu bringen. 

Noch haben wir die im Jahre 1864 gegründete [ch wei- 
zerifche ftatiftifhe Gefellfchaft nicht erwähnt, 
deren med vor allem darin beitund, den Nuben der 
Statijtifzum allgemeinen Verjtändnis zu bringen und das 
sntereffe des Publifums dafür zu erweden, ferner: Ber- 
bejjerungen in der amtlichen Statiftif anzuregen und 
die Bundes- und Kantonalbehörden in diejem Teile ihrer Auf- 
gabe zu unterjtügen, dann: die amtliche Statiftif durch [el b- 
tändige Arbeiten zu fürdern ıc. 

‚ndem diefe Gejellichaft in ihrer vom ahre 1865 an 
eriheinenden, vom Bunde und einer zunehmenden Zahl 
von Kantonen finanziell unterftügten Zeitfjehrift für 
Ihmeizerijhe Statiftif intereffante Zufammen- 
ttellungen und Auffäge über alle Zweige der Statiftif und in 
jeparater Ausgabe große Arbeiten überdiegegenfeitigen 
Hılfagefellfhaften (von Prof. Kinkefin) und über 
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Das Urmenmwejender Schweiz (von Dbergerichtz- 
Ichreiber Niederer und Pfr. Trechjel) publizierte, hat fie im 
eriten Vierteljahrhundert ihres Beitandes ganz bedeutend zur 
Vopularijierung der neuen Wiffenjchaft beigetragen. Gie 
hat auch feither auf Diefen beiden Gebieten mit dem Bunde 
zufammengemirft. 

Uber diefe Gejellichaft Hätte noch mehr Gutes wirken 
fönnen, wenn Die offiziellen Vertreter der Statiftif in 
größerer Zahl jich dabei beteiligt hätten. Nachdem Herr 
Dr. Guillaume, ein altes und tätiges Mitglied der Ge- 
jellihaft, im Jahre 1889 an die Direktion des eidg. fta- 
tiftischen Bureaus berufen worden war, veranftaltete er im 
sul 1890 in Yarau eine Berfammlung der Vertreter der 
jämtlihen Amtsftellen und DBereine, die fi im Bunde 
und in den Santonen mit Statiftif bejchäftigten, zu einer 
freien Vereinigung, welche nunmehr alljährlich zufammen- 
treten foll behufs der Bejprechung der gemachten Erfahrungen 
und der in jedem Jahre auszuführenden Arbeiten, zu 
melchen namentlih ein zu gründende Statiftifche3 
Sahbırbudh der Schweiz und die bereit3 beftehende 
Statiftifjhe geitichrift, aber auch die fantonalen 
Gejichäftsberichte gehören. Eine jedes Jahr zu wählende flom- 
milfton, unter dem Präfidium des jeweiligen Direftor3 des 
eidg. Statiltiichen Bureaus, leitet dDiefe Vereinigung. Dieje trat 
wirklich feither (mit Ausnahme der Sabre 1894 und 1906, 
mo Stranfheitz- oder Todesfälle der Hauptbeteiligten den 
Zufammentritt verhinderten), gleichzeitig mit der fehmeiz. 
ftatiftiichen Gejellfchaft und meijtenteil8 in gemeinfamen 
Zagungen zujammen, und das fängt erjehnte Stati- 
tiihe Sahrbud derSchmeiz, analog demjenigen 
der andern Länder redigiert, fonnte vom Sahre 1891 an 
alljährlich ericheinen, ein nationales Werk, welches würdig 
it, dem Atlas de3 General3 Dufour und feiner im Sabre 
1873 erichtenenen Karte der Schweiz (im reduzierten Maß- 
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ftab von 1:250, 000), jowie dem Siegfried-2 Atlas an Die 
Geite geitellt zu meiden. * 

‚ Die Ergebnijje unjeres jeweiligen ehatitifchen Wiens in 
der Schweiz find verwertet in folgenden Sammelwerfen: 

Mar Wirth, Allgemeine Bejichreibung und Statiftif 

der Schweiz. 3 Bde. 1871—1873. / | 

U Furrer, Bollswirtichafts - Lerifon der Schweiz. 

6 Salbbaune 1886—1892. 

Dr. U. Reihesberg, Prof, Handbuch der. schroeiz. 
Bollswirtichaft, Soztalpolitif und Verwaltung. Bon den 
drei geplanten Bänden find in den Jahren 1902—1905 
zwei erichienen. — 

Seit dem Sahre 1890 erjcheint, mit Untesfkliktite des 
Bundes, in einzenen Heften eine „Biblivgra phieder 
Landesfundeder Schweiz”. Präfident des Nedak 
tonsfomittees it Herr Direktor Guillaume. Sr diejen Heften 
wird die Literatur aller Themata der fchweizerifchen Bolts- 
wirtichaft und Statiftif aufgezählt. 

Auch) Fiir die Erhaltung der Kenntnis im Berichwinden De 
griffener Landesipradhen oder Dialekte beftehen ftändige vom 
Departement des Innern unterftüßte Kommifjionen, jo eine 
für die Herausgabe eines |hweizerifchen Kdioti- 
fons, eine andere für die Herausgabe einer Rätoro- 
manijhen Chrejtomathie; das Ladiniiche Wörter- 
buch ift das Werk eines einzelnen. 

Auf eine weitere Aufzählung fporadifch vom Er Departe- 
ment des Jnnern unterjtüster Bublifationen müfjen wir hier 
verzichten. 

* Einläßlichere Berichte über die fchweizerifche Statiftif findet der 
Lejer in folgenden Jahrgängen der Beitfchrift für Schweizerische Statiftik. 

1885 Geite 1— 32 Gejchichte der. Statiftif der Schweiz. 

1890  „ 122—128 Subiläums- Chronik der fchmeiz. ftat. Gef. 

19051, „ 118—124 Das 40jährige Beftehen der fehmweiz. ftat. Gef. 


1907II, „ 410—414 Die Drganifation der amtlichen Statiftif 
in der Schweiz. 
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Aber was nüsen alle dieje Bundesauslagen für meiften- 
teil in feinen Brof hüren und in feinen Auflagen erfcheinende 
Drucfahen, von welchen manche, obfchon von großer Be- 
deutung, |chon nach wenigen Jahrzehnten nicht mehr zu finden 
find? Oolchen und andern ähnlichen Verluften vorzubeugen, 
wurde noch im Jahre 1894 die Errichtung einer Zandes- 
bibliothef beichlojfen und, da man gerade einen Bau fir 
das eidg. Archiv ausführen mußte, zugleich der Landesbibliothek 
der nötige Plab rejerviert. Laut dem betr. Bundesbeichluß 
jo fich jedoch das eigentliche Benj um der Landesbibliothek 
nur auf Die jeit dem neuen Bundesvertrage von 1848 von 
Schmeizern oder über die Schweiz publizierten Schriften er- 
jtreden, jo daß der Befisftand der an alten Helveticis fo reichen 
Stadtbibliothek von Zuzern gewahrt ift. — 

Da3 eivg. Departement des Innern hatte big zur Gründung . 
de3 jchmeizerifchen Snduftriedepartement3 auch für die Beteili- 
‘ gung der Schweiz bei internationalen Induftrieaus- 
tellungen Borjorge zu treffen, von 1878 an jedoch 
nur noch inforeit al3 dabei das Schulwefen in Betracht 
fam. Cbenjowenig durfte das eidg. Departement des 
snnern die internationalen wiljenjchaftlihen Kongreffe 
ignorieren. 

Diefe internationale Anteilnahme war nicht bloß eine Filt- 
jorge für einzelne, jei es wenige oder auch jehr viele, fondern 
unter allen Umftänden eine Fürforge für den Kulturfortfchritt 
unferes Landes (Art. 2 der Bundesverfaffung von 1874). 

&3 mar ganz recht, wenn man dabei die Größe unferer 
Hilfgmitfel zu Nate 309; es war jedoch gut, daß man nicht zu 
ängitlich rechnete.e Wo wir bei der Vergleichung unferer 
Leitungen mit denjenigen anderer Länder nicht glänzten, 
da haben wir gerade am meijten profitiert; wir haben aber 
auch Aufmunterungen davongettagen bei quten Leiftungen, 
welchen im eigenen Lande die Anerkennung vielleicht noch 
fange verfagt morden täre. | | 
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5. Andere Wiffenfhaften; Berfönlides. 

Schon wiederholt haben wir bei der Behandlung des Art. 27 
dieeidg.Holytehnifhe Schule genannt, ohne ung 
meiter mit derjelben zu bejchäftigen. 8 gejchah dies nicht der 
Reihenfolge der Gegenjtände im Budget und in den Gefchäfts- 
berichten des Departements des Irnmern wegen, jondern weil 
dieje Anftalt für unjere Biographie nicht die enorme Bedeutung 
bejist, welche jie für unfer ganzes Land hat; wir haben die 
Aufgabe, von der Tätigkeit Schenk, nicht von derjenigen der 
polytechnijchen Schule zu |prechen. 

Dieje Anftalt Hatte, al3 Schenf gegen das Ende ihres eriten 
Sahrzehnts die Leitung derjelben antrat, bereit3 ihren euro- 
pätichen Auf und eine Garantie ihres Bejtandes in ihrem vor- 
züglichen Schulrat und namentlich ihrem Schultatspräfidenten 
appeler. Hmilchen diefer mohlorganifierten Anftalt und 
einer mit ihren Hilfsmitteln ihr gegenüber nie marftenden 
Bundesverfammlung bedurfte e3 nur eines mwohlmollenden 
Vermittlers, und das war Schenf in vollem Maße; das hat 
dieje Anjtalt, jowie der Kanton und die Stadt Zürich ftet3 
auf da3 dankbarjte anerfannt. 

&3 hat jich allerdings während der Zeit von Schenfs Leitung 
die Abteilung V derjelben aus einer foritrwixtichaftlichen Schule 
zu einer Schule für Forft- und Landwirtfchaft ermeitert, 
und e8 haben fich eine Neihe von Anner- Anftalten der 
Schule gebildet: a) die Anjtalt für Prüfung von Baus 
materialien, b) die agrifulturchemijche Unterfuchungzitation, 
c) die Samenfontrollitation, d) die Zentralanftalt für forft- 
fiches Berfuchsmwefen. 

Ssnfolge Ddiefer Erweiterungen und der großartigen Zu- 
nahme. der Sammlungen und der Laboratorien, fowie der 
Lehrfächer und der Schüler wurden wiederum enorme Neu- 
bauten nötig: das PhHfifgebäude und das Chemiegebäude, 
welche auf Bundesfoften gebaut worden find. Snfolgedeijen 
erhöhten jich natürlich auch die jährlichen Ausgaben für die 
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eidg. polptechniiche Schule von Fr. 514,424 im Jahre 1864 
auf Fr. 888,700 im Jahre 189. 

Für diejenigen unferer geehrten LXejer, welche das — leicht 
begreifliche — Bedürfnis empfinden, fich iiber die Gründung und 
die Organifation diefer ausgezeichneten Anftalt, über ihre 
Leiftungen und jonftigen Erfahrungen zu unterrichten, wozu 
uns hier wirklich der Raum fehlt, fönnen wir denjelben nur 
ven Nat geben, jich die im Jahre 1905 auf die Feier des 50- 
jährigen Beitandes der Anftalt verfaßte Feitichrift zu ver- 
Schaffen, welche ihnen in begeilterter Sprache und jchöner 
Ausjtattung alles Gemwiünfchte bietet; diejelbe ilt verfaßt von 
dem uns bereits befannten PBrofejjor der Schweizergefchichte 
Dr. ®ilhelm Dedhsli — 

Wenn mir hiermit von der eidg. polytechnifchen Schule 
Ihon wieder Abichted nehmen, jo fünnen wir auch nicht ein- 
läßlich |prechen von andern durch das Departement des Innern 
bejorgten Aufgaben der Wiffenjchaft, bet welchen Schenk nur 
die undermeidliche Mittelsperfon war, wie 3. B. bei der amt- 
fihen Einführung der Duden’schen DOrthographie oder Der 
Pharmacopoea helvetica, nach langen interfantonalen Ber- 
handlungen. — 

Jeicht, daß er nicht ein jehr reges Interejie für die Fragen 
der reinen Wiffenfchaft fich bewahrt hätte! Darum auch war 
es ihm jo leid, nicht eine eidgenöfltiiche Hochjchule leiten zu 
Dürfen. | 
Namentlich war ihm auch das Bedürfnis geblieben, dem 
meitern Gang der Bhilojophie zu folgen. So fam er, 
bereit3 in den fünfziger Jahren ftehend, dazu, fich noch jehr 
einläßlich mit den Werfen von YrtHur Schopenhauer 
und Eduard von Hartmann, diefen beiden Bhilo- 
jophen des Bellimismus, zu bejchäftigen. 

Er tat dies nicht etwa al3 Zionswächter. Cbenjogut als 
die Bhilojophie früher das Necht ausübte, die Eriitenz Der finnlich 
mwahrgenommenen Dinge zu bezweifeln, hatte jie in einer 
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ipätern Periode das Necht, nur diefen Wahrnehmungen zu 
glauben, und aller nicht finnlich Wahrnehmbaren die Erijtenz 
su beitreiten. Mit Wißbegier a3 er die dabei fich ergebenden 
Nefultate. Wir find nicht in der Lage, Urteile Schenf3 über 
diejelben mitzuteilen. Wir wiljen nur, daß er die Schriften 
diejfer Bhilojophen gelejen hat. 

Er zitierte auch nicht Die Behauptungen diefer Philofophien 
de3 Peifimismus; wie wenn diefelben gar nicht existierten, fuhr 
er fort, in feinem Familienfreiie gelegentlich ausgewählte 
geiftliche Lieder und religiöje Betrachtungen borzulejent und 
fich mit den Oeinigen zu erbauen. 

Der Erbauung bedurfte auch er und er wußte fie zu finden. 
Cr war midht jeinem Ymte zulieb ein Chrit geworden 
und hieß den Glauben auch nicht im Pfarrhaufe zurüd. Wie 
hätte ex alfe die vielen Kämpfe feines Lebens fo durchfämpfen 
und Dabei ‚doch jenen fültlihen Humor bewahren mögen 
ohne eine iweale Weltanjchauung, welche ihm den jchließlichen 
Sieq des Guten und den Fortichritt der Menjchheit zu einem 
Ihönern Dafein verbürgte!! 

Die metaphhjiichen Spekulationen der Phrlojophen des 
Elendes wogen ihm jeine perjönliden Erfahrungen nicht auf. 
Sene Metaphuitf war ihm ein Vhantafieerzeugnis, nicht eraftes 
Nejultat des Yählens, Wägens, der chemiichen YUnalyje oder 
der mifroffoptichen Beobachtung, — troß alles a auf 
die exakten Willenichaften. 

Unfere Xejer haben gewiß Die Frage auf der SS mo 
nahm Schenf die Zeit und die geiltige Frilche her, welche zu 
jolhen umfangreichen philofophijchen Studien nötig it? Auf 
dem Bureau hatte er joptiele Audienzen und gejchäftliche Arbeit, 
daß er Dajelbit an Derlet gar nicht denfen fonnte, jondern zu- 
mweilen auch größere amtliche Berichte zu Haufe redigieren 
mußte. 

Ganz gewiß! Aber Schenk hatte, wenn er in der Woche 
einmal ein paar a, der Gejellfihaft mit Freunden 
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widmen fonnte, in diefer Beziehung genug und rejervierte, 
tern immer möglich, den Abend feiner nie Heinen Familie. 
Denn bevor jeine Kinder infolge von Verheiratung oder Aus- 
manderung das elterliche Haus verlafjen hatten, war bereits die 
Witwe feines früh gejtorbenen ältejten Sohnes mit einem Kinde, 
hernach auch jeine in Amerika verheiratet geivefene ältere Tochter 
mit zwei Kindern wieder zu Haufe, und fie fanden in Schenfs 
zweiter Jrau eine fürjorglihe Mutter und Großmutter. Und 
er war diejen allen ein guter und jeiner Pflichten bemwußter 
Hausdater, der fich freute, nach getaner Berufsarbeit fich mit 
den Oeinigen zu unterhalten, Bericht über perfünliche An- 
gelegenheiten entgegenzunehmen, Weifungen zu erteilen, Be- 
juhe von Freunden zu empfangen ıc. | 

Waren dann, gegen 10 Uhr, alle zur Ruhe gegangen, dann 
nahm er feine Privatitudien zur Hand, auf die er fich 
zum voraus gefreut hatte; denn er pflegte nunmehr, im 
Sommer wie im Winter, nicht vor 12 Uhr zu Bette zu 
gehen, und feine Konjtitution ertrug das leichter, als 
einen Abend um den andern am Stammtifche eines rauch 
erfüllten Cafes zuzubringen. — 

Gedenfen mir bei diefer Gelegenheit auch der außer dem 
häuslichen Streife lebenden Kinder Schenke. 

Sein zmeitältefter Sohn, Felic, Mechanifer und Dr. med., 
hatte ein „Sanitätsgejchäft" gegründet. Sr der Berfertigung 
bon orthopädiichen Apparaten, Bruchbändern und anderen in 
der ärztlihen Praris notwendigen mechanischen Apparaten 
mar er eine Autorität; die Schuldygiene führte ihn zu der . 
Erfindung einer Mufter- Schulbank. Und das Böhlenhaus 
führte ihn zu der Berheiratung mit einer Tochter des Befiters 
dieje3 Haujes. Ein hervorragender Fachmann im Turnen 
und Schwingen, ein begeifterter Bahnbrecher für Fußball, 
Schlitten und anderen Sport, hat Felir Schenf fich Dauernde 
Berdienite um die Gejundheit des Bernervolfes erworben. 

Der dritte Sohn, Friß, der das Handelsfach ergriffen hatte, 
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wurde Magazinverwalter in der eidg. Militärverwaltung und 
war zunädhit in Göfchenen ftationiert. 

Der vierte Sohn, Paul, ein Zögling unferer Tandmwirtjchaft- 
lichen Schule auf der Nütti bei Bern, wurde ein Farmer in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo er auch feine 
Yrau fand, die Tochter eines eingewanderten Berner2. 

Sein jüngiter Sohn, Rudolf, welcher in Bern die Rechte 
ftudiert hat, war jchon bei Lebzeiten feines Water Inter- 
fuhungsrichter, dann Vizegerichtspräfident de3 Amtsbezirk 
Bern, jeither Gemeinderat der Stadt Bern und in diefer Eigen- 
Ihaft Leiter des jtädtiihen Schul und Armenmefens. 

‚©eine jüngere Tochter, Nofa, ift die Gattin eines tüchtigen 
bernijchen Profejjors der Tierheilfunde. 
 Fürwahr, Schenk ift nicht umfonft als junger Regierungs- 
tat das ganze Jahr morgens um 5 Uhr aufgeftanden, nicht 
bloß jeiner amtlichen Arbeiten wegen, jondern namentlich auch, 
um dabei feine Kinder an ernjte Arbeit zu gewöhnen. 

Banfnotenartifel und Jnitiative. 

Die Ausführung und eventuell auch die Nevifion des Bant- 
notenartifels (Art. 39 der B.-Verf.) war Sache des Finanz- 
departement3 und Schenf hätte als Direktor des Innern nicht 
Bericht und Antrag zu Stellen gehabt, wenn fie auf dem ordent- 
lichen Wege (Art. 93) von Mitgliedern der Bundesverfamm- 
lung oder von Kantonen in einem der beiden eidg. Räte der 
Bundesperfammlung angeregt worden märe. 

Einige Herren Nationalräte zogen jedoch einen anderı 
Beg vor und da das eidg. Departement des Innern fchon 
nad) dem Drganijationsgefege vom 18. September 1849, 
aber noch viel ausdrüclicher nach der Abänderung desjelben 
vom 21. Auguft 1878 in ragen der eidgenöfjiichen Wahlen 
und Abftimmungen die zuftändige Behörde war, wenn 
die Bundesperfaffung durch Vol3beichluß abgeändert werden 
jollte, jo mußte Schenk in diefer Angelegenheit Bericht und 
Antrag Stellen. Art. 39 der B.-Verf. lautet: 
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„Der Bund ift befugt, im Wege der Gejebgebung allge- | 
meine Vorschriften über die Ausgabe und die Einlöfung von 
Banknoten zu erlaffen 

„Er darf jedoch feinerlet Monopol für die Ausgabe von 
Banknoten aufitellen und ebenjo- feine Nechtsperbindlichkeit 
für die Annahme derjelben ausiprechen.” | 

Mit diefem Berfaffungsartifel ift das Bedürfnis der Infti- 
tution der Banknote zugeitanden, aber auch dasjenige Der 
gejeßlichen Negulierung derjelben ausgeiprochen. 

Der PVerfaffungsentwurf von 1872 enthielt nur den 
eriten Sat des zitierten rtifels, hielt alfo die Frage 
des Monopol offen. Da dasjelbe viele Fantonale und 
private Sntereffen bedrohte, fam im Jahre 1874 der 
zweite Saß Hinzu. 

Das erite Ausführungsgejeg wuwde am 23. April 1876 
vom Bolfe verworfen, weil e8 den einen zu weit, den andern 
nicht weit genug ging. Nun joll durch Nevifion des Bundes- 
verfaflungsartifel geholfen werden. 

Betreffend Die Bundesrtepvifion müjlen wir zu- 
nächit auf die Verfafiung von 1848 zurückgehen. Diefe ent- 
halt folgende Beltimmungen: 

Art. 111. „Die Bundesverfaffung fan jederzeit revidiert 
werden. | 

Art. 112. „Die Nevifton gejchteht auf dem Wege der Bun- 
desgefeßgebung. 

Art. 113. „Wenn eine Abteilung der Bundesverfammlung 
die Revifion beichließt, und die andere nicht zuftimmt oder 
wenn fünfzigtaufend jtimmberechtigte Schmweizerbürger die 
Nevifion der. Bundesverfajfung verlangen, jo muß im einen 
wie im andern Falle die Frage, ob eine Nevilton ftattfinden 
foll oder nicht, dem jchweizeriichen Wolfe zur Abjtimmung 
vorgelegt werden. 

„Spfern in einem diejer Fälle die Mehrheit der anRee 
den Schweizerbürger über die Trage fich bejahend ausipricht, 
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jo jmd beive Räte neu zu wählen, um die NRebilion 
zur Hand zu nehmen. 

Urt. 114. „Die revidierte Berfallung tritt in Kraft, wenn 
ie von der Mehrheit der Stimmenden Bürger und von der 
Mehrheit der Kantone angenommen ijt.” 

Dak man im Jahre 1848 bei Adfafjung diejer Borichrift 
an die Revilion eineg einzelnen Artikels der B.-Berf,., 
auf ein Volksbegehren von fünfzigtaufend Schweizerbürgern 
hin, nicht gedacht haben fann, das it Har. Um emen fo 
minimen Erfolg zu erzielen, verlangt man doch nicht die IUb- 
berufung der Bundesverfammlung; man fünnte die Tebtere 
ja allzuleicht herbeiführen durch den Borjchlag eines al3 Loc 
Ipeife dienenden allgemein zufagenden Nevijionsartifels. 

Wenn man bedenkt, was während drei Sahrzehnten alles 
borausgehen mußte, um endlich Die Nevilton des Bundesver- 
trage don 1815 zu erreichen, fann man exit recht ermejien, 
welche Errungenschaft man im diejer Nevijion jah. Hätte im 
‚jahre 1848 jemand das Berlangen geitellt, daß ein Weg er- 
öffnet werde, um mit nicht allzupielem Aufwand von Sraft 
und ohne Yujtimmung der Bundesverfammlung einen mif- 
beliebigen Artifel der neuen Kompromißverfafjung von 1848 
mieder zu bejeitigen, man würde den Mann mit furiofen Augen 
angejehen haben. 

Und das erjtemal, wo der Bundesrat jelbit (1865) eine un- 
bedingt notwendig erfundene Berfaffungsänderung vorjchlagen 
mußte, machte ihm eine jtarfe Parteı Vorwürfe dafür, dag 
er nicht den Weg der Totalrevifion einjählug. 

Kun find jedoch die angeführten vier Artikel der Bundes- 
verfaffung von 1848 buchitäblicd — und ohne Disfuffion oder 
modifizterenden Antrag — in die Bundesverfaffungen von 
1872 und 1874 übergegangen, ein Bemeis, daß man in Diejer 
Beziehung mit dem im Jahre 1848 Gebotenen noch immer 
zufrieden war, vielleicht jogar, weil man auch jest wieder ab- 
jihtlih nicht in der Berfaffung den Weg ebnen wollte, um 
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leichter die neue Schöpfung zu dDurcchlöchern und den „Kom- 
promiß” von 1874 einfeitig aufzulöfen. 

Und num wird, nur wenige Jahre nad) der lrnahme der 
Bundesverfajjung von 1874, von den Gegnern einzelner Be- 
 immungen Derjelben bald diejer, bald jener Artifel ange- 
griffen, zuerit der Artifel betr. die Todesitrafe, dann, als der 
Erfolg günftig war, der Banfartifel und zugleich auch der Re- 
pifionsartikel jelbit. 

Mit Herzeleid mußten unjere alten Kämpfer für den Fort- 
jchritt in der jehmweizerischen Politif, die Augquftin Keller, Wilh. 
Bigier u. a., zujehen, wie im Jahre 1879 auch der in Olten 
verjammelte jchmeizeriiche Volfsverein fich anfchickte, bei diejer 
Herjtücdelung mitzumirfen; fie fanden, e8 wäre beifer, man 
arbeitete an der Durchführung der Bundesverfaffung, e3 wäre 
da noch Arbeit genug. Und was wollten denn die jungen 
Politiker? 

Sie griffen den Art. 39 an, weil die Banfen mit der Noten- 
ausgabe einen Gewinn machen, welcher dem Staate allein 
gebühre; um dem Gtaate diefen Gewinn zu verichaffen, müffe 
der Art. 39 der B.-Verf. revidiert werden; und wenn der 
Art. 120 der B.-Berf. eine folhe partiale Revifion nicht zu- 
fajje, wie von Bigier behauptet wurde, jo miülfe auch diefer 
Artifel revidiert werden; übrigens wurde das Vorhandenfein 
diejeg Hindernijjeg von anderer Seite beitritten. 

Außerdem winjchte der jchweiz. Volfsverein den baldigen 
Erlaß des jchmweiz. Obligationenrechts. 

© die Eingabe diefes Vereins an den Bundesrat vom 
12. Dftober 1879. 

Hierauf antiwortete die (von Schenf redigierte) bundeg- 
rätlihe Botichaft vom 28. November 1879: 

Der Entwurf des fchweiz. Obligationenrechts werde fofort 
(in der Dezemberjeifion der eidg. Näte) vorgelegt werden. 
Was die Banfnotengejebgebung betreffe, fo fei der Bundesrat 
an der Arbeit einer neuen Vorlage, nachdem feine erjte im 
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Sahre 1876 vom Volfe verivorfen worden jei; der Bundesrat 
gehe zunächjt den durch die Verfaffung ihm angemiejenen 
Weg der Hufficht, welcher unter allen Umjtänden ihm 
diejenigen Erfahrungen verfchaffen müffe, welche der Über- 
nahme de3 Monopokrififos vorausgehen follten; die Aufjichts- 
gefeßgebung werde aber auch manche Dejiverata erfüllen 
fünnen. Sedenfall3 erlaube aber der Art. 120 der B.-Verf. 
nicht eine Bumdesrevifion, welche von vormeherein auf einen 
oder'zmwei bejtimmte Artifel beichränft werde. Allerdings bejite 
die Bundesverfammlung ein Necht zu einer partiellen Revijton 
der Berfaffung, jedoch nicht nach Art. 120 der B.-Berf., jondern 
nad) Art. 85 Ziffer 14, wie man bei der Nevijion des Art. 65 
(Todesitrafe) gejehen habe. Das jei aber Berfalfungsvoriehrift. — 

Die Petition des jchweiz. Volfsvereind wurde daher von 
der Bındesverfammlung abgelehnt. 

Sm folgenden Sahre brachte Dr. %003 feine Forderungen 
in der Banfnotenfrage in Form emer Motion vor Die 
Bundesverfammlung, organifierte jedoch gleichzeitig Für den 
(mahricheinfichen) Fall der Ablehnung Dderjelben einen A 
bifionsverfuch durch Unterjehriftenfammlung. 

Nach der Verwerfung feiner Motion reichten er und jeine 
Freunde ein mit ca. 56,000 Unterfchriften verjehenes Nevijtons- 
begehren folgenden Inhalts ein: 

„Die unterzeichneten Staatsbürger, geitüßt auf Art. 120 
der B.-Verf., geben anmit ihren Willen fund, es habe eine 
Revifion des Art. 39 der B.-Berf. ftattzufinden, und zivar jet 
diefe Revifion in dem Sinne zur Hand zu nehmen, Daß ver- 
fügt werde: 

1. Art. 39 der B.-Berf. it aufgehoben. 

2. An feine Stelle tritt folgender Xtikel: | 

„ur dem Bunde fteht das Necht zu, Banfnoten Ko. 
Kallaicheine auszugeben. 

„„Er darf feine Nechtsverbindlichkeit für deren Annahme 
ausiprechen. 
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under aus der Ausgabe von Banknoten bzw. Kaffa- 
icheinen jich ergebende Gewinn wird, nach einem 
gejeglich zu beitimmenden Maßjtabe, zwiichen Bund 
und Kantonen verteilt. 
3. „„Diejer Neviftonsartifel it der Vollsabftimmung zu 
unterbreiten. 
under Bundesrat ijt mit der Vollziehung Diejes legten 

Beichluffes beauftragt." | 

Die Bundesverfammlung hätte auf dieje Eingabe, wörtlich) 
genommen, al3 Verlangen der Nevifion des Art. 39 allein und 
in einem bejtimmt bezeichneten Sinne, nach rt. 119 und 120 
der B.-Berf. Schon gar nicht eintreten fönnen. Ste durfte bloß 
eintreten in dem ©inne, Daß jte Das Gejuch ganz allgemein 
faßte: „Soll eine Nevijion der B.-Berf. jtattfinden”. 

© fragte fie auch, geitüßt auf die zuNechtbeitehen- 
den Neviiionsartifel, da3 Volk an, und fügte diejer Anfrage 
noch einige Attifel bei, welche für diejen neuen Fall den Ylb- 
Hmmungsmodus reglierten. Das Nejultat war ein verneinendes: 
121,099 Sa gegen 260,126 Nein. Nur 4/; Kantone hatten 
eine bejahende Mehrheit! 

Die Angelegenheit war auch jachlich noch nicht Ipruchreif. 
Eine Probe mit der nach Art. 39 eingeleiteten Aufficht war 
einitwetlen das Natlamıte, beiler al3 das Eintreten auf ganz 
geitaltloje Brojefte, welche uns weiter nichts in Ausjicht teilten, 
als jahrelanges Tajten ohne Anhaltspunkt, unter ungehindertem 
Tortwuchern der vorhandenen Übelftände. Statt dejjen be- 
famen wir nun das Bundesgejeb vom 8. März 1881 über die 
Ausgabe und Einlöfung von Banfıroten, welches am 1. Januar 
1882 in Funktion trat. Wir treten Hier nicht näher ein auf die 
54 Artikel diejes Gejeges, die bundesrätliche Vollziehungs- 
berordnung vom 28. Dezember 1881, die ziemlich zahlreichen 
 Negulative und auch das aus 159 Xitifeln beitehende Konfor- 
dat der bedeutenden Emifjionsbanfen; wir bemerfen bloß, 
daß das neue Gejeb das Geichäft etwas Fonjolidierte und 
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menigjtens für gewöhnliche Zeitumjtände eine beruhigende 
Sachlage jchuf, jowie die Einficht in das, was noch mangelte. 
Die Publikationen des Banfnoteninjpeftorat3 boten viele 
Belehrung. 

Die Sachlage wird in den bundesrätlihen Gejchäfts- 
berichten vom Sahre 1886 an offen fritiftert und auf die Ge- 
fahren der bejtehenden belitände aufmerffam gemacht, 
weiche find: Schwacher verfügbarer Barbeitand bei manden 
Banken, Schwächung der Jahlungsfähigfeit durch das unbe- 
dingte Berbot des Angreifens der obligatorischen Notenrejerve, 
Zunahme der Kotenzirkulation und Anmwachjen der furzfälligen 
Verbindlichfeiten, Mangel an einer vorjorglichen Disfonto- 
politik. 

Der Entwinf eines neuen Bundesgejeges über Dieje 
Materie, welchen der Bundesrat am 23. Junt 1890 mit einer 
einläßlihen Botjchaft und Lehrreichen ftatiitiihen Tabellen 
den eidg. Näten vorlegte, foll diefen Übeljtänden zum großen 
Teile abhelfen; nur glaubt der Bundesrat jelbit offen befennen 
- zu follen, daß bon einer Vielheit von Banken, die durch fehr 
‚ berjcehiedenartige Snterejien getrennt find, eine borjorgliche 
Disfontopolitif nie zu erwarten jei, jondern einzig don einer 
mit dem Banfnotenmonopol veriehenen Landesbanf; wenn 
der Bundesrat jest eine folche nicht vorjichlage, jo gejchehe 
dies, weil er nicht die jet Schon möglichen Fortichritte ver- 
ichleppen molle zugunften einer unjichern Nedijion. 

Diefes offene Zugejtändnis des Bundesrates gab im 
September 1890, bevor die für die Prüfung feines Gejeßes- 
vorichlages gewählten Kommiljionen zu einem Entjcheide-ge- 
fommen waren, Anlaß zur Motion Keller: 

„Der Bundesrat wird eingeladen, baldmöglichit Bericht 
und Antrag zu hinterbringen über die Rebifion des Art. 39 
der B.-Berf. in dem Sinne, daß dem Bunde das auzjchließ- 
fiche Recht der Notenemiffion zufteht und daß er diejes Necht 
einem zu fchaffenden zentralen Bankinftitute übertragen fann.“ 
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Diefe Motion wird mit Zuftinimung des Bundesrates er- 
heblich erklärt. 

Der Bundesrat, getreu feiner Botichaft vom 23. Juni 18%, 
beharrt nicht auf feinem damaligen Vorjchlage, fondern bringt 
ichon am 30. Dezember 1890 eine neue Borlage mit Botjchaft. 

Die betreffenden Anträge des Bundesrates dom 30. De- 
zember 1890 und das fchließliche Ergebnis der Beratung des 

- neuen Artifel3 39 der B.-Verf. find zwar, ihrem Wortlaute nad), 
ziemlich verjchieden, exritreben jedoch in der Hauptache dasjelbe. 

Wir teilen daher hier nur das Schlußrejultat — den neuen 
Art. 39 — mit, welcher von den eidg. Näten am 29. Juli 1891, 
dann am 18. Dftober 1891 vom Schweizervolfe mit 231,578 
Sa gegen 158,615 Nein und mit 12%, gegen 7?/, Stande3- 
timmen angenommen worden tt: 


Art. 39:°, Das Recht auf Ausgabe von Banknoten und anderen. gleich- 
artigen Geldzeichen jteht ausjchlieglih dem Bunde zu.” 

„Der Bund fan das ausihliegliche Recht zur Ausgabe von Banf- 
noten durch eine unter gejonderter Verwaltung ftehende Staatsbanf au3- 
üben, oder es, vorbehältlich des Nücdfaufsrechtes, einer zu errichtenden 
zentralen Aftienbanf übertragen.“ 

„Die mit dem Notenmonopol ausgeftattete Bank hat die HYauptauf- 
gabe, ven Geldumlauf des Landes zu regeln md den 
Bahlungspverfehr zu erleichtern.“ 

„Der Reingevinn der Bank über eine angemeffene VBerzinfung, 
bezw. eine angemeifene Dividende des Dotationg- oder Aftienfapitals und 
die nötigen Einlagen in den Rejervefonds hinaus, fommt wenigjtens zu 
zwei Dritteilen den Kantonen zu.” 

„Die Banf und ihre Zweiganftalten dürfen in den Kantonen feiner 
Bejteuerung unterzogen werden.“ 

„Eine Rechtsverbindlichkeit für die Annahme der Banknoten umd 
anderen gleichartigen Geldzeichen fan der Bund außer bei Notlagen in 
Kriegszeiten, nicht ausjprechen. 

„Die Bundesgefeßgebung wird über den Sib der Bank, deren Grund- 
fagen und Drganifation, fowie über die Ausführung diejes Artifel3 über- 
haupt, das Nähere beitimmen.” — — 


So entjchied jchon im ehe 1891 das Schweizervolf; die 
Bundesbank jelbit haben wir exit durch ein Bundesgejeß vom 


474 


6. Dftober 1905 und die tatjächlich wirfende Bundesbank erft 
im Sommer des Jahres 1907 erhalten. Warum? Die ganze 
Frage war-noch nicht reif, alS jte im Jahre 1879 angeregt 
wurde. Damals ging man noch von der ganz jchiefen Anjchau- 
ung aus, e8 handle fich da in eriter Linie darum, wer aus den 
Banknoten, d.h. den Geldzeichen, Brofit machen dürfe. - 
Bir mußten alfo durch das Gejchäftsgebaren der Banfen — 
bei Ausübung der Staatsaufjicht — zu der Einficht gelangen, 
daß auf diefem Gebiete der Gejebgeber eine ganz andere Auf- 
gabe habe, als durch ungedecdtes Bapiergeld, eine neue Art 
minderwertigen Geldes, das feinen internationalen Wert hat 
‚und in Sirjen jeine Brauchbarfeit verliert, neue Staatsein- 
nahmen zu jchaffen, — und daß hier die erfte Aufgabe diefe iit, 
dafür zu jorgen, daß die zwar bei foliden SKreditverhältnifjen 
recht fommoden Gedzeichen (welche nur probiforische 
Beichen find, nicht Geld) nicht das bare Geld zum Lande 
hinausdrängen und uns in Krijenzeiten geldlo3 machen. Exit 
naddem wir uns Dieje Lehre gemerkt, waren wir reif zur 
Einführung des Notenmonopol3 ohne fisfalifchen oder poli- 
tiihen Nebenziwed. est mußten wir aber noch die Frage löfen, 
wie man das ausführen fünne, ohne das Privatfapital und die 
beitehenden Banken der Sache zu entfremden und ohne an 
der Saloujie der Kantone zu fcheitern. — 


Und wie ging e8 mit der NeviftiondesArt. 120, 
d.h. der Einführung der partiellen Berfafjung3- 
revijion auf dem Gebiete des Bundes? Und Be ijt 
nun das Refultat? 


Gejchichte der Bundesverfajjungs-Snitintive. 
.  Dieje Frage tauchte von neuem auf im uni 1884 als ein 
Beitandteil der erheblich erklärten Motionen Zemp, Keel und 
Bedrazzini, mußte jedoch mit allen andern Damaligen Motionen 
ver Alfoholvorlage den Vorrang lafjen. 
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Die Botichaft des Bundesrates vom 13. Juni 1890 über 
diefe Frage, Schenfs Werk, jagt, anfnüpfend an die bereits 
angeführte Motion vom Juni 1884, es jei nicht mehr zu be- 
streiten, daß die Verfafjung von 1874 der Ergänzungen bedürfe; 
nachdem der Bundesrat jelbit mehrere jolche Ergänzungen 
herbeigeführt habe, jei diejes Bedürfnis ein anerkanntes. 
Bereit fer in zwölf ganzen und zwei halben Kantonen aud) 
die Volfsinitiative fir partielle Berfaffungsredifionen eingeführt, 
und e3 feien darüber nicht Klagen laut geworden, warumt jollte 
der Bund num die erfehwerenden Beitimmungen der jeßigen 
Berfafung gegen eine folhe Initiative fortbeitehen lajjen? 
Natürlich wide diefe Revifion von einer gemwiljer Anzahl der 
diejelbe verlangenden ftimmfähigen Schweizerbürger abhängig 
zu machen jein,. wobei man die für die Gejamtrevijion auf- 
geftellte Zahl von 50,000 beibehalten fan. Die Botjchaft des 
Bundesrates jchliegt mit dem Untrage, den bisherigen DBe- 
itimmungen der Art. 1186i8 120 der B.-Berf. (Jiehe Seite 467) 
folgende neue hinzuzufügen: 

Art. 121. „Auf dem Wege der Vollsamvegung (Fnitiative) fan aucd) 
die Aufhebung oder Abänderung einzelner bejtimmter Artikel dev Bundes- 
verfaflung, jorwie die Aufitellung neuer Berfajlungsbeitimmungen ver- 
langt werden.“ 

„Wenn auf diefem Wege mehrere verjchiedene Materien zur Nedijion 
oder zur Aufnahme in die DB. ©. vorgefchlagen werden, jo hat jede der- 
jelben den Gegenjtand eines bejonderen ynitiativbegehrens zu bilden.” 

„Sobald 50,000 ftimmfähige Schweizerbürger ein joldhes Begehren 
itelfen, fo ift dem Volfe die Trage, ob die von denjelben angeregte Bartial- 
vevifion ftattfinden folle, zur Abjtimmung vorzufegen und, jofern die 
Mehrheit ver ftimmenden Schweizerbürger fich bejahend ausjpricht, Dieje 
Revifion von der Bundesverfammlung an die Hand zu nehmen.” 

Art. 122. „Über da8 Verfahren bei diefen Volfsbegehren und Ab- 
ftimmungen wird ein Bundesgejeg das Nähere feitjeßen.” 

Schwerlich haben Schenf und der Bundesrat geahnt, 
welcher Bewegung fie den fleinen Finger gereicht haben. 
Unfer an ftaatlichen Kompetenzen jtet3 zunehmendes und 
daher ftet3 fompfizierteres Staatsiwejen bedarf je länger Deito 
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mehr gejchäftsfundiger Männer. Gegen Überftürzungen durch 
Srrtüimer Einzelner war bisher noch ordentlich gejorgt, indem 
jeder Gejebes- oder Verfaflungsporjchlag die Initanzen: De- 
partement, Bundesrat, Die Kommiffionen“ beider Näte der 
Bundesverfanmlung, dann Diefe Räte jelbit pafltieren mußte, 
wobei dann exit noch Die Notwendigkeit jich ergab, vor dem 
definitiven Drud die Schlußredaftion zu prüfen; dann hatte 
noch das Volk den Enticheid in der Hand. Der Bundesrat 
glaubte, bei jeinem Antrag den eidg. Näten die Möglichkeit, 
Überftürzungen zu verhüten, gewahrt zu haben, indem die 
Schlußredaftion der allgemetmen Ynregungen bet den eidg. 
 Näten jtand, welche auch den teilmeife auf Jrrtum oder Sllufion 
beruhenden Anregungen unter Neipeftierung des in denjelben 
enthaltenen richtigen Gedanfen3 oder Gefühls noch einen guten 
Erfolg verichaffen fonnten. Uber Schon in der nattonalrätlichen 
 Ntommilfton wurde von Kocher und Yuß Vie formulierte 
snittiatide, Die jog. Zürcher Jnittative, por welcher der 
aut Demokratische Staatsichreiber Stüßt wegen Dabei be- 
gangener. fataler Wühgriffe gewarnt hatte, vorgeichlagen, jo 
dann ım Wlenum von Brunner (Bern) befürwortet, weil 
50,000 Unterfchriften doch eine große Garantie (?) beveu- 
ten, was jedoch von Berger mit Hinweis auf unfere bisherigen 
Erfebniffe und Schenf mit Hinweis auf die durch ein folches 
Vorgehen herbeigeführte ungemilje planloje Yufunft mit Erfolg 
beitritten wurde, jo daß jchließlich im Nationalrate Die ganze 
bundesrätliche Vorlage einjtimmig angenommen wurde. 

Der Ständerat, welcher die formulierte Initiative für eine 
gute Waffe des Förvderalismus gehalten zu haben fcheint, 
Iprach Jich Dagegen für diefe Korn der Initiative aus, welche: 
tchließlich jtegte und uns folgende zum Teil neue Xrtifel 
brachte. 

: Art. 118. 

Die Bundesverfajjung fan jederzeit ganz oder teilweije revidiert 
werden. 
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Art. 119. 
Die Totalveviiion gejchieht auf dem Wege der Bundesgejeßgebung. 
Art. 120. 

Wenn eine Abteilung der Bundesverfammlung die Totalrevijion 
bejchließt und die andere nicht zuftinmmt, oder wenn 50,000 jtimmberechtigte 
Schweizerbürger die Totalrevifion der Bundesverfaffung verlangen, jo 
muß im einen wie im andern Falle die Trage, ob eine jolche jtattfinden 
joll oder nicht, dem jchweizerischen Bolfe zur Abjtimmumg vorgelegt werden. 

Sofern in einem diejer Fälle die Mehrheit der jtimmenden Schweizer- 
bürger über die Trage jich bejahend ausspricht, jo find beide Räte neu zu 
wählen, um die Totalvevifion an die Hand zu nehmer. 

Art. 121. 

Die PBartialrevifion fan jowohl auf dem Wege der Bolfsanregung 
(Snitiative) al der Bundesgejesgebung vorgenommen werden. 

Die Bolsanregung umfaßt das von 50,000 ftinmberechtigten 
Schweizerbürgern geitellte Begehren auf Erlaß, Aufhebung oder Abände- 
rung bejtimmter Artifel dev Bundesverfafiung. 

Wenn auf dem Wege der Bolfsanregung mehrere verjichtedene Ma- 
terien zur Nevifion oder zur Aufnahme in die Bundesverfaflung dor- 
geichlagen werden, jo hat jede derjelben den Gegenjtand eines bejonderen 
Spmitiativbegehrens zu bilden, 

Die Snitiativbegehren fünnen in der Form der allgenteinen Yır- 
 vegung oder des ausgearbeiteten Entwurfs geftellt werden. 

Wenn ein jolhes Begehren in Form der allgememen Anregung 
gejtellt wird und die eidgenöfjiihen Näte mit demjelben einverjtanden 
jind, jo haben fie die Bartialrevijion im Sinne der Jnitianten auszuarbeiten 
und diejelbe dem Bolfe und den Ständen zur Annahme oder Beriwerfung 
vorzulegen. Stimmen die eidgenöfliichen Näte dem Begehren nicht zu, 
jo ilt die Frage der Barttalrevijion den VBolfe zur Abitimmung zu unter- 
breiten und, jofern die Mehrheit der jtimmenden Schweizerbürger jich 
bejahend ausipricht, die Nevilion von der Bundesverfammlung im Sinne 
de3 Bolfsbejchluffes an die Hand zu nehmen. 

Wird das Begehren im Foın eines ausgearbeiteten Entwurfes geitellt 
und ftimmt die Bundesverfammlung demielben zu, jo ijt der Entwurf 
dem Bolfe und den Ständen zur Annahme oder Berwerfung vorzulegen. 
Sn Falle der Kichtzuftimmung fann die Bundesverfammlung einen eigenen 
Entwurf ausarbeiten oder die Berwerfung des VBorjchlages beantragen 
und ihren Entwurf oder Berwerfungsantrag gleichzeitig mit dem nitiativ- 
begehrten der Abitimmung des Volfes und der Stände unterbreiten. 

Art. 122. 
Über dad Verfahren bei den Volfsbegehren und den Abjtimmungen 
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betreffend Nevilion der Bundesverfaffung wird ein Bundesgejeh das 


Kähere bejtimmen. 
Art. 123. 


Die revidierte Bundesverfaffung, bezw. der revidierte Teil ee 
treten in Kraft, wenn fie von der Mehrheit der an der Abjtimmung teil- 
nehmenden Bürger und von der Mehrheit der Kantone angenommen jind. 

Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone wird die Stimme eines 
Halbfantons al3 halbe Stimme gezählt. 

Das Ergebnis der Volsabjtimmung in jedem Kantone gilt al3 Stande$- 
ftinme desjelben. 

Die Annahme diefer neuen Berfalfungsartifel erfolgte am 
5. Suft 1891 mit 183,029 gegen 120,599 Stimmen und mit 

16*/, annehmenden Kantonen gegen 3%,. — 

Damit war freilich der vorfichtige Weg der Jnittative als 
“allgemeine Anregung, wenn auch im neuen Nevifionsartitel 
erwähnt, tatfächlich bei Seite gelaffen und toir dürfen uns bei 
Beiprechung des in Art. 122 angekündigten Bundes- 
gejebes uber Das Bersanren Dex Lu 
übung der Initiative vom 27. Januar 1892 auf 
das beichränfen, was auf die formulierte partielle Ver- 
falfungsinitiative Bezug hat. 

Wir werden hier wieder einmal daran erinnert, wie viel 
unpraftifcher die Urnenabftimmung de3 Volkes ift im Vergleich 
mit derjenigen don Gemeindeverfammlungen und Lands- 
gemeinden oder gar mit derjenigen von Deputierten- 
veriammlungen. 

Bei der formulierten Snitiative darf ein von den eidg. Näten 
ausgearbeiteter Gegenborjchlag nicht ausgejchloffen jein; es 
folften aber auch diejenigen zu ihrem Nechte Tommen, welche 
weder den Antrag der Snitianten, noch denjenigen der Bundes- 
verfammlung al3 einen Fortichritt anfehen, wir haben alsdanı, 
d.h. im Falle eines Gegenporfchlages der Bundesverfammlung, 
drei Warteien oder drei Anträge, welche man nicht in einer 
Urnenabftimmung richtig erledigen fan. Um den drei Parteien 
dasfelbe Necht zu verichaffen, fehlug der Bundesrat dor, wie 
03 in den eidg. Näten allgemein itblich it, fo auch bei einerjolchen 
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Revifionsabitimmung zuerft eventuell über die beiden 
Repifionsporlagen abjiimmen zu laffen und exit dann, wenn 
eine derjelben die Mehrheit erlangt hat, in einer neuen b- 
itimmung, die Frage beantworten zu lalfen: wollen mir die 
eventuell angenommene Vorlage auh definitiv an 
nehmen oder Den Status quo beibehalten? 
Da3 haben jedoch die geießgebenden Räte, welche Die Gejeb- 
gebungsmajchine verbeiiern wollten, verunmöglicht. Und damit 
die eidg. Räte ja nicht das eingereichte |chon formulierte Jnitiativ- 
begehren zu einläßlich beraten, jchretbt ihnen Art. S des jchon 
genannten Ausführungsgejeßes vom 27. Januar 1892 noch vor: 
Urt. 8. „Sit das Parttalreviiionsbegehren in der Form 
eine3 ausgearbeiteten Entwurfes geitellt, jo haben die eidg. 
Nüte Späteftens binnen Yahresfrift darüber 
Beichluß zu faljen, ob fie dem Initiativvorjchlag, jo mie 
derselbe lautet, zuitimmen oder nicht.” 
— Damit find Enqueten, wie manjie bisher fürdie Brimarjcehul- 
frage, dieAlffoholfrage, diegragedergörderungdertandiirt] chaft 
und des Gewerbes angeordnet hat, ausgejchloifen. — — 


Die erite Probe der neuen Berfaljungsbejtimmung wurde 
bei der Lölung der Shähtfrage gemadt. Kaum mar 
durch das Bundesgejeb vom 27. Januar 1892 über das Ver- 
fahren bei Bolfsbegehren und -Abitimmungen betr. Reptjion der 
Bundesverfaifung erlajfen, als auch jchon jofort die Sammlung 
der Unterschriften gegen das „Schächten” der Juden begann 
und in diefem Sinne Unterjchriftenbogen in Umlauf gejegt 
wınden, welche die Aufnahme eines Art. 25bis in unjere 
Bundesverfaffung verlangten, der aljo lautete: 
amohlohLemaner.Srere. Dhune. DD ne 
Herige Bebtsubung nor. Dem BSlutentzuge 
Behenpeder eohlahtorm umdastehgatrtwmg 
ausnahbms!ios unterjagt.“ 

Schon am 20. Yuauft 1892 wurden der Bundeskanzlei 
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Bogen mit über 70,000 Unterfchriften in diefem Sinne ein- 
gereicht, welche mit den in den zwei folgenden Monaten ein- 
gegangenen auf 87,268 anmwuchjen, von welchen 4,109 () 
ungültig waren, objehon die zu beobachtenden Vorjchriften, 
wegen deren Veichtbeachtung diefe Unterfchriften als ungültig er- 
Härt worden ind, ander Spike einesjeden Bogensgedruct waren. 

Die Bundesbehörden unterliegen es, dem formulierten 
Begehren einen formulierten Öegenantrag gegenüberzuftellen, 
und begnügten jich damit, dem Volfe den neuen Art. 2dbis zur 
Abjtimmung (ja oder nein) zu unterbreiten, jedoch mit dem 
Deifügen, daß die Bundesverfammlung Verwerfung 
vesjelben beantrage. . 

Das Boll nahm jevodh am 20. Auguft des Jahres 
1895* mit 191,527 Ja gegen 127,101 Nem und mit 
10°/, Ständen gegen 9°/, Den neuen Verfafjungsartifel an. 

Darauf große Berblüffung der zu den Behörden des 
Bımdes ftehenden Partei. | 

Leider hat die Bımdesverfammlung in ihrem Entfcheide 
dem Bolfe nicht auf dem Stimmzettel gejagt, aus welchen 
Gründen jie die Vermwerfung der in folder Maffenfundgebung 
aufgetretenen Schächtinitiative beantrage. Gerade viel Be- 
lehrung war freilich nicht möglich im hohen Sommer, wo in 
den Bergen Alpmwirtjchaft und Fremdenimduftrie, im Tale 
Ernten, fieberhafte Bautätigfeit, endloje Berfonen- und Waren- 
transporte und mit Wetteifer betriebene andere Imduftrien 
Hand und Kopf in Anjpruch nahmen. Und überdies waren 
dem Nichteingeweihten an dem neuen Strafparagraphen die 
beiden michtigiten Worte Betäubung md Blut- 
entzug jo umverjtändlich, Daß die Mehrheit abjolut nicht 
wußte, um was e8 jich eigentlich handelte, und vermuten fonnte, 
e3 jei die Frage eine fonfejjionelle Zänferei, gegenüber welcher 
ein gebildeter Eidgenoffe am beiten neutral bleibe, zumal bei 
jo jhönem Sommermetter. 

* Weiter durfte man die Abjtimmung wohl nicht Hinausjchieben. 
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Dagegen jtellten die Tierjchusvereine und die beiden 
Regierungen der Kantone Yargau und Bern mit ihrem An- 
hange, die es zu mehr als 80,000 Unterjchriften gebracht hatten, 
eine anjehnlihe Macht vor. Dieje Tierichußvereine Hatten 
in der Schweiz wie in Deutjchland jeit dem Jahre 1840 mit 
Ihönem Erfolge die in der Behandlung der Tierwelt vor- 
fommenden Noheiten und Graufamfeiten aufgedect, den 
Erlaß bezüglicher Gejebe ausgewirkt und deren Durchführung 
durch fonjequentes Einreichen von Anzeigen der Übertretungen 
und dffentlihe Berichterjtattung über die Erfolge die Be- 
hörden unterjtügt. £ 

Bei jolcher Getitesrichtung war es leicht möglich, daß die 
Begrenzung de3 Begriffs der Tierquäleret zu Differenzen 
führte (namentlich gegenüber den Angehörigen anderer Ne- 
Tigionsgenofienichaften). In Yargau, mo die freie Nieder 
falfung der Seraeliten lange nur auf die beiden Gemeinden Ober- 
endingen und Lengnau befchränft war, befaken diefe bis in die 
AchtzigerJahredesvorigensahrhundertshinetn fürthrenSchächt- 
vitus nur in diejen beiden Gemeinden eine ausnahmsweife 
gejeglihe Bewilligung und e3 hatte daher die gerichtliche Be- 
Itrafung des Schächtens in der Gemeinde Baden mfolge der 
StlagendesTierichugpereimsund einigerMebgerimBuchltaben des 
Gejebes Unterjtügung, und zudem verlangte noch Der Große Nat 
eine Revijion der Schlachtgejeßgebung im Sinnederliniformität. 

Schon vorher hatte jich der leitende Ausichuß der jchmweiz. 
Tierfchugdereine wegen der angeblich nach Art. 50 der B.-Berf. 
unzuläffigen Übung des Schächtens an den Bundesrat gewandt; 
jet wenden jtich wegen des Konflikts im Aargau beide Barteien 
an denjelben und als im Stanton Bern am 14. Auquft 1889 eine 
regierungsrätliche Verordnung Über das Schlachten des Viehes 
die neuen verbefjerten Schlachtmethoden auch für die SSraeliten 
verbindlich machte, wurde der Bundesrat auch von Diejer ©eite 
‚bejtürmt. Der (im Bundesblatt publizierte) Returs- 
entäheid Des Bundesrates nom’ 17. März 
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1890 bringt uns eine Außerit einläßliche und gründfiche 
Engquete über diefe Angelegenheit, bei welcher auch das De- 
partement des Innern mitgewirkt hatte. 

Bezitalich der eriten Frage, ob das Schächten eine Kon- 
jequenz der jüdischen Religion und des Kultus fei, welche von 
den beflagten Negierungen verneint wurde, indem unter den 
‚ssraeliten jelbit diefe Frage noch jtreitig fei, ergibt die Enquete, 
Daß einzig einige Abtrünnige, welche überhaupt nicht mehr 
Ssuden jeien, jtch gegen das Schächten ausgejprochen Haben 
und daß das Schächten (Schadhat), von den Chrijten jtetS mit 
„Schladhten” überjegt, in den fünf Büchern Mojis 42 mal 
genannt und im Talmud als gottesdienftliche von einem Juden 
Itreng zu befolgende Vorjchrift jehr einläßlich beichrieben und 
eingejchärft werde; jeit 3000 Jahren werde dieje Borjchrift auf 
dem ganzen Erdenrunde, wo imnter jich Juden befinden, befolat. 
Gleichwohl habe jie fich nicht überlebt, weil jie, wie andere jüdtjche 
Ntualvorjchriften (Sabbat), auch einem wichtigen janitartjchen 
Swede diene: jchnelle und vollitändige Entleerung und Be- 
freiung des Kadavers von Dem jo bald in Zerjegung über- 
gehenden Blute, und das Schächten verbieten heiße für den 
Juden den Fleifchgenuß verbieten, was freilich der Tierwelt 
gegenüber das Humanjte märe, aber von den chrütlichen 
Gegnern auch nicht gewollt werde. 

Am jchlagenditen wird Durch die Enguete der Vorwurf 
widerlegt, daß das Schächten eine graufamere Art des Tötens 
jei, als die anderen, modernen Schlachtungsarten. Die Kory- 
phäendermedizinifhenundtierärztliden 
%Wiljenjhaft in allen Ländern jprechen jich gegen diefe 
Behauptung aus, auch die jchweizeriichen Profejloren der 
Tierheilfunde (Berdez, Guillebeau, Heß, Nubeli, Zangger). 

Denn was it das Schädhten? Ein Durchfchneiden des 
Haljes des zu jchlachtenden Tieres bis zum Nücenmwirbel mit 
einem breiten fcharfen Meer, und zwar durch einen fichern, 
geprüften und periodisch jtet3 wieder geprüften, unter jtrenger 


483 


Kontrolle jtehenden Schädhter, wobei das Blut vom Gehirn 
und vom Rumpfe des zu jchlachtenden Tieres her fo fchnell 
abfließt, daß in drei bis vier Sefunden jchon völlige Be- 
mußtlojigfeit eintritt. Schonender fann daher ein auf das 
Gehirn des Tieres gerichteter Revolverjchuß oder ein Stoß 
mit dem hohlen Stift in das Gehirn nicht fein. 

Ein Kreisichreiben des Bundesrates an feine Vertreter im 
Auslande hat ferner herausgeitellt, daß in feinem ande- 
ren Sraare wermarbriisnterten Welt Dda3- 
Shäbten verboten fe! Einzig in einigen deutfchen 
Städten habe man für nötig befunden, über die Vorberei- 
tungen zum Schädten von Großpieh Reglemente auf- 
zuftellen, auf daß dasjelbe nicht behufs des Schächtens in in- 
Humaner Weife auf den Boden geworfen werde, wobei Hörner 
und andere Knochen zerbrechen können. Sn diefen Sinne hat 
der Bundesrat bei der Einholung der Anfichten der Männer 
der Willenschaft auch eine ausnahmsmweife Antwort 
von Herrn Direktor Meyer in Zürich erhalten. 

Der Bundesrat hat in feinem Entjcheid vom 17. März 1890 
einerjeit3 gejtüßt auf Art. 49 und 50 der B.-Berf. zwar das 
Schädten als rituelle Handlung innerhalb der fittlichen 
Schranfen grundjäglich gejchüst, jedoch unter dem Vorbehalte 
von Vorfichtsmaßregeln nach dem deutjchen Mufter bezüglich, 
der Vorbereitungen zum Schächten ; und fchon am 27. April 1890 
 fonnte das Kollegium der Rabbiner der Schweiz dem Bundeg- 
tate ein dieje Materie für die Schweiz befriedigend ordnendes 
Itrenges Schächtreglement mitteilen. 

Tach diefen Aufkflärungen fonnten freilich die Hestenuigen 
von Yargau und Bern mit ihrer Befchtverde bei der Bundes: 
beriammlung gegen den Entjcheid des Bundesrates dom 
17. März 1890 nichts mehr ausrichten. 

Refultat: Der neue VBerfaffungsartifel 2dbis, welcher in 
underjtändlicher Redaktion das jüdifche Schächten verbietet und 
dabei in der zivilifierten Welt einzig dafteht, Hat damit einen 
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Fortjchritt nicht herbeigeführt; er hat jedoch unnötigerweiie 
in den Stultus einer Heinen | chweiz. Neligionsgenofjenjchaft von 
8069 Seelen eingegqriffen, während Die Graujamleit der nn 


‚beim Sagen unbehelligt bleibt. — 


Der mwohlfeil errungene Sieg diejer exiten Berfajlungs- 
initiative war eine große Ermutigung fin andere ähnliche 
Anläufe, welche mın fofort wie Pilze aus dem Boden 
Iöojjen. 

Uber das Schweizervolf, Das jtch bei der eriten Probe der 
neuen Mafchine Die Finger bejchädigt hatte, wollte bei ver 
zweiten WBrobe, bei der Berfaflungsinitiative fir ument- 
geltlihe SranftenpflegemittelsdesTabar 
monopolS, don der Urbeiterichaft gegenüber dem im 
Sabre 1893 aufgeftellten offiziellen Brojefte der Stranfen- und 
Unfallderficherung der Arbeiter unternommen, 50,000 IUnter- 
jchriften nicht mehr liefern. | 

Diefer Fall Fehrte nachher, da das Gejchäft der Unten . 
Ichriftenfammlung Schließlich indujtriell organiltert wurde, nicht 
wieder; wohl aber erwies jich Die neue Art Der fertig redigterten 
Berfajliungsrevijion bisher aß unfähta, für unjere vielgeftaltigen 
Berhältnijie ausreichende annehmbare Projekte -zu jchaffen. 

E3 endeten mit Berwerfung durch das Bolf, ın der Regel 
mit großer Majorität, folgende Initiativporjchläge: x 

Recht auf Arbeit (3. Zum 1894). 

Die gollinitiative (4. Itovember 1894). 

Die Wahl des Bundesrates durch das Volk (4. Nov. 1900). 

Das Proportionaliyiten bei der Wahl des Nationalrates 
(4. November 1900). 


Zur DOrganijation der Bundesverwaltung. 


Bon jeher jtand unter den PBenjen des eidgenöjjtichen 
Departements des Innern in Bern die Aufgabe: „Die Gejeße, 
Berordnungen und Beichlüffe über die Organtlation 
und den Gejhäftsgang der Behörden.” 
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Die Hauptiache wurde jchon im Anfange nach den in den 
Kantonen und anderorts gemachten Erfahrungen jo geordnet, 
daß man bis jeßt dabei jtehen bleiben fonnte. Neue Bedürfniffe 
erforderten dagegen einige Modifikationen und Ergänzungen. 

IL. Deamsenbertfiherung. 

Gleich wie in den Kantonen zuerit nur den Getitlichen und 
den Lehrern gegenüber eine Pflicht der Verforgung der dienjt- 
unfähig gewordenen, eventuell auch ihrer Witwen und Warjen, 
und nur noch felten gegenüber anderen Staatsbeamten eine 
folche Pflicht anerkannt wurde, jo ging e3 auch im Bunde. 

Schon vor Schents Eintritt in den Bundesrat war infolge 
der Verficherung der Brofejioren des eidg. Rolytechnifumg die 
Rrage der VBerficherung der eidg. Beamten aufgetaucht; auf 
das Gutachten einer Erpertenfommifjion, welchem fich der Chef 
des eidg. Departements des Innern anjchloß, legte am 
16. Juli 1866 der Bundesrat der Bundesperfammlung einen 
Bericht und Antrag vor in dem Sinne, es fiege nicht allein 
im perjönlichen Intereife der Beamten, jondern auch in 
demjenigen der Verwaltung, Denjenigen Beamten und 
Angeitellten, welche eitte Bejoldung von mwenigjtens Tr. 900 
pro Jahr beziehen, zum Zwede der Verficherung einen Zujchuß 
an deren Koften im Betrage von 2% der Bejoldung zu erteilen, 
oder Statt dejjen, älter Beamten, welche jich nicht mehr 
berfichern können, denfelben Beitrag an eine Spareinlage beim 
Bunde. Die nach dem Muster der Eifenbahnhilfsfaffen ge- 
Dachte Berficherung famt den Beiträgen an die Spareinlagen 
hätten nach der damaligen Berechnung und Der Größe des eida. 
Beamtenetats Dem Bund eine Ausgabe von Fr. 70,000 pro 
Sahr verurjacht. 

Dhne eine eigentliche Begründung, jedoch mit einem deut- 
lichen Winf an die Beamten, fich jelbft zu helfen, wurde der 
Antrag zurüdgewieien. Die Beamten halfen fich nunmehr 
jefbft Durch die Gründung einer Sterbefaffe gewöhnlichen 
Schlages, welche exit dann eine vationellere Einrichtung erhielt, 
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al3 der Bund unter diefer Bedingung einen bejcheidenen 
Beitrag zuficherte. Mit diejer Kaffe forgten die Beamten 
zunädjt für das dringendjte, d. h. für den Todesfall, din 
Einrichtung” der einfachen Sterbeberjiperumg und Der ge- 
milchten Verlicherung. 

&3 waren zwar im Tarife des Verficherungsvereing auch 
Altersrente vorgejehen. Diehohenstoftenderjelben wirftenjedoch 
jo abjchrecend, daß die Zahl der in diejer Abteilung Berficherten 
jtetS eine bedeutungslofe blieb und das wird ftets der Fall fein, 
wenn auf ei beitinmtes Alter (und nicht bloß für den Fall 
der nvalidität) Verficherung genommen werden muß. 

Für den Bund blieb jo derjenige Teil der Aufgabe, welcher 
ihn bejonders interejjierte, die Altersverjorgung, ungelöft. 
Dem Bunde war durch Experten berechnet worden, daß er 
nicht allein bilfiger wegfäme, wenn er, ftatt die Hälfte der 
Koften der Altersverficherung zu tragen, eine billige Penjion 
an jolche allein entrichtet, welche nach jeiner Anficht wirklich 
invalid jind, oder ohne einen Nechtsanjpruch anzuerkennen, 
mit einer Averjaffumme aushilft, und daß er damit auch weniger 
 opfert, als wenn er fortfährt, die volle Bejoldung an folche zu 
entrichten, welche nur noch die Hälfte ihrer Leiftungasfähigkeit 
bejigen; er jehlug daher ein Gejeg mit bejcheidenen Invaliden- 
penjionen und eventuell blogen einmaligen Abfindungsfummen 
vor, welches jedoch am 15. März 1891 vom Bolfe verworfen 
wurde. Unter den Berwerfungsgründen Fang als der jach- 
fichjte der heraus, man jollte die eidg. Beamten nach dem Shiten 
der Eijenbahnhilfsfaffen, aljo wenigjtens zur Hälfte auf ihre 
eigenen Stojten, gegen Alter und Invalidität verfichern, und e3 
iit bereits am 23. Juni 1904 ein Boftulat in diefem Sinne von 
der Bundesverfammlung angenommen worden. Ein Postulat 
vom 22. Dezember 1904 ladet jogar den Bundesrat ein, „un 
borgreiflih der Emrichtung einer Alters- und Srwalidenfaffe 
zu prüfen und zu berichten, ob nicht alle Beamten und 
Angejtellten des Bundes, welche ihre Obliegen- 
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heiten aus Altersrücjichten oder anderen Gründen nicht mehr 
in vollem Umfange erfüllen können, in bezug auf ihre dien)t- 
fiche Tätigkeit und Befodung in allen Refforts der 
Bermwaltung gleich geitellt werden jollen.” Das 
heißt: Ausdehnung der Hilfsfafje der Beamten und Yır- 
geitelften der Bundesbahnen auf die ganze eivgenöjitihe Wer- 
waltung. Diejem giele gehen wir ohne Zweifel entgegen; 
e3 ift nur eine Frage der Zeit. Mögen nur die Beamten nicht 
die Geduld verlieren und fich deifen getröjten, was fie jchon 
erreicht haben: eine rationelle SKtapitalverjiherung und den 
Bejoldingsnachgenuß von einem Jahre nach Art. 10 des Be- 
fofdungsgejebes von 1897, verbunden mit der humanen Sitte, 
feinen ordentlichen Beamten wegen Altersgebrechen zuveritoßen. 

2. Die Drganijation und der Gefhäfts- 
gang des Bundesrate?. 

Im Kahre 1887 Kieß fich der Bundesrat von der Bundes- 
derjammlung ermächtigen, ausnahbmsmwetje bezüglich 
der Gejchäftsverteilung unter die einzelnen Departemente 
unter Mitteilung derjelben an die Bundesverfammlung einige 
Abweichungen von dem Bundesbejchlufje vom 21. Augujt 1875 
über die Organijation und den Gejchäftsgang des Bundesrates 
zu beichliegen. Die Beranlafjung dazu boten folgende lIm- 
ftände: Auf der einen Seite fonvenierte e3 dem damaligen 
Vizepräfidenten, einem langjährigen verdienten Mitgliede des 
Bundesrates, nicht, im nächiten Jahre mit dem Bundespräfidtium 
auch das p olitij che Departement zu übernehmen. Auf der 
andern Geite bejaß der Bundesrat ein anderes Mitglied, 
welches bei der legten Negelung der Handelsverträge Jich jo in 
diefes Gefchäft und auch bei andern Gelegenheiten jo in die 
Fragen des internationalen Verkehrs hineingearbeitet- hatte, 
daf eine mehrjährige Leitung des pohtiichen Departements 
durch diejes Mitglied gerade jebt ein großer Gewinn jchien. 

Man traf aljo für einjtweilen die Änderung, daß für das 

Sahr 1888 Herr Bundesrat Hertenftein das Bundes 
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prajidium übernehmen fonnte, ohne fih vom Mülttärdeparte- 
ment zu trennen, welches er mit ebenjo viel Sachfenntnis als 
slteiß leitete, und daß man Herrn Droz das Holitiiche De- 
partement auf mehrere Jahre überlajjen fonnte, zwar ohne 
das Bundespräftdium, dafür aber um folgende bisher nicht 
zum politifchen Departement gehörende Aufgaben vermehrt: 
Handel und Sandelsamtsblatt, eidg. Amt für gemerbliches, 
fiterarifches und fünftleriiches Eigentum und internationale 
Bureaus für Dasjelbe, eidg. Kontrollamt für Gold- und Silber 
waren und Auswanderungswejen. Ein vollgerütteltes Maß! 

Das neue Departement des Auswärtigen arbeitete vor- 
züalich. Verjchtedene veriwidelte Fragen, welche bisher wegen 
des aljährlichen Wechjels des Chefs des politiichen Departements 
faum jtupdiert, jedoch nicht abgejchloffen werden fonnten, fanden 
jeßt ihre Erledigung; unjere Gejandtichaften im Auslande be- 
famen bleibende Kühlung mit ihrem Chef und wurden zur 
Defejtigung Dderjelben, auch unter fich, alljährlich gleichzeitig 
nach Bern berufen. 

Auf der andern Seite freilich vernahm nunmehr der Bundes- 
präfivent und durch ihn der Bundesrat nur bei ganz wichtigen 
sragen, was im politiichen Departement, welches nun mie 
andere Departemente geleitet wurde, vorging, und Der Bundes- 
präfident war auch nicht mehr der Bräfident des Bundes, 
der jchweizeriiche Landammann, jondern nur der gejchäftliche 
räfident des Bundesrates; er hatte zwar beim Empfang oder 
Abgang eines Gejandten mit zu paradieren, im übrigen jedoch 
feinen Berfehr mit Demjelben. 

Und der äußere Anlaß zum Departementswechiel fiel bon 
jebt an weg. Diejer Wechiel hatte bisher die gute Folge 
gehabt, daß die einzelnen Mitglieder mit mehreren De- 
partementsverwaltungen einläßlicher befannt wurden und der 
Bundesrat felbjt bei Detailfragen eines Departements über 
die Erfahrungen verfchiedener verfügen fonnte, ebenjo über 
die Beamtenfenntnis derjelben. Seht erhielten die Departe- 
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mente nur noch bei Austritten neue Boriteher. Wenn die big- 
herige Einrichtung blieb, jo war die Gefahr nahe, daß die 
Bundesräte mehr und mehr Spezialiften wurden, welche ihre 
Kollegen machen ließen und ein gleiches von ihnen erwarteten, 
wie man e8 in kantonalen Regierungen erfahren hatte. 

Gerade dieje fantonalen Erfahrungen förderten die Kritif. 
Mehr dieje Erfahrungen al3 wirklich fchon eingetretene Ilbel- 
ande führten zu dem Boitulate vom 23. Junt 1892, „der 
Bundesrat wird eingeladen, gemäß jeinem Bericht vom 
5. April 1887 über die Neorgantjation des Bundes- 
rates beförderlich eine Vorlage über die Folgen jener 
Reorgamjation und über Die bei der ftet3 fteigen- 
ven Gejhäftsvermehrung nötig werden- 
den Neformen in der Bundesverwaltung zu unter- 
breiten.“ 

E3 wurde Bundesrat Schenk nicht Schwer, das Wenige, mas 
man im Jahre 1887 „ausnahmsmweije” zugeitanden hatte, 
nunmehr nach dem Tode Hertenjteing und dem Über- 
tritte von Droz; zu der Leitung eines internationalen Bureaus 
wieder aufzuheben und die Wiederheritellung des frühern 
politiichen Departements, verbunden mit a Bundespräfidium, 
borzufchlagen. — 

Allerdings fann, wenn einmal die Aufgaben des Bundes- 
rates jo zahlreich find, daß jte — wie man fie auch auf feine 
Mitglieder verteile, — nicht mehr zu bewältigen jind, nur oc) 
durch Entlaftung nach unten geholfen werden. 

Der Bundesrat muß einfach aufhören, über unbedeutendere 
Angelegenheiten Bejchluß zu faffen, welche er unter regleınen- 
tariichen Borjchriften den Vorjtehern der Departemente dele- 
gieren darf, felbftverftändfich unter Vorbehalt des Rekurjes an 
den Bundesrat; und werden hintieder (was bereits eingetreten 
it) die Gejchäfte eines Departements jo zahlreich, Daß der Chef 
. Diejeg Departements nicht einmal mehr imjtande ift, alle 
eingehenden Geichäftsbriefe zu lefen (gejchiweige denn zu be= 
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handeln), jo muß zu mweitern Delegationen an die höhern Ver- 
waltungsbeamten gejchritten werden, mit analogen Vorbehalten 

sn diefen Sinne it — auf den Antrag des Departements 
des nnern (Schenf) — die vor dem Jahre 1887 Teitend ge- 
twejene Gejchäftsverteilung vom 21. Auguft 1878 (unter Auf- 
hebung der „ausnahmsweijen” Verfügung vom Jahre 1887) 
durch Bundesbejchluß dom 28. Juni 1895 zeitgemäß, d. h. mit 
einem neuern Ausgleich der Lajt zwiichen den einzelnen De- 
partementen, revidiert morden (mir milffen ung des Eingehens 
auf Einzelnheiten enthalten). 

Hierauf hat ein „Bundestatsbejchluß betr. die Stompetenzen 
der Departemente und der Abteilungschefs” vom 9. April 
1897 Die weiteren notwendigen Kompetenzübertragungen 
an die Abterlungschef3 geordnet. Anders geht e3 nicht, wenn 
noch eine, das ganze Öetriebe leitende und für dasjelbe die 
Verantwortung tragende PVerwaltungsbehörde im Gtaate 
bleiben joll. Hat man zuviel Bureaufratie, jo muß man auf- 
hören, dem Bunde jtets neue Aufgaben aufzuladen. 

Damit war das Poftulat vom 23. Juni 1892 betr. die 
‚nötigen Neformen gegenjtandslos geworden. 

Das Jahr 1892 war übrigens nicht gut gewählt zu der Anklage, 
der Bundesrat beitehe nur noch aus Spezialiften, die das Ganze 
nicht mehr jehen, daher feien Neformen nötig. Denn im 
‚sahre 1888 war Hertenftein geitorben; dann traten aus Hammer 
180, Weltt 1891, Droz 18925 er ftarb mitten in der Arbeit; Au- 
chonnet 1893; innert 5 Jahren hatte die Bundesperfammlung 
Öelegenheit, fünf neue Mitglieder des Bundesrates zu wählen, 
bon welchen noch feiner Zeit gehabt hatte, einjeitig zu werden. 

Daß die beiden Senioren des Bundesrates, Schenf und 
Deucher, nicht auf der Höhe ihrer Aufgabe al3 Bundesräte 
Itehen, jagte niemand. Der eritgenannte, für das Jahr 1893 
zum fechiten Male PBräfident, zeigte jich jchon vom erjten Tage 
an dem Bolfe als ganzen Bräfidenten (objchon er fein bisheriges 
Departement des Inner noch beibehielt). 
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Unter der zwar Höffichen, jedoch nichtsdeitomweniger ener- 
gichen Zeitung der Handelsvertragsverhandlungen mit Trank 
veich Durch N. Droz hatte der Bund Ende Dezember 1892 die 
Verhandlung mit Frankreich abgebrochen und beichlofjen, auf 
jene Waren vom 1. Januar 1893 an den Ichmeizerifchen 
Generaltarif anzumenden. 

Beim üblichen Neujahrsempfang im Bundesvatshaufe 
jprach der franzöfiiche Gejandte den Wunfch aus, Daß der 
hoffentlich nur momentane Abbruch der Verhandlungen die 
traditionellen Handelsbeziehungen nicht vernichten möge, Der 
Zariffrieg könne nicht andauern, einjtweilen jeı Mäpigung 
wünjchenswert. hm antwortete Bundespräfident Scenf: 
„Der Bundesrat bedaure die Wendung der Ereignijfe, an der 
die Schweiz unfchuldig fei, da je bis zulegt den Bunidh nach 
Verjtändigung gezeigt habe; jet jei jie gezwungen, Maßregeln 
zum Schuße ihrer Intereffen zu ergreifen. Zu feinem Be- 
dauern Fünne fie unmöglich die getroffenen Maßregeln mildern, 
jo lange Frankreich nicht in bilfiger freundfchaftlicher Weife 
die Tore jeines Marktes jchweizeriichen Broduften öffne. Wenn 
dies gejchehe, werde die Schweiz glücktich fein, die alten Be- 
ziehungen zu erneuern.” 

syn gewiffen Richtungen eine ebenfo wichtige Nolle hatte 
der jchweizeriiche Bundespräfident im Laufe des Jahres dem 
deutichen Katjer gegenüber zu tbernehmen, welcher anfangs 
Mai feine Nücveife aus Jtalien durch die Schtveiz zu nehmen 
gedachte und mit derfelben gerne eine offizielfe Begrüßung 
verband, zu welcher außer dem PBräfidenten noch zwei andere 
Mitglieder des Bundesrates abgeorönet wınden. Zur Be- 
leuhhtung der Bedeutung des Tages erinnern wir an die dur) 
ven Wohlgemuthhandel im Jahre 1889 entftandenen Schtvierig- 
fetten mit dem Deutjchen Reiche, welche der damalige Reiche- | 
fanzlex — zum Berdrufje jeine3 eigenen Volkes — fomweit ge 
trieben hatte, daß der Schweiz, gejtüßt auf eine ganz abfonder- 
liche Auslegung des Art. 2 des Niederlaffungsvertrages vom 
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30. Dezember 1876 die Zumutung der Beaufitichtigung Der 
in die Schweiz ziehenden Deutjchen Elemente macdıte und, als 
die Schweiz gegen diefe Jumutung jich wehrte, diejen Vertrag 
am 20. Juli 1889 auf ein Jahr fündete. Vachtsdejtomeniger 
ließ die Schweiz im Jahre 1890, als der Ddeutiche Katjer in 
Ktonfurrenz mit ihr eine internationale Stonferenz für Arbeiter- 
ihuß einzuladen wünschte, im Interejie der quten Sache den 
neuen Freund derjelben gewähren und erntete Dafür Den 
fiebenswürdigen Gegendtenjt, daß das nunmehr Durch den 
Kanzler Kaprivi geleitete Neich die Einleitung zu der Erneuerung 
des im Jahre 1889 der Schweiz gefündeten Niederlaffungs- 
vertrages traf, welche auch bis zum 20. Juli 1900 zur Zus 
friedenheit Der Schweiz erledigt wurde. 3 war aljo bei der 
projeftierten Begrüßung des Klatfers im Grunde nichts zu ver- 
handeln, jondern nur dem status quo ein feitlicher Ausdrud 
zu geben. - 
Alles wirkte zufammen, um das Gelingen des Feites zu 
jichern. US der Statjer mit feinem Gefolge am 2. Mai 1893 
vom Gotthard her der Stadt Kuzern zureifte, |tand das ganze 
ichöne ©elände des PVierwalditätterfees in jeinem vollen 
- Frühlingsichmud, das Gebirge leuchtete in der herrlichen Mat- 
jonne und fpiegelte fich im vielbefungenen See; jchöne Feit- 
mufif empfing das faiferliche Gefolge in Luzern. Beim Früh- 
itüd im Schweizerhof jpradh der Bundespräfident folgende 
Begrüßungsworte: „Eure faijerlfihen Majeftäten haben der 
Schweiz die hohe Ehre erwiejen, jie zu bejuchen und dem 
jchweizertichen Bundesrat Damit die williommene Gelegenheit 
gegeben, Eure Majeitäten perjönlich zu begrüßen und Shnen 
die Gefühle erfurchtspoller Hochachtung und Verehrung aus- 
zujprechen, von denen er Durchdrungen tft. Die Schweiz freut 
lich einmütig diejes für fie bedeutungsvollen Tages und erblict 
in der freundlichit gebotenen perjönlichen Begegnung gerne 
eine bejondere Bekräftigung der guten Beziehungen, welche 
zwiichen dem mächtigen Deutjchen Reiche und der Schmeize- 


493 


tiihen Eidgenofjenjchaft beitehen. Das Schweizervolf und 
jeine Behörden, wiewohl entjchloffen, unter allen Umständen 
und mit allen Sträften die Freiheit und Unabhängigfeit des 
Landes zu verteidigen, nehmen lebhaften Anteil an allen Be- 
Irebungen und Taten, welche darauf abzielen, den Bölfern 
die unjchägbaren Wohltaten des Friedens zu erhalten, und 
hauen deshalb auch mit freudigem Vertrauen auf die machtvolle 
Hand Eurer Maejtät, in welchem fie einen Hort und Schüßer 
des Friedens verehren. Sch trinke auf die Gefundheit und das 

Wohl Eurer Majeftät des Deutf chen Katjers und ‚hrer Majeität 
der Karjerin!” 
| ‚sm Geifte diefer Worte verlief Das ganze furze Berg 5 

- fell. Die deutiche Prejje äußerte fich in ebenjo mwohlvol- 
(enden umd anerfennenden Worten wie die jchweizerifche. 

Durch diefe Begegnung war nicht etwas Neues geichaffen. 
ber e8 wurde hier vor den Augen der Mitwelt eine neue 
Situation der Schweiz in denfwirrdiger Weife fonftatiert. 

Jeicht der im fünfundfiebzigjten Altersjahre jtehende Kanzler 
Dismard hat das Wort von dem „wilden Lande” erfunden, 
über Das man fich im Jahre 1889 fo verwimderte. Diefes 
ort mar eine Neminijzenz aus den fünfziger Sahren, in 
weichen in den offiziellen Streifen Preußens diefe Meinung 
über die Schweiz allgemein verbreitet war. 

Ktonnten jie doch feinen Gefallen finden an unfern rei- 
Ihaarenzügen und Butichen, nachdem ein folcher unter dem 
Spielen und Abfingen der Marfeillaife am 1. März 1848 dem 
Fürtentum Neuenburg ein Ende gemacht hatte. 

Da bewarb jich Preußen bei den Großmächten um die An- 
eriennung der ihm entriffenen Herrichaftsrechte; der vom 
sahre 1851 an Preußen im Frankfurter Bumdestage ver- 
tretende Bismard dürfte auch dazu beigetragen haben. 

Das war nun vorbei, nachdem der Reichsfanzler Bismard 
wegen der Nichterneuerung des Sozialiftengefeßes fich mit dem 
Kaijer entzweit, feine Demiffion erflärt und jich groffend nach 
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Sriedrichsruh zurücdgezogen hatte. Und Schenf, welcher im 
„ahre 1856 den Großen Nat von Bern, den fchweizerifchen 
Ständerat und die Berner Bataillone zum Schub und Schtim 
des Vaterlandes angerufen hatte, war jebt ala Bundespräfident 
dazu berufen, in Luzern den Olzweig entgegenzunehmen, den 
der deutjche Satfer für den Schweizerischen Bundesrat aus dem 
Süden mitgebracht. hatte. 

Das war denn doch ein Wandel der Dinge, welcher unferm 
Nationalgefühle unbejchadet, unjere danfbare Anerfennung 
verdiente und uns die Pflicht auferlegt, auch ferner durch 
gewiljenhafte Erfüllung unferer internationalen Aufgabe und 
unjerer Neutralitätsitellung ung derjelben würdig zu erweifen. 


Schents Tod. 


Am Montag, den 8. Juli, des Morgens gegen halb 8 Uhr, 
verließ Schenk jeine Wohnung oben am Aargauerftaden, um 
jich gewohnheitsgemäß auf jein Bureau im Bundesratshaufe 
zu begeben. Al3 er am Fuße des Uargauerftaldens angelangt 
war, begegnete ihm ein Silent feiner perfönlichen Armen- 
fürforge, namens Burri, welcher, objichon jeiner Sprahmwerk 
zeuge kaum mächtig und etwas bejchränft, doch jo viel Berftand 
bejaß, daß er, jei eg mit einem Karren, jei e8 ohne denjelben, 
durch Botendienfte nicht nur fein eigenes tägliches Brot, fondern 
auch dasjenige jeiner betagten Mutter verdiente und deshalb 
von Schent rejpeftiert wurde. Schenk reichte ihm, wie jedes- 
mal, wenn er ihm begegnete, eine feine Gabe und fragte nach 
jeinem Befinden. Während er noch, etwa 30 Schritte von dem 
Anfange der Nideckbrüce entfernt, jo dajtand, galoppierte auf 
der Brüde ein Fuhrmann mit einem leeren Laftiwagen heran, 
wendete jich, nachdem er die Brücke überjchritten, in demfelben 
Zempo gegen den Nargauerjtalden und überrannte fo den noch) 
immer im Gejpräch befindlichen, da3 nahende Fuhrmwerf nicht 
bemerfenden Schenf, welcher, man wußte nicht genau tie, : 
jo überfahren ward, daß er bewußtlos fiegen blieb, während 
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der Fuhrmann bergauf davon rannte. Schenk wurde von 
Berjonen, welche ihn fannten, aufgehoben und in feine Wohnung 
gebracht. ES wurden Ärzte gerufen, e8 famen Befannte und 
sreunde in großer Zahl, welche von dem Unfalle gehört hatten. 
Schent blieb jtundenlang ganz bewußtlos und al3 er endlich 
jeine Augen wieder öffnete, fonnte er feinen Beicheid geben 
über das Borgefallene, überhaupt feinen Bejcheid; doch er- 
fannte er allmählich feine Angehörigen wieder. Welch ein 
ihredliher Anblid war das für Frau Schenk, deren ganzes 
Denten und Wirken dem Wohle ihres Mannes und feiner Kinder 
und Enfel gewidmet war, weiche Befümmernis für feine Kinder, 
weiche, wenn auch jelbitändig geworden, fich roch gar nicht 
ohne den jet Jahrzehnten mit wenigen Ausnahmen alfezeit 
rüftigen Papa denfen fonnten. Wie hatte ex ftet3 fich für alfe 
bemüht, wie wußte er jtetS für ein gemütliches Familienleben 
zu forgen! Die Ärzte konnten da nichts mehr ausrichten, das 
Bemußtjein Schenf8 fehrte nie ganz wieder, wenn er auch die 
Dinge zu unterjcheiden und inftinftgemäß für feine phyfiichen 
Bediürfniffe jich zu bemühen, die Seinigen bei ihrem Namen 
anzureden, gelegentlich jogar einen unfchuldigen Spaß zu 
machen, fähig war. 

Hie und da meinte man, da3 Licht des Berwußtjeins molfe 
jich Durch das Gemwölf durcharbeiten, dann verfchwand e3 wieder. 
Bald brachte die Zeitung jchlimme Nachrichten über den 
Kranken, dan wieder folche, welche eine Wiederheritelfung 
hoffen hießen. Soviel fie fonnten, waren die Seinigen um 
den Stranfen. Andere Bejuchende führte man ihm bald 
nicht mehr zu, da ein Gedanfenaustaufch doch nicht mehr 
möglich war. 

Donnerstag, den 18. Juli, nachmittags, nahm das Erfalten 
der Hände, das Erjtarren des Blickes, das Stilferwerden der 
Atemzüge allmählich, jedoch jo unmerklich zu, daß man erft 
gegen Abend den beitimmten Eintritt des Todes Fonftatieren 
fonnte. 
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Wie ein Blib verbreitete fich die Nachricht im ganzen Lande 
und alles Wolf feufzte. Man fonnte es gar nicht faljen, dab 
dDiefer Mann-der Tat, der noch immer mit jeiner ganzen Straft 
an der Arbeit war, nun urplöglich von und genommen werde. 
Durch das ganze Land ging die Totenklage, aucd diejenigen, 
welche im Leben feine Gegner geiwejen waren, anerkannten 
und priefen feine Vaterlandsliebe, fein offenes und freund- 
fihes Wejen, jeine unermüpliche ein Mit einer 
großartigen Teilnahme an jeinem Leichenzuge wollte man 
ihm noch die legte Ehre erweren. 

Der Begräbnistag (21. Zuli 1895), ein heiker Khönen 
Sommerjonntag, rücfte heran. Die Stadt füllte fih) mit Ein- 
heimifchen und Fremden. Im großen Saale der Schenfichen 
Wohnung, der mit prachtvollen Bufett3 gejchmüdt war, 
fammelten fi) um den Sarg und die trauernde Familie Die 
Rervandten, Freunde und näheren Befannten. In Ipmpathi- 
icher Nede zeichnete Herr Pfarrer Nyfer das Lebensbild Des 
fieben Toten und prach troftreihe Worte. Dann ging es zur 
Miniterficche, wohin der Hauptzug vom Bundesrathauje aus 
— nachdem auch der legte wejtjchweizeriichde Morgenzug an- 
gelangt war —, unter dem Geläute der Gloden der Heiliggeijt- 
und der Münfterficche, in nicht endenmwollenden Majjen ein- 
vücte, Studentenichaft, Behörden, Vereine und Bolf. Im 
Chor der Kirche Hatten die Turner den Sarg mit Schents Leiche 
aufgebahrt, dann bildeten fie Spalier vor den Türen. ‚nt Der 
Kühe des Sarges hatten einerjeits die Familie Schent, anderer- 
feitS die hohe Diplomatie, die. eidg., die fantonalen und Die 
Hädtifchen Behörden mit ihren Weibeln Plab genommen. 
Auf und um den Sarg jah man prachtoolle Bufetts md Stränge. 
der fremden Gejandten, de3 Bundesrats, des eidg. Departe- 
ments des Innern, der bernifchen Behörden, der Gejellihaft 
ehemaliger Polytechnifer, des jchweizerifchen Stunftvereins, 
der Offiziere des Fort Mirolo, der Studierenden von Lau- 
fanne 2c. 2. Während des Einzuges und bis alle Plab ge- 
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nommen, fbielte die Orgel ergreifend jchöne, das Herz er- 
hebende und beruhigende Melodien. Dann trat Herr Oberjt- 
leutnant von Sedendorf, der Vertreter des Deutjchen Reiches, 
dor und legte in dejjem Namen einen prachtvollen Kranz von 
Balmen, Lilien und Drchideen mit glänzender fchwarz-tweiß- 
roter Schleife und Goldftanfen beim Sarge nieder, Heß fich dann 
von Herin Oberit Flüciger zu Frau Schenk begleiten, welcher 
er mitteilte, Daß jein Herr, der deutiche Staifer, duch Telegramm 
dom Samstag abend und die deutjche Kaiferin durch Telegramm 
dom Sonntag morgen ihn erfucht hätten, Frau Bundesrat 
Schent ihres tiefen Beileids zu verfichern, was Frau Bundesrat, 
die DIS zu diefem Moment feit ausgehalten hatte, momentan 
zum Schluchzen brachte. Die bernifche Liedertafel fang das 
Lied: „sreiheit, Die ich meine.“ Herr Bundespräfident Zemp 
feierte in freundlicher Rede die Verdienste Schenfs, namentlich 
in jeiner eidgenöfliichen Stellung, Herr Regierungspräfident 
Dr. Gobat jeine Berdienfte um den Kanton Bern, der Referent 
auf Erjuchen des für diefen Tag aufgeftellten Somitees [brach 
namens der Freunde Schenf3 von dem, was er ihnen geivefen. 
Mit dem von der bernifchen Liedertafel vorgetragenen Liede: 
„ES lebt in jeder.Schweizerbruft” jchloß die impofante Feier. 
Unter Orgelflang ordnete fich der Zug von neuem, um die teure 
Leiche nach dem Bremgartenficchhof zu bringen. Mit jenem 
Ernite, welchen die Fremden fchon am Grimdungsfeite vom 
Auguft 1891 am Berner Vubliftum bewundert Hatten, bildete 
dasjelbe zu beiden Seiten de3 Zuges Spalier, e3 läuteten die 
Stirchengloden, von allen öffentlichen Gebäuden wehten umflorte 
 Dahnen, aus den vollen Fenjtern jah die Birgerjchaft dem 
Leichenwagen nach, welcher den Liebling des Berner Wolfes 
zum Grabe trug. Abmwechjelnd fpielend begleiteten die Mufifer 
mit ihren mwehmütigen Weifen unjere Gedanken und unjere 
Schritte bis zum Gottesader. Dafelbit jprach noch Stadt- 
präfident Müller (fein Nachfolger) die Gefühle des Berner 
 Bolfes beim Verluft feines bewährten Vertreters aus. 


Kummer: Bundesrat Schenf. 32 
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Nachdem unjere Biographie alles in den Leichenreden Gejagte 
einläßlich auseinander gejebt hat, verzichten wohl unjere Lefer 
auf die. Mitteilung Diefer nichts neues mehr enthaltenden 
Kefrologe. 

Am eheiten könnten wir ung noch entichließen, Das ergreifende 
Gedicht zu reproduzieren, in welchem Freund Widmann (im 
„Bund“ vom 21. Juli 1895) Schenf3 Tod mit Tell Tod ver- _ 
aleicht. 

Sn der Tat, wenn Schenks Reform des bernijchen Armee- 
wejens eine Heldentat zu nennen ilt, jo Dürfen wir auch auf 
feinen Tod Uhlands Wort vom Tode Tells anwenden: 

„Doch Ichön it nad) dem großen 
Das Schlichte Heldentum.“ 
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Rückblick, 


. Bon den nahezu fünfzig Jahren der öffentlichen Wirk 
jamfeit Schents waren faft zwei Drittel dem Bundesdienite 
gewidmet und aus diefer Stelfung ift er, noch in rüftiger 
Arbeit begriffen, gewaltfam herausgeriffen worden. 

Sleihwohl Fönnen wir Berner in feiner Biographie feine 
fantonale Vergangenheit nicht vermiffen; diefe jeine Wirk 
jamfeit it uns jogar ebenjo teuer als feine eidgenöffiiche 
und wir mwinden mit nicht minderer Dankbarkeit jeiner ge- 
denfen, wenn er uns jchon im Sahre 1863 durch jeine 
damalige Srankheit entrijfen. worden wäre. Mögen auch) 
einige Eidgenojjen geneigt jein, Schenfs einftige pfarramt- 
fiche Tätigkeit mit dent Mantel der Liebe zu derfen: mir 
Berner ziehen diejen Mantel wieder weg; Schenf bedarf 
dejjen in unjern Augen nicht, indein gerade er am aller- 
menigjten an Standesvorurteilen litt und bei all jeiner Liebe 
zur theologijchen und philofophiichen Wilfenjchaft mit ung 
die damaligen Schäden des Vaterlandes erkannte, jomoh!l 
jene bejammernswerte Schwäche des im Sahre 1815 wieder 
hergeitellten Schmweizerbundes gegenüber der beitändigen, 
demütigenden Einmijchung des Auslandes, und zivar in der 
Kegel zuguniten der Reaktion, als auch die Ohnmacht der 
Zagjagung zu der Einführung und ke der not= 
wendigjten Reformen im Snnern. 

Der aus der deutjchen Erziehungsanftalt heimgefehrte 
junge Schenf erkannte bald, wie die Reaktion gegen den 
Geilt de3 neunzehnten Jahrhunderts einen Kanton um den 
andern umjpann, während eine Mehrheit der Kantone abjolut 
notwendig war, um Reformen herbeizuführen. Auch auf 
einer theologiichen Laufbahn glaubte er dem Sortichritte 
des Baterlandes -Fräftig dienen zu fünnen. 
| 32* 
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Am Freiihaarenzug hätte er fich freilih jchon seines 
nahe bevoritehenden Staatseramens wegen nicht beteiligen 
 fönnen.. Um jo mehr fühlte ex jich als Feldprediger des 
Sonderbundsfeldzuges in feinem Clement. Der Tiberale 
Geiltlihe war aber auch ein Vertreter der Stirche in Tiberalen 
und des Liberalismus in Firchlichen Streifen; leßteres war jehr 
notwendig, um den fonjervativen Anklägern zu zeigen, mie 
die Liberalen die Neligion veritehen. 

Noch war, als Schenf im Jahre 1855 in die bemifche 
Aegierung eintrat, Der neue Bund der Eidgenofienichaft 
nicht feitgemauert. Der Neuenburgerhandel deefte unjere 
Situation auf: der Bund von 1848 war noch immer von 
ven Grokmächten in Frage geitelt. Da fämpfte Schenf 
nicht nur als eimflußreicher Negierungsrat und als neu- 
gewählter Ständerat mit; er legte auch die vote Binde mit 
dem weißen Streuze, das einjtige Abzeichen des Feldpredigers, 
wieder um jeimen rm, gina hinaus zu den aufaebotenen 

Dernerbataillonen und gelobte mit ihnen: 
Bir wollen trauen auf den höchiten Gott - 

Und uns nicht fürchten vor der Macht der Menjchen! 

ls dann Die im bemilchen Großratsjaale verjammelte 
Bundesverfammlung den greifen General Dufour beeidiate, 
wobei das um da3 Nathaus in Mafje verammelte Bolt 
in mächtigem Chor das „Nufit du mein Baterland” jang, 
— da hallte e& durch das ganze Schweizerland wieder: 

„Wir wollen frei fein, wie die Väter waren, 
Eher den Tod als in der Sinechtichaft leben!” 

Sie haben fich alle um das Baterland verdient gemacht, 
die fampfbereiten Scharen, ganz bejonders alle Diejenigen, 
welche dem Bolte als treue Führer vorangingen und e3 zu 
begeiftern veritanden. ln der Spite ftand der energiiche 
Bundesrat und die einitimmige Bundesverfammlung. 

Set mußten die Großmächte felbit zufehen, wie fie Europa 
den Frieden wiedergaben: Dazu gehörte die Anerfennung der 
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Selbitregierung derneutralen Schweiz, welcher fie nunmehr bafd 
ein internationales Bureau nach dem andern anvertrauten, — 

5 die Neuenburgerkrife ausbradh, ftand Scheni Haupt- 
werd, die bemiiche Armenteform, im Großen Rate im Teuer, 
einige Hauptbeitimmungen hatten zwar bereit3 gefiegt; der Sieg 
des Ganzen jedoch und vollends die Einführung des Gefehes 
waren noch nicht gefichert. Die Gefahr von außen Hat die 
innen Differenzen weit in den Hintergrund gedrängt, und nac)- 
dem man jo Srüderlich zufanımen geftanden, hatten diefelben ihre 
Schärfe verloren. Das große Werf wurde angenommen und auch 
eingeführt, ohne noch ernitlihen Schtwierigfeiten zu begegnen. 

Auch anden andern Regierungsaufgaben beteiligte Schenffich 
mit jo alffeitigemn Verftändniffe und mitfolchem parlamentarifchen 
Erfolge, das fein Übertritt in den Bundesrat am 1. Xanuar 1864 
von Bern als ein jchwerer Verlust empfunden wurde. 

Ein Troit war mit diejen Verlufte verbunden: gu den 
allernäcdhjiten Aufgaben des neuen Chefs des eidgenöffchen 
Departements des Snmern gehörten u. VW. auch die Jura- 
gemäljerkorreftion md die Alpenbahnfrage, welche beide Bern 
im hödhjiten Grade interefjierten, jedoch von ihm ifoliert nicht 
gelöjt werden fonnten; zu Schenk faßten wir mit Necht das 
Vertrauen, dag das zur Zeit Mögliche von Bundes wegen 
zur Ausführung gelange. 

Dagegen Fam Schent3 Hauptwerk im Kanton Bern, die 
berntiihe Armenrefornm, Durch feinen Austritt aus der berni- 
 Ichen Regierung in ernftliche Gefahr. Die Beilage zu diefem 
Buche leiitet den Nachweis, daß die Hauptgrundfäße diejer 
Reform nicht nur allen Stürmen gegenüber Stand gehalten, 
jondern durch Die neue bernifhe Berfaffung von 1893 eine 
fejtere und breitere Grundlage und nach Schenk: Tode noch 
eine veritändnispolle weitere Durchführung erhalten haben. 
Sie finden auch in andern Kantonen ftet3 mehr Beachtung. 

Die neue Bundesverfalfung von 1874, eine notwendige 
Fortjegung derjenigen von 1848, an welcher auch Schenf 
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eifrig mitgewirkt hat, gab ihm reichliche Gelegenheit, auf 
eidgenöjjtihem Boden im Geifte des bernifchen Armengefebes 
analoge Liebeswerfe zugunften des arbeitenden VBolfes auszu- 
führen. Was war die im eidgenöfjiichen Yabrifgejeb aufge- 
ftellte Haftpflicht der Smduftrie für die Opfer der Arbeit 
anderes, al3 eine Entlaftung der armen Bergheimatgemeinden 
durch die induftriellen Gegenden, welche deren Arbeitskräfte 
ausnugen, und mas it die an Die Gtelle der Haftpflicht 
 tretende allgemeinere Siranfen- und Unfallwerficherung anderes, 
als eine weitere Entlajtnng der Armenbudgets der Gemeinden? 
Und Hat nicht auch) die Hebung der Primarfchule, gleich wie 
diejenige de3 gewerblichen Fortbildungsichulweiens durch den 
Bund die Selbithilfe des arbeitenden Wolfes beifer fundieren 
geholfen? Und für eine bejjere Ernährung des arbeitenden 
Bolfes und namentlich der heranwachienden Jugend forgten 
die Alfoholgefebgebung und in Fortführung derjelben die 
Lebensmittelgejeßgebung. 

Während mir bezüglich der Nealwifienfchaften mit Be- 
friedigung auf die ftetigen Erfolge umnferer eidg. polytechnifchen 
Schule biiden, find wir, in Ermanglung der verheißenen 
eidg. Hochichule, der Gefahr ausgejegt, auf andern Gebieten 
der höhern Wiffenfchaften und der Künste troß der verhältnis- 
mäßig großen Zahl von fantonalen Hochichulen, Hinter andern 
sulturftaaten zurüc zu bleiben. Jedoch hat unfer eidg. Depar- 
tement des Innern e3 veritanden, durch eine weile plan- 
mäßige Unterjtügung der mächtig pulfierenden privaten und 
Vereinstätigfeit die Beltrebungen auf dem Gebiete der. 
Bijjenichaft uud der Kunft jo zu fördern, daß wir auch hier 
mit den andern Kulturftaaten wetteifern fünnen. 

Das eidg. Departement de3 Innern Hat u. U. und vor 
allem auch die Yufgabe der Organijation der eidg. Behörden. 

Dieje Aufgabe wurde eine delifate, al3 e8 fih darum 
handelte, auch die erweiterten BolfSrechte dem Drganis- 
mus des Bundezitaates einzufügen. Schenk hatte hiegegen 
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nicht3 einzumenvden, jo lange man nur bezwerkte, den vor- 
handenen Garantien Der Gerechtigkeit und eines friedlichen 
Fortichritteg im Schmweizerbunde noch eine weitere, die Wolfg- 
abjtimmung über wichtige Bejchlüjfe der eidg. Räte anzu- 
fügen, und er wirfte mit Sorgfalt bei der Regelung des 
bezüglichen Verfahrens mit. Er hatte auch nichts dagegen, daß 
durch eine gemwiije Anzahl von Kantonen oder von ftimmfähigen 
Bürgern der beitehenden Legislatur neue Aufgaben geitellt wer- 
den, um jie in gewohnter Veife als Boftulate zu behandeln. 

Aber gegen eine Snitiative, welche auf dem befannten Wege 
des Unterfchriftenfammelns die bisherigen Garantien einer alffei- 
tigen Prüfung und Disfujfton befeitigend, in präjudizietender 
Beije flüchtig und einjeitig vedigierte und gleichwohl wörtlich 
bindende PBerfajlungsprojefte aufzuftellen imftande wäre, 
machte er ohne Menjchenfurcht Oppofition und mwarnte vor 
dem Einfchlagen diefes Weges, deijen gefährliche Klippen Tehr 
bald jichtbar wurden, al3 man jeinen Nat nicht beachtete. 

D, daß mir doch neben dem Nufe des Befibes der am 
mweiteiten jich hinaus magenden Bolfsrechte, auch den Ruf 
der zuderläljigiten Ausführung unjerer Bolfsgejeßesgebung, 
ohne Schlendrian, ohne Selbitjucht und Menjchenfurcht, befägen! 

Nicht die Herr, Herr Sagenden, jondern die Chriften der 
Zat haben die Berheißung des Herın. Nicht mit großen 
Phrajen und umerfüllbaren Verheifungen, jondern durch hin- 
gebende, ausdauernde jelbitverleugnende Arbeit für das Wohl 
des Bolfes wird deijen wahres Danfesgefühl errungen. 

Bir haben nicht den Beruf, über Männer, welchen wir 
jahrelang untergeordnet gemejen find, ein fummarijches End- 
urteil zu fällen. Aber man wird dem Referenten geitatten, 
einen angejehenen Parlamentarier zu zitieren, deiien Uxteil 
überdiezweite GenerationderMitgliederdesichweizeriichen Bun- 
destates wohl allgemein geteilt zu werben jceheint. Wir fiihren Hier 
bon dem zwei Seiten umfajjenden Urteil nur den Anfang an: 

„Unter ihnen jtehen unjtreitig Shenf md Welti 
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in eriter Reihe, jener al® das Muster einesjihmei- 
zerifhen Magiitraten, Diejer al$ das Vorbild 
eines vepublifaniihen Staatsmannes* u. |. mw. — 

Schenf jelbjt war jich übrigens, bei allen jeinen Erfolgen, 
wohl bewußt, daß gerade die von ihm vertretenen joztalen 
Probleme (benifche AUrmengejebgebung, eidg. Arbeiterichug, 
Schuljubvention, Alkoholfrage) noch einem Entjcheidungs- 
fampfe entgegengehen. 

Aber er durfte fich jagen, daß nicht der Wunjcd, durch) 
Neuerungen ich hHervorzutun, fjondern Notrufe ihn zu 
diefen Aufgaben geführt haben, daß er jie jtet3 zuerit gründlich 
itudiert, alle Gelegenheit der Belehrung benübt, in allen St- 
tanzen für ernjte Einwendungen ein offenes Dhr gehabt, 
dann aber auch mit einem „Nun Gott befohlen” mit Wage- 
mut feiner Pflicht gefolgt jet. | 

Darum wurde er auch nicht müde und verzagte nie. 
Und al3 er gewaltiam aus feinem Wirken herausgenijjen 
wurde, jtellte die VBorjehung andere überzeugte Kämpfer 
an feinen Plat, und wir Überlebende jehen mit Befriedi- 
gung eine der genannten Aufgaben nach der andern gelöft. 

Blicken wir noch etwas weiter zurii! Was tjtjeitden jtürmi- 
ichen vierziger Jahren bis zu den jchönen Erinnerungsfeiern 
der neunziger Jahre des neunzehnten Jahrhunderts unfer 
liebes Vaterland geworden! 

Danfen wir dem Allmächtigen für die Unterftügung und 
den Segen, den er unfern Borfämpfern verliehen, für Die 
Wiederkehr der Eintracht im Lande, für die zunehmende 
Veritändigung der Völker. 

Und vergejjen wir bei all diefen Betrachtungen nie, daß 
die höchiten Güter des Vaterlandes durch unjere perjönliche 
Pilichterfüllung bedingt Jind! 

* x 5 Peyer im Hof. Aus den Anfängen des neuen Bundes. 


Erinnerungen eines Achtzigjährigen. Frauenfeld. Verlag bon 
Ssasuber 19002 ©, 1413. 


Beilage. 


Das weitere Schidjal der bernifchen Armengejehgebuug 
teit dem Sahre 1864. 


Nachdem wir Schenf8 Bedeutung in joldem Maße in der Schöpfung 
de Berniichen Armengejeßes gefunden haben, tjt die Frage begreiflich, 
inwiefern jich Diefe Gejeßgebung bewährt und erhalten habe, namentlich 
nachdem toir bereit3 von dem libelitande der Wohnfißitreitigfeiten Er- 
wähnung tun mußten. 

Nach den Berichten der Negierungsitatthalter int allgemeinen, welche 
mit der Ausführung des Gejeges viel zu jchaffen Hatten, beruhten die 
Übelftände nach der Reform weniger in dem Gejebe, als in den Gemeinde- 
behörden, welche mit dem Gejege nicht vertraut oder nicht einverftanden 
waren oder die Gemeinjchädlichfeit der Abjchiebungspofitif nicht genügend 
erfannten. Man Hagte über die Härten des Niederlajiungsgejebes; was 
aber viele nicht wollten, war eben die örtliche Armenpflege, die Unter- 
Htüsung von Nichtbürgern. 

Die Beitimmungen, welche die Niederlaffung von Bürgern des alten 
Kantons regeln, find im Grumde nicht ftrenger,, jondern nur präzijer als 
diejenigen für die Angehörigen des Jura, weil da, two mit der Nieder- 
fafjung die Armenhörigfeit verbunden ift, die Niederlaffungsbeitimmungen 
von den Gemeindebehörden jtrenger interpretiert werden und daher jorg- 
tältig redigiert jein müjjen. Darum geben dieje Bejtimmungen nicht nur 
in allgemeinen Ausdrüden an, was verlangt wird, jondern fie fpezialifieren. 
Eritens wird umnterjchieden ziwilchen Aufenthalt und Niederlaffung: „Auf- 
enthalt” it länger al3 dreißig Tage dauernde Einvohnung oHne Führung 
eigener Haushaltung und ohne Ausübung eines Berufes oder Getverbes 
auf eigene Rechnung; dagegen mußte derjenige die Niederlafiung erwerben, 
welcher für länger al? dreißig Tage mit Führung eigener Haushaltung oder 
zur Ausübung eines Berufes oder Gewerbes auf eigene Rechnung in einer 
Gemeinde einziehen wollte. 

Mit der ‚Einjchreibung al Aufenthalter oder als Niedergelaffener 
fwar für die Angehörigen des alten Kantonsteil3 famt Ehefrau und minder- 
jährigen Kindern die jofortige Urmenhörigfeit am neuen Wohn- 
orte verbunden. 
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Die Einjchreibung al Aufenthalter fonnte nach dem definitiven 
Niederlaffungsgejege vom 14. April 1858 feinem Angehörigen des alten 
Kantonsteils verweigert werden, wenn er folgende YAusweije bejaß: 

a) den Heimatichein oder eine andere gleichbedeutende Ausmwersichrift, 

b) da3 Zeugnis feines Wohnjibes 

1. daß weder er jelbit auf dem Notarmenetat ftehe, noch eines 
jeiner Slinder, 

2. daß er während des legten Jahres nicht aus der Spendfajie 
-Unterftüßung genofjen habe, 

3. daß er arbeitsfähig fei oder Subfiftenzmittel befibe. 

Für die Eimjchreibung als Niedergelafjener bedurfte ein Angehöriger 
de3 alten Kantonsteils in den Gemeinden desjelben überdies 

c) das Zeugnis, daß er im Laufe des verflofjenen Jahres Feine peinliche 

oder Zuchthausitrafe ausgehalten hat, | 

d) Nachweis eigener Wohnung in der Gemeinde oder eines Wohnungs- 

affordes für diejelbe ohne Gutjprache von feiten des [lebten] 
Wohniiges. 

Für bloß vorübergehenden Aufenthalt unter Beibehaltung des bis- 
herigen polizeilichen Wohnfibes fonnten Einzelne oder ganze Familien zum 
Bmwede der Berufsausübung mit Bewilligung der Wohnfitgemeinde mit 
einem „Wohnfisjichein” verjehen werden. Angehörige des alten Stantonsteils, 
welche noch unter elterlicher Gewalt ftehen, jowie auswärts Verfoftgeldete 
fonnten nur auf dieje Weije fich außerhalb ihres Wohnjiges aufhalten. 

Wir mußten diefe Bejtimmungen des Niederlaffungsgejebes von 1858 
aufzählen, weil die von den Opponenten gejtellten Ubänderungsbegehren 
fich befonders auf diefe ($ 14, 16 und 27) beziehen. : 

Schon unterm 14. Februar 1858, alfo dor der zweiten (definitiven) 
Beratung unjeres Niederlajiungsgefeges hatte der gememnüsige Verein 
von Kirchberg, geleitet von Freunden der Armenreform und im nterefie 
ihrer Yeichtern Einführung den Mitgliedern des Großen Nates eine ein- 
Tägliche gedruckte Eingabe zugefandt, in welcher jte das Begehren jtellten: 

e3 jei die Armengenöfjigfeit nur mit der „Niederlafjung” allein zu 
verbinden und die Erwerbung diejes Rechts an größere Garantien zu 
nüpfen, dagegen fjollten „Aufenthalter”, jo lange jte diejes find, eine neue 
Armengenöfjigfeit, alfo einen neuen polizeilichen Wohnfiß nicht erwerben, 
londern fich nur mit dem oben bejchriebenen Wohnfisichein bewegen dürfen, 
jo daß fie den Wohnfib des Familienhauptes beibehalten. 

Diefen Antrag hatte im Großen Nate von Bitten aufgenommen, 
er wurde jedoch von von Gonzenbach gleichiwie von Schenf befämpft; 
der Antrag bedeute nichts anderes als eine neue Bettelordnung mit erb- 
licher Armengenöffigfeit für den größten Teil der im Dienjte anderer 
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arbeitenden Bevölferung. Die örtliche Armenpflege, welche nach $ 1 des 
Armengejeges für Bürger und Einjaßen die Ntegel fei, würde damit für 
die große Mehrheit der Bevölferung nicht mehr eriltieren, jondern die 
auswärtige Armenpflege, mit all ihren Übeljtänden für die Unterjtügungs- 
gemeinden und die Armen, fortbeitehen. 

As im Spätjommer des Sahres 1862 die bernische Negierung auf 
die Anregung ihres Bräfidenten Schenf ein Arbeitsprogramm der Regierung 
für die nächte vierfährige VBerwaltungsperiode beriet (wobei auch der 
Neferent al3 neugemwähltes Mitglied teilnahm), wurde der Oppofition 
gegen dag Niederlaffungsgejeb dadurch Rechnung getragen, daß der Di- 
reftor des Armenmwejens den Auftrag übernahm, die eingelaufenen Klagen 
zu unterfuchen; in feinem daherigen, vom Regierungsrat unterm 30. Januar 
1863 genehmigten eimläßlichen Arbeitsprogramm figuriert u. a. auch die 
Bearbeitung der bisher vom Regierungsrat entjchiedenen NRefurje in 
Nuederlafjungsitreitigfeiten. Da Schenk jhon auf Ende des ‘Jahres 1863 
‚aus dem Negierumgsrate ausjchied, war es ihm nicht möglich, Dieje Enquete 
ganz Durchguführen, Dagegen fand jich bei den Akten der AUrmenpdireftion 
ein Manuffript von ihm vor, in welchem die 354 Enticheide des Negierungs- 
rates im den fünf Sahren 1858 bis und mit 1862 nach den Baragraphen 
de3 Niederlafjungsgejeßes geordnet zujammengeftellt ind. 

Sein am 3. Februar 1864 gewählter Nachfolger war Johann Safob 
Hartmann von Erlach, patentierter Notar, geivejener Regierungsitatthalter 
de3 Amtsbezirk Erlach (bis zu feinem Eintritt leitete der Neferent als 
Stellvertreter des Armendireftors dieje Direktion). 

Der neue Direktor fonnte Schon nach SJahresfriit (am 13. Febr. 1865) 
dem Negierungsrate drei neue Gejekesentwürfe: 

1. über den Wohnfib und den Aufenthalt der Kantonsbürger, 

2. über die Gebühren bei Heiraten und 

3. betreffend Übertragung der VBormundichaftspflege an die Ein- 

mwohnergemeinderäte 
vorlegen, welche nun zunädhit den Amtsverfammlungen zur Anjicht2- 
außerung mitgeteilt wurden. 

Der Geiebesentwurf über „ven Wohnjib und den Aufenthalt der 
Stantonsbürger” fand ganz auf dem Boden der Eingabe des Gemein- 
nüßigen Verein! von Kirchberg vom Februar 1858 und jprach die Kton- 
jequenzen diejes Standpunftes noch etwas ausdrücklicher aus. Alle Glieder 
einer dem alten Kanton angehörigen Familie, mit Ausnahme der bereits 
auf einem Notarmen-Etat ftehenden, haben oder erhalten nach diefem Ent- 
wurf den polizeilichen Wohnjib des Familienhauptes (nicht nur die miinder- 
jährigen Kinder) und wechjeln denjelben nur zugleich mit diefem; in dem 
Wohnjisregifter find daher von nım an gleich wie in einem Bürgerrodel alle 


308 : 


zur Familie gehörenden Perfonen und alle Änderungen im Perjonen- 
beitande derjelben nachzutragen (alfo von ven Ziviljtandesregijterführerin 
mitzuteilen) und beim Wohnjigwechjel des Familienhauptes alle Glieder 
der Familie ‚anzugeben. Beim Wohnfigwechjel muß eigene Wohnung 
oder ein Wohnungsafford auf Die Dauer von menigjtens einem halben 
Sahre, und zwar für eine Wohnung von wwenigjteng einem heizbaren Zimmer 
uachgewiejen werden. Während die auf Arbeit ausgehenden mehrjährigen 
Kinder einer Familie einzeln für fich eine Bemilligung al® Aufenthalter 
ichon jeßt in der Regel ohne alle Schwierigfeiten exhielten, tragen fie 
nunmehr, in ihrer Öejamtheit al3 Ballaft dem Familienhaupte an Die 
Füße gehängt, wicht wenig dazu bei, jeine freie Bewegung noch) mehr zu 
erichweren. Ir welchem Umfange diejfe Fafjung des Niederlajfungsgejeges 
eine Preisgebung des Urmengefeges und jeiner Wohltaten wäre, ift bereits 
gejagt. 

Das war nunmehr für beide Parteien die Hauptfrage: Wollen wir 
bei der Drtsarmenpflege bleiben oder jollen, um relativ nicht erhebliche 
Unbequemlichfeiten zu vermeiden, die Wohltaten der örtlichen AUrmen- 
dflege preisgegeben werden? Die Mehrzahl der Amtsverjammlungen 
ichlug dies leßtere vor; die Minderheit derjelbei protejtierte. Die Ne- 
gierung durfte wohl die im $ 85 der Verfajjung veriprocdhene Ausgleichung 
der Armenlaft nicht preisgeben helfen. Um womöglich diefes größere Übel 
zu verhindern umd die Fortichritte im Armenwejen zu erhalten, hat der 
Neferent, welcher jeit dem Erlajje- des Armengejeßes zuerit al3 Armen- 
inipeftor, jodann al Negierungsrat und Erjaßmann des AUrmendirektors 
bei der Durchführung mitgewirkt Hatte und die vorhandenen Übelftände 
auch Fannte, vem Regierungsrate im Juli 1867 ein Gegenprojeft vorgelegt, 
in welchem er diejenigen mildernden Abänderungen im bejtehenden Kieder- 
faffungsgejeße vorichlug, welche durch die gemachten Erfahrungen geboten 
erichtenen und ohne Gefährdung des Prinzips der Drtsarmenpflege an- 
genommen werden fonnten und Dagegen vor einer fo weitgehenden Sufpen- 
dierung des Armengejeßez, wie jie unter der Aufichrift einer Verbejjerung 
des Niederlajlungsgejeges vorgejchlagen war, entjchteden warnte. 

Der Regierungsrat hieß auch diefen Vortrag druden und den Amt3- 
verjammlungen mitteilen, ohne dabet eine erhebliche andere Mopdififation 
der Meinungen hervorzurufen, al3 daß einerjeit3 einige Amtsverjanm- 
ungen, welche vorher fich für die einfache Feithaltung des Status quo 
ausgejprohen hatten, jich jet mehr oder weniger den KHummerjchen 
Anträgen anjchloffen, während andere gerade in diejen eine neue Ge- 
fahrdung des Bürgergutes erblidten. 

Dei der mweitern Beratung des Gegenjtandes bejchränfte man fich, 
um Anihluß an die Grundfäße der Kummerjchen Vorlage auf eine Mil- 
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derung der Borjchriften des bejtehenden Gejebes Durch das neue Nieder- 
laifungsgejeß vom 17. Mai 1869. Die beiden andern Hartmannjchen Ge- 
jeßesentiwiitfe vom 13. Februar 1865, welche die Annahme de3 nunmehr 
abgelehnten Entwurfes zur VBorausjegung hatten, fielen mit diefer Ib- 
fehnung dahin. 

Um nicht zu mweitläufig zu werden, abjtrahieren wir hier von allen 
übrigen in Ausführung des AUrmengejeßes von 1857 vorgenommenen 
Gejeßesrevifionen von geringerer Tragmeite, 

Mit der Annahme des Niederlajlungsgejeges von 1869 war freilich 
das Ende der Wohnfikitreitigfeiten noch nicht gefommen und man rief 
bald wieder nach einer Nevdifion des Niederlajjungsgejebes oder der Armen- 
gejeggebung. 

Ein nicht vorgefehener Übelftand trat nämlich auf und wuchs immer 
mehr, jo daß der ganze jchöne Bau der Schenfichen Armengejeßgebung 
aus den Fugen zu gehen drohte. ; 

Die DVerfaflung von 1846 hatte, im Hinblid auf die Höhe der 
zu bejeitigenden Armentelle den Staatsbeitrag auf die Summe von 
3r. 400,000 a. W. feitgejeßt und Schent hatte, um einer Berfafjungs- 
redifion auszumeichen, mit diefer Summe auszufommen verjucht, indem 
zu erivarten war, daß eine fpätere Erhöhung des Durchichnittsfoitgeldes 
durch die allmähliche Neduzierung des Armen-Etats von 1854 ermöglicht 
werde. 

Nie e3 mit jolchen Zufunftsbudgets gehen fann, darüber haben wir 
jeit 1870 alferfei Erfahrungen gemacht, zu welchen auch diefer Fall gehört. 

Jıcht bloß infolge der Zirkulation und PVerihhiebung großer ©eld- 
jummen durch den deutich-franzöfiichen Krieg und durch die Vermehrung 
der Banknoten, jondern namentlich infolge der wachlenden Gold- umd 
Silberproduftion hat fich in den lebten Jahrzehnten, namentlich von 1870 
an eine jolche Geldentiwertung und daherige Steigerung der dDurchichnitt- 
lichen Breije geltend gemacht, daß der verfajiungsmäßige Staatsbeitrag 
von tr. 400,000 a. W. jchlechterdings die Lüde im Armenbudget nicht 
mehr ausfüllen konnte, welche er auszufüllen bejtimmt war: Das Durch- 
Ichnittsfoftgeld ftieg allmählich auf Fr. 75, ohne daß die Hofverpflegumg, 
d. h. die Katuralverpflegung mit geringer Entihädigung, eingegangen, 
wäre; md die gejamten Notarmenfoften, einjt zu Fr. 900,000 devijiert, 
Ittegen auf Fr. 1,600,000, und nicht anders ging e3 bei der Verjorgung 
der Dürftigen. Und dazu noch das Verbot der Armentelle! Da forte 
man gar nicht mehr verlangen, daß alles gejeblich zugehe. Die notwen- 
digiten Ausgaben für die Armen, weiche man gar nicht reduzieren fonnte, 
mußten gemacht werden, man mochte num die Daherigen Kafja-Einnahmen 
benennen, wie man wollte; man wurde dureh Die Not jogar dazır getrieben, 
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zu minderwertigen Verjorgungsarten zurüczufehren und das Nieder- 
laflungsgejeb in graujamer Weile auszuführen. 

Die am 1. März 1885 dem Bernervolfe zur Abjtimmung vorgelegte 
neue Berfafjung wollte Hülfe jchaffen mit dem Sate: 

Art. 46. „E3 beiteht fein Nechtsanipruch auf Armenunterjtügung. 
Die Armenpflege tt gemeinjchaftlihe Aufgabe der Privatwohltätigfeit, 
der Gemeinden und des Staates. Soweit die Privatwohltätigfeit und der 
Ertrag der Armengüter einer Gemeinde nicht ausreichen, Viegt die 
finängtelle Umtertägung-der Gemeinden Furr.vdie 
Armenpflege dem Staate:ob. Zu diefem Zmede wird 
eitte bejondere fantonale Armenjteuer erhoben. 

Das Gejeh wird das Nähere beftimmen.“ 

Gerwiß haben wir ung im Verlauf von zwei Jahrzehnten Hinlänglich 
abgefühlt, um zu befennen, daß wir uns infolge der Nichtannahme jener 
Bejtimmung durch das Volk in bejjerer Verfaifung befinden, als jonit der 
Tall wäre. 

Entihieden vorjichtiger jind die Bejtimmungen der Art. 91 und 80 der 
gegenwärtigen bernischen Berfafjung vom 4. Juni 1893: 

Art. 91. „Die öffentlihe Armenpflege it gemeimjchaftlihe Aufgabe 
der organijierten freiwilligen Tätigfeit Der Gemeinden und des Staates.“ 

„Der Staat wird für möglichite Bejeitigung der Urjachen der Ver- 
armung, für selauuı der Armenlajt und für die Entlajtung der Ge- 
meinden jorgen.“ 

„Soweit die aus den ordentlichen Einnahmen des Staates für das Ar- 
meniejen verwendbaren Mittel nicht genügen, fanıı, behufs der Dedung 
der Mehrausgaben eine bejondere Armenjteuer bis zu einem Viertel der 
direften Staatsjteuer erhoben werden.“ 

Die Ausführung diejer Grundjäße und die Drdnnung der Urmenpflege 
it Sache der Gejebgebung. Das Gefeß fann die Erhebung der bejonderen 
Armenjteuer in die Kompetenz des Großen Nates stellen. 

Urt. 80. „SZeder Kantonsbürger ift befugt, unter Einlage eines Heimat- 
iheins oder einer andern gleichbedeutenden Ausweisjhrift und Entrichtung 
einer mäßigen Cinfchreibgebühr, jich überall im Kanton niederzulafien, 
ohne andern Leijtungen unterworfen zu fein, al3 die Bürger des Drt3 
jelbit. Vorbehalten bleiben gejeßliche Beitimmungen über den Unter- 
Nüsungswohnji und die Zurüdweilung in im Falle dauernder 
Unterjtügungsbedürftigfeit. 

Die Niederlajjung der Schweizerbürger wird au die Bundes- 
verfafjung geordnet.” 

Der neue Armenartifel iagte, mas man hanptfächtich mollte und 
nicht wollte und ficherte die Hiefür notwendigen Mittel in einer Redaktion 
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welche den Staat nicht für alles fehlende unbegrenzt haftbar machte, 
jedoch erlaubte, mit der Zeit Schritt zu halten. Der neue Kiederlafjungg- 
artifel ficherte eine möglichit freie Bewegüng. 

Alles weitere wird diesmal wohltweiglich der Gejeßgebung vorbehalten 
ohne Verquidung der Armenfrage mit anderen Finanzfragen. 

Es mar aber deshalb nicht notwendig, dem Gejehgeber Direktionen 
zu geben, weil man nunmehr nicht im Sinne hatte, die Hauptprinzipien 
der Schenfichen Armengejeßgebung zu verlaffen, fondern’ vielmehr, Ddie- 
jelben weiter zu entwidelt und die hiezu nötigen Hülfsmittel zu ber- 
Ihaffen. 

Schenk mußte jeinerzeit mit der beftehenden Berfafjung wo immer 
möglich auszufommen juchen, um nicht durch Aufwerfen der Nevifiong- 
frage „die jchlafende Lötwin zu weden”; das Sichgenügen mit dem firen 
Staatsbeitrag war damals eine Tugend und eine Kunft, nicht ein Zehler. 

Später, al3 man die Verfaffung von 1846 ohnehin, aus andern Grün- 
den, rebidieren mußte, war e3 geboten, auch dem Armenartifel eine befjere 
Fallung zu geben, durch Ermöglichung eines höhern und mobilen Staats- 
beitrage3, und durch Befeitigung des zumeitgehenden Tellverbotes, 

Einmal die freiere Bewegung de3 Gefebgebers errungen, fonnte 
an die Bejeitigung der don der frühen Faflung des Armenartifels her= 
rührenden Mängel des Armengejeges gefchritten werden. Man fonnte 
die Hülfsmittel beichaffen, welche fchon zur fernern Durchführung der 
Schenfichen Reformen im Armenwejen notwendig waren, man Fonnte 
die Armenreform auch auf den Jura ausdehnen, wo fie nunmehr eben- 
jallS notwendig geworden war, nachdem die Eifenbagnen und die Induftrie 
‚ auch hier die Bevöfferung direcheinander gerüttelt, die Fortführung der 
bürgerlichen Armenpflege jehr erjchwert und die Einführung der Orts- 
armenpflege vorbereitet hatten. 

Wenn man das neue Gejeh iiber das Armen- und Kiederlaffungs- 
iwejen vom 28. November 1897 mit demjenigen vom 1. Zuli 1857 ver- 
gleicht, jo überzeugt man ich, daß das erftgenannte ganz auf der Grund- 
lage des leßtern aufgebaut, eine vermehrte und verbejjerte Auflage des 
fetter ift, entfprechend den in den legten vier Jahrzehnten immer dringen- 
der gewordenen neuen Bedirfniffen umd Anforderungen. 

Der ganze Aufbau des neuen Gejebes entjpricht demjenigen des Ge- 
jeges vom 1. Juli 1857. Entiprechend der von Schenk rationell durch 
geführten Scheidung regelt da8 Gefeß zuerjt die Behandlung der Not- 
armen, dann diejenige der Dürftigen, jchließlich diejenige der bei Durch- 
führung der Drtsarmenpflege noch übrig bleibenden armen Altberner 
außerhalb des alten Kantonsteils. Die Hülfsmittel beider Armenpflegen find 
ihrem Namen nach annähernd diejelben geblieben. 
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Bei der Verforgung der Notarmen (und zwar in unjerm Armengefeg 
überhaupt) bildet wiederum den Schwerpunkt die Dedung des nach Er- 
Ihöpfung der jihern lofalen Einnahmen noch „Fehlenden”. Der von 
Stocmar im Berfaffungsrate bon 1846 ausgejprochene Gedanfe von Der 
Kotwendigfeit der Kombination des Staatzbeitrages mit der Öemeimde- 
armenjteuer (Staatshülfe und Selbithülfe) war auch im Jahre 1897 nod) 
von Durchichlagender Kraft. Auch die Schenfiche Armengefeggebung be- 
durfte diefer Kombination und der dadıch ermöglichten Limitierung der 
Staatshülfe. So jehr ihm auch daran gelegen war, der burgerlichen AUrmen- 
telfe ein Ende zu maden, jo fonnte er doch der Witwirfung und finan- 
ziellen Mitverantwortung der Einwohnergemeinde, welche die örtliche 
Armenderjorgung zu übernehmen hatte, nicht entbehren. Sie, die Ein- 
twohnergemempde, mußte von Gejebeswegen die Berjorgung der Not- 
armen gegen HYujicherung eines jehr nappen Durchichnittsfoitgeldes 
übernehmen und eventuell das daherige Defizit tragen; fie mußte durch 
Armentellen die allfälligen Sahresdefizite de3 Armengutes deefen; fie 
mußte, wohl oder übel, Durch Verteilung der Stinder auf die Höfe fich eine 
Armentelle in natura gefallen fajjen. Das neue Gejeß von 1897 Hält an 
diejer Kombination felt. Der Staat leijtet (je nach der Urmenlaft und den 
Hilfsmitteln der Gemeinden) nur 60—70 % an den Betrag des „Tehlen- 
den”, überläßt alfo der Ortsgemeinde die Dedfung des Nejtes. Das Durch- 
\ehnittsfoftgelod ijt auch noch da, jedoch nur für nichtsanftaltliche Verpflegung 
Erwachjener. Um eine gute Verpflegung zu jihern, bejonders bei notarmen 
Kindern, geftattete das Gejeg mit wenigen Borbehalten die Anrechnung 
der wirflihen Gejamtfoften. Eine noch weitergehende Gtaatsunter- 
jtüBung wird den Gemeinden zuteil, deren Armenfteuer 0,40% überiteigt, 
und zwar wächjt dev Staatsbeitrag progrejlind mit diefem Überfchuß. . Der 
daherige Fahresfredit von Fr. 200,000 wird alfjährlich” durch den Ne- 
gierungsrat verteilt. 

Auch die Urmenpflege der Dürftigen erhält regelmäßige Staatz- 

sujchüffe, wenn auch in Heinen Beträgen. 

Am meiften it, ichon vor dem Geje von 1897, die Ausgabe für die 
Armenpflege der auswärtigen Notarmen berniicher Gemeinden mit Orts- 
armenpflege gewachien, etwa auf das 10fache. Das neue Gejeß erhöht 
dieje Laft des Staate3 noch dadurch, daß eg diejenigen auswärt3 notarm 
gewordenen, welche unfreiwillig, d. H. durch Verfügung der auswärtigen 
oder der hiejigen (Staatlichen) Armenbehörde heimfehren, auf Dem Budget 
der auswärtigen Armenpflege beläkt (allerdings unter vem Vorbehalt der 
Anwendung des Armenpolizeigejege3 vom 11. Mai 1884 über Arbeits- 
anjtalten) und den Staat auch für diejenigen fernerhin behaftet, welche 
innert zwei Sahren nach ihrer freiwilligen Rückkehr dauernd unterjftübungs- 


513 


bedürftig werden. Die Zahl derjenigen Bürgergemeinden, welche noch 
immer ausnahmsweife ohne Armenfteuer und ohne Gtaatsbeitrag für 
ihre in- und auswärtigen armen Bürger forgen, beträgt im alten Kan- 
tongteil noch 16, im neuen 35. 

Die Abrechnung ztoifchen dem alten und neuen Kantonzteil bezüglich 
der biöher nur für den alten Kantonsteil bezogenen bejondern Staatzfteuer 
im Armenwejen fällt vom nfrafttreten des neuen Gejeßes an dahin; 
jedoch hat der Jura nicht fofort die ganze ftaatliche Zufchlags-Armenfteuer 
bon 0,50 % zu entrichten, noch das Recht auf völlige Gleichitellung feiner 
Armen, jondern diefes Verhältnis ift durch Übergangsbeftimmungen ge- 
regelt, auf welche wir Hier nicht eintreten können. 

Außer dem bisherigen Normalfredit von Tr. 800,000 fteht zur Ver 
fügung des Staates im Urmenwejen ein Steuerzufchlag von !/, der Staat$- 
fteuer. Das bedeutet unter den jebigen Verhältniffen eine Ertrafteuer 
bon St. 1,300,000, wogegen allerdings die troß de3 Verbotes der Armen- 
telle bisher von den Gemeinden für die Armenpflege der Notarmen und 
der Dürftigen bezogenen direkten Steuern, zufammen gegen Fr. 1,200,000 
betragend, zum größern Teil dahin fallen. 

Die dermalen den Kanton Bern leitenden StaatSmänner und das 
ihrem Rate folgende Bolf Haben durch eine neue Beichaffung der nötigen 
finanziellen Grundlagen nicht allein die Forteriftenz der durch Schenf 
gejchaffenen örtlichen Armenverforgung gefichert, es ift diejelbe durch 
die vermehrten Hülfsmittel auch wefentlich verbefjert worden, namentlich 
die Erziehung der notarmen Kinder. Die Aufficht ift auch eine weit inten- 
jivere geworden. 

Die Einführung der Armeninspeftion bei jämtlichen Notarmen und 
jomweit möglich auch bei den Dürftigen ift eine Neuerung von ganz bejon- 
derer Wirkung; die gejegliche Beftätigung des im Jahre 1891 eingeführten 
Anftaltsinjpeftoratz fihert auch diefem teuren Zmeige der 
Armenpflege eine programmmäßige Behandlung. 

Sn der Hand des neu gejchaffenen fantonalen Armen- 
injpeftor3 vereinigen fich die Zügel der gejamten Armenadmini- 
jtration zu zielbewußtem Wirfen auch in prophylaftifcher Richtung (Ver- 
beijerung de3 Schulbejuch!, Speifung armer Schulfinder, Patronat für 
admittierte notarme Kinder, Hebung der Berufserlernung durch Gewährung 
von Lehrgeldern, Heranbidung von Kranfenpflegerinnen, Unterjtüßung 
der DOrganijation für Naturalverpflegung behufs der Bejeitigung des 
Betteld), zugleich verichafft fich die Armendireftion duch denjelben den 
nötigen Einblid in die wachjende auswärtige Armenverforgung. 

Und wie fteht e8 nach dem neuen Gefege bezüglich der Nieder- 
lajjungsverhältnijje? | 

Kummer: Bundesrat Scenf, 33 
} 
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Ka) den neuen Beitimmungen unjeres Gejeges fann die Nieder- 
lafjung feinem Angehörigen einer Gemeinde mit örtlicher Armenpflege 
verweigert werden, mern er außer der Vorlage des Heimatjcheines und 
Angabe der PBerjonen, deren Wohnfig durch den feinigen bedingt ift (es 
find diejelben, wie nach dem Niederlaffungsgejege von 1858) auf Verlangen 
duch ein Zeugnis feines bisherigen Wohnfibes nachweilt, daß weder er. 
felbit, noch eine feiner Gewalt unterworfene Perjon auf dem Etat der 
dauernd Unterjtügten jteht." 

Wenn nun die Armenhörigfeit mit dem polizeilihen Wohnfik ver- 
bunden ift, jo fönnen jest auch Nichtjubjiitenzfähige überall frei einziehen, 
aljo gewilje günftig fitwierte Gemeinden überjchiwemmen und jo die ört- 
Eiche Urmenpflege unmöglich machen? Dem wird vorgebeugt durch folgende 
s$ 104 und 105 unjeres neuen Gejeßes: 

Wenn innert zwei Jahren von dem Beitpunfte an, wo die Schriften 
eingelegt wurden oder hätten eingelegt werden jollen, der Bewerber oder 
feine ihm im Wohnfibe folgenden PBerjonen in den Zuftand dauernder 
Unterjtüßungsbedürftigfeit fallen, jo greift die Unterftüßung3- 
piliht Der vorhergehenden Gemeinde Plab. Die 
Verpflegung liegt zwar der dermaligen Wohnfibgemeinde ob; es hat 
- jedoch die vorhergehende Wohnfibgemeinde die Bflegefoften nach Gejeb 
zurüczuerjtatten, wenn jie die Verpflegung nicht jelbft übernehmen will. 

Die Trage der Unterjtübungsbedürftigfeit wird je bei Anlaß der 
jährlichen Aufnahme des Etats der Notarmen entichieden; e3 ijt der lebten 
Wohnfiggemeinde Gelegenheit zu geben, fich in einem folchen Fall ver 
treten zu lajjen und ihre Bewerbung da jchriftlich anzubringen, der Ent- 
Ichetd ift der Gemeinde fchriftlich mitzuteilen. Sie fann dagegen an den 
Regierungsitatthalter des Wohnortes refurrieren und die unterliegende 
Partei den Nefurs an die Armendireftion ergreifen. — 

Das 1it nun allerdings ein Einbruch in die örtliche Armenpflege 
nach bisheriger Auslegung des Wortes. Nur muß bemerft werden, 
daß auch bisher fehon der Staat, al8 Armenpfleger für die aufßer- 
halb des alten Kantons in eine jchweizerijche Gemeinde einziehenden 
Altberner fi eine Wartefrift von zwei Sahren ausbedungen hatte, 
bevor er den notarm Gewordenen unterjtügte, und diefe Forderung 
auch im neuen Gejege aufjtellt, warum follte er diefe Bedingung 
nicht auch anderen Armenbehörden zugejtehen? Und Hat nit aud 
das Ddeutjche Neichsgeje dom 6. Juni 1870, welches für alle deutichen 
Reichgangehörigen im Gebiete de3 deutjchen Neiches die örtliche 
Armenpflege eingeführt hat, in $ 10 dieje Ortlichfeit der Armen- 
pflege an den Borbehalt einer zweijährigen Wartefriit (während 
welcher Ausweilung zuläjiig it) gefnüpft? ; 


515 


Die Hauptfrage 1ft: Wie bewährt fich unjere neue Borjchrift in der 
praftifchen Anwendung des Gefeßes? 

AUllerdingd fann man unter jolhem Vorbehalt auch anjcheinend 
Subjijtenzlofe in eine Gemeinde einziehen laffen und manche Arme werden 
auf diefem Wege ohne Anftand fich durchjchlagen, welche vielleicht nach 
bisherigem Gejege Zurüidweifung und einen Wohnfibftreit risfiert hätten. 

Man Fann jest wirklich jagen: die Wohnfisftreitigfeiten find felten 
geworden. jedoch fommt nach den Berwaltungsberichten der Regierung 
doch noch durcchjichnittlich zwölfmal im Jahre der Fall vor, daß eine Auf- 
enthaltsgemeinde einen noch nicht zwei Jahre Anmwefenden (oder ein 
Glied jeiner Famıilie) auf Koften der vorigen Aufenthaltsgemeinde auf 
ven Notarmen-Etat nimmt und jo die leßtere Gemeinde zur Klageführung 
und Schließlich zum Nefurs bei der oberjten Inftanz veranlaßt. — 

Gegen dröhlende Gemeindebeamte hat die Regierung allerdings in 
$ 78 des neuen Gejebes eine Waffe (Entziehung des Staatsbeitrages für 
wenigitens ein Jahr mit Rüdgriffsrecht der Gemeinde gegen den Fehl- 
baren) in der Hand. 

Warten wir die fernern Folgen des nunmehr bereit3 volle 9 Jahre 
in Kraft ftehenden Gejetes ab! 

Benn der Grundfab der freien Niederlaffung und der freien Arbeits- 
bewerbung, für welchen in den Natsjälen und in der Prefje jo fchön ge- 
- fümpft worden ift, nun auch in den Gemeinden und Gemeindefanzleien 
. tejpeftiert mwird und nicht entjprechenden Falles die Regierung bon ihren 
Kompetenzen Gebrauch macht, jo fann fich der neue Verfuch bewähren. 


Übrigens Hat nicht allein der bernifche Gejeßgeber an der Schenkichen 
Urmengejebgebung gerüttelt und geändert, jondern auch der fchweizerifche 
unter Schenf eigener Mitwirfung, wie wir dag bereits in unferm Abfchnitte 
„Schent al8 Bundesrat” gejehen haben. 

Daß mir nach der Annahme des Niederlaffungsvertrages mit Frank 
reich vom 26. März 1865 auch den jchweizerifchen Nichtehriften die den 
franzöfiichen zugeftandene Niederlaffungsfreiheit gewähren und die Artikel 
41 und 48 unjerer Bundesperfaffung in diefem Sinne ändern mußten, 
war bei der geringen Zahl und dem Charakter unjerer fchmweizerifchen 
Suden für unfer bernijhe8 Armenmwejen ohne Belang. 

Aber auch die in Art. 41, 1, ce der B.B. von 1848 vorgenommene 
Streichung des Requifit3: „wenn er auf Verlangen ich ausmweifen fann, 
daß er durch Vermögen, Beruf oder Gewerbe fich und feine Familie 
zu ernähren imftande jet,” ift eigentlich für unfere bernifche Urmengejep- 
gebung bedeutungslos; denn diefer Niederlaffungsartifel bezieht fich allein 
auf die Niederlafjung eines Schweizer in einem andern Kanton, 
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nicht aber auf den Wohnfiswechjel innerhalb des eigenen Kantons. Nur 
infolge unrichtiger Auslegung fonnte aljo behauptet werden, da3 bernijche 
Tıiederlaffungsgejeb widerjtreite dem abgeänderten Art. 41 vom Jahre 1866. 

Dagegen hätte allerdings der Art. 44 des Bumndesverfajjungs-Ent- 
wurfes vom 5. Mai 1872, wenn diejer Entwurf angenommen worden 
wäre, dem neuen bernijchen Niederlafjungsgejege vom 17. Mat 1869 
($ 13 und 14) und damit auch dem bernijchen Armengejeße RA 
bereiten fünnen. 

Bei der Entwerfung der Bundesverfaffung von 1874 war man aud) 
in diejer Beziehung etwas borjichtiger. Um nicht eine Berwerfung der 
neuen Berfaffung im Kanton Bern zu riskieren, machte man im Nieder- 
Yajlungsartifel (45) die Konzeijion: 

„Sm Kantonen, wo die örtliche Armenpflege bejteht, darf die Ge- 
ftattung der Niederlafiung für Kantonsangehörige an die Bedingung 
gefnüpft werden, daß diejelben arbeitsfähig und an ihrem bisherigen 
Wohnorte im Heimatfanton nicht bereit3 in dauernder Weije ver 
öffentlichen Wohltätigfeit zur Laft gefallen feien.” (Dagegen fonnte 
von dem um die Niederlafiung fich Bewerbenden der Nachweis einer 
Wohnung ohne Gutiprache des bisherigen Wohnjises nicht mehr ver- 
langt werden.) 

Auch bezüglich der Wegweifung wegen Beläftigung der öffentlichen 
Wohltätigfeit wird dem Prinzip der Ortlichfeit eine Heine Konzeffton ge- 
macht: „diefe Wegweifung darf exit dann ftattfinden, wenn Die Heimat- 
gemeinde, bezw. der Heimatfanton eine angemejjene Unterftüßung tro& 
amtlicher Aufforderung nicht gewährt.” 

Eine weitere Regelung der Verhältnifje von Angehörigen anderer 
Kantone im Sinne der Örtlichfeit enthält Art. 48 der Bundesverfafjung 
von 1874, Yautend: 

„Ein Bundesgejeß twird über die Koften der Verpflegung und DBeer- 
digung armer Angehöriger eines Kantons, welche in einem andern Stanton 
franfmwerden oder fterben, die nötigen Beitimmungen treffen.” 

Diejes Bundesgefeß, erlafien am 22. Juni 1875, verfügt: Art. 1. 
„Die Kantone haben dafür zu forgen, daß unbemittelten Angehörigen 
anderer Kantone, welche erfranfen und deren Nüdfehr in den Heimat- 
fanton ohne Nachteil für ihre oder anderer Gejundheit nicht gejchehen 
fann, die erforderliche Pflege und ärztlide Behandlung und im az 
falle eine fchiefliche Beerdigung zuteil werden.” 

Art. 2. „Ein Erfaß der hiebei erwachjenen Koften durch vie öffent- 
(ihen Kafen der Heimatfantone findet nicht ftatt. Ein Erfab fan nur 
in dem Falle beansprucht werden, wenn er vom Hilfsbedürftigen jelbit oder 
bon andern privatrechtlich Verpffichteten geleiftetet werden fann.” 
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Ühnlich Hat der Bund aud) in Verträgen mit einigen andern Staaten 
(Stalien, DOfterreich-Ungarn, Deutjches Reich, Belgien, Portugal) dieje 
Berhältniffe geordnet. 

Die Kantone haben indefjen wenig Luft verfpürt, dieje Vorjehriften 
mit ihrer Armenpflege organisch zu verbinden; in den meijten Kantonen 
werden die Koften diefer Armenpflege nicht Durch die Armenkafjfen, jondern 
vom Fisfus oder von andern ftaatlihen Inftituten beftritten. 

Eine fernere Änderung im Armenwefen führte der Cheartifel (Art. 54) 
der Bundesverfaffung herbei, welcher auch die Chehindernijje Öfonomijcher 
Natur, namentlich die Brauteinzugsgebühren und die andern ähnlichen 
Abgaben bejeitigte. E3 war freilich jchade um die daherige Einnahme unjerer 
Armenfaffen; aber angefichtS der unbarmherzigen, vielen braven Armen 
die Ehe verunmöglihenden Anforderungen einiger Kantone 
war eine Radifalfur notwendig geworden, nachdem ein jehr bejcheidene 
Reformen in Ausficht nehmendes Chefonfordat nur von einem Kanton 
(Bern) ratifiziert worden war. — 

Troß verfchiedener Anläufe, welche dahin gingen, den Heimjchub bon 
Berarmten in eine auf dem Papier ftehende Heimat, in welcher jie ärmer 
dastunden, al8 in der Fremde, zu verhindern, hat die Bundesrepifion von 
1870/74 in diefer Richtung wenig geleijtet. 

Sn den Kantonen macht das Territorialprinzip ebenfalls geringe 
Fortichritte. Außer Bern haben nur die Kantone Genf und Neuenburg 
das Prinzip der bürgerlichen Armenpflege aufgegeben, indem die Armen 
im Kanton Neuenburg den Munizipalitäten, in Genf nationalen Inftituten 
zugewiefen wurden. Ir andern Kantonen wird freilich aud) für arme 
Nichtbürger (namentlich infolge des angeführten Bundesgejeges vom 
22. Xuni 1875) mehr oder weniger geforgt; fehr viel wird in den Städten 
Zürich und Bafel und aud) in andern mduftriellen Ortichaften dur) die 
Organifation der freiwilligen Wohltätigfeit, odne Rüdficht auf ihre 
Herkunft, -für die Armen geleiftet. 

Wenn num auch wenig Auzficht vorhanden ift, daß der Bund die durch 
feine Bettelordnungen gejchaffene bürgerliche Armenpflege direkt in Frage 
ftelfen twerde, jo ijt er anderjeit3 doch beftändig an der Arbeit, Ynjtitutionen 
zu Schaffen, welche die bürgerliche Armenpflege oder überhaupt die Armen- 
“pflege entlaften und die Fälle des Heimtransport3 Verarmter vermindern; 
wir meinen jene Haftpflidht- und jene Verfiherungdge- 
lesgebung. 

Nachdem man fi) einmal daran gemacht hatte, zu unterfuchen, woher 
die Fälle der Unterftügungsbedürftigfeit fommen, jtieß man Schritt für 
Schritt auf Übeljtände in der Drganifation der Arbeit, für welche nad) 
gemeinem Rechte die nächfte Umgebung des Arbeiter? und nicht ein Tag- 
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reifen weit entfernter jogen. Heimatort haftbar erklärt werden mußte. 
Dies geichah fchon durch das eidgenöfliihe Obligationenrecht vom 14. Suni 
1881, Art. 50—65. 

Dasjelbe Gefjebbuch enthielt aber auch unter dem Abfchnitt „Dienft- 
- vertrag” zugunften des in einem Pienjtvertrag für längere Dauer fte- 
henden und mit dem Mrbeitgeber in häuslicher Gemeinjchaft lebenden 
Arbeiter3 einen Xrtifel (341), welcher, gehörig angemwendet, Die 
Duelle einer Unmafje von bisherigen Unterftügungsfällen zuzuftopfen 
geeignet ilt. 

Während diejer Art. 341 des jchweizeriihen D.R. mehr dem Arbeiter 
in der Landwirtichaft und im Kleingewerbe zugute fommt, hat gegenüber 
den mit der Großinduftrie verbundenen Gefahren für Leben und Gefund- 
heit eine ganze Spezialgejeggebung jchügende Vorjchriften aufgeftellt: 
 da8 Eifenbahnhaftpflichtgejeg vom 1. Juli 1875, das eidgenöjfiiche Fabrik 
'geje vom 23. März 1877, das Fabrifhaftpflichtgeje vom 25. Juni 1881, 
das Gejet betr. Ausdehnung der Haftpflicht vom 26. April 1887, welche , 
wir in diefer Biographie bereit3 beiprochen haben. 

Dieje Gejebe waren jeinerzeit in der Meinung aufgeitellt worden, 
daß die durch jte betroffenen Arbeitgeber ohne Schwierigfeit und mit 
geringen Kojten bei den bejtehenden privaten Berficherungsanftalten für 
ihre Haftpflicht Dedung finden werden. Da man jich jedoch bei der Um- 
Ichreibung der Haftpflicht die Natur der Haftpflichtverficherung zu wenig 
vergegenmwärtigte, jo jtellte man dabei. eine Menge von Slaufeln auf, 
welche bei der Ausführung, fei e8 mit oder ohne Verficherung, jei eg bei 
DBenubung von gegenfeitigen Berjicherungsgejellichaften oder von Aftien- 
gejellichaften, notwendig zu Prozejjen und zur Verbitterung ded Ber- 
Hältniffes zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern führen mußten. 

Nach einer gründlichen Unterfuchung der Sachlage fam man zu der 
‚Einficht, daß die Haupturfache des Streites in der Haftpflicht als folcher 
und abgejehen von der Verficherung, liege, und daß ein Mißpverhältnis 
zwijchen diejen beiden Amftitutionen gar nicht entitehen fünnte, wenn 
man jich darauf bejchränfte, zugunften der Arbeiter eine eigene dazu ge- 
Ihaffene Berficherung gegen Unfall und gegen Krankheit aufzuftellen, 
wie die mit gutem Erfolge im Deutfchen Reiche und in Ofterreich ge- 
“Ichehen ift. 

Snfolge diejer Erkenntnis wurde der Bundesverfafjung von 1874 
folgender neue Verfaffungsartifel, Art. 34bis, angefügt und am 26. DE 
tober 1890 vom Bolfe mit gewaltiger Mehrheit angenommen: 

„Der Bund wird auf vem Wege der Gejehgebung die Kranfen- und 
Unfallverficherung einrichten, unter Berüdjichtigung der et 
Kranfenfafjen.” 


519 


„Er fann den Beitritt allgemein oder für einzelne Bevölferung3Hlafjen 
obligatorisch erklären." — 

Das betreffende Bundesgejet vom 15. Dftober 1899 ift nım zwar vom 
Bolf in der Abftimmung vom 20. Mai 1900 verworfen worden. Gleich- 
wohl ift die Annahme erlaubt, daß bei größerer Berüdfichtigung der bis- 
herigen Tantonalen Leiftungen und der fantonalen Wünjche eine möglichit 
allgemeine Kranfen- und Unfallverfiherung ausführbar jet. 

Sm feiner Eigenichaft al3 Kriegsherr erfüllt der Bund (nad) Urt. 18 
der B.B. und Bundesgejeg über die Militärverficherung vom 28. Yuni1901) 
ichon jeßt diejenigen Pflichten, welche er nad) Art. 34 einem großen 
Teil der privaten Arbeitgeber auferlegt hat, um eine Quelle der Armut 
zu beritopfen. 

Untevdefjen ift aber auch auf den andern Gebieten der Berjicherung 
im Laufe der legten Jahrzehnte die Beteiligung des Volfes jo enorm 
geitiegen, und in gleicher Weife in der Benußung der Sparfaljen, daß 
wir uns der Hoffnung Hingeben dürfen, daß durch dieje Snftitutionen, 
verbunden mit der Vermehrung der Arbeitsgelegenheiten und der Arbeit3- 
tüchtigfeit unferes Volfes das Gebiet der eigentlichen Armenpflege mehr 
und mehr eingejchränft und dadurch nicht allein die Furcht vor der Ter- 
ritoriafität der Armenpflege gemindert, fondern auch die Überzeugung 
bon ihrer Nüßlichfeit und Notwendigfeit für ein gejundes joziales Leben 
gefördert werde. 
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